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Die verfaſſung der vereinigten Staaten von Nordamerika. 


Von Reichsminiſter des Innern Dr. Külz, Berlin. 


Eine planmäßige Erziehung zur Kenntnis der deut⸗ 
ſchen Verfaſſung gibt es in Deutſchland nur inſofern, als 
in der Staatsbürgerkunde der Schulen die Verfaſſung be⸗ 
handelt wird, von der ja auch jedem Schulkind beim Abgang 
aus der Schule ein Stück zu behändigen iſt. Aber die ſtaats⸗ 
politiſche und hiſtoriſche Erziehung zur Verfaſſung liegt in 
Deutſchland noch ſehr im argen. Hand in Hand damit geht 
auch eine weitgehende Unkenntnis der Verfaſſung der anderen 
Demokratien in der Welt. Und doch kann zur Beurteilung des 
Wertes der eigenen Verfaſſung ein Vergleich mit anderen 
Verfaſſungen nicht entbehrt werden. Es iſt deswegen ein nicht 
zu unterſchätzendes Verdienſt des RA. Dr. Alfred Fried⸗ 
mann, wenn er ſich mit einer ausgezeichneten Überſetzung 
eines amerikaniſchen Verfaſſungswerkes bemüht hat, die Ver⸗ 
faſſung der Vereinigten Staaten von Nordamerika dem Ver⸗ 
ſtändnis politiſch und öffentlich⸗rechtlich intereſſierter Kreiſe 
in Deutſchland näherzubringen. 

über die Entſtehung und über die Grund⸗ 
gedanken der Unionverfaſſung hat der frühere amerik. 
Oberreichsanwalt James Beck ſowohl vor engl. wie vor 
franz. Juriſten mehrfach Vorträge gehalten. Dieſe Vorträge 
ſind dann in Buchform erſchienen und jetzt von Dr. Fried⸗ 
mann dem deutſchen Leſer zugängig gemacht worden!). Der 
gegenwärtige Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Calvin Coolidge, hat dem Werke eine kurze Einführung 
gewidmet, die mit dem ſtolzen Satz ſchließt: „Unter der ameri⸗ 
kaniſchen Verfaſſung leben zu dürfen, bedeutet das größte poli⸗ 
tiſche Vorrecht, das je dem Menſchengeſchlechte zuteil wurde.“ 

Reichsgerichtspräſident Dr. Walter Simons 
hat die deutſche Überſetzung mit einer wertvollen Einleitung 
bereichert. 

Die ganze Darſtellung iſt von einem ſtarken Selbſtſtolz 
auf die große Vergangenheit der engliſch ſprechenden Raſſe 
erfüllt. Der Entwicklungsgang des engliſchen Verfaſſungs⸗ 
lebens nimmt deswegen einen breiten Raum in der Dar⸗ 
ftelfung ein, denn: „Ohne die Geſchichte der engliſchen Raſſe 
dieſer gens aeterna zu würdigen, kann man ſie unmöglich 
verſtehen.“ Die politiſche Folgerung, die aus der Darſtellung 
gezogen wird, gipfelt in dem Satz, daß das beſte poli- 
tiſche Syſtem dasjenige ſei, wo am wenigſten re⸗ 
giert wird. 


1 Bol. Eyck, JW. 1928, 1920. 


In überaus plaſtiſcher Darſtellung werden die Verhand⸗ 
lungen, die zu den Beratungen über die Verfaſſung führen, 
die Eröffnung des Konventes und die geiſtigen Kämpfe um 
die Verfaſſung, ſowie deren Annahme und Ratifizierung 
durch die einzelnen nordamerikaniſchen Staaten geſchildert. 

Klar und anſchaulich werden im zweiten, ſtaatsrechtlich 
weſentlichen Teile des Werkes die Grundprinzipien der Ver⸗ 
faſſung herausgeſtellt. Sieben weſentliche Grundſätze treten 
dabei in Erſcheinung: 

Erſter Grundſatz iſt eine repräſentative Regierung. Nach 
der Darſtellung Becks iſt in den Debatten des verfaſſung⸗ 
gebenden Konvents nichts auffallender, als das Mißtrauen 
aller ſeiner Mitglieder gegen das, was ſie 
„Demokratie“ nannten. Sie verſtanden darunter das 
Recht des Volkes, unmittelbar und ohne die Vermittlung 
durch gewählte Vertreter die geſetzgebende Gewalt auszuüben. 
Das alleräußerſte Zugeſtändnis, das man der Demokratie noch 
machen könnte, erblickten ſie in dem Recht des Volkes, ge⸗ 
eignete Männer zu wählen, die dann die Geſetze zum allge⸗ 
meinen Beſten erlaſſen ſollten. Nirgends findet man in der 
Verfaſſungsurkunde eine Erwähnung des Volksbegehrens oder 
des Volksentſcheides. Seit der Annahme der Verfaſſung hat 
ſich hier ein nicht unweſentlicher Wandel der Auffaſſung voll⸗ 
zogen. Das bemerkenswerteſte Beiſpiel hierfür iſt die Wahl 
des Präſidenten. Die Schöpfer der Verfaſſung, und die Ver⸗ 
faſſung ſelbſt beabſichtigen nicht, daß das Volk den Präſi⸗ 
denten unmittelbar wählen ſolle, eine gewählte Körperſchaft 
von Wahlmännern ſollte die Wahl vornehmen. Dieſes Sy⸗ 
ſtem beſteht heute noch. Aber die Praxis geht dahin, daß 
die Wahlmänner ihre Stimme nur ſo abgeben, wie das Volk, 
das ſie gewählt hat, eben durch die Wahlmännerwahl beſtimmt. 

Das zweite, und für die damalige Zeit völlig neuartige 
Prinzip der Verfaſſung iſt das einer dualiſtiſchen 
Staatsform, wie ſie uns in Dentſchland ja ſeit Gründung 
des Deutſchen Reiches geläufig iſt. In dem Machtbereich der 
Geſetzgebung, die den einzelnen Staaten vorbehalten iſt, ſind 
die Staatsbürger den Geſetzen diefer Staaten unterworfen; 
im Bereich derjenigen Regierungsangelegenheiten, welche der 
Zentralregierung übertragen wurden, ſind ſie der Zentral⸗ 
gewalt unterſtellt. Die Zuſtändigkeiten der Geſetzgebung zwi⸗ 
ſchen Bundesregierung und Einzelſtaat ſind abgegrenzt; unter 
dem gebieteriſchen Zwange wirtſchaftlicher Entwicklung hat 
ſich der Einfluß der Bundesgewalt ſtändig verſtarkt. Dieles 
Fortſchreiten der Zentraliſation iſt nicht ohne Kämpfe vor ſich 
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gegangen. Beck kennzeichnet jedoch den gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtand mit Recht dahin, daß jetzt dieſer Kampf nicht mehr um 
die Zentraliſation als ſolche gehe, ſondern darum, ſo weit wie 
möglich dieſe unvermeidlichen Strömungen angemeſſen einzu⸗ 
dämmen. 

Stark ausgebildet iſt das dritte Prinzip der Garan⸗ 

tie der perſönlichen Freiheit durch verfaſſungsmäßige 
Beſchränkungen. Das Wort Souveränität findet ſich weder in 
der Verfaſſung noch in der Unabhängigkeitserklärung. Jede 
Einzelverſon wird als Träger gewiſſer unveräußerlicher Rechte 
betrachtet, die ihm weder der Staat noch das Volk recht⸗ 
maäßigerweiſe entziehen können. Als ſolche verfaſſungsmäßigen, 
vor allem durch die erſten zehn Abſchnitte der Verf. garan⸗ 
tierten Rechte gelten Preſſefreiheit, Freiheit der Meinungs⸗ 
äußerung, Religionsfreiheit, Freiheit des Eigentumsrechts. 
Beck ſagt hierzu: „Der Wert und die Würde des Menſchen, 
der freie Wettbewerb zwiſchen Menſch und Menſch, der Adel 
der Arbeit, das Recht auf Arbeit, die Freiheit von Staats⸗ 
tyrannen wie von Klaſſenherrſchaft, das war das Evangelium 
der Gründer. Sozialismus war ihnen zuwider.“ 

Eng verbunden mit dem Grundſatz der Begrenzung der 
Regierungsgewalten gegenüber der Einzelperſon iſt das vierte 
Prinzip, das der unabhängigen Rechtspflege. Das 
Schwergewicht liegt beim oberſten Gericht. Die Verfaſſung be⸗ 
ſtimmt in dieſer Beziehung: „Die richterliche Gewalt der Ver⸗ 
einigten Staaten ſoll einem oberſten Gericht und ſolchen nie⸗ 
deren Gerichtshöfen übertragen werden, wie ſie der Kongreß 
von Zeit zu Zeit regeln und feſtſetzen mag.“ Die Konſtruktion 
des amerik. Gerichtsweſens iſt bekanntlich völlig anders wie 
die in Deutſchland. Aber der Amerikaner iſt auch heute noch 
ſtolz auf ſeine Juſtiz, auch auf ſeine gewählten Richter. Das 
oberſte Gericht hat dabei, vor allem in der erſten Zeit ſeines 
Beſtehens, die Rolle eines öffentlichen Gewiſſens auch in 
Verfaſſungsfragen geſpielt. Beck ſagt in dieſer Beziehung 
vom oberſten Gerichtshof: „Es war in Wirklichkeit ein 
Überfenat. Die Regierungsgrundſätze ſollten nicht in einer er⸗ 
hitzten Atmoſphäre und durch die Konflikte ſelbſtſüchtigen 
politiſchen Streites entwickelt werden, ſandern in der ruhigen 
Luft eines Gerichtshofes wachſen nach einer ausführlichen 
Beſprechung durch die bedeutendſten Juriſten der Zeit, und 
der Richter, die nicht als Parteianhänger, ſondern als be⸗ 
eidigte Interpretatoren verfaſſungsmäßiger Freiheit handeln.“ 

Der ſechſte charakteriſtiſche Grundgedanke der Verfaſſung 
iſt in dem Beſtreben zu erkennen, eine Konzentration der 
Macht, ſei es bei dem einzelnen, fei es bei einer 
Körperſchaft, zu verhüten. Dieſes Ziel wird erreicht 
durch ein ſtark ausgebildetes Syſtem von Gegengewichten zwi⸗ 
ſchen Exekutive und Legislative. Die Staatsphiloſophie Mon⸗ 
tesquieus, wie er fie in feinem Werk: „De b'esprit des 
lois“ entwickelt, hat hierbei eine ausſchlaggebende Rolle ge⸗ 
ſpielt. Die Grundlehre Montesquieus war die Teilung 
der Gewalten in drei Teile, von denen jeder als ein Gegen- 
gewicht gegenüber dem anderen wirken ſollte. So ſchafft die 
amerk. Verf. eine zweikammerige Legislative und 
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eine ſtarke Exekutive, von denen jede die Möglichkeit 
hat, die andere in Schach zu halten, und die andererſeits beide 
wieder durch das Syſtem einer kurzen aber feſten Amtszeit 
beſchränkt werden. Keine parlamentariſche Mehrheit kann ein 
Geſetz erlaſſen, wenn es der Präſident nicht billigt, und der 
Präſident kann ſeinerſeits ſich dem Erlaß des Geſetzes nicht 
entziehen, wenn es von einer Zweidrittelmehrheit in beiden 
Kammern des Kongreſſes beſchloſſen iſt. Der Kongreß kann 
die Amtsgewalt des Präſidenten durch Geſetze über ſeine 
Amtspflichten beeinfluſſen, andererſeits kann der Präſident 
den Kongreß in vielen ſeiner Maßnahmen behindern. Der 
ſtaatspolitiſche Grundgedanke, der hierbei verfolgt wird, geht 
darauf hinaus, daß das Wohl des Volkes durch eine möglichſt 
geringe Anzahl von Geſetzen am meiſten gefördert wird, und 
daß deshalb ein Geſetz nur nach einer Zeit ſorgfältiger Über- 
legung angenommen werden ſoll und auch dann nur, wenn 
zwei verſchiedene Träger der Gewalten es übereinſtimmend 
als vernünftig anerkennen. 

Als ſiebentes Grundprinzip verkörpert die Verfaſſung die 
gemeinſame Zuſtändigkeit des Präſidenten und 
des Senates in der Feſtlegung der auswärtigen 
Politik. Die Praxis wird im weſentlichen dadurch gekenn⸗ 
zeichnet, daß die Pflege der auswärtigen Beziehungen vor 
allem die Aufgabe des Präſidenten iſt, jedoch mit der Be⸗ 
ſchränkung, daß der Senat zur Ernennung von Diplomaten 
und zur Gültigkeit von Vertretern ſeine Zuſtimmung geben 
muß, und daß nur beide Häuſer des Kongreſſes vereint Krieg 
erklären können. Auch in Amerika herrſcht kein Zweifel dar⸗ 
über, daß dieſes Syſtem die Vereinigten Staaten oft ver⸗ 
hindert, ſchnellen und wirkſamen Anteil an den internationalen 
Verhandlungen zu nehmen. Und auf die neueſte Geſchichte an⸗ 
gewendet, iſt es ſehr kennzeichnend, was Beck hierüber ſagt: 
„Es iſt richtig, daß dieſes Syſtem es den Vereinigten Staaten 
ſchwer macht, wirkſam an dem Hauptziel des Völkerbundes 
teilzunehmen, an der Aufgabe durch vereinigtes Handeln in 
Genf den Frieden zu ſichern. Aber von den Vereinigten Staa⸗ 
ten zu verlangen, den lebenswichtigen Teil ihres konſtitu⸗ 
tionellen Syſtems, auf welchem ihr innerer Frieden in hohem 
Maße gegründet iſt, aufzugeben, nur um den Völkerbund zu 
fördern, erſcheint vielen genau ſo unvernünftig, als wenn man 
von England fordern würde, die Krone, an welcher das Land 
als au einem lebenswichtigen Teil der Verfaſſung ehrlich 
hängt, als Beitrag für internationale Zuſammenarbeit zu 
opfern.“ N 

Den Schluß des Beckſchen Buches bildet ein Überblick 
über den verfaſſungsmäßigen Entwicklungsſtand der Gegen⸗ 
wart und eine ſtaatsphiloſophiſche und ſtaatspolitiſche Betrach⸗ 
tung über drohenden Verfall des Führertums und über An⸗ 
zeichen einer Auflehniig gegen die Autorität, wobei unter 
Autorität nicht die Geſetze des Staates verſtanden werden, 
ſondern auch die großen Geſetze des geſellſchaftlichen Lebens 
und die übernommenen Überlieferungen der Vergangenheit, 
um mit der Mahnung zu ſchließen: „Verrücke nicht den alten 
Grenzſtein, den Deine Väter aufgerichtet haben.“ 


Auſwertung privatrechtlicher Forderungen in polen ). 


Von Oberregierungsrat F. Henrychowski, Charlottenburg. 


Nach der Gegenſeitigkeitsbeſtimmung des 8 43 der pol⸗ 
niſchen Aufwertungsverordnung (= PolnAufw VO.) vom 
14. Mai 1924 braucht der polniſche Schuldner an einen deut⸗ 
ſchen Gläubiger nicht eine höhere Aufwertungsſumme und 
dieſe nicht zu einem früheren Zeitpunkte zu zahlen, als er 
nach dem deutſchen Aufwertungsgeſetze (= DtſchAufwG.) 
v. 16. Juli 1925 (RG Bl. I, 117) hierzu verpflichtet wäre. 
Soweit aber die PolnAufw VO. den Gläubiger ungünftiger 
ſtellt, als das DeihNufw®., kann der deutſche Gläubiger ſich 
dem polniſchen Schuldner gegenüber nicht auf das Dtſch⸗ 
Aufw®. berufen. Es ſoll aber alsbald erwähnt werden, daß 
die polniſchen Gerichte erfreulicherweiſe bisher von der Gegen⸗ 


) Vgl. auch Blumenfeld JW. 1924, 1353; Haaſe a. a. O. 
1854; Un verfehrt a. a. O. 1925, 2202; Haa ſe a. a. O. 1926, 359. 


ſeitigkeitsbeſtimmung in der Praxis keinen ausgiebigen Ge⸗ 
brauch gemacht und die deutſchen Gläubiger im allgemeinen 
nicht ſchlechter als die polniſchen Gläubiger behandelt haben. 
Es ſteht wohl zu erwarten, daß an dieſer Praxis feſtgehalten 
wird, da das neue DtſchAufwG. v. 16. Juli 1925 in allen 
weſentlichen Punkten weitaus günſtigere Beſtimmungen 
enthält als die PolnAufwVO. Gleichwohl iſt es von Inter⸗ 
eſſe, im Hinblick auf die polniſche Gegenſeitigkeitsbeſtimmung 
vom rechtlichen Standpunkte aus unter Berückſichtigung 
des Diſch AufwG. die im Zweifelsfalle an ſich geſetzlich 
maßgeblichen Grundſätze darzulegen. 
I. Hypothekenforderungen. 

Unter den aufwertbaren Forderungen dürften das größte 
Intereſſe in Anſpruch nehmen die Hypothekenforde⸗ 
rungen, die aus der Zeit vor dem 28. April 1924 (dem 
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Tage des Beginns der Zlotywährung) auf Grundſtücken in 
den ehemals deutſchen, jetzt an Polen abgetretenen Gebieten 
laſten. Bei allen dieſen Hypothekenforderungen iſt ebenſo wie 
nach dem DtſchAufwG. die Hypothek (d. h. die dingliche Siche- 
rung) ſcharf auseinanderzuhalten von der zugrunde liegenden 
perſönlichen Forderung, weil die Hypothek einerſeits und 
die perſönliche Forderung andererſeits verſchieden aufgewertet 
werden bzw. aufgewertet werden konnen. 


a) Darlehnshypothelen: 


So wird bei Darlehnshypotheken auf ſtädtiſchen und 
ländlichen Grundſtücken in den vormals preußiſchen Gebiets⸗ 
teilen die Hypothek gemäß 8$ 5, 6 PolnAuſwVO. auf 15 90 
der nach der Umrechnungsſkala des 82 VD. berechneten Zloty⸗ 
ſumme aufgewertet, während die perſönliche Forderung 
aus dem Darlehn nach 8 11 Nr. 3—4 VO. aus wichtigen 
Gründen auf einen höheren, aber auch niedrigeren Satz 
(als 15% ) aufgewertet werden kann; unter Umſtänden iſt die 
perſönliche Forderung ſogar voll (d. h. auf 100 do des Zloty⸗ 
wertes) aufwertbar. Nach dem DtſchAufwG. (SS 4, 9) beträgt 
bei Darlehnshypotheken der Aufwertungsſatz für die Hypothek 
und die perſönliche Forderung 25 9% des Goldmark⸗ 
betrages. Gleichwohl muß ſich der deutſche Gläubiger einer 
(polniſchen) Darlehnshypothek mit einer 15% igen Zlotyauf⸗ 
wertung der Hypothek beſcheiden, weil die Poln Aufw VO. 
einen höheren Aufwertungsſatz nicht vorſieht, und bei der 
Aufwertung der perſönlichen Forderung wegen 8 43 Poln⸗ 
Aufw O. eine Beſchränkung bis auf 25 9% des Zlotybetrages 
gefallen laſſen. 


b) Kaufgeldhypothelen: 


Eine zweitwichtige Gruppe unter den Hypotheken bildet 
die Reſtkaufgeldhypothek. Bei dieſer wird die hypothe⸗ 
kariſche Sicherung nach 88 33, 29 Nr. 1 a PolnAufw BO. 
grundfäglich auf 18,75 9% des nach 8 2 umgerechneten Zloty⸗ 
wertes aufgewertet, bleibt alſo um 25 — 18,75 = 6,20 00 
hinter der dinglichen Aufwertung nach dem DtſchuufwG. (84) 
zurück. Iſt aber der perſönliche Schuldner noch Eigen⸗ 
tümer des belaſteten Grundſtücks und beſtehen keine Nach⸗ 
belaſtungen, ſo iſt nach 8 33 Nr. 3 PolnAufw VO. hinſichtlich 
der hypothekariſchen Sicherung eine Aufwertung über, 
ev. ſogar weit über 18,75 00 hinaus möglich. Der deutſche 
Gläubiger muß ſich jedoch in dieſem (letzteren) Falle unter 
Umſtänden mit einer dinglichen Aufwertung von 25 0% 
begnügen, weil das DtihAufw®. auch bei Reſtkaufgeldhypo⸗ 
theken eine dingliche Aufwertung von nur 25 0% kennt. 

Dagegen iſt die Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung (d. h. gegen den perſönlichen Schuldner auf Zahlung des 
Reſtkaufgeldes) nach 88 28, 29 Nr. 1a, 2—3 PolnAufw VO. 
grundſäßlich unbeſchränkt (alſo auch über 25 0% hinaus) zu⸗ 
läſſig, wobei aber im konkreten Falle für die Frage, ob und 
in welchem Umfange aufzuwerten iſt, der wirkliche oder mut⸗ 
maßliche Vertragswille der Parteien und, mangels einer ſol⸗ 
chen Grundlage, die Grundſätze von Treu und Glauben unter 
Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Falles, ins⸗ 
beſondere der inzwiſchen eingetretenen Veränderungen (8. B. 
Wertverminderung) des belaſteten Grundſtücks maßgebend 
ſind. Den gleichen Grundſatz ſpricht auch das DtſchAufwG. 
aus, indem es in § 10 Abſ. 1 unter Abweichung vom nor⸗ 
malen Höchſtſatz von 25 9% eine höhere oder geringere Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Kaufgeldforderung nach all⸗ 
gemeinen Vorſchriften (SS 242, 157 BGB.) für zus 
läſſig erklärt. Das DiſchAufwG. ſieht aber hierbei, ent- 
gegen der PolnAufwVO. mehrere Einſchränkungen vor: 


1. Für die Aufwertung nach den allgemeinen Vorſchriften 
kommen nur die perſönlichen Kaufgeldforderungen in 
Frage, die nach dem 31. Dez. 1908 begründet worden 
find (8 10 Abſ. 1 Nr. 5); — vor dem 31. Dez. 1908 
nur mit 25 % aufwertbar! — 


2. Die Aufwertung der perſönlichen Forderungen (nach 
allgemeinen Vorſchriften) darf, wenn die Forderung 
bis zum 1. Jan. 1912 begründet worden iſt, den Satz 
von 75 % und, wenn ſie ſpäter bis zum 1. Jan. 
1922 entſtanden iſt, den Satz von 100 0 des Gold⸗ 
markbetrages der (perſönlichen) Forderung nicht über⸗ 
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ſchreiten (8 10 Abſ. 3); — für die Zeit nach dem 
1. Jan. 1922 iſt die perſönliche Forderung unbeſchränkt 
aufwertbar! — 


3. Hat der urſprüngliche Gläubiger die Kaufgeldforderung 
vor dem 14. Febr. 1924 an einen anderen (Zeſſionar) 
entgeltlich abgetreten, ſo kann der Zeſſionar vom per⸗ 
ſönlichen Schuldner keine höhere Aufwertung als bis 
zu 25 % des Goldwertes der Forderung verlangen 
(88 11, 3). 


Dieſe deutſchen Aufwertungsbeſchränkungen (zu 1—3) hätte 
der deutſche Gläubiger ſich auch dem polniſchen perſön⸗ 
lichen Kaufgeldſchuldner gegenüber, falls dieſer ſich hierauf 
beruft, infolge der Gegenſeitigkeitsvorſchrift des § 43 Poln⸗ 
AufwVO. gefallen zu laffen, insbeſ. alſo auch, daß Kaufgeld⸗ 
forderungen, die vor dem 1. Jan. 1909 begründet ſind, gegen 
den perſönlichen Schuldner nicht über 25 % hinaus auf⸗ 
gewertet werden. Es wäre indes mit Rückſicht auf die niedri⸗ 
gere Aufwertung (18,75 0%) der dinglichen Sicherung wün⸗ 
ſchenswert, daß mit der polniſchen Regierung eine Verſtändi⸗ 
gung dahin erzielt würde, daß dieſe (deutſchen) Aufwertungs⸗ 
beſchränkungen nicht zur Anwendung gelangen, vielmehr die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung ohne Begrenzung 
nach dem Zeitpunkte ihrer Entſtehung lediglich nach den 
polniſchen Aufwertungsvorſchriften (88 28, 29 Nr. 1a, 2—3) 
vorgenommen würde. 


c) Andere Hypothekenforderungen: 


Nach denſelben Grundſätzen wie bei der Reſtkaufgeld⸗ 
hypothek erfolgt die dingliche und perſönliche Aufwertung von 
Hypothekenforderungen, die auf einem erb- oder fami⸗ 
lien rechtlichen Verhältniſſe beruhen (Erbteil3-, Vermächt⸗ 
nis⸗, Pflichtteils⸗, Unterhaltsabfindungs⸗Hypotheken). Jedoch 
fallen hier bei der Aufwertung der perſönlichen Forderung 
die oben unter b genannten (deutſchen) Beſchränkungen zu 1 
bis 2 fort, ſo daß für den urſprünglichen Gläubiger 
gegen den perſönlichen Schuldner keine grundſätzlichen Auf⸗ 
wertungsbeſchränkungen, insbeſ. auch in zeitlicher Beziehung, 
in Betracht kommen. Dagegen bleibt die Beſchränkung zu 3 
— (8 11 DtſchAufwG.) — für den Zeſſionar (d. h. Beſchränk⸗ 
barkeit der Aufwertung der perſönlichen Forderung auf 25% ' 
ihres Goldwertes) auch hier beſtehen. 


Für die Umrechnung der Hypothekenforderungen (2 —c0) 
in Zloty iſt der Zeitpunkt der Entſtehung des Anſpruchs 
maßgebend (8 3 PolnAufwVO.). Bei Hypotheken iſt als Zeit⸗ 
punkt des Erwerbs im Zweifel der Tag der Eintragung ins 
Grundbuch anzuſehen. Ergibt die Umrechnung einer Hypothek 
in ihrer urſprünglichen Höhe nur eine Summe bis 100 Zloty, 
ſo findet eine dingliche Aufwertung wegen der Gering⸗ 
fügigkeit des Aufwertungsbetrages nicht ſtatt (88 41 Nr. 1d, 
41 a PolnAufw O.). Dieſe Vorſchriſt gilt für die dingliche 
Aufwertung aller Hypotheken, ſteht aber der Aufwertung der 
perſönlichen Forderung nicht entgegen. Bei der Um⸗ 
rechnung iſt aber allgemein auf die Vermögenslage des 
Schuldners Rückſicht zu nehmen und ev. der an ſich zuläſſige 
Aufwertungsſatz herabzuſetzen (88 29 Abſ. 3, 36 ff. Poln⸗ 
Aufw O.). 


Was die Zinſen angeht, ſo werden nach 8 5 Nr. 3,86 
Nr. 3 VBolnAufmVd. bei ſtädtiſchen Grundſtücken die für die 
Zeit bis zum 31. Dez. 1924 und bei ländlichen Grundſtücken 
die bis zum 30. Juni 1924 rückſtändigen und nicht verjährten 
Zinſen ebenſo wie das Kapital umgerechnet und dieſem zu⸗ 
gerechnet. Dagegen werden bei ſtädtiſchen Grundſtücken die 
vom 1. Jan. 1925 und bei ländlichen Grundſtücken, die vom 
1. Juli 1924 ab fälligen Zinſen in Höhe ihres urſprüng⸗ 
lichen Zinsſatzes von dem auf die vorſtehende Weiſe um⸗ 
gerechneten Geſamtkapital berechnet. Dieſe Zinsberechnung 
kommt im allgemeinen nach der polniſchen Aufwertungspraxis 
auch den deutſchen Hypothekengläubigern zugute, obgleich die 
deutſchen Zinsvorſchriften ungünſtiger find. Nach 828 Dtſch⸗ 
Auf. gelten nämlich die bis 1. Jan. 1925 rückſtändigen 
Zinſen als erlaſſen; im übrigen iſt der Aufwertungsbetrag 
vom 1. Jan. 1925 ab nur mik 1,2 00, vom 1. Juli 1925 ab 
mit 2½ 0%, vom 1. Jan. 1926 ab mit 3% und vom 1. Jan. 
1928 ab mit 5% verzinslich. Es ſteht zu hoffen, daß die pol⸗ 
niſchen Gerichte von dieſen ungünſtigen Beſtimmungen deut⸗ 
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ſchen Gläubigern gegenüber im allgemeinen keinen Gebrauch 
machen werden. Soweit die perſönliche Forderung höher als 
die Hypothek aufgewertet wird, ſind Zinſen (zum alten 
Zinsſatz) auch für den Mehrbetrag vom Schuldner zu zahlen. 

Iſt die Hypothekenforderung bereits (mit entwertetem 
Gelde) gezahlt und vom Gläubiger augenommen, ſo kommt 
eine Rückwirkung i. S. § 15 DtſchAufwG. nicht in Betracht, 
da die PolnAufwVOO. eine rückwirkende Beſtimmung nicht 
kennt. Vielmehr läßt die PolnAufwVoO. (8 40) lediglich zu, 
daß angenommene Zahlungen angefochten werden können, und 
zwar dem Schuldner gegenüber, wenn die Annahme durch den 
Gläubiger unter der Bedingung der Möglichkeit, eine Er⸗ 
höhung zu verlangen, erfolgt iſt. Dieſe Bedingung iſt nicht 
nur gegeben, wenn der Schuldner bei der Annahme der Lei⸗ 
ſtung ſich ausdrücklich ſeine Rechte vorbehalten hat, ſon⸗ 
dern auch dann, wenn aus den Umſtänden des Falles erhellt, 
daß der Gläubiger nicht auf die Geltendmachung der Geld⸗ 
entwertung hat verzichten wollen. Den Nachweis hat der 
Gläubiger zu führen. Ein Anmeldungszwang und eine be⸗ 
ſtimmte Anmeldefriſt — wie nach 816 DtſchAufwG. — bee 
ſteht für bereits bezahlte Hypothekenſorderungen nicht, da 
die PolnAufwV O. eine derartige Vorſchrift nicht enthält. 

Das Aufwertungsverfahren vollzieht ſich in folgender 
Weiſe: Einigen ſich Gläubiger und Schuldner, ſo iſt dieſer 
Vertrag maßgebend 90 38 PolnAufwVO.). Kommt eine Eini⸗ 
gung nicht zuſtande, ſo iſt die Aufwertung vom Gläubiger im 
Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei dem polniſchen Kreis⸗ 
gericht (früher Amtsgericht) zu betreiben, bei dem der Schuld⸗ 
ner feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat (8 48 Nr. 1). Gegen 
die Entſcheidung des Kreisgerichts iſt binnen einer Notfriſt 
von zwei Wochen Beſchwerde beim Bezirksgericht zuläſſig. Iſt 
der Anſpruch auf Aufwertung ftreitig oder ſtellt ſich dies im 
Laufe des Aufwertungsverfahrens der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit heraus, ſo dürfte der Aufwertungsgläubiger vom 
Kreisgericht auf den Prozeßweg zu verweiſen ſein. Das 
Kreisgericht wird daher grundſätzlich nur entſcheiden, wenn 
lediglich die Höhe des Anſpruchs (nicht dieſer ſelbſt) ſtreitig 
iſt. Iſt jedoch ein Prozeß über den aufzuwertenden Anſpruch 
bei einem polniſchen ordentlichen Gericht anhängig, ſo kann 
auf Antrag des Gläubigers gleichzeitig auch der Aufwertungs⸗ 
betrag vom Prozeßgericht iefigefoht werden (§ 47 Nr. 1). 
Ob es ſich jetzt bei dem niedrigen Kursſtand des Zloty emp⸗ 
fiehlt, das Aufwertungsverfahren zu betreiben, muß dem 
Ermeſſen der einzelnen Gläubiger überlaſſen bleiben. Jeden⸗ 
ſalls hat das polniſche Oberſte Gericht in Warſchau in ſeinem 
im Mai 1926 erlaſſenen Urteil die Aufwertung in Gold⸗ 
zlotyh abgelehnt. Mit Rückſicht darauf, daß damals die pol⸗ 
niſche Valuta noch ſchlechter ſtand als jetzt, dürfte bis auf 
weiteres auf eine gegenteilige Entſcheidung der polniſchen Ge⸗ 
richte nicht zu rechnen ſein. Verbleibt es bei der Aufwertung 
in Papierzloty und ſteigt der Zloty nicht erheblich im 
Kurſe, ſo dürfte — namentlich auch im Hinblick auf die durch 
die Aufwertung entſtehenden Koſten — die Aufwertung einer 
3. B. vor dem Kriege begründeten 5 Yo igen Darlehnshypothek 
(in Goldmark umgerechnet) nur wenig mehr als den früheren 
einjährigen Zinsbetrag der Hypothek ausmachen, während der 
polniſche Hypothekengläubiger in Deutſchland weſentlich beſſer 
aufgewertet wird. 

Der Aufwertungsbetrag der Hypothek wird ebenſo 
wie in Deutſchland im Grundbuch grundſätzlich an der alten 
Stelle eingetragen (8 38 Poln AufwVO.). Dagegen können, 
im Gegenſatz zu $ 20 DiſchAufwG., rechtswirkſam gelöſchte 
Hypotheken im Grundbuch nicht wiederhergeſtellt werden 
(8 40 Nr. 2 Poln Aufw O.). 

Nach 8 5 Nr. 4 bzw. 8 6 Nr. 4 Polnelufw BO. hat der 
Schuldner ſchlechthin Zahlungsaufſchub bei ſtädtiſchen Grund⸗ 
ſtücken bis zum 1. Jan. 1928 und bei ländlichen Grundſtücken 
bis zum 1. Jan. 1927. Im Einzelfall kann das Gericht auf 
Antrag je nach der Vermögenslage des Schuldners den Zah⸗ 
lungsaufſchub verlängern, aber auch beſchränken und ſogar 
aufheben. Das DtſchAufwöG. ($ 25) ſieht einen längeren Zah⸗ 
lungsaufſchub vor und beſtimmt, daß der Gläubiger den Auf⸗ 
wertungsbetrag vor dem 1. Jan. 1932 weder von dem Eigen⸗ 
tümer des belaſteten Grundſtücks noch von dem perſönlichen 
Schuldner verlangen kann. Aber auch in dieſer Beziehung 
wäre zu wünſchen, daß die polniſchen Gerichte im allgemeinen 
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nicht auf die ungünftigeren deutſchen Zahlungsbedingungen 
zurückgreifen. Die fälligen Zinſen des Auſwertungsbetrages 
find vom polniſchen Schuldner (Eigentümer bzw. persönlichen 
Schuldner) ohne weiteres, d. h. ohne Genehmigung des Li⸗ 
quidationsamts in Poſen, an den deutſchen Gläubiger zu ent⸗ 
richten. Zur Überweiſung der KFapitalſumme dagegen ift 
8. Z. noch die Genehmigung des Liquidationsamts erforder⸗ 
lich, ſofern die aufgewertete Hypothekenforderung vor dem 
10. Jan. 1920 (dem Tage des Inkrafttretens des VV.) ent⸗ 
ſtanden iſt, weil eine ſolche Forderung nach Art. 297 b VV. 
und dem PolnRegiſtrGG. v. 14. März 1920 noch als beſchlag⸗ 
nahmt gilt. Dies trifft aber nicht bei den deutſchen Gläu⸗ 
bigern zu, die am 10. Jan. 1920 ohne weiteres die pol⸗ 
niſche Staatsangehörigkeit erworben haben, ſelbſt wenn ſie 
dieſelbe inzwiſchen — 3. B. durch Option für Deutſchland — 
wieder verloren haben. Soweit die Hypotheken als beſchlag⸗ 
nahmt gelten, empfiehlt es ſich, daß der polniſche Schuld⸗ 
ner gegebenenfalls die Überweiſungsgenehmigung hinſichtlich 
des zu zahlenden Betrages nachſucht, falls der deutſche Gläu⸗ 
biger es nicht vorzieht, durch Vermittlung des deutſchen 
Generalkonſulats (Aufwertungsabteilung) in 
Poſen das Liquidationsamt um Genehmigung anzugehen. 
Zu wünſchen wäre allerdings, daß der polniſche Staat die 
Hypothekenforderungen von der Beſchlagnahme in abſehbarer 
Zeit ganz befreit, zumal er von ſeinem Liquidationsrechte in 
ch Beziehung erfahrungsgemäß fo gut wie keinen Gebrauch 
macht. 


Der Gläubiger hat gegen Zahlung des Aufwertungs⸗ 
betrages dem Schuldner auf deſſen Koſten eine löſchungs⸗ 
fähige Quittung zu erteilen. Hierbei iſt zu be⸗ 
achten, daß dieſe durch den zuſtändigen (deut⸗ 
ſchen) Landgerichtspräſidenten und polniſchen 
Konſul legaliſiert ſein muß. 

Damit jeder Gläubiger ſich ſelbſt den ihm nach der Poln⸗ 
AufwVO. zuſtehenden Aufwertungsbetrag errechnen kann, wird 
nachſtehend die polniſche Umrechnungsſkala (8 2 Poln Aufw VO.) 
wiedergegeben: 


In der Zeit La 
Deutſche Mark Polniſche Mark 
bis 1. Auguſt 1914 0,81 
vom 1. Auguſt 1914 
im Halbjahr II 1914 0,85 
v 2 11915 0,90 
e 0,92 
5 5 1 1916 1,05 
3 II 1916 1,09 1,09 
„ Quartal I 1917 1,15 1,15 
a Tb | 1,15 
R ul, 1.20 | 1,20 
10 „ e 1,20 1,20 
11918 1,20 1,20 

= 9 1,20 1,20 
1 ee | 1,30 1,80 
7 1,50 1,50 
„ Monat 1 1919 18 1,50 
„ n | 2,0 1,75 
k in 2,0 2,00 
5 1 2,0 2,25 
1 7 5 2,1 2,50 
7 7 6 77 2,1 2,75 
9 „ 7 2,4 3,25 
. 2,8 4,25 
9 1 Era 3,3 6,00 
" 5 10 * 4,2 7.50 
n In 5,5 10,0 
7 u 7,0 14,00 

" 1 1920 9 19 
h E 2 11 23 

„ Sue, | 12 25 

Wo 12 25 
a 11 30 
F 1 A Wer 11 31 
5 0 2 11 84 
a A 98 11 40 


55. Jahrg. 1926 Heft 29] 


loth = 
In der Zeit 1 340th 8 
Deutſche Mark | Polniſche Mark 
” 

im Monat 9 1920 11 45 
E ee 11 60 
5 ler 11 80 
5 i 11 100 
Pr 1 121 11 120 
n 11 130 
= 1 11 145 
" aa: 11 140 
u DER u | 150 
4 oe Orca 11 200 
r 11 300 
f x 11 | 400 
= 10 e 14 425 
“ 5 ͤ | 18 | 450 
10 e 23 | 450 
15 Papa | 25 450 
„ „ | 23 450 
" * 2 I 31 500 
„ 0 8 40 550 
* * 4 " 46 600 
r 0 Du 48 650 
„ Fra" 50 750 
5 ae NL: 70 850 
nn 0 Sr 120 1000 
15 „ 180 1200 
7 N la = 320 1400 
0 — 750 1800 
1 „ . 950 2500 
“ „ I 1923 1600 4000 
5 n 3000 6800 
= 5 3500 8200 
1 7 4000 | 8600 
= 8 5500 | 9400 
K ei 12000 | 12000 
5 e 45 000 | 20000 
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1 Zloty = 
n der Zeit 
N Deutſche Mark ] Folxiſche Mark 
im Monat 8 1923 660 00 35000 
n 1500000 | 50000 
3 4000 000 000 125000 
en 300000 
r 300000 
en 9 1600000 
n | 1800000 
ei, 1800 000 
se | 1800000 


Zum Schluß ein Beiſpiel für die Berechnung des Auf 
wertungsbetrages einer verzinslichen Darlehnshypothek nach 
der PolnAufwVO. (Berechnungszeit September 1926): 

Für einen deutſchen Gläubiger iſt ſeit April 1919 auf 
einem ſtädtiſchen Grundſtücke im abgetretenen (alſo jetzt pol⸗ 
niſchen) Gebiete ein zu 5 % verzinsliches Darlehen von 2000 
deutſchen Papiermark hypothekariſch eingetragen. Nach der 
vorſtehenden Umrechnungsſkala ſtellen im April 1919 zwei 
Mark einen Zloty dar, alſo 2000 PM. = 1000 Zloty. Zinſen 
ſind ſeit dem 1. Jan. 1920 rückſtändig. Da die Verjährungs⸗ 
friſt für Zinſen vier Jahre beträgt, ſo kann der Gläubiger 
Zinſen erſt vom 1. Jan. 1922 ab verlangen. Die Zinſen 
(5 9%) machen vom 1. Jan. 1922 bis 31. Dez. 1924 einen Be⸗ 
trag von 300 % = 150 Zloty aus. Dieſer Zinsbetrag zum 
Kapital zugerechnet, ergibt die Summe von 1150 Zloty. Von 
dieſer Summe find die Zinſen (5 % ) vom 1. Jan. 1925 bis 
31. Aug. 1926 95,85 Zloty zu berechnen. Die Geſamt⸗ 
forderung beläuft ſich daher bis zum 31. Aug. 1926 auf 
1245,85 Zloty. Der an den Gläubiger zu zahlende Auf⸗ 
wertungsbetrag macht 15 % von 1245,85 = 186,78 Zloty 
aus, die vom 1. Sept. 1926 ab bis zur Auszahlung weiter 
mit 5 % zu verzinſen ſind. 

(Teil II Aufwertung anderer Forderungen folgt.) 


Die Liquidation des vermögens der ſogenannten Geburtspolen gemäß 
Art. 297 des vertrages von verſailles. 


Von Rechtsanwalt Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Die Frage, ob die alliierten und aſſoziierten Mächte be⸗ 
fugt ſind, das in ihrem Gebiete befindliche Vermögen der 
log. Geburtspolen gemäß Art. 297b VV. zurückzubehalten 
und zu liquidieren, iſt in der deutſchen völkerrechtlichen Lite⸗ 
ratur wiederholt behandelt und allgemein verneint wor⸗ 
den 1). Eine grundlegende Erörterung des Problems iſt bis⸗ 
her jedoch nicht erfolgt. Sie erſcheint bei der praktiſchen Wich⸗ 
tigkeit der Frage geboten. 


I. 


Unter „Geburtspolen“ verſteht man diejenigen Per⸗ 
ſonen, die kraft ihrer Geburt in einem jetzt zu dem polniſchen 
Staat gehörigen Gebiete die polniſche Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben haben, im Gegenſatz zu den ſog. „Wohnſitzpolen“, 
die gemäß Art. 91 VV. die polniſche Staatsangehörigkeit da⸗ 
durch erlangt haben, daß ſie am 10. Jan. 1920 (Inkrafttreten 
des VV.) ihren allgemeinen Wohnſitz an einem Orte gehabt 
haben, der jetzt Beſtandteil des polniſchen Staates geworden iſt. 

Der Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit kraft 
Geburt beruht auf Art. 4 des Staatsvertrages zwiſchen den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten und Polen vom 
28. Juni 1919. 


1) Kammergericht v. 9. März 1922, 31 U 407/22, JW. 
1922, 1135; Rukſer, Die Rechtsſtellung der Deutſchen in Polen, 
S. 52 Anm. 1; Haaſe, Das Recht der polniſchen Valuta, S. 84; 
Thieme ⸗Schuſter, Das polniſche Liquidationsverfahren, S. 47 und 
100; Haaſe, Der deutſch⸗polniſche Staatsvertrag über Staatsan- 
gehörigkeits⸗ und Optionsfragen, S. 1 bis 10 und S. 31 ff. 


Dieſe Beſtimmung lautet: 


in dem maßgebenden franzöſiſchen 
Text: 

La Pologne reconnait comme 
ressortissants Polonais de plein droit 
et sans aucune formalité les per- 
sonnes de nationalité allemande, 
autrich ienne, hongroise ou russe qui 
tont nées sur le dit territoire de 
parents y étant domiclliäs, encore 
qu' à la date de la mise en vigueur 
du present traité, elles n'y soient 
pas elles me mes domiciliees. Toute- 
fois dans les deux ans, qui sulvront 
la mise en vigueur du présent traſté, 
ces personnes pourront declarer 
devant les autorités Polona'ses com- 
petentes dans le pays de leur rèsi- 
dence, qu'elles renoncent à la na- 
tionalit& Polonaise, et elles cesseront 
alors d'ètre considerèes comme res- 
sortissants Polonais. A cet égard la 
declaration du mari sera r&putde va- 
lolr pour la femme et celle des parents 
sera r&putee valoir pour les enfants 
ages de moins de dix-huit ans. 


in dem deutſchen Text: 


Polen erkennt als polniſche Staats⸗ 
angehörige von Rechts wegen und ohne 
weitere Förmlichleit die Perſonen deut⸗ 
ſcher, öſterreichtſcher, ungariſcher oder 
ruſſiſcher Staatsangehörigkeit an, die in 
dem genannten Gebiete von dort wohn⸗ 
haften Eltern geboren ſind, ſelbſt wenn 
ſie ſelbſt bet Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trages dort nicht mehr thren Wohnſitz 
haben. Jedoch können dieſe Perſonen 
während der dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrages folgenden zwet Jahre vor den 
zuſtändigen pulntihen Bezörden in dem 
Lande, in dem fie ihren Wohnſitz haben, 
erklären, daß ſie auf die polniſche 
Staatsangehörigkeit verzichten; und ſie 
hören damit auf, als polniſche Staats⸗ 
angehörige angeſehen zu werten. Hter⸗ 
bel erſtreckt die Erklärung des Ehe⸗ 
mannes ibre Wirkung auf die Ehefrau 
und bie der Eltern auf die Kinder 
unter 18 Jahren. 


Dieſer Staatsvertrag (allgemein als „Minderheits⸗ 
vertrag“ bezeichnet) iſt an demſelben Tage geſchloſſen wor⸗ 
den wie der VV. Es iſt bekannt, daß Polen den Minderheits⸗ 
vertrag hat unterzeichnen müſſen, bevor der VV. unterzeichnet 
worden iſt. Die Bedeutung des Minderheitsvertrages iſt noch 
dadurch unterſtrichen worden, daß in ſeinem Art. 1 Polen ſich 
verpflichtet hat, die in Art. 2—8 (alſo auch in Art. 4) ent⸗ 
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haltenen Beſtimmungen „als fundamentale Geſetze anzu⸗ 
erkennen, und daß kein Geſetz, keine Verordnung und keine 
öffentliche Handlung im Gegenſatz oder im Widerſpruch zu 
den Beſtimmungen ſtehen, und kein Geſetz, keine Verordnung 
und keine öffentliche Handlung ihnen zuwiderlaufen darf“. 
Polen hat hiernach den Minderheitsvertrag als einen Teil 
ſeines Verfaſſungsrechtes anerkannt und dies auch da⸗ 
durch zum Ausdruck gebracht, daß in das polniſche Geſetz über 
die Staatsangehörigkeit v. 20. Jan. 1920 die Beſtimmung 
aufgenommen worden iſt, daß das Recht eines polniſchen 
Staatsbürgers jede Perſon erwirbt, der auf Grund der 


internationalen Verträge dieſes Recht zufteht. 
Die Grundlage des Minderheitsvertrages 


bildet der Art. 93 VV. 


Die Liquidation deutſcher Vermögen iſt im Art. 297 b 


geregelt. 


Dieſe Beſtimmung lautet: 


im franzöſiſchen Text: 

Sous réserve des dispositions 
contraires, qui pourraient resulter du 
Present Traite les Puissances allices 
ou assocides se réservent le droit de 
retenir et de liquider tous les biens, 
droits et interöts appartenant à la 
date de la mise en vigueur du present 
Traite, à des ressortissants allemands 
ou des sociétés controles par eux sur 
leur territoire dans leurs colonies, 
possesions et pays de protectorat, y 
compris les territoires, quileur ont ëtè 
cedes en vertu du présent Traité. 

La liquidation aura lieu confor- 
mémant aux lois de P’Etat alliè ou 
associé interesse et le propretaire 
allemand ne pourra disposer des ces 
biens, droits et inter&ts, ne les grever 
d'aucune charge sans le consente- 
ment des cet Etat. 

Ne seront pas considerés aus sens 
du present paragraphe comme ressor- 
tissants allemands les ressort.ssants 
allemands qui acquierent de plein 
dro t la nationalité d'une Puissance 
allide ou associde par application du 
present Tlaité. 


im engliſchen Text: 

Subject to any contrary stipula- 
tion which may be provided for in 
the present Treaty, the Allied and 
Associated Powers reserve the right 
to retain and liquidate all property, 
rights and interests belonging at the 
date of the coming into force of the 
Present Treaty to German nationals 
or companies controlled by them, 
within their territorles, colonies, 
possessions and protectorates,includ- 
ing territories ceded to them by 
present Treaty. 

The liquidation shall be carried 
out in accordance with the laws of 
the Allied or Associated State con- 
cerned, and the German owner shall 
not be able, to dispose of such 
property, rights or interests nor sub- 
ject them to any charge without 
the consent of that State. 

German nationals, who acquire 
ipso facto the nationality of an 
Allied or Associated Power in accor- 
dance with the provisions of the 
present Treaty will not be considered 
as Getman nationals within the 


meaning of this paragraph. 

Für die Auslegung iſt nach Art. 440 Abſ. 3 VV. lediglich 
der franzöſiſche und der engliſche Text maßgebend. 

Der Unterſchied in der Faſſung des Abſ. 1 und des Abſ. 3 
ſpringt in die Augen. 

Im Abh. 1 viyaıten ſich die all. und aſſ. Mächte die Be⸗ 
fugnis vor, die den deutſchen Reichsangehörigen ge⸗ 
hörigen Güter, Rechte und Intereſſen innerhalb ihres Ge⸗ 
bietes einſchließlich der abgetretenen Gebiete zurückzubehalten 
und zu liquidieren. 

Im Abſ. 3 iſt gejagt, daß deutſche Reichsangehörige, die 
in Übereinſtimmung mit den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages ipso facto die Staatsangehörigkeit einer all. und 
aſſ. Macht erworben haben, nicht als deutſche Reichsangehörige 
i. S. dieſes Abſatzes gelten ſollen. 

Beide Abſätze des Art. 297b VV. ſetzen hier⸗ 
nach voraus, daß die Träger des zu liquidieren⸗ 
den Vermögens am Tage des Inkrafttretens des 
VV. (10. Jan. 1920) deutſche Reichsangehörige ge⸗ 
weſen find Abſ. 3 enthält eine Ausnahme von der 
Regel des Abſ. 1, indem er beſtimmt, daß deutſche Reichs⸗ 
angehörige, die nach den Beſtimmungen des VV. ipso facto 
die Staatsangehörigkeit einer all. und aſſ. Macht erworben 
haben, obwohl ſie deutſche Reichsangehörige ſind, doch 
nicht als ſolche betrachtet werden ſollen, und zwar ledig⸗ 
lich i. S. dieſes Paragraphen, alſo unter dem Gefichts- 
punkte der Liquidation. 

Es fragt ſich, an welche deutſche Reichsangehörige, die 
ipso facto am 10. Jan. 1920 die polniſche Staatsangehörig⸗ 
keit erworben haben, der Abſ. 3 gedacht haben kann. Die 
ſog. Wohnſitzpolen können dies nicht ſein. Denn 
Art. 91. VV. beſtimmt, daß die deutſchen Reichsangehörigen, 
die am 10. Jan. 1920 ihren Wohnſitz in dem endgültig als 
Beſtandteil Polens anerkannten Gebiete gehabt haben, von 
Rechts wegen die polniſche Staatsangehörigkeit unter Ver⸗ 
luſt der deutſchen erworben haben. Dieſe Perſonen haben 
in dem gleichen Augenblicke, in dem ſie die polniſche Staats⸗ 


angehörigkeit erworben haben, alſo mit dem Beginn des 
10. Jan. 1920, automatiſch die deutſche Staatsangehörigkeit 
verloren. Sie waren alſo am 10. Jan. 1920 nur polniſche 
Staatsangehörige und nicht mehr deutſche Reichs- 
angehörige. Ihr Vermögen konnte ſchon aus dieſem 
Grunde nicht liquidiert werden. Denn die Liquidation richtet 
ſich nach Abſ. 1 des Art. 297b VV. ja nur gegen deutſche 
Reichsangehörige und nicht gegen polniſche. Der Abſ. 3, der 
von deutſchen Reichsangehörigen ſpricht, die nicht als ſolche 
behandelt werden ſollen, kann ſich ſchon nach ſeinem Wortlaut 
nicht auf Perſonen beziehen, die am 10. Jan. 1920 gar nicht 
mehr deutſche Reichsangehörige geweſen ſind. 

Um die Liquidation des Vermögens der Wohnſitzpolen 
auszuſchließen, hätte es hiernach nicht der beſonderen Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 3 des Art. 297 b VV. bedurft. Wollte man 
annehmen, daß der Abſ. 3 die Wohnſitzpolen umfaßt, fo wäre 
die Beſtimmung widerſinnig, unlogiſch und überflüſſig. 

Müſſen deshalb bei der Feſtſtellung des Kreiſes der 
Perſonen, die im Abſ. 3 des Art. 297 b VV. behandelt 
ſind, diejenigen Perſonen ausſcheiden, die am 10. Jan. 1920 
gleichzeitig mit dem Erwerb einer all. und aſſ. Staats⸗ 
angehörigkeit die deutſche Staatsangehörigkeit verloren haben, 
und daher am 10. Jan. 1920 nicht mehr deutſche Reichs⸗ 
angehörige geweſen ſind, ſo muß unterſucht werden, welche 
Perſonen unter den Abſ. 3 des Art. 297 b VV. fallen. 

Dieſe Perſonen müſſen drei Vorausſetzungen erfüllen. 

1. Sie müſſen am 10. Jan. 1920 noch deutſche Reichs⸗ 
angehörige ſein. 

2. Sie müſſen ipso facto die Staatsangehörigkeit einer 
all. und aſſ. Macht erworben haben. 

3. Der Erwerb der all. und aſſ. Staatsangehörigkeit 
muß in Übereinſtimmung mit den Beftim- 
mungen des VV. erfolgt ſein. 

Dieſe drei Vorausſetzungen treffen für die Geburtspolen 

zu. Nur an dieſe kann der Abſ. 3 gedacht haben. 

Zu 1 und 2: 

Die Geburtspolen waren am 10. Jan. 1920 deutſche 
Reichsangehörige und haben an dieſem Tage auch die polniſche 
Staatsangehörigkeit erworben. 

Im Gegenſatz zu Art. 91 VV. iſt im Art. 4 des Minder⸗ 
heitsvertrages der Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit 
nicht mit dem Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit ver⸗ 
bunden. Die Geburtspolen beſaßen hiernach eine doppelte 
Staatsangehörigkeit, und es iſt ihnen lediglich das Recht ein⸗ 
geräumt, innerhalb zweier Jahre auf die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit zu verzichten. Erſt mit einem ſolchen etwaigen 
Verzicht verloren ſie wieder nachträglich die bis hahin be⸗ 
ſtehende polniſche Staatsangehörigkeit. Die doppelte Staats⸗ 
angehörigkeit deutſcher Reichsangehöriger kraft des ipso kacto- 
Erwerbes der polniſchen Staatsangehörigkeit iſt beabſichtigt 
geweſen. Die vertragſchließenden Staaten waren ſich darüber 
vollkommen klar. Erſt durch den Art. 7 des Wiener Abkom⸗ 
mens v. 30. Aug. 1924 ſind die ſich hieraus ergebenden 
ſtaatsrechtlichen Unebenheiten geregelt worden ). 

Betrachtet man den Art. 4 des Minderheitsvertrages 
unter dem Geſichtspunkte, daß die Geburtspolen ipso facto 
die polniſche Staatsangehörigkeit ohne Verluſt der deutſchen 
Reichsangehörigkeit erworben haben, ſo findet man eine über⸗ 
raſchende Übereinſtimmung mit dem Abſ. 3 des Art. 297 b 
VV., der gleichfalls nur von dem Erwerb einer all. und aff. 
Staatsangehörigteit durch deutſche Reichsangehörige, alſo Per⸗ 
ſonen ſpricht, die trotzdem deutſche Reichsangehörige ge» 
blieben ſind. Beſtätigt wird dies auch durch die ſonſtige Ter⸗ 
minologie des VV. Es fällt hier der Gegenſatz zwiſchen dem 
Art. 91 Abſ. 1 und dem Art. 297d VV. auf. Dort iſt 
die Rede von dem Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit 
unter gleichzeitigem Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit, 
hier iſt nur von dem Erwerb einer all. und aſſ. Staats⸗ 
angehörigkeit die Rede ohne den gleichzeitigen Ver⸗ 
luft der deutſchen als Merkmal des Tatbeſtandes feſtzuſetzen. 

Dieſe Betrachtung ergibt, daß Abſ. 3 des 
Art. 2975 VV. geradezu auf die Geburtspolen 
zugeſchnitten iſt, und nur dieſe Perſonen den Gegenſtand 
der dort getroffenen Regelung bilden. Auf andere Perſonen, 
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die von dem Staatsangehörigkeitswechſel auf Grund der Ge⸗ 

bietsabtretung betroffen find, kann ſich der Abf. 3 des Ar⸗ 

tikel 297 b VV. nicht beziehen, da die dort vorausgeſetzten 

7 lediglich bei den Geburtspolen vorhanden find. 
u 3: 


Auch die weitere Vorausſetzung, daß die Geburtspolen 
„in Übereinſtimmung mit den Beſtimmungen des gegenwärti⸗ 
gen Vertrages“ die Staatsangehörigkeit einer all. und aſſ. 
Macht erworben haben, iſt gegeben. 

A. 

Wollte man ſelbſt in einer rein buchſtabenmäßigen Aus⸗ 
legung ſich lediglich an den Wortlaut des Art. 297 b WV. 
halten, ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß entſprechend dem 
verſchiedenen Inhalt des Abſ. 1 und des Abſ. 3 die 
Bezugnahme auf den gegenwärtigen Vertrag in 
verſchiedener Weiſe erfolgt iſt. Im erſten Abſatz iſt die Bezug⸗ 
nahme ausgedrückt durch die Worte: 

im franzöſiſchen: en vertu du présent Traité, 

im engliſchen: by present Treaty, 

in dem dritten Abſatz durch die Worte: 

im franzöſiſchen: par application du présent Traite, 
im engliſchen: in accordance with the provisions of 
the present Treaty. 

Die verſchiedene Faſſung iſt natürlich kein Zufall, um ſo 
mehr als die Verſchiedenheit ſowohl im franzöſiſchen als auch 
im engliſchen Text hervortritt. Die Ausdrucksform des Ab⸗ 
ſatzes 1: „en vertu du présent Traité“ und „by present 
Treaty“ weiſt darauf hin, daß der VV. der alleinige Grund 
für die Gebietsabtretung ſein muß. Die vollkommen andere 
Ausdrucksweiſe des Abſ. 3: „par application du présent 
Traité“ und „in accordance with the provisions of the pre- 
sent Treaty“ läßt erkennen, daß lediglich eine Uberein⸗ 
ſtimmung mit den Beſtimmungen des VV. oder eine An⸗ 
wendung anderer Beſtimmungen des Friedensvertrages im 
Abſ. 3 gefordert wird. Schon nach dem Wortlaut braucht der 
Erwerb einer all. und aſſ. Staatsangehörigkeit nicht un⸗ 
mittelbar auf dem Friedensvertrag zu beruhen. Es genügt 
vielmehr der mittelbare Erwerb in Übereinftimmung mit den 
Beſtimmungen des WV. 

Man braucht indeſſen auf die immerhin bedeutſame Ver⸗ 
ſchiedenheit des Wortlauts nicht den Schwerpunkt zu legen. 
Denn der Erwerb der all. und aſſ. Staatsangehörigkeit durch 
die Geburtspolen beruht auch unmittelbar auf einer Be⸗ 
ſtimmung des Friedensvertrages, nämlich dem Art. 93 WV. 


Art. 297 b Abſ. 3 VV. hat überhaupt nur einen Sinn 
und gewinnt überhaupt nur einen Inhalt durch ſeinen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Art. 93 VV., der die Grundlage für 
diejenige Regelung des Staatsangehörigkeitswechſels bildet, 
die in dem Minderheitsvertrage v. 28. Juni 1919 getroffen 
worden iſt. Um dies näher zu begründen, muß die Bedeutung 
des Art. 93 VV. in dem Rahmen der übrigen Beſtimmungen 
des VV. und fein Zuſammenhang mit dem Minderheits⸗ 
vertrage des näheren erörtert werden. 

Der Minderheitsvertrag iſt kein Staatsvertrag, der 
von dem Friedensvertrag rechtlich losgelöſt werden kann. Er 
ſteht mit dem VV. nicht nur äußerlich in einem engen Zu⸗ 
ſammenhang, ſondern iſt auch innerlich von ihm untrenn⸗ 
bar. So wie der Minderheitsvertrag ohne den Art. 93 VV. 
undenkbar iſt, wäre auch Art. 93 VV., der nur Rahmen⸗ 
beſtimmungen enthält, ohne ſeine Ausgeſtaltung durch 
den Minderheitsvertrag inhaltlos. Art. 93 VV. gewinnt erſt 
Leben und praktiſche Anwendbarkeit durch den Minderheits⸗ 
vertrag, der geſetzestechniſch Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Art. 93 VV. enthält. 

2. Schon äußerlich iſt die Tatſache von Bedeutung, daß 
der Minderheitsvertrag an dem gleichen Tage wie der VV., 
nämlich am 28. Juni 1919 geſchloſſen und an dem glei⸗ 
chen Tage, nämlich dem 10. Jan. 1920 in Kraft geſetzt wor⸗ 
den, an dem gleichen Tage, an dem auch nach Art. 87 
BB. die Selbſtändigkeit des neuen Staates endgültig an⸗ 
erkannt worden iſt. . 

Dieſer zeitliche Zuſammenhang des Art. 93 VV. mit 
dem Art. 4 des Minderheitsvertrages iſt auch in dem Ur⸗ 
teil des ſtändigen internationalen Gerichts- 
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hofes in Haag v. 15. Sept. 19233) hervorgehoben. Der 
Rat des Völkerbundes hatte gemäß Art. 14 des Völkerbunds⸗ 
ſtatuts den Gerichtshof um eine Entſcheidung über gewiſſe 
Fragen des Erwerbes der polniſchen Staatsangehörigkeit ge⸗ 
mäß Art. 91 Nr. 1 und 3 VV. und Art. 4 des Minder⸗ 
heitsvertrages erſucht. Der Gerichtshof prüfte zunächſt die 
Frage, ob der Rat des Völkerbundes zur Behandlung des 
Art. 4 des Minderheitsvertrages zuſtändig ſei. Er bejahte 
die Frage und erörterte bei dieſer Gelegenheit zur Begrün⸗ 
dung dieſer Entſcheidung auch das Verhältnis des VV. zu 
dem Minderheitsvertrage. Der entſprechende Teil des Ur⸗ 
teils lautet: 

La première question, qui se pose, est donc celle de savoir 
ce qu'il faut entendre par une minorite — et en espèce une minorité 
allemande — au sens du traité polonais de minorites. Pour rèpondre 
a cette question, il convient de rappeler dans quelles conditions le 
trait& de minorités fut conclu et quels sont les rapports entre ce 
traité et le Trait& de Paix, signes le m&me jour. 

C'est par le dit Trait& de Paix que l’ind&pendence du nouvel 
Etat polonais fut definitivement reconnue. En mème temps La 
Pologne assume certains engagements envers les Principales Puis- 
sances alliges et assocides, co-slgnataires destraités des paix 
et de minor ités. C'est ainsi que par !’Art. 93 du Trait& de Paix: 

„La Pologne accepte en agréant l'insertſon dans un Trait 
avec les Principales Puissances allièes et associees, les disposi- 
tions, que ces Puissances jugeront n&cessaires pour protsger 
en Pologne les inter&ts des habitants, qui different de la ma- 
iorit& de la population par la race, la langue ou la religion.“ 
C'est ainsi encore, que dans le prèambule au traité de mino- 

rite ja Pologne declare, 

„desirer conformer ses institutlons aux principes de 
libert& et de justice et en donner une sure garantie à tous les 
habitants de territoires sur lesquels elle a assumè la souverainité.“ 

3. Es iſt aber nicht nur ein äußerer, ſondern ein bewußt 
geſetzestechniſcher Zuſammenhang zwiſchen Art. 93 
VV. und dem Minderheitsvertrage gegeben. Art. 93 VV. 
ſieht einen Vertrag vor, den die all. und aſſ. Mächte mit 
Polen ſchließen, und in den diejenigen Beſtimmungen aufge⸗ 
nommen werden, die die Hauptmächte für notwendig er⸗ 
klären. Art. 93 ift in den Verſailler Vertrag lediglich 
zu dem Zwecke aufgenommen worden, um den 
Minderheitsvertrag mit dem von den Haupt⸗ 
mächten zu beſtimmenden Inhalt eben zum Be⸗ 
ſtandteil des Friedensvertrages zu machen. Nur der Zweck 
der Einverleibung der Minderheitsbeſtimmungen in den VV. 
erklärt überhaupt die Aufnahme des Art. 93 in den VV. 
Andernfalls wäre eine Beſtimmung wie Art. 93 in dem SR. 
ſelbſt überflüſſig und unnötig. Denn die all. und aſſ. Mächte 
hätten ja mit Polen auch außerhalb des FV. einen Sonder⸗ 
vertrag ſchließen können, ohne ihn in dem VV. zu erwähnen. 
Es kann hiernach kein Zweifel darüber beſtehen, daß durch 
die Aufnahme des Art. 93 in den VV. der Wille der 
ſämtlichen Vertragsſchließenden zum Ausdruck kam, 
daß die Beſtimmungen des Minderheitsvertra⸗ 
ges als integrierender Beſtand des FV. für ſämt⸗ 
liche an dem VV. beteiligten Mächte verbindlich 
fein ſollten. Dies gilt insbeſ. auch für Deutſchland. 
Welchen Sinn hätte es ſonſt haben können, in einen mit 
Deutſchland geſchloſſenen Vertrag auf einen Vertrag Be⸗ 
zug zu nehmen, den die all. und aſſ. Mächte mit Polen 
ſchließen? Durch Art. 93 VV. ſollte auch Deutſchland ver⸗ 
pflichtet werden, den Inhalt des Minderheitsvertrages an⸗ 
zuerkennen, eben weil er Beſtandteil des VV. wurde. Art. 93 
gehört zu den Beſtimmungen, wie ſie im VV. auch ſonſt vor⸗ 
kommen, in denen Deutſchland Verpflichtungen übernahm, 
deren Umfang und Inhalt vollkommen in das Ermeſſen der 
all. und aſſ. Mächte geſtellt worden iſt. 

Eine rechtliche Trennung zwiſchen dem Minder⸗ 
heitsvertrag und dem VV. iſt hiernach nicht denkbar. Der eine 
Vertrag kann in dem hier maßgebenden Teile ohne den ande⸗ 
ren nicht beſtehen. 

4. Art. 93 WV. iſt insbeſ. auch eine Beſtimmung, durch 
deren Anwendung die Rechtsverhältniſſe der Staats- 
angehörigkeit geregelt werden ſollten. 

Polen gehört zu den durch den VV. geſchaffenen und 
endgültig anerkannten neuen Staaten. Für bieje find die 
Staatsangehörigkeitsfragen anders geregelt als 


3) Abgedruckt: Publications de la Cour permanente du 
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bei der Abtretung von Gebieten an die bereits beſtehenden 
Staaten. Die neuen Staaten, deren Verhältnis zu Deutſch⸗ 
land in dem VV. geregelt iſt, ſind Polen und die Tſchecho⸗ 
ſlowakei. Für beide Staaten beſchränkt ſich der VV. 
nicht darauf, lediglich den Wohnſitz als die für den Erwerb 
der neuen Staatsangehörigkeit maßgebende Grundlage feſtzu⸗ 
ſetzen. Dies iſt verſtändlich mit Rückſicht auf diejenigen Per⸗ 
ſonen, die als Angehörige der neuen Staaten in Ausſicht ge 
nommen waren, aber zur Zeit des Inkrafttretens des VV. 
außerhalb der neuen — zum Teil nicht einmal endgültig feſt⸗ 
ſtehenden — Grenzen des neugegründeten Staates wohnten. 
Für dieſe neuen Staaten mußten daher andere Begriffsmerk⸗ 
male des ipso facto-Erwerbes ihrer Staatsangehörigkeit ge⸗ 
ſchaffen werden. Das natürliche Begriffsmerkmal war — der 
franzöſiſchen Auffaſſung entſprechend — die Geburt in den⸗ 
jenigen Gebieten, aus denen ſich der neue Staat zuſammen⸗ 
ſetzen ſollte. Die Beſtimmung über den ipso kacto-Erwerb der 
Staatsangehörigkeit der neuen Staaten kraft Geburt iſt 
im VV. in der Weiſe erfolgt, daß die Regelung in die mit 
den neuen Staaten geſchloſſenen und in dem FV. vorgeſehenen 
Verträge aufgenommen iſt. Deshalb ſind auch für beide neu⸗ 
gegründete Staaten, Polen und die Tſchechoſlowakei, gleich⸗ 
lautende und vollkommen identiſche Beſtimmungen in 
dem VVV. mit Deutſchland enthalten, nämlich für Polen 

im Art. 93 und für die Tſchechoſlowakei im Art. 86 VV 
Das oben zitierte Urteil des ſtändigen Gerichtshofes 
in Haag v. 15. Sept. 1923 hat auf den Zuſammenhang des 
Vertrages von Verſailles und dem Minderheitsvertrage auch 
unter dem beſonderen Geſichtspunkt des Erwerbes der 
Staatsangehörigkeit hingewieſen. Es heißt daſelbſt: 
„Ce n'est &videmment pas par hasard que les traités pour la 
protection des minorites contiennent des dispositions relatives A 
P’acquerition de la nationalite D’-autre part, le falt, que ces disposl- 
tions ne font quelquefois que repeter en tout ou en partie, des prin- 
cipes adoptés dans les traites de pak, semble devoir s’expliquer 
par le propos, d'étendre & ces principes la garantie de la Société 
des Nations, quels soient les points de differences et de ressem- 

blance entre ces divers traites.“ 


Die Staatsangehörigkeitsbeſtimmungen des Minderheits⸗ 
vertrages können hiernach juriſtiſch nur als Teil des VV. 
ſelbſt angeſehen und beurteilt werden. Die Staatsange⸗ 
hörigkeit einer all. und aſſ. Macht, die ipso 
facto auf Grund der in den Art. 93 und 86 VV. 
wurzelnden Verträge erworben iſt, beruht auf 
dem VV. und iſt durch ihn erlangt. 

Wendet man das Ergebnis der vorſtehenden Ausfüh⸗ 
rungen auf Art. 297 b VV. an, fo wird man aus ihnen die 
unabweisbare Folgerung zu ziehen haben, daß der ipso facto- 
Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit kraft Geburt „in 
accordance with the provisions of the present Treaty“ und 
„par application du présent Traité“ erfolgt iſt. 

C. 

1. Ein Zweifel an der Anwendbarkeit des Art. 297 b 
Abſ. 3 auf die Geburtspolen kann hiernach nicht beſtehen. 
Sollte aber ein ſolcher Zweifel erhoben werden, jo greift für 
eine Auslegung zugunſten der Geburtspolen die Erwägung 
Platz, daß ſchon das Beſtehen eines Zweifels genügen müßte, 
um die Verneinung einer Liquidationsbefugnis zu rechtferti⸗ 
gen. Außerordentliche Beſtimmungen, die in dem bisherigen 
Recht kein Vorbild haben, und die die bis dahin allgemein 
anerkannten Grundſätze des Völkerrechts außer Anwendung 
ſetzen, ſind ihrer Natur nach eng auszulegen und verbieten 
eine Anwendung auf Tatbeſtände, die ſie nicht 
ausdrücklich und unzweideutig anordnen. 

2. Jeder etwa noch mögliche Zwelfel wird aber beſeitigt 
durch die Erwägung, daß die ſich aus dem Wortlaut und der 
juriſtiſchen Betrachtung ergebende Auslegung allein den 
Grundſätzen von Treu und Glauben entſpricht, und eine 
gegenteilige Auffaſſung mit dem Rechtsempfinden nicht ver⸗ 
einbar wäre. 

In dieſer Beziehung iſt es bemerkenswert, daß auch in 
der polniſchen Literatur ein maßgebender Juriſt ſich aus ſei⸗ 
nem natürlichen Gefühl für Gerechtigkeit gegen die Annahme 
wendet, daß einem Deutſchen das polniſche Staatsbürgerrecht 
zuerkannt, und trotzdem gleichzeitig die Liquidation ſeines Ver⸗ 
mögens auferlegt ſein ſollte. 

Der Woiwodſchaftsrat der Woiwodſchaft Poznan (Poſen), 
Stanislaus Chorzemſki, der ein ſyſtematiſches Handbuch 
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der polniſchen Staatsangehörigkeit: „Objwatelstwo Polskie 
systemaszni z. zestawiony pdrecznik“ (Verlag Krajowny 
instytut wydrawniezy Poznan) herausgegeben hat, polemifiert 
in einer Beſprechung des Buches von Kaſmir Kierſki: 
„Zbiör ustav i rozporzadzena obywatelstwie polskiem ned- 
lug tractatow wersalskich“ (im gleichen Verlage) gegen die 
gegenteilige Auffaſſung, die Kierſki im weſentlichen mit der 
allgemeinen Wendung begründet, daß die Bezugnahme auf 
Art. 93 VV. eine „zu wenig überzeugende“ ſei, mit folgenden 
Ausführungen: 

„Auf Grund des Art. 4 des Minderheltsvertrages haben das pol⸗ 
uſſche Bürgerrecht ohne jede Formalität diejenigen Perſonen deulſcher 
Relchsangehörigk⸗it erworben, die auf polniſchem Geblete geboren find, 
und von Eltern ſtammen, die dort ihren ſtandigen Wohnftg hatten. 

Somtt tft am 10. Januar 1920, das heiß! am Tage des Inkraft⸗ 
tretens dee Friedenevertrages, dieſes polntiche Staatsbürgerrecht auto⸗ 
matiſch aktiv geworden, fo daß in dieſem Augenblicke die deutfhen Staats⸗ 
angehörigen, bel denen die genannten Vorbedingungen zutreffen, ob fie 
wollen oder nicht, ohne irgendwelches Zutun ihierſeits Ipso jure volniſche 
Stautzbürger geworden find. - 

In bemielben Moment hat auch die Wirkungskraft des Art. 297 b 
des VV. zu laufen begonnen, laut dem die Bermögen der deutſcken 
Staatsangehörtgen der Liquidation unterworfen ſind mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, die auf Grund des EB. und des mit demielben durch den oben⸗ 
genannten Art. 93 BB. verknüpften kleinen Vertrages) von Rechts 
wegen die poln. Staatsangehörtgteit erworben haben, alſo mit Ausnahme 
der kraft Wohnſitz und Geburt poln. Staatsbürger gewordenen Perſonen. 

Wen das Geſchoß der Liguidatton in dieſem Augenblicke der Ex lo⸗ 
ſion nicht getroffen hat, den kann es fpäter nicht mehr treffen. Die 
Perſonen, die in dieſem Moment von der Olquldation nicht bertührt 
worden find, bletben für immer von derſelben auegeſchloſſen, und zwar 
einfach darum, well eine zweite Exploſton nicht mehr ſtattgefunden hat 
und nicht mehr ſtattſinden wird, da der Vertrag nur einmal in Kraft 
getreten iſt und in Kraft treten konnte. Der Rechtezuſtand an dieſem 
Ta e iſt allein maßgebend für die Feſiſtellung derjenigen Perſonen, die 
der Liquidation unterliegen. Man kann unmöglich annehmen, 
daß trgendbein Geſetzgeber der Welt beabſichtigt hätte, jte 
apriori gerade in dem Augenblicke, in dem ſie das polniſche 
Stautsbürgerredt erworben haben, mit dem wenig ange⸗ 
nehmen Geſchenk der Liquldatton zu bedenken, die be⸗ 
grifflich eine grelle Verneinung des Völkerrecht tfl. Dies 
hieße entgegen der konſtituttonellen Gleichberechtigung eine 
Kategorie von Perſonen zweiten Grades ſchaffen und würde dem Grund⸗ 
gefühl der Gerechtigkeit widerſprechen.“ Vergl. Chorzemſki 
in der Zeitſchrifſt Ruch prawniczy eeknomiczny uſw. Jahrgang 1928, 
Heft 1 Teil 2, S. 15—20. (erlag Krajowny instytut wydrawniczy 
Poznan.) 

Die Gedankengänge Chorzemſkis find durchaus über⸗ 
zeugend. Es kann in der Tat nicht die Abſicht der Verfaſſer 
des VV., ſowie der all. und aſſ. Mächte, und insbeſ. der 
Hauptententemächte und Polens geweſen ſein, in demſelben 
Augenblicke, in dem eine polniſche Staatsangehörigkeit auto⸗ 
matiſch begründet wird, dieſe polniſchen Staatsangehörigen 
mit der Liquidation ihres Vermögens zu belaſten. Das er⸗ 
ſchiene direkt widerſinnig und widerſpräche den elementaren 
Begriffen von Treu und Glauben. Der Gedanke, daß 
dies der Wille der Hauptententemächte geweſen 
ſein könnte, liegt außerhalb jeder Diskuſſion. 


II. 


Es iſt noch kurz die Bedeutung des Wiener Abkom⸗ 
mens v. 30. Aug. 1924 für die hier behandelte Frage zu 
erörtern. Dieſer Staatsvertrag dient zur Beſeitigung von 
Meinungsverſchiedenheiten über die Anwendung und Aus⸗ 
legung von Fragen, die ſich aus Anlaß des Staatsangehörig⸗ 
keitswechſels deutſcher Reichsangehöriger auf Grund des Min⸗ 
derheitsvertrages und des VV. ergaben. Der VV., der Min⸗ 
derheitsvertrag und das Wiener Abkommen bilden nunmehr 
ein einheitliches Geſetzgebungswerk über die dort geregelten 
Staatsangehörigkeitsfragen. Soweit es ſich um Tatbeſtände 
handelt, die bereits in dem VV. und dem Minderheitsvertrage 
geregelt waren, enthalten die Beſtimmungen des Wiener Ab⸗ 
kommens — die ſie wiederholen — eine authentiſche 
Interpretation. Die Feſtſtellung der Staatsangehörig⸗ 
keit auf Grund des Wiener Abkommens hat, da es ſich um 
bereits früher ipso facto erfolgte Veränderungen handelt, 
keine rechtsbegründende (konſtitutive), ſondern nur eine rechts⸗ 
erklärende (deklaratoriſche) Bedeutung. Die Einzelheiten des 
Wiener Abkommens beruhen im weſentlichen auf dem Schieds⸗ 
ſpruch des Präſidenten Kaeckenbeeck v. 10. Juli 1924. In 


) Der Minderheitsvertrag, der in der poln. Literatur als „der 
kleine Vertrag“ bezeichnet wird, im Gegenſatz zu dem VV., dem 
„großen Vertrag“. 


55. Jahrg. 1926 Heft 29] 


dieſem Schiedsſpruch iſt der internationale Charakter 
der in dem Abkommen behandelten Fragen aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt. Hieraus ergibt ſich die Folgerung, daß die 
in dem Wiener Abkommen getroffene Feſtſetzung der Staats⸗ 
angehörigkeit ſich nicht nur auf das Verhältnis von Deutſch⸗ 
land zu Polen beſchränkt, ſondern wie Statusfragen im 
Familienrecht, eine abſolute Wirkung haben, alſo gegen⸗ 
über jedem anderen Staate wirkſam ſends). 

Die engliſche Gerichtspraxis iſt dieſer Auffaſſung 
auch beigetreten. Sie beurteilt mit Recht die Frage des Er⸗ 
werbes und Verluſtes der Staatsangehörigkeit bei der Ent⸗ 
ſcheidung über die Aufrechterhaltung oder Befreiung von der 
Liquidation gemäß Art. 297 b VV. nach dem Recht des 
Staates, dem der die Freiſtellung fordernde 
Kläger angehört. Der engliſche Richter prüft daher ledig⸗ 
lich, welches Recht in dieſem Staate gilt (vgl. das Urteil des 
High Court of Justice in London v. 23. Juni 1925 i. S. 
Hahn w. Public Trustee [abgedr. JW. 1926, 4311). Das 
Wiener Abkommen, das von Deutſchland und Polen als 
Geſetz publiziert iſt, enthält eine authentiſche Feſtſtellung des 
Staatsrechtes beider Staaten dahin, daß die ſog. Ge⸗ 
burtspolen nach beiden Rechten am 10. Jan. 1920 
die polniſche Staatsangehörigkeit beſeſſen 
haben. Dieſe Feſtſtellung allein zwingt ſchon zu der Folge⸗ 
rung, daß eine Liquidation ihres Vermögens ausgeſchloſſen iſt, 
da eine Perſon, die am 10. Jan. 1920 polniſcher 
Staatsangehöriger geworden war, eben wegen 
Hab Eigenſchaft der Liquidation nicht unter- 

iegt. 

Die polniſche Rechtſprechung räumt gleichfalls den 
Liquidationsbehörden nicht die Prüfung der Staatsangehörig⸗ 
keitsfragen ein. In dem Urt. v. 22. Okt. 1925 — L. Rei. 
1415/25 (abgedr. Oſtrecht 1925, 537) hat das höchſte polniſche 
Gericht folgende Grundſätze ausgeſprochen: 

Das poln. Liguldationsamt iſt nicht berechtigt, zu entſcheiden, ob 
jemand poln. Staatsangehöriger iſt. Ist die Frage der Staatsangehörig⸗ 
kett ftreitig, fo ſteht die Entſchetdung allein den Hierfür zuftändigen Be⸗ 
hörden zu. Zur Entſcheldung über die Staatsangebörigkeitsfragen aber 
ſind gemäß Art. 7 der BD. des Miniſteriums für innere Angelegenheiten 
v. 7. Juni 1930 pos. 920 Dziennik Ustaw betreffend Ausführung des 
Geſetzes über die poln. Staatsangehörigteit v. 90. Januar 1920 pos. 44 
Dziennik Ustaw t. d. Faſſ. der BD des Min. des früheren preuß. Teil⸗ 
gevietes v. 5. Febr. 1921 pos. 99 Dziennik Ustav — die ſogen. politiſchen 
Behörden zuftändig, alſo z. B. die Staroſtei, die Stadipräſidenten uſw. 


5) Einzelheiten bei Haaſe: Deutſch⸗poln. Staatsvertrag. 
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III. 

Die Anerkennung des Minderheitsvertrages als eines 
Beſtandteiles des VV. durch die all. und aſſ. Mächte iſt, wie 
oben bereits dargelegt, auch darum geboten, weil ſie Mit⸗ 
kontrahenten und Mitunterzeichner des Minder⸗ 
heitsvertrages find. Hieraus ergibt ſich für unſere Be⸗ 
trachtung noch eine weitere Rechtsfolge. 

Wenn man nämlich nur den Minderheitsvertrag der 
Entſcheidung zugrunde legt, ſo müſſen jedenfalls die all. 
und aſſ. Haupt mächte, alſo England, Frankreich, Ita⸗ 
lien und Japan, die polniſche Staatsangehörigkeit, die nach 
Maßgabe dieſes Vertrages am 10. Jan. 1920 erworben wor⸗ 
den iſt, mit all ihren Wirkungen anerkennen. Unter 
dieſem Geſichtspunkte iſt insbeſ. der Art. 8 des Minder⸗ 
heitsvertrages zu berückſichtigen, wonach die polniſchen 
Staatsangehörigen, die einer nationalen, religiöſen oder ſprach⸗ 
lichen Minderheit angehören — zu dieſen gehören unzweifel⸗ 
haft diejenigen Perſonen, deren Staatsangehörigkeitserwerb 
im Art. 4 des Minderheitsvertrages geregelt iſt —, die 
gleiche rechtliche und tatſächliche Garantie ge⸗ 
nießen wie die anderen polniſchen Staatsangehörigen. Die 
rechtliche Garantie bezieht ſich ſelbſtverſtändlich auch auf den 
Schutz des Vermögens. Wer polniſcher Staatsange⸗ 
höriger nach dem Minderheitsvertrage geworden iſt, darf hier⸗ 
nach auch vermögensrechtlich nicht anders behandelt wer⸗ 
den wie die übrigen Angehörigen des polniſchen Staates. Die 
Liquidation des Vermögens iſt der denkbar ſchärfſte Eingriff 
in das Vermögensrecht. Iſt ein ſolcher Eingriff gegenüber 
den übrigen Angehörigen des polniſchen Staates oder einer 
all. Macht begrifflich ausgeſchloſſen, ſo iſt er durch Art. 8 des 
Minderheitsvertrages auch noch ausdrücklich gegenüber 
denjenigen Perſonen verboten worden, die nach den Beſtim⸗ 
mungen des Minderheitsvertrages, alſo auf Grund Art. 4, 
kraft Geburt die polniſche Staaksangehörigkeit erlangt haben. 

Auch unabhängig von Art. 297 b Abſ. 3 WV. iſt hiernach 
nach den beſonderen Beſtimmungen des Minderheitsvertrages 
die Liquidation von Geburtspolen ausgeſchloſſen. Dies gilt 
in beſonderem Maße für diejenigen Geburtspolen, die gemäß 
Art. 7 83 des Wiener Abkommens v. 30. Aug. 1924 ihre 
doppelte Staatsangehörigkeit in eine ausſchließlich polniſche 
verwandelt haben, und ſich in ihrer auch zur Zeit der Er⸗ 
hebung des Freigabeanſpruchs beſtehenden Eigen⸗ 
ſchaft als polniſche Staatsangehörige auf Art. 8 des Minder⸗ 
heitsvertrages berufen. 


Gemiſchte Schiedsgerichte. 


Urteile nationaler Gerichte und deren Vollſtreckung 
in der Rechtſprechung der Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichts höfe. 

Von RegP. Dr. Caſpers, Berlin. 

(Val. W. 1925, 1208 ff., 2826 f.; 1926, 321 fl., 1891 fl) 

Einen befonders eklatanten Fall der mißbräuchlichen 
Anwendung von Art. 300 b u. 0 WV. bietet das Urteil des 
Dtſch.⸗Franz. GemSchGG H. v. 29. Mai 1925 i. S. Lheureux 
w. Reich (Rec. V, 404 ff.). Lheureux war von feinem Ver⸗ 
mieter Eggers vor dem zuſtändigen AG. wegen der rückſtän⸗ 
digen Miete für Juli, Auguſt, September 1914 mit 107,50 % 
ſowie für 455 % Koſten der Unterbringung der von L. in der 
Mietwohnung zurückgelaſſenen Möbel verklagt worden. Infolge 
des VV. wurde der Prozeß unterbrochen. Eggers meldete ſeine 
Mietsforderung im Ausgleichsverfahren an. Da er jedoch nach 
ſeiner Angabe die Anſchrift des L. nicht feſtſtellen konnte, 
wurde ihm eine Beſcheinigung gem. § 25 Anl. Art. 296 VV. 
erteilt, auf Grund deren er den Prozeß vor dem AG. wieder 
aufnahm. Das Urt. des AG. v. 4. Dez. 1920 vollſtreckte er in 
die Möbel des L., aus deren Erlös er ſich befriedigte. Das 
franz. Ausgleichsamt behauptet — ob zu Recht oder nicht, ſei 
dahingeſtellt —, E. hätte wahrheitswidrig angegeben, er kenne 
die Anſchrift des L. nicht, obgleich er dieſe durch ein Schreiben 
des franz. Amts erfahren hätte. Nun ſollte man meinen, dies 
wäre klargeſtellt, und E. als vollſtreckender Gläubiger etwa auf 
Grund einer unerlaubten Handlung vor den dtſch. Gerichten 
belangt worden. Jedoch nichts von alledem! Der Gem SchH. 
wird von L. angerufen, und das Dtſch. Reich auf Grund von 


Art. 300 b VV. zu 8000 Franken Entſchädigung an L. ver⸗ 
urteilt. Dieſer Fall iſt ein Schulbeiſpiel für die Unſinnigkeit 
der Anwendung von Art. 300 b VV. auf die Vollſtreckung von 
ene ui Abgeſehen davon, daß hier Urteil und Voll⸗ 
treckung nach dem 10. Jan. 1920 liegen, alſo weder Art. 300 b 
noch 302 II VV. überhaupt in Frage kommen können, iſt es 
doch geradezu unerfindlich, wieſo das Reich für eine gegebenen⸗ 
falls vorhandene, unerlaubte Handlung eines Staatsange⸗ 
hörigen haften fol. Der SchH. macht ſich die Begründung 
ſehr leicht: E. hat auf Grund des Urt. v. 4. Dez. 1920 und 
ſeines geſetzlichen Pfandrechts als Vermieter die Möbel des 2 
zu einem lächerlichen Preis verkauft. Dieſe Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme ift die Folge des „non-accomplissement d'un acte 
(payement du loyer) pendant la guerre“ geweſen. Vergeblich 
hat die dtſch. Staatsvertretung ſich gegen die Anwendung von 
Art. 300 b VV. gewehrt. Das Urteil geht über die dtſch. Ein⸗ 
wendungen einfach hinweg. 

Auffallend if, daß der Dtſch.⸗Ital. GemSchcG H. in 
3 Entſcheidungen, i. S. di Placido w. Levy v. 4. Sept. 1924 
(Rec. V, 485 ff.), i. S. Fortura w. Kapitalverſicherungsanſtalt 
v. 4. Sept. 1924 (Rec- V, 490 ff.) und Menegozzi w. Stolze 
v. 10. Nov. 1924 (Rec. V, 495 ff.) bei zivilrechtlichen Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen, Art. 300 b VV. heranzieht. Das Urteil 
Fortura w. Kapitalverſicherungsgeſ. betrifft die Vollſtreckung 
einer Hypothekenurkunde, die beiden andern die Vollſtreckung 
von Urteilen. Keine der Entſcheidungen, die ſich doch in 
Gegenſatz zu der überwiegenden Rechtſprechung der übrigen 
SchH. ſetzt, hat eine tiefergehende Begründung für die Ab⸗ 
weichung. In dem Urteil Menegozzi w. Stolze wird die An⸗ 
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wendung von Art. 300 b V., allerdings wohl wenig über- 
zeugend, damit zu rechtfertigen verſucht, der Schaden ſei nicht 
auf Grund des Urteils, ſondern der Vollſtreckung entſtanden. 
(Ebenſo das oben erwähnte Urteil des Franz.⸗Ungar. Gene 
SchH. i. S. Duverdier w. Etat Hongrois, Lipét Weiss et 
autres, dagegen das dtſch.⸗jugoſlaw. Urteil Pritza w. Fahry 
Rec. II, 668 ff.) Die Klage wird allerdings abgewieſen, da das 
Reich nicht verklagt iſt, die beklagte Ehefrau Menegozzi die 
von ihr verſteigerten Möbel des Kl., ihres Ehemanns, nicht 
mehr herausgeben könne. Ausdrücklich hebt das Urteil hervor, 
daß die italieniſche Staatsangehörigkeit der Ehefrau Mene⸗ 
gozzi ihre Inanſpruchnahme an ſich nicht hindern würde, da 
ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit jeder hafte, der die 
Vollſtreckung veranlaßt habe. Das Urteil di Placido w. Levy 
bemerkt zu der Aktivlegitimation für die Klage aus Art. 300 b 
BV., auch der Dritte, deſſen Eigentum von der Vollſtreckung 
betroffen ſei, könne klagen, allerdings nicht aus Art. 302 II 
V., da das Urteil ja nicht gegen ihn gerichtet fei. 


Die unrichtige Anwendung von Art. 300 b VV. auf zivil⸗ 
rechtliche Vollſtreckungsmaßnahmen hat noch eine weitere Un⸗ 
zuträglichkeit im Gefolge, nämlich die zu verallgemeinernde 
Auslegung des Begriffs „non-accomplissement d'un acte“ 
i. d. S., daß hierunter nicht nur die Unterlaſſung von for⸗ 
mellen Rechtshandlungen prozeſſualer Natur, z. B. Zuſtellun⸗ 
gen, Einlegung von Rechtsmitteln, ſondern auch die Nicht⸗ 
erfüllung von materiellen Verpflichtungen des bürgerl. Rechts, 
hauptſächlich Nichtzahlung einer fälligen Schuld, begriffen 
werden. Nur das engl. Urteil Brueninger w. Reich (Rec. III, 
20 ff.) lehnt es, allerdings ohne Begründung, ab, die Nicht⸗ 
zahlung einer fälligen Schuld als „non-accomplissement d'un 
acte“ i. S. von Art. 300 b VV. zu betrachten. Desgleichen 
find die gegenteiligen Urteile ohne eingehende fachliche Be⸗ 
gründung. Sie begnügen ſich mit der Feſtſtellung, die Nicht⸗ 
zahlung einer Schuld ſei als „non-accomplissement d'un 
acte“ anzuſehen, jo das dtſch.⸗franz. Urt. v. 12. Juli 1922 
i. S. Bonneau w. Reich (Rec. II, 292 ff.), die oben be⸗ 
ſprochenen Urteile Lheureux w. Reich v. 29. Mai 1925 (Rec. V, 
404 ff.) und Duverdier w. Etat Hongrois, Lipöt Weiss et 
autres v. 16. Sept. 1925 (Rec. V, 873 ff.). Das Urteil des 
Dtſch.⸗Belg. GemSchGH. v. 21. Okt. 1925 i. S. Nicaiſe w. 
Etat Allemand und Malmédie (Cause 676) läßt die Frage 
unentſchieden, die Nichtzahlung müſſe eine Kriegsfolge ſein, 
Nicaiſe habe ſich jedoch bereits vor Kriegsausbruch in finan⸗ 
ziellen Schwierigkeiten befunden. Schließlich ſucht das Urteil 
des Dtſch.⸗Ital. GemSchc GH. v. 4. Sept. 1924 i. S. Fortura 
w. KapitalverſAnſt. (Rec. V, 490 ff.) die Subſummierung der 
Nichtzahlung einer Schuld unter dem Begriff „non-accom- 
plissement d'un acte“ durch die „locuzione generica“ und 
die „termini amplissimi“ in Art. 300 b VV. zu rechtfertigen. 
Alſo eine reine Wortauslegung! Geradeſo gut könnte man 
ſagen, die Faſſung „non-accomplissement d'un acte“ ou 
d'une formalit&“ begreife nur Akte des formellen Rechts, vor⸗ 
wiegend prozeſſualer Natur, unter Ausſchluß materieller 
Rechtsvorgänge, wie z. B. Erfüllung einer Schuld durch Zah⸗ 
lung, in ſich. Wenn auch eine derartige Deduktion wohl ſtich⸗ 
haltiger fein dürfte, als die einfache Berufung auf „locuzione 
generica“ und „termini amplissimi“, fo iſt es doch nicht an⸗ 
gebracht, die geſamte Beweisführung von dieſer Wortfaffung 
allein tragen zu laſſen. Vielmehr iſt, wie bereits oben ent⸗ 
wickelt, Art. 300 b VV. auf die Durchſetzung von Anſprüchen 
des bürgerlichen Rechts überhaupt nicht anzuwenden, dieſe ſind 
durch Art. 302 II VV. geregelt. Hierbei iſt ausſchlaggebend, 
ob der beteiligte Ententeangehörige während des Krieges ſich 
verteidigen konnte. War er in der Verteidigung beſchränkt, 
jo wird ihm ein neues Rechtsverfahren eröffnet, und ihm fo 
Gelegenheit zur Geltendmachung ſeiner Einwendungen gegeben. 
Unerheblich iſt, ob und weshalb er irgendwelche Verpflich- 
tungen nicht erfüllt hat. Iſt er zu Recht verurteilt, ſo iſt kein 
Raum für ein neues Verfahren. Im Grunde genommen iſt 
inſoweit die Situation bei Art. 300 b VV. genau die gleiche. 
Kernpunkt iſt auch hier die Frage der Verteidigungsmöglich⸗ 
keit. Durch die Faſſung von Art. 300 b VV. darf man ſich 
nicht irremachen laſſen. Da Art. 300 b VV. Anſprüche des 
öffentlichen Rechts, Steuern, Gefälle, Gebühren betrifft, die 
Durchſetzung derartiger Anſprüche im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren ſofort mit der Vollſtreckung des Titels beginnt, muß 
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der Betroffene zur Wahrung ſeiner Rechte den Verwaltungs⸗ 
titel durch Einſpruch, Berufung, Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren, durch irgendeinen prozeſſualen Akt angreifen. 
Konnte er dies infolge der Kriegsverhältniſſe nicht und wird 
der Verwaltungstitel gegen ihn vollſtreckt, fo liegt eben „non- 
accomplissement dun acte ou d'une formalité“ vor. Der 
betroffene Ententeangehörige konnte ſich infolge des Krieges 
gegen die Inanſpruchnahme durch die öffentliche Gewalt nicht 
wehren und kann deswegen gem. Art. 300 b VV. den Gem⸗ 
SchH. anrufen. 

Der Dtſch.⸗Ital. GemSchGG H. hat in feinem Urteil v. 
14. Sept. 1924 i. S. di Racido w. Levy (Rec. V, 485 ff.) ſehr 
im Gegenſatz zu der „locuzione generica“ und den „termini 
amplissimi“ in dem Urteile von demſ. Tage i. S. Fortura w. 
KapitalverſAnſt. (Rec. V, 490 ff.) den Tatbeſtand des Art. 300 b 
VV. zutreffend mit folgenden Worten umſchrieben: „L'esi- 
stenza di una misura esecutiva, presa sul territorio ger- 
manico durante la guerra, per l’impossibilitä in cui si & 
trovata la parte, colpita dalla medesima, di far valere le 
proprie ragioni e difese, e la conseguitane lesione di un 
diritto appartenente ad un suditto di una Potenza aleata.“ 
Allerdings bezieht ſich Art. 300 b VV., wie bereits mehrfach 
ausgeführt, nicht auf die Verfolgung von Anſprüchen des 
bürgerlichen Rechts, die ausſchließlich durch Art. 302 II VV. 
geregelt ſind, ſondern hat lediglich Situationen im Auge, die 
außerhalb des bürgerlichen Rechts liegen. Die gegenteilige An⸗ 
ſicht führt zu unmöglichen Folgerungen. Man denke ſich den 
Fall, daß ein dtſch. Schuldner eines Ententeangehörigen wäh⸗ 
rend des Krieges die Klage ſeines Gläubigers durch Aufrech⸗ 
nung mit einer Gegenforderung bekämpft, die durch ein 
während des Krieges gegen den Gläubiger genommenes frei⸗ 
williges Urteil feſtſteht. Zweifellos kann ſich der Ententeange⸗ 
hörige nicht auf Art. 302 II VV. berufen, da ein freiwilliges 
Urteil vorliegt, er alſo mit der Verurteilung einverſtanden 
war. Bleibt nun von der Gegenforderung ein nicht durch die 
Aufrechnung getilgter Reſt übrig, und wird inſoweit während 
des Krieges das Urteil vollſtreckt, ſo hat nach der hier ver⸗ 
tretenen Anſicht der Ententeangehörige keine Möglichkeit, durch 
den SchH. ſich für die Vollſtreckung ſchadlos halten zu laſſen, 
da dieſe auf dem freiwilligen Urteil beruht, er alſo in ſeiner Ver⸗ 
teidigung nicht beſchränkt war. J. S. der oben angeführten Ur⸗ 
teile wäre jedoch die Nichtzahlung der durch das freiwillige 
Urteil feſtgeſtellten Reſtſchuld als „non-accomplissement d'un 
acte“ gem. Art. 300 b VV. zu betrachten. Es ließen ſich die 
Fälle derartiger Ungereimtheiten noch vermehren. 

Wohin die Uferloſigkeit der Auslegung des „non-accom- 
plissement d'un acte“ führt, zeigen die Urteile des Griechiſch⸗ 
Bulg. GemScheh H. i. S. Popanaſtaſſoglou w. Etat bulgare 
v. 10. April 1924 (Rec. IV, 479ff.) und 3. Dez. 1925 (Rec. V, 
903 ff.). In dieſen Urteilen wird ſogar eine ſtrafbare Zuwider⸗ 
handlung gegen die bulg. Tabakſteuergeſetze (unterlaſſene An⸗ 
bringung der neu vorgeſchriebenen Ergänzungsbanderole) als 
„Don- accomplissement d'un acte“ i. S. von Art. 189 b des 
Vertr. von Neuilly Tentipr. Art. 300 b VV.) angeſehen und 
demgemäß die Rückzahlung der Steuerſtrafen angeordnet. 
Dieſe Entſcheidungen eröffnen ungeahnte Perſpektiven, was 
ſich aus dem Kautſchukbegriff „non-accomplissement d'un 
acte‘ alles herausziehen läßt. 

Ausſchlaggebend für die Entſcheidung, welcher Auslegung 
der Vorzug zu geben iſt, muß gerade beim VV., der das 
Dtſch. Reich mit ungeheuerlichen Laſten belegt und ihm un⸗ 
normale Haftungen aufbürdet, die Erwägung ſein, daß zweifel⸗ 
hafte Vorſchriften in einer das Reich möglichſt wenig belaſten⸗ 
den Weiſe auszulegen find. Sache der Verfaſſer des VV. wäre 
es eben geweſen, ſich unzweideutiger auszudrücken. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus iſt die Haftung für zivilrechtliche Urteile 
und Vollſtreckungen nur auf Art. 302 II VV. zu gründen, die 
damit lediglich dem privaten Gläubiger zur Laſt fällt, das 
Anwendungsgebiet von Art. 300 b VV. mit der ſubſidiären 
Haftung des Reichs auf die außerzivilrechtlichen Fälle zu be⸗ 
ſchränken. Vielleicht geben dieſe Ausführungen dem Dtſch.⸗ 
Ital. GemSchcäH. Anlaß, feine frühere Stellungnahme zur 
Abgrenzung zwiſchen Art. 302 II VV. und Art. 300b WV. 
i. S. einer gerechten Entſcheidung einer erneuten Nachprüfung 
zu unterziehen. 
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International: privatrechtliche Fragen vor den 
Gemiſchten Schiedsgerichtshöfen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Walther Lewald, Berlin. 


Im Jahre 1921 hat Ernſt Zitelmann in einer Be⸗ 
trachtung über die Bedeutung der Gem SchH. (Niemeyer, 
Ztſchr. 29, 248 ff.) eine der weſentlichen Aufgaben dieſer Ge⸗ 
richte in der weiteren Ausbildung eines einheitlichen inter⸗ 
nationalen Privatrechts gefunden. Da die Sch. als über⸗ 
nationale Gerichte an die nationalen Kolliſionsnormen irgend⸗ 
eines Staates nicht gebunden ſein können, da aber anderer⸗ 
ſeits die Entſcheidung privatrechtlicher Streitfälle zwiſchen 
den Angehörigen der früheren Feindſtaaten, welche den Sch. 
durch ihre Zuſtändigkeit nach Art. 296 und 304 VV. zu⸗ 
gewieſen iſt, die Anwendung irgendwelcher Kolliſionsnormen 
offenbar notwendig macht, ſo ſcheint die ihrer Natur nach 
rechtsſchöpferiſche Aufgabe unausweichlich zu ſein, Grundſätze 
zu finden, die geeignet find, als übernationale Kolliſions⸗ 
normen überall Geltung zu beanſpruchen, gleichgültig, welches 
nationale Gericht zur Entſcheidung berufen iſt. Seit Zitel⸗ 
manns Hinweis auf die international⸗privatrechtliche Auf⸗ 
gabe der SH. hat ſich in fünf Jahren eine umfangreiche 
Judikatur dieſer Gerichte angeſammelt, für die Lehre des 
internationalen Privatrechts iſt jedoch die Ausbeute, welche 
dieſe Judikatur liefert, nur ſehr gering. Obwohl in zahl⸗ 
loſen Fällen privatrechtlicher Streitigkeiten, in denen nicht 
entweder direktes Parteieinverſtändnis über das anzuwendende 
materielle Recht beſteht oder überwiegende Anknüpfungs⸗ 
momente eindeutig dieſes Recht bezeichnen, die materielle Ent⸗ 
ſcheidung von der Löſung der international⸗-privatrechtlichen 
Frage abhängig zu ſein ſcheint, nach welchem Recht das ſtrit⸗ 
tige Rechtsverhältnis zu beurteilen ſei, finden ſich in den 
ſchiedsgerichtlichen Urteilen nur ſelten Erörterungen über inter- 
national⸗privatrechtliche Fragen. Immer iſt vielmehr in der⸗ 
artigen Fällen das Beſtreben des Gerichts erkennbar, inter⸗ 
national⸗privatrechtlichen Problemen nach Möglichkeit aus⸗ 
zuweichen, ein Beſtreben, welches ſich aus zwei Beweggründen 
erklärt: erſtens handelt es ſich hier um eine ganz beſonders 
ſchwierige Rechtsmaterie, und zweitens find die Schc§. weit⸗ 
gehend — z. B. der Otſch.⸗Engl. SchH. in großem Ausmaße 
— von der Tendenz beherrſcht, für den einzelnen Fall be⸗ 
rechnete Billigkeitsentſcheidungen zu geben, wobei ſie ſich, ſo⸗ 
weit die international⸗privatrechtliche Frage überhaupt be⸗ 
rührt wird, mit der — teils mit einigen Worten begründeten, 
teils ohne Begründung in apodiktiſcher Form gemachten — 
Feſtſtellung begnügen, daß dieſes oder jenes materielle Recht 
im gegebenen Falle anzuwenden ſei. 


In neuerer Zeit hat zunächſt der Dtſch.⸗Rum. Sh6H. 
mit der eingebürgerten Praxis der Sch., international⸗privat⸗ 
rechtliche Fragen in den Hintergrund zu ſtellen, in einer be⸗ 
merkenswerten Entſch. gebrochen (Pavel Negreanu et Fils 
contra Meyer et Fils Affaire No. 48, 16. Juni 1925). In 
dem jener Entſch. zugrunde liegenden Fall verlangte der rum. 
Kl. auf Grund des Art. 304 (b) VV. vom dtſch. Bekl. primär 
Lieferung von Waren gemäß einem vor Eintritt Rumäniens 
in den Krieg geſchloſſenen Lieferungsvertrag, alternativ Rück⸗ 
gabe der geleiſteten Anzahlung und Schadenserſatz wegen 
Nichtlieferung. Die präjudizielle Frage, ob der Vertrag nach 
§ 3(e) des Anhangs hinter Art. 299 VV. aufrechterhalten ſei, 
gibt dem SH&. Veranlaſſung, eine Unterſuchung über die 
Frage anzuſtellen, nach welchem Recht ſich die Frage des 
Eigentumsüberganges beurteile. Dieſe Unterſuchung leitete 
das Gericht mit folgenden bemerkenswerten Sätzen ein: 


„Sauf de rares exceptions, les Tribunaux mixtes se sont 
jusqu ici abstenus do determiner le droit applicable, en admettant, 
a priori, que les deux droits en oonflit disposaient de meme. 
Cette solution présente un certain danger car, dans bien des cas, 
P&tude approfondis des deux droits T6v&le des divergences, qui 
n’apparaissent pas & premiöre vue Mais, en principe, surtout, le 
Tribunal estime qu'il y a intérét à aborder la diffioultè et & 
la résoudre, car c’est surtout ainsi que les Tribunaux mixtes 
peuvent apporter leur contribution au droit international, en 
voie de création.“ 


In methodiſch ausgezeichneter Form führt das Gericht 
die Unterſuchung durch und gelangt zur Formulierung einer 


allgemeinen Kolliſionsnorm, welche in folgenden Sätzen der 
Entſch. Ausdruck findet: 


„La solution du TAM est donc, en definitive, de chercher 
Pintention presumee des parties, en pesant toutes les eircon- 
stanoes d’especes, d’opter pour bun des droits lorsqu'il y a 
une préponderance marquéèe des présomptions recueillies 
en faveur de son application et, sans cela, d’appliquer la loi 
du lien de la conelusion, pour determiner la forme et les 
effets généraux du contrat et le droit national de chaque 
partie en ce qui concerne ses propres obligations.“ 


Inſofern als dieſe Norm, welche vom Gericht nicht dem 
poſitiven internationalen Privatrecht eines der beteiligten 
Staaten entnommen, ſondern in freier rechtsſchöpferiſcher 
Tätigkeit gefunden wurde, geeignet iſt, als Regel für die Be⸗ 
ſtimmung des materiellen Rechts, nach welchem Kaufverträge 
über bewegliche Sachen zwiſchen Angehörigen verſchiedener 
Staaten zu beurteilen ſind, für irgendein beliebiges nationales 
Gericht zu dienen, bedeutet die Entſch. des Dtſch.⸗Runt. Sch⸗ 
GH. einen wichtigen Schritt auf dem von Zitelmann 
bezeichneten Wege zur Auffindung von Grundſätzen, „die in 
dem Sinne allgemeingültig ſind, daß ſie überall da gelten, 
wo die poſitiv rechtlichen Quellen verſagen.“ 


Noch vor der Entſch. des Dtſch.-Rum. SchH. hat der 
Dtſch.⸗Engl. SchH. zwei Urteile gefällt, die intereſſante 
international⸗privatrechtliche Erörterungen enthalten. Dieſe 
beiden Urteile (George Virrell Livingſton & Edward Irving 
Findlay w. William Graaff, Case 3025, Charles Harbord 
Cook w. Karl Kutſcher, Case 2263, III. Sen., 31. Mai 1926) 
kann man in gewiſſem Sinne als Gegenpole zu der genannten 
Entſch. des Dtſch.⸗Rum. ShGH. bezeichnen. Während nämlich 
dieſe eine Kolliſionsnorm dort ſelbſtändig aufſtellt, wo das 
Gericht an irgendeine poſitiv rechtliche Vorſchrift nicht ge⸗ 
bunden iſt, greifen die engliſchen Urteile auf nationale Kol⸗ 
liſionsnormen dort zurück, wo dem SchG. in Form einer aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift des Friedensvertrages, die man ſehr 
wohl als poſitive Kolliſtonsnorm bezeichnen kann, eine ſtrikte 
Anweiſung für das anzuwendende materielle Recht gegeben iſt. 
Die engl. Urteile behandeln die Auslegung der Beſtimmung 
des § 4 der Anl. hinter Art. 296 VV., daß Staatshaftung 
für eine Ausgleichsſchuld nicht eintritt, wenn die Schuld nach 
der Geſetzgebung des Landes des Schuldners im Zeitpunkt 
der Kriegserklärung verjährt war. In dem der Entſcheidung 
Case 3025 zugrunde liegenden Fall verlangte der ſchott. Kl. 
vom dtſch. Bekl. Zahlung eines i. J. 1900 gegebenen, von 
1901 ab verzinslichen Darlehens, welches durch einen ſog. 
„probative writ“ geſichert war: in dem in Schottland ge⸗ 
ſchloſſenen ſchriftlichen Vertrage war nämlich vereinbart, daß 
die Abmachung in den „Books of Council and Session“ regi- 
ſtriert werden ſolle, wodurch die Abmachung die Kraft eines 
einem „Decree of the Lords of Council and Session“ gleich⸗ 
wertigen Vollſtreckungstitels erhielt. Nach ſchott. Recht kann 
ein durch einen ſolchen probative writ geſicherter Anſpruch erſt 
nach Ablauf von 40 Jahren verjähren. Von der deutſchen 
Verteidigung wurde die Verpflichtung zur Zinszahlung unter 
Berufung auf die genannte Beſtimmung des § 4 inſoweit be⸗ 
ſtritten, als der Zinsanſpruch für einen über vier Jahre nach 
Begründung der Schuld hinausreichenden Zeitraum geltend 
gemacht wurde, da nach deutſchem Recht Anſprüche auf Zins⸗ 
rückſtände in vier Jahren verjähren. Nach dem klaren Wort⸗ 
laut des 8 4 ſei die Frage der Verjährung nach deutſchem 
Recht zu beurteilen, wie das Dtſch.⸗Engl. Sch. bereits in 
einem früheren Urteil i. S. Hornby Hamelryk & Co. w. 
Adolph Schmiedel, Case 1038, entſchieden hatte. Die Anwen⸗ 
dung des materiellen Rechts des Schuldnerſtaates entſpreche 
auch allein dem Sinn der Beſtimmung des $ 4, deren Zweck 
darin beſtehe, eine leicht anwendbare und alle Zweifelsfragen 
ausſchließende Regel zu geben. Von britiſcher Seite!) wurde 
dagegen die Theſe verfochten, daß unter dem Recht des 
Schuldnerſtaates („Laws of Prescription in force in the 


) In Übereinſtimmung mit der in England wohl als herrſchend 
zu bezeichnenden Rechtsauffaſſung, die bei Dioey (Digest of the 
law of England with reference to the Confliot of Laws. 3. Aufl. 
S. 771ff.) dargelegt iſt. In bemerkenswertem Gegenſaß dazu die 
nenere amerikaniſche Auffaſſung (vgl. in re Tallmagde Surrogates 
Court of New York County 1919, Cases of Conflict of Laws, 
American Casebook Series, 2. edition 1924, S. 884 ff.). 
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country of the debtor“) alle Rechtsvorſchriften verſtanden 
werden müßten, welche im Schuldnerſtaat anzuwenden ſein 
würden. Die Beſtimmung des 8 4 bezwecke nämlich, die 
Staatshaftung für die Falle auszuſchließen, in denen ſchon 
bei Ausbruch des Krieges die Zahlung der Schuld — 3. B. 
wegen Verjährung — hätte verweigert werden können. Um 
dieſem Sinn des § 4 gerecht zu werden, müſſe in jedem Falle 
gefragt werden, ob im Zeitpunkt des Kriegsausbruches eine 
bei einent Gericht des Schuldnerſtaates angebrachte Klage 
wegen Verjährung des Anſpruches hätte abgewieſen werden 
Mien Dieſe Frage könne aber nur beantwortet werden, 
wenn alle diejenigen Rechtsgrundſätze berückſichtigt würden, 
welche das Gericht des Schuldnerſtaates nach der Geſamtheit 
der für dieſes verbindlichen Rechtsvorſchriften hätte anwenden 
müſſen. Im vorliegenden Falle habe aber ein deutſches Ge⸗ 
richt nach dem in Deutſchland geltenden Recht die Frage der 
Verjährung nach dem für die Beurteilung des Vertrages 
ſelbſt maßgebenden Recht beurteilen müſſen, alſo nach ſchot⸗ 
tiſchem Recht. Die Frage, die das SH®. zu entſcheiden hatte, 
war ſomit die folgende: Sind unter dem nach § 4 anwend⸗ 
baren Recht des Schuldnerſtaates die materiellen Verjährungs⸗ 
vorſchriften dieſes Staates zu verſtehen, oder ſchließen die 
Worte „Laws of Prescription in force in the country of 
the debtor“ auch die Kolliſionsnormen des Schuldnerſtaates 
ein? Mit anderen Worten: Iſt die in 84 ausgeſprochene Ver⸗ 
weiſung auf das Recht des Schuldnerſtaates endgültig oder iſt 
eine durch die maßgebliche Kolliſionsnorm des Schuldner⸗ 
ſtaates bedingte Weiterverweiſung auf das Recht des Gläu⸗ 
bigerſtaates zu berückſichtigen? Das Sch. entſcheidet ſich für 
die zweite Alternative. Der Gedankengang, welcher zu dieſer 
Entſcheidung führt, iſt folgender: Nach engliſchem Sprach⸗ 
gebrauch bedeute der Ausdruck „Laws of Prescription in 
force in the country of the debtor“ foviel wie „Laws of 
Prescription to be applied by the Courts in the country of 
the debtor“. Solch letztere ſeien aber nicht nur die materiellen 
Rechtsvorſchriften des Schuldnerſtaates, ſondern auch ſolche 
fremdländiſchen Rechtsvorſchriften, welche nach dem inter⸗ 
nationalen Privatrecht des Schuldnerſtaates im gegebenen 
Falle anwendbar ſeien. Allerdings, meint das Gericht, könne 
der franzöſiſche Text des 84 zu Zweifeln Anlaß geben. Die 
den Beſtimmungen über das Ausgleichsverfahren zugrunde 
liegende ratio legis verbiete jedoch eine andere Auslegung. 
Die Staatshaftung, welche für Ausgleichsſchulden beſtehe, trete 
nur dann nicht ein, wenn ſchon zur Zeit des Kriegsausbruches 
ein großer Grad der Unwahrſcheinlichkeit, daß die Schuld ein⸗ 
getrieben werden könne, beſtand, wie z. B. in dem Fall, daß 
der Schuldner die Einrede der Verjährung erheben konnte. 
Würde 8 4 fo interpretiert, daß die Staatshaftung dann aus⸗ 
geſchloſſen ſei, wenn nach anderen Geſetzen, als denen, die zur 
Zeit des Kriegsausbruches hätten angewendet werden müſſen, 
die Schuld verjährt geweſen ſei, ſo wäre die Folge, daß einer⸗ 
ſeits unverjährte Schulden beſtehen, für welche Staatshaftung 
nicht eintrete, andererſeits im Zeitpunkt des Kriegsausbruches 
verjährte Schulden, für welche Staatshaftung beſteht. 


Die Beweisführung des Gerichts iſt nicht überzeugend. 
Es iſt allerdings richtig, daß die Beſtimmungen über das 
Ausgleichsverfahren auf dem Grundgedanken aufgebaut ſind, 
der Gläubiger dürfe nicht beſſer geſtellt werden, als ſeine Lage 
bei Kriegsausbruch geweſen ſei, anders ausgedrückt, die Staats⸗ 
haftung ſolle nur dann ausſcheiden, wenn die Ausſicht des 
Gläubigers, bezahlt zu werden, nicht durch den Krieg beein⸗ 
trächtigt worden ſei, wenn alſo ſchon bei Kriegsausbruch die 
Einrede der Verjährung erhoben werden konnte. Daß aber 
jener Grundgedanke illuſoriſch wird, wenn die Frage, ob eine 
ſolche Einrede gegeben war, nach anderen rechtlichen Kriterien 
beurteilt wird als nach denen, die im Zeitpunkt des Kriegs⸗ 
ausbruches unter beſtimmten — keineswegs unbedingt ſicheren 
— Vorausſetzungen gegeben geweſen waren, iſt eine willkür⸗ 
liche Annahme. Die indirekte Beweisführung, welche mit 
dieſer Annahme die Theſe, welche angeblich zu dieſem Reſultat 
führt, ad absurdum zu führen ſucht, beruht im Grunde auf 
einer petitio prineipii. Das Gericht ſagt nämlich: Die deutſche 
Theſe führt dazu, daß Staatshaftung für Schulden eintritt, 
die bei Kriegsausbruch als verjährt hätten angeſehen werden 
müſſen. Dies ſetzt aber voraus, was bewieſen werden ſoll: 
daß ſich nämlich nach Rechtsgrundſätzen, welche bei Kriegs⸗ 
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ausbruch für den Fall damaliger Kognition anwendbar ge⸗ 
weſen wären, zu beſtimmen habe, ob eine Schuld verjährt ſei. 
Das Gericht operiert mit einer Gleichſetzung, welche im Grund 
willkürlich iſt: es ſetzt gleich das Recht, nach welchem eine 
Schuld im Zeitpunkt des Kriegsausbruches verjährt geweſen 
iſt und das zur Zeit des Kriegsausbruches anwendbar ge⸗ 
weſene Recht. Um aber zu dieſem letzteren zu gelangen, be⸗ 
dient ſich das Gericht einer zweiten Krücke für ſeine Deduktion: 
Das Recht, welches bei Kriegsausbruch anwendbar geweſen 
wäre, iſt nach ſeiner Anſicht dasjenige Recht, nach welchem 
ein Gericht des Schuldnerſtaates, wenn damals mit der Prü⸗ 
fung der Frage befaßt, dieſe hätte beurteilen müſſen. Dieſe 
Theſe, welche recht eigentlich den Angelpunkt der Entſcheidung 
bildet, ſtellt das Gericht an den Anfang ſeiner Beweisführung, 
wo es ſich auf den engliſchen Sprachgebrauch beruft, und es 
präziſiert die Theſe nochmals am Schluß in dem Ergebnis: 
Ein Gem&h6. habe bei Prüfung der Verjährungsfrage fo zu 
verfahren, wie ein Gericht des Schuldnerſtaates dies tun 
müßte. Was die Berufung auf den engliſchen Sprachgebrauch 
beſagen ſoll, iſt nicht völlig klar. Daß der engliſche Text bei 
ſtrikter Wortinterpretation die Auslegung des Gerichts not⸗ 
wendig macht, leuchtet nicht ein. Wahrſcheinlich denkt das 
Schch. aber hier weniger an die ſprachliche Bedeutung als an 
die nach engliſcher Rechtsauffaſſung begründete rechtliche Be⸗ 
deutung des Ausdrucks „law of the country“ (vgl. Dicey 
a. a. O. S. 771 ff.). Die engliſche Rechtsauffaſſung knüpft an 
den Gedanken an, daß ſo zu entſcheiden ſei, wie es ein Gericht, 
dem die proper jurisdiction zukäme, tun würde (vgl. Dicey 
a. a. O. S. 775). Dieſer Gedanke der jurisdiction wäre — 
auf den vorliegenden Fall bezogen — nur verwertbar, wenn 
— vom Friedensvertrage abgeſehen — nur ein Ge⸗ 
richt des Schuldnerſtaates und notwendigerweiſe dieſes die 
Frage, ob Verjährung eingetreten ſei, hätte entſcheiden müſſen. 
Wenn nun auch normalerweiſe der Gläubiger die Rechts⸗ 
verfolgung gegen den Schuldner in deſſen Land betrieben 
hätte, ſo wäre doch vielleicht eine Verfolgung auch in einem 
anderen Lande nach deſſen Geſetzen möglich geweſen, wo der 
Schuldner z. B. eine gewerbliche Niederlaſſung oder ſonſtiges 
Vermögen beſeſſen hat. Wenn man aber dann unter Berüd- 
ſichtigung dieſer Möglichkeiten die Frage prüft, ob nach dem 
Recht, nach welchem bei Kriegsausbruch die Verjährungsfrage 
hätte beurteilt werden müſſen, die Schuld verjährt war, ſo 
kann, da eine eindeutige Beſtimmung dieſes Rechts kaum 
möglich iſt, die Beantwortung jener Frage ſehr problematiſch 
werden. Den Normalfall der Rechtsverfolgung im Schuldner⸗ 
ſtaat zum Ausgangspunkt der Deduktion zu machen, iſt bei 
Mehrheit der Gerichtsſtände ein willkürliches Verfahren. 
Anders aber als durch die — notwendigerweiſe willkürliche 
— Annahme eines beſtimmten Gerichtsſtandes läßt ſich zur 
Feſtſtellung des anwendbaren Rechts nicht gelangen, wenn 
man von der — hier bekämpften — Vorausſetzung ausgeht, 
daß die Verjährungsfrage nach dem Recht beurteilt werden 
müſſe, welches der Richter im Falle gerichtlicher Kognition zur 
Zeit des Kriegsausbruches hätte anwenden müſſen. Gerade 
die Unſicherheit, die entſteht, wenn man die Frage des an⸗ 
zuwendenden Rechts unter der Vorausſetzung der Konkurrenz 
mehrerer Gerichtsſtände prüft — von dem Zufallsergebnis 
abgeſehen, daß alle Gerichte nach den für fie bindenden Kol 
liſionsnormen zur Anwendung des gleichen Rechts hätten ge⸗ 
langen müſſen —, legt über die Wortinterpretation hinaus⸗ 
gehend eine Sinninterpretation des § 4 nahe, nach welcher der 
Zweck dieſer Beſtimmung gerade darin beſteht, jene Unſicher⸗ 
heit durch eine klare Anweiſung an das Sch., immer das 
materielle Recht des Schuldnerſtaates anzuwenden, zu be⸗ 
ſeitigen. In der Tat läßt ſich nur auf dieſe Weiſe eine ein⸗ 
deutige, zugleich juriſtiſch einwandfreie Löſung gewinnen, wäh⸗ 
rend anderenfalls dieſe Eindeutigkeit nur um den Preis einer 
willkürlichen Deduktion erreicht werden könnte (Laws in force 
in the country of the debtor = laws to be applied by ihe 
Court in the country of the debtor). Bei dieſer Auslegung 
des § 4 beſteht der Sinn dieſer Beſtimmung darin, daß durch 
fie die international⸗ privatrechtliche Frage, welches Recht nach 
den Kolliſionsgrundſägen der einzelnen Staaten für die Be 
urteilung der Verjährungsfrage maßgebend wäre, ausge⸗ 
ſchaltet und durch den Friedensvertrag ſelbſt eine poſitive Kol⸗ 
liſionsregel aufgeſtellt iſt, welche auf das materielle Recht des 
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Schuldnerſtaates endgültig verweiſt ?). Dieſe Endgültigkeit 
wird nun aber, fo könnte man ſagen, gerade dann erſt recht 
problematiſch, wenn man die Verjährungsvorſchrift des 8 4 
als eine Kolliſionsnorm nach Art nationaler Kolliſionsnormen 
verſteht. In der Lehre des internationalen Privatrechts ſpielt 
nämlich die Theorie der Weiterverweiſung bzw. Rückverwei⸗ 
fung eine erhebliche Rolle — und fie iſt in der Judikatur viel⸗ 
fach anerkannt —, wonach die durch eine Kolliſionsnorm ge⸗ 
gebene Anweiſung, das Recht eines beſtimmten Staates an⸗ 
zuwenden, ſo zu verſtehen iſt, daß auch die in dem betreffen⸗ 
den Recht enthaltenen Kolliſionsnormen zu berückſichtigen ſind, 
und daß, wenn letztere ihrerſeits auf ein anderes Recht ver⸗ 
weiſen — ſei es auf das Recht eines dritten Staates (Renvoi 
au second degré, Weiterverweiſung), ſei es auf das Recht der 
lex fori (Renvoi au premier degré, Rückverweiſung), dieſes 
letztere Recht endgültig anwendbar iſt. Das Prinzip des Ren- 
voi ift zumeiſt in der Form des Renvoi au premier degré 
(Rückverweiſung) anerkannt). Da nun für das Sch. eine 
lex fori nicht exiſtiert, auf welche die Kolliſionsnorm des 
Schuldnerſtaates zurückverweiſen könnte, kommt ſeine Ent⸗ 
ſcheidung einer Anerkennung des Renvoi au second degré 


2) Die Bedeutung des 8 4 als poſitive Kolliſionsregel iſt in der 
Literatur nicht mit voller Schärfe erkannt worden. Döl le (Das ma» 
terielle Ausgleichsrecht des VV.) geht in ſeiner Beſprechung des 
§ 4 (S. 138 a. a. O.) davon aus, daß der Schuldnerſtaat alle dem 
Schuldner zuſtehenden Einwendungen gegen die Forderung geltend 
machen kann, alſo ohne daß es der beſonderen Hervorhebung durch 
8 4 bedürfte, auch die Einwendung der Verjährung. Da nach deut⸗ 
ſchem, franzöſiſchem und engliſchem Recht übereinſtimmend der Ver⸗ 
jährungseinwand den Charakter einer prozeſſualen Einrede beſitze, ſei 
die beſondere Erwähnung der Verjährung als Haftungsausſchlie⸗ 
ßungsgrund in 8 4 aus der Eigenart des engliſchen Rechts nicht zu 
erklären (a. M. wohl Iſay, Die privaten Rechte und Intereſſen 
im Friedensvertrag, 3. Aufl. S. 289 und S. 308: während nach 
Rontinentalen Recht die Verjährung nur eine Naturalobligation übrig 
laſſe, bleibe die verjährte Schuld nach engliſchem Recht eine „debt“ 
— rechtlich erzwingbare Schuld und erſt der poſitive Ausſchluß der 
Haftung des § 4 nehme der Schuld den Charakter der debt). Wenn 
alſo der 84 mehr zum Ausdruck bringen ſoll, als eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit, ſo muß nach Dölle der Sinn des 8 4 darin geſehen 
werden, daß die Schuld als verfährt gelten ſoll, wenn nach der ma⸗ 
teriellen Rechtsordnung des Schuldnerſtaates die Vorausſetzungen 
der Verjährung erfüllt ſind, auch wenn Verjährung nach derjenigen 
Rechlsordnung nicht eingetreten war, nach welcher gemäß den Kolli⸗ 
ſionsgrundſätzen die Frage an ſich hätte beurteilt werden muſſen. Daß 
auf dieſe Weiſe die beſondere Erwähnung der Verjährung in 8 4 er⸗ 
klärt wird, iſt plauſibel. Dölle nennt aber nicht das gejeygeberifche 
Motiv, welches dieſer Erklärung den Stempel der juriſtiſchen Not⸗ 
wendigkeit aufdrückt: 8 4 gibt, als poſitive Kolliſionsregel gedacht, 
die Handhabe, die durch das international⸗ privatrechtliche Problem 
an ſich gegebene Unſicherheit zu beſeitigen. Und da nur auf dieſe 
Weiſe, nämlich durch die Anweiſung, immer das materielle Recht des 
Schuldnerſtaates anzuwenden, die Gefahr einer willkürlichen Löſung 
jenes Problems vermieden wird, welche durch die Stellung des Ge⸗ 
richts als internationalen, an keine nationalen Rechtsnormen gebun⸗ 
denen Inſtanz bedingt iſt, muß die Auslegung des 8 4 als Kolliſions⸗ 
norm als notwendig erkannt werden. — Gidel⸗Barrault S. 118 
ſtellt die Frage: „Wie iſt die Sachlage, wenn der Vertrag nach dem 
Recht eines dritten Staates zu beurteilen iſt und nach dieſem Recht 
die Schuld bei Kriegsausbruch nicht verjährt war?“ Er antwortet: 
„Nach dem klaren Wortlaut des $4 muß die Schuld trotzdem als 
verjährt angeſehen werden, wenn ſie nach dem materiellen Recht des 
Schuldnerſtaates verjährt war.“ Die logiſche Verbindung zu dem Ge⸗ 
dankengang des Schiedsgerichts iſt leicht herzuſtellen: im vorliegenden 
Falle iſt es die Kolliſionsnorm des Schuldnerſtaates, welche auf das 
Recht eines anderen Staates als das für die Beurteilung der Ver⸗ 
jährungsfrage maßgebliche Recht verweiſt. Gidel⸗Barrault ſetzt 
einfach den Fall, daß das Recht eines anderen Staates für die Be⸗ 
urteilung der Frage an ſich maßgeblich ſei, und jagt nicht, warum 
dies ſo ſein ſoll. Dies iſt aber gleichgültig, das Weſentliche iſt, 
daß an ſich, d. h. abgeſehen von der poſitiven Regelung des Frie⸗ 
densvertrages, die Anwendung des nach Kolliſionsgrundſägen an⸗ 
wendbaren Rechts den Nichteinteitt der Verjährung ergeben würde; 
oder ſoll man annehmen, daß das Schiedsgericht anders entſchieden 
haben würde, wenn die deutſche Kolliſionsnorm nicht auf das Recht 
des Gläubigerſtaates, ſondern auf das Recht eines dritten Staates 
verwieſen hätte? Kein Satz in der Entſch. des Gerichts wurde eine 
ſolche Annahme rechtfertigen, welche dem Schiedsgericht ein rein will⸗ 
Kürliches Vorgehen imputieren würde. 


5) Pillet-Niboyet, Manuel de Droit International Privé, 
8. 389 
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zum mindeſten im praktiſchen Ergebnis) gleich. Wer das 
Prinzip des Renvoi verwirft (ogl. die kaum zu widerlegende 
Kritik der Lehre des Renvoi bei Pillet-Niboyet, Manuel 
de Droit International Privé, 1924 S. 386 ff.) kann die Ent⸗ 
ſcheidung des SchG. deshalb nicht für richtig halten, zumal 
die Argumente aus Art. 296 VV., mit denen das Sch. ſeiner 
Beweisführung eine beſondere Stütze zu geben ſucht, der 
Kritik nicht ſtandhalten, wie bereits dargelegt wurde. 

Die Entſch. in Case 3025 bildet den Abſchluß einer Ent 
wicklung, welche durch die zwei anderen Entſch. Hemelryk 
& Co. w. Schmiedel (Case 1038) und Findlay w. Graaff 
(Case 1329) bezeichnet wird (die letztere Entſch. iſt in einem 
Prozeß zwiſchen den gleichen Parteien ergangen, welchem je⸗ 
doch ein anderer Tatbeſtand zugrunde liegt). In Case 1038 
wurde vom engliſchen Kläger der Saldo aus einem i. J. 1907 
abgewickelten Vörſengeſchäſt eingeklagt. Die Klage wurde ab» 
gewieſen, und zwar offenſichtlich (obwohl die Entſch. nicht mit 
Gründen verſehen iſt) wegen Verjährung, die nach deutſchem 
Recht eingetreten war. In dieſer vom II. Sen. des Sh®. er⸗ 
laſſenen Entſch. wurde alfo das materielle Verjährungsrecht 
des Schuldnerſtaates angewendet. In der vom I. Sen. er 
laſſenen Entſch. Findlay w. Graaff (Case 1329) wurde der 
Boden der Entſch. Case 1038 teilweiſe verlaſſen. Der Tat⸗ 
beſtand war hier folgender: Der Kl. war für den Bekl. i. J. 
1900 als Prozeßvertreter in Schottland tätig geweſen und 
hatte für „Advances and Professional Services“ gewiſſe 
Geldbeträge verauslagt, für welche der Bekl. dem Kl. pro- 
missory notes gegeben hatte. Der Kl. hatte i. J. 1901 vor 
dem ſchottiſchen High Court auf Zahlung der promissory 
notes geklagt, hatte aber den Prozeß, in welchem es nicht ein⸗ 
mal zu Zuſtellung der Klageſchrift kam, nicht betrieben. Der 
Klaganſpruch wurde von deutſcher Seite beſtritten, da er nach 
engliſchem, ſchottiſchem und deutſchem Recht verjährt war, ſo⸗ 
wohl als abſtrakter Anſpruch aus den Schuldurkunden, wie als 
kauſaler Anſpruch. Die Klage wurde urſprünglich nur auf 
Art. 296, ſpäter alternativ auch auf Art. 304 VV. geſtützt. 
Das Gericht kam zu folgendem Ergebnis: der abſtrakte An⸗ 
fprud) ſei auf Grund ſchoͤttiſchen Rechts nach Ablauf von ſechs 
Jahren verjährt, der erwähnten Klagerhebung komme wegen 
Nichtzuſtellung der Klage keine Unterbrechungswirkung zu, 
bzw. ſie habe jene Wirkung zwölf Monate nach Einreichung 
der Klagſchrift verloren. Der kauſale Anſpruch ſei auf Grund 
ſchottiſchen Rechts nach Ablauf von ſechs Jahren nur dann 
verfolgbar, wenn er durch feierliches Anerkenntnis (oath) des 
Schuldners oder ſchriftlich vom Schuldner herrührende Be⸗ 
weisurkunden (writ) bewieſen werde. Der kauſale Anſpruch 
ſei verjährt, da jene Vorausſetzungen nicht erfüllt ſeien. Nach 
deutſchem Recht andererſeits ſei für die Beurteilung der Ver⸗ 
jährungsfrage das Recht, welches auf den Vertrag ſelbſt An⸗ 
wendung finde, maßgeblich und infolge dieſer Verweiſung auf 
ſchottiſches Recht ſei der Klaganſpruch auch in Deutſchland als 
verjährt zu betrachten. Hier wird alſo zwar bereits die im 
internationalen Privatrecht des Schuldnerſtaates enthaltene 
Verweiſung auf fremdes Recht berückſichtigt; jedoch läßt die 
Entſch., deren logiſcher Aufbau nicht völlig durchſichtig iſt, 
nicht klar erkennen, ob das Gericht in jenem Falle den Renvoi 
vielleicht nur deshalb anerkannt hat, weil der Klaganſpruch 
nicht nur auf Art. 296, ſondern auch auf Art. 304 VV. ge⸗ 
ſtützt war, und weil das Gericht in letzterer Hinſicht an die 
nur für das Ausgleichsverfahren geltende Beſtimmung des 
84 nicht gebunden war. Ohne auf die frühere Eutſch. in 
Case 1329 Bezug zu nehmen, hat nun der III. Sen. des 
Sch. in feiner neuen Entſch. ſich klar und eindeutig für die 
Anerkennung des Renvoi ausgeſprochen, fo daß der den Ren- 
voi nicht zulaſſenden nicht mit Gründen verſehenen Entſch. 
des II. Sen. zwei mit Gründen verſehene Entſch. der beiden 
anderen Senate gegenüberſtehen, welch. — die eine etwas ver⸗ 
klauſuliert, die andere unzweideutig — den Renvoi anerkennen, 


) Es iſt aber anzunehmen, daß das Schiedsgericht die Frage 
des renvoi als grundſätzliche Frage bewußt in bejahendem Sinne hat 
entſcheiden wollen. Ausgangs⸗ und Endpunkt ſeiner Dedunktion bildet 
nämlich gerade die Erwägung, mit welcher die engliſche Rechtsauf⸗ 
faſſung zur Anerkennung des renvoi gelangt (vgl. Dicey a. a. O. 
S. 771 ff. insbeſ. S. 775). Die aus dem Spezialrecht des Frie⸗ 
densvertrages entnommenen Gründe erſcheinen nur beſtimmt, jener 
erſten Erwägung noch eine beſondere Stütze zu verleihen. 
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ein bedauerliches Ergebnis für den, welcher den Renvoi als 
N Mittel zur Löſung des Statutenkonfliktes ver⸗ 
wirft. 

Die Tragweite der Entſch. des Engl. Sch®. in Case 3025 
wird in draſtiſcher Weiſe durch die gleichzeitig ergangene Ent⸗ 
ſcheidung i. S. Cook w. Kutſcher (Case 2263) illuſtriert, welche 
auf den Ergebniſſen der Entſch. in Case 3025 aufgebaut iſt. 
Es handelt ſich hier um folgenden Tatbeſtand: Der engl. Kl. 
verlangte im Ausgleichsverfahren Bezahlung von Waren, 
welche er von 1905 bis 1907 dem damals in Portugieſiſch⸗ 
Guinea anſäſſigen deutſchen Bekl. geliefert hatte. Die Be⸗ 
ſtellungen wurden teils einem Vertreter des Kl. in Deutſch⸗ 
land, teils ſchriftlich, teils während eines vorübergehenden 
Aufenthalts des Bekl. in London auf der Reiſe nach Deutſch⸗ 
land gemacht. Von deutſcher Seite wurde eingewandt, daß 
die Klagforderung nach deutſchem Recht verjährt ſei. In An⸗ 
wendung der in der Entſch. Case 3025 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze ſagt das Gericht, daß das für die Beurteilung der Ver⸗ 
jährungsfrage maßgebliche Recht durch deutſches internationales 
Privatrecht beſtimmt werde. Nach dieſem Recht ſeien die ver⸗ 
traglichen Verpflichtungen des Schuldners nach dem Recht des 
Erfüllungsortes zu beurteilen. Als ſolches habe das Recht 
des Landes zu gelten, in welchem der Schuldner z. Z. des 
Vertragsſchluſſes ſeinen Wohnſitz gehabt habe. Das mate⸗ 
rielle Recht von Portugieſiſch-Guinea anzuwenden: dies, ſo 
meint das Gericht, würde dem Willen der Parteien wider⸗ 
ſprechen. Engliſches Recht (domestic law) fei vielmehr offen⸗ 
bar das „proper law to apply“, da die Tatſache des vorüber⸗ 
gehenden Aufenthaltes des Schuldners in Deutſchland keinen 
genügenden Grund für die Anwendung deutſchen Rechts (do- 
mestic law) abgeben könne. Bei der Anwendung engliſchen 
Rechts entſtehe nun aber die Schwierigkeit, daß das materielle 
engliſche Recht De law applicable to contracts) feine 
Verjährungsvorſchriften enthalte, da die Verjährungseinrede 
ein reines Prozeßinſtitut (part ok law of procedure) ſei. Des- 
halb würde die Anwendung des nach deutſchem internationalen 
Privatrecht kompetenten engliſchen law ok contracts ergeben, 
daß überhaupt keine Verjährungsvorſchriften anwendbar ſeien. 
Dieſes Reſultat würde derart in Widerſpruch mit den all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen ſtehen, welche in Deutſchland hin⸗ 
fihtlich der Verjährung eines Anſpruches gelten, daß ein 
deutſches Gericht — und das SchG. habe wie ein deutſches 
Gericht zu urteilen — jenes Reſultat nicht akzeptieren würde. 
Jene hinſichtlich der Anſpruchsverjährung in Deutſchland gel⸗ 
tenden Rechtsgrundſätze ſeien public policy (ordre public). 
Unter Berufung auf eine Entſch. des RG. im 106. Bd. ſtellt 
das Gericht feſt, daß das deutſche Recht aus Gründen des 
ordre public den Ausſchluß der Verjährung mißbillige. Des⸗ 
halb — ſo ſagt das Gericht wörtlich — müſſe deutſches inter⸗ 
nationales Privatrecht ausſcheiden, da es zu einem Reſultat 
führe, welches mit einem im deutſchen domestic law geltenden 
Grundſatz der public policy in Widerſpruch ſtehe. Folgerichtig 
erklärt das Schch. nach deutſchem domestic law ben Anſpruch 
als verjährt, da ein deutſches Gericht aus Gründen der public 
policy deutſches Verjährungsrecht hätte anwenden müſſen. 


Das Gericht geht davon aus, das Recht des Erfüllungs⸗ 
ortes ſei das Recht des Wohnſitzes des Schuldners. Da die 
Anwendung dieſes Rechtes dem Willen der Parteien jedoch 
offenbar widerſpreche, ſei das engliſche Recht das proper law. 
Hier macht das Gericht den erſten Umweg, den es ſich hätte 
erſparen können. Als Erfüllungsort gilt nämlich nach deut⸗ 
ſchem Recht der Wohnſitz des Schuldners nur ſubſidiär, wenn 
ſich der Erfüllungsort nicht aus anderen Umſtänden, insbeſ. 
aus dem Parteiwillen beſtimmen läßt. Hier unterſtellt das 
Gericht aber offenbar einen übereinſtimmenden Parteiwillen, 
nach welchem England als Erfüllungsort für den Schuldner 
zu gelten habe: alſo ließe ſich ohne den Umweg über das 
Recht von Portugieſiſch⸗Guinea als lex domicilii das engliſche 
Recht als lex solutionis beſtimmen. Den zweiten, der Entſch. 
das Gepräge gebenden Umweg macht das Gericht mit dem Ge- 
dankengang: engliſches Recht — ordre public — deutſches 
Recht. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob die Anwendung der 
auf engliſches Recht verweiſenden deutſchen Kolliſionsnorm 
unausweichlich zu dem Reſultat der Unverjährbarkeit hätte 
führen müſſen, da im engliſchen Privatrecht keine Verjahrungs⸗ 
vorſchrift enthalten ſei. Hat das Gericht Recht mit ſeiner An⸗ 
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ſicht, auf Grund des Renvoi ſei engliches Recht anzuwenden 
und dieſes führe zur Unverjährbarkeit des Anſpruchs, ſo iſt 
die Anſtellung der ordre-public⸗ Erwägung folgerichtig: Nach 
Art. 30 EGBGB. würde die Anwendung engliſchen Rechts 
gegen den Zweck des deutſchen Geſetzes verſtoßen. Aber bei 
einer Auslegung des 8 4, wie ſie hier vertreten wird, ergibt 
ſich die Anwendung deutſchen Verjährungsrechtes ſofort, wäh- 
rend das Gericht zu ihr erſt über den Umweg des ordre 
public gelangt! — Intereſſant iſt die Entſch. des Sch. — 
abgeſehen davon, daß ſie die von ihm in der hier bekämpften 
Entſch. in Case 3025 aufgeſtellte Theſe des renvoi durch den 
ordre public zu einem unſerer Grundauffaſſung entſprechen⸗ 
den praktiſchen Ergebnis korrigierts) — vor allen Dingen 
durch die daraus zu ziehende Schlußfolgerung, daß die Ver⸗ 
jährungsfrage niemals nach engliſchem Vertragsrecht be⸗ 
urteilt werden kann, da letzthin immer der ordre public ein- 
greift. Handelt es ſich um einen engliſchen Schuldner, und 


5) Über die Verknüpfung des renvoi mit dem ordre public und 
die daraus entſtehenden Komplikationen vgl. insbeſ. E. Potu, 
La Question de renvoi en droit international privée Paris 1913, 
S. 246— 261. Dort heißt es auf S. 251, daß zwar der ordre public 
des fremden Landes grundſätzlich nicht zu berückſichtigen ſei, da er 
keine extra⸗territoriale Wirkung beſitze. Wenn jedoch trotz des gene⸗ 
rellen renvoi im Einzelfall nach dem Recht des Urhebers des renvoi 
entſchieden werde, ſo bedeute dies nicht, daß der Richter ſich dem 
fremdländiſchen ordre public unterwirft, ſondern vielmehr, daß im be⸗ 
ſonderen Fall kein renvoi eriftiert („il n'y a plus de renvoi, la loi 
etrangöre interne redevient applicable“). Ahnlich Franken⸗ 
ſtein, Intern. Privatrecht 1, 71 ff.: „Keine Berückſichtigung des 
fremden ordre public, der ſtets unbeachtlich iſt, ſondern Auslegung der 
durch die primäre Rechtsordnung ausgeſprochenen Unterwerfung.“ 

Dies meint im Grunde auch das Schiedsgericht, wenn es in 
Case 2263 ſagt, das deutſche internationale Privatrecht müſſe bei⸗ 
ſeite geſetzt werden, da es zu einem Ergebnis führe, das mit einem im 
deutſchen domestic law geltenden Grundſaß der public policy in 
Widerſpruch ſtehe. Aber: auch wenn für den nationalen Richter gilt, 
daß der fremdländiſche ordre public als ſolcher für ihn keine 
Geltung habe, ſo fragt ſich, ob für ein internationales Gericht dieſe 
Regel unbedingt bindend iſt. M. E. iſt es möglich, daß das Schieds⸗ 
gericht cine innerſtaatliche Norm des ordre public als ſolche be⸗ 
rückſichtigt. — Intereſſant ſind in dieſem Zuſammenhang die Er⸗ 
örterungen von Frankenſtein (a. a. O. S. 594 ff.) über den Kon⸗ 
flikt, der durch die verſchiedene Qualifikation der Verjährung im 
engliſch⸗amerikaniſchen Recht einerſeits, in den kontinentalen Rechten 
andererſeits entſteht (um einen ſolchen Qualifikationskonflikt handelt 
es ſich ja auch in dem der Entſch. des Schiedsgerichts in Case 2263 
zugrunde liegenden Fall). Bei Beſtimmung der für die Verjährungs⸗ 
frage im Fall des Qualifikationskonfliktes maßgebenden Rechts⸗ 
ordnung unterſcheidet Fran kenſtein zwei Fälle: die Kompetenz 
des engliſch⸗amerikaniſchen Rechts kraft der von ihm ſogenannten 
„primären Anknüpfung“ und kraft „ſekundärer Anknüpfung“. Wenn 
im vorliegenden Falle die deutſche Kolliſionsnorm auf engliſches 
Recht als Recht des Erfüllungsortes verweiſt, ſo iſt dies der Fall der 
ſekundären Anknüpfung“ i. S. Frankenſteins. In dieſem 
Fall ſoll, da das materielle engliſche Recht wegen abweichender Quali⸗ 
fikation der Verjährung zu keinem Ergebnis führen würde, eine Ein⸗ 
ſchränkung der Unterwerfung unter das engliſche Recht in dem Sinne 
erfolgen, daß die Unterwerfung nicht für die Verjährung gilt, daß 
für dieſe vielmehr das deutſche Recht als „primäre Rechtsordnung“ 
maßgebend bleibt. Frankenſtein nennt dies die „Auslegung der 
ſekundären Anknüpfung nach ihrem Zweck“. Hier wird zwar alſo die 
Ausſchaltung der kraft Verweiſung an ſich zuſtändigen fremden Rechts⸗ 
ordnung nicht durch den ordre public erreicht, ſondern vielmehr da⸗ 
durch, daß der Verweiſung von vornherein eine beſtimmte Grenze 
gezogen wird. Man kann aber wohl die Frage aufwerfen, ob der die 
Auslegung“ der Verweiſung bei Frankenſtein beherrſchende 
Zweckgedanke dem ordre-public-Gedanken nicht ſehr nahe verwandt 
iſt. Auch nach Potu beruht ja die Nichtberückſichtigung der Ver⸗ 
weiſung in Fällen, wo das Ergebnis ihrer Anwendung mit zwingen⸗ 
den Anforderungen der verweiſenden Rechtsordnung unvereinbar ſein 
würde, weniger auf der Anwendung des fremden ordre public als auf 
einer einſchränkenden Auslegung der Verweiſung ſelbſt (Potu 
d. a. O. ©. 254/55). Gleichwohl bildet den Grund der Einſchränkung 
eine Erwägung des ordre public der verweiſenden Rechtsordnung. — 
Ganz abgeſehen von der Frage, ob für ein internationales Gericht eine 
innerſtaatliche Norm des ordre public als ſolche direkt beachtlich oder 
anwendbar iſt, iſt folgendes zu ſagen: iſt das Prinzip des renvoi 
überhaupt richtig, ſo iſt ſeine logiſche Konſequenz die Anwendung der 
geſamten kompetenten Rechtsordnung. In dieſer ſind gleichgeordnete 
und deshalb gleichbeachtliche Elemente die Verweiſung und der ſie im 
Einzelfall paralyſierende ordre public bzw. die Norm, wonach im ge⸗ 
gebenen Falle auf Grund einer Anforderung des ordre public die 
verweiſende Rechtsordnung anzuwenden iſt. 


55. Jahrg. 1926 Heft 29 


würde nach engliſchem internationalen Privatrecht engliſches 
domestie law kompetent fein, jo muß das Gericht, da es 
urteilt, wie ein Gericht des Schuldnerſtaates, das engliſche 
law of procedure berückſichtigen, welches die Verjährungs⸗ 
einrede zuläßt. Zugunſten der vom Gericht verfochtenen Theſe, 
daß unter laws of prescription in force in the country of 
the debtor die laws of prescription to be applied by a Court 
sitting in the country of the debtor zu verſtehen ſind, könnte 
i. S. der Deduktion des Gerichts folgendes geſagt werden: 
Wenn als laws of prescription i. S. $4 nur die Ver⸗ 
jährungsvorſchriften des domestic law des Schuldnerſtaates 
zu gelten hätten, ſo ergäbe ſich wieder das Reſultat der Un⸗ 
verjährbarkeit des Anſpruches im Fall, daß England der 
Schuldnerſtaat iſt, da das engliſche domestic law applicable 
to contracts keine Anſpruchsverjährung kenne. Dagegen iſt 
erſtens zu ſagen: Wird unter laws of prescription das dome- 
stic law des Schuldnerſtaates verſtanden, ſo hindert nichts, die 
an eine internationale Inſtanz durch eine poſitive Kolliſions⸗ 
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regel erteilte Anweiſung, das Recht des Schuldnerſtaates ans 
zuwenden, ſo zu interpretieren, daß in dieſer Anweiſung die 
Ermächtigung, eine interne Prozeßvorſchrift des Schuldner⸗ 
ſtaates zu beachten, inbegriffen iſt (auch wenn man zugibt, 
daß ein nationales Gericht eine für das Gericht eines anderen 
Staates maßgebende Prozeßvorſchrift nicht zu beachten 
brauche). Wenn dieſe Annahme aber auch unrichtig wäre, ſo 
erhebt ſich folgende Frage: Wird der Ausdruck laws of pre- 
scription als das nationale Recht des Schuldnerſtaates inter⸗ 
pretiert und wird unter dieſem nur das materielle Recht dieſes 
Staates verſtanden, läßt ſich nicht denken, daß das Sch. den 
Begriff eines ſpezifiſchen, aus ſeiner Stellung als internationale 
Schiedsinſtanz abgeleiteten, übernationalen ordre public guf⸗ 
ſtellen könnte, auf Grund deſſen es die Anwendung des einen 
nationalen zugunſten des anderen nationalen Rechts aus⸗ 
ſcheidet? Dies ſoll nicht mehr als eine Frage ſein: Hier ſteckt 
ein Problem, das ſchwierig iſt, und deſſen Behandlung über 
den Zweck dieſer Beſprechung hinausgehen würde. 


Shriftam | 7 


Juſtizrat Dr. Iulius Magnus: Tabellen zum internatio⸗ 
nalen Recht. Berlin 1926. Franz Vahlen. Zweites Heft: 
Staatsaugehörigkeitsrecht. XV u. 133 S. Mitarbeiter: 
Aſſeſſor Dr. Gujtav Schwarz und Referendar Mersmann⸗ 
Soeſt. Preis kart. 12 . 

Bei dieſem Hefte hat ein großer internationaler Kreis namhafter 
Juriſten aus den Staaten, deren Recht dargeſtellt iſt, mitgewirkt, und 
auch die diplomatiſchen Vertretungen der Staaten haben in bereit⸗ 
willigſter Weiſe das Werk unterſtuützt. 

Die Vorbemerkung unterſucht zunächſt die Grundfrage, ob ſich 
der Gegenſtand überhaupt für die Darſtellung in Tabellenform eigne. 
Für einige Teilgebiete des Staatsangehörigkeitsrechts wird dieſe 
Frage — m. E. mit Recht — verneint, für die Mehrzahl der Einzel⸗ 
fragen dagegen bejaht. Es handelt ſich bei der Staatsangehörigkeit 
um gewiſſe Grundlagen ſtaatlichen Gemeinſchaftslebens, die bei den 
verſchiedenen Völkern zwar verſchieden geordnet werden können — 
man denke an den Streit zwiſchen Bluts- und Bodenrecht! — die 
aber gleichmäßig überall in der Welt auftauchen und ſich deshalb für 
eine Darſtellung in Tabellenform beſonders eignen. 

Das Heft 2 umfaßt nicht — wie Heft 1 — alle Staaten der 
Welt, ſondern nur einen Teil: Europa iſt nahezu vollſtändig ver⸗ 
treten (es fehlen nur Albanien, Andorra und Liechtenſtein). Von Aſien 
ſind aufgenommen China, Japan und das ſowjetruſſiſche Gebiet, von 
Amerika die Vereinigten Staaten, Argentinien, Braſtlien und Chile. 
Afrika und Auſtralien fehlen ganz. Ein Ergänzungsheft iſt in Vor⸗ 
bereitung. Es wird im weſentlichen zwei Gruppen umfaſſen: die Ko⸗ 
lonialgebiete der Welt und die in Heft 2 noch nicht dargeſtellten 
Staaten, insbeſ. diejenigen Süd⸗ und Mittelamerikas. 

Sachlich ſind zwei Gebiete des Staatsangehörigkeitsrechts aus⸗ 
geſchieden: 1. Die Fragen der Staatsloſigkeit und der doppelten 
Staatsangehörigkeit, 2. die aus völkerrechtlichen Gründen, be⸗ 
ſonders dem VV. ſich ergebenden Erwerbs⸗ und Verluſtgründe, die 
nur angeführt, nicht auch dargeſtellt werden. Man wird dieſer 
Beſchränkung nur zuſtimmen können, denn dieſe Gebiete ſind in 
Rechtſprechung und Schrifttum ſo beſtritten, daß ſie ſich nicht 
für eine kurze Darſtellung in der Form einer Tabelle eignen. 
Ich habe dieſe, in der Vorbemerkung vertretene Auffaſſung durch die 
Tabelle ſelbſt beftätigt gefunden. Bei Erwähnung des vielumſtrittenen 
8 21 des alten ReichsangG. v. 1. Juni 1870 (S. 34 Sp. 14) gibt die 
Tabelle einen kurzen Überblick über die Stellung der verſchiedenen 
Gerichtshöfe Deutſchlands in dieſer für die Staatsloſigkeit ſo wich⸗ 
tigen Frage. Ich würde nicht RG. und RW. auf die eine — die 
OVG. auf die andere Seite ſtellen, ſondern drei Gruppen unterſchei⸗ 
den, und würde auch den Standpunkt des PrOG. deſſen grund⸗ 
legender Entſch. (OVG. 40, 417437) entſprechend etwas anders ge⸗ 
ſchildert haben. Es wäre vielleicht zweckmäßiger geweſen, wenn man 
ſich auch hier, dem in der Vorbemerkung ausgeſprochenen Grundſatz 
folgend, beſchränkt hätte auf die Angabe der Streitfrage und den 
Hinweis auf die Quellen, weil eben ſolche, in Einzelheiten nicht nur 
der Rechtsvorſchriften, ſondern auch des Tatbeſtandes hinabreichende 
Fragen nicht in Tabellenform dargeſtellt werden können. 

Die Tabelle behandelt grundſätzlich die Staatsangehörigkeit nur 
vom Standpunkt des Staates aus, um deſſen Bürgerrecht es ſich han⸗ 
delt. Daß über die Frage, ob jemand einem Staat angehöre oder 
nicht, nur nach dem Rechte dieſes Staates entſchieden werden könne, 
diefer Grundſatz beginnt ja jetzt Weltgeltung zu erlangen. 


Die Darſtellung ſelbſt umfaßt jeweils 25 Spalten. Sp. 1 gibt die 
Quellen an (Geſetze und Schrifttum). Die Sp. 2—12 bringen die 
weſentlichen Fragen des Erwerbes der Staatsangehörigkeit (Jus 
sanguinis — jus soli — Adoption — Legitimation — (he 
ſchließung — Anſtellung im Staatsdienſt — Niederlaſſung — end⸗ 
lich die Einbürgerung und Wiedereinbürgerung). Die Sp. 13 —23 bes 
handeln die Verluſtgründe, Sp. 24 enthält die Nachweiſungen über den 
Einfluß der Gebietsveränderungen, die der Weltkrieg herbeigeführt 
hat, und Sp. 25 — allgemeine Bemerkungen — macht vor allem An⸗ 
gaben über die für das Staatsangehörigkeitsrecht ſo wichtige Frage, 
wann die Volljährigkeit eintritt. In Sp. 25 finden ſich aber bei einer 
ganzen Reihe von Staaten wertvolle Bemerkungen, die nach dem 
Syſtem der Tabelle nicht in die Sp. 2—24 eingereiht werden konnten. 

Bisher beſaßen wir nur die Zuſammenſtellungen ausländiſcher 
Geſetze über Staatsangehörigkeit in den beiden großen, 1914 erſchie⸗ 
nenen Kommentaren zum Staatsangehörigkeitsgeſez vom 22. Juli 
1913 (Cahn und v. Keller⸗Trautmann). Eine wichtige Er⸗ 
gänzung dazu bildete das 1925 erſchienene Werk von Schwartz: 
Das Recht der Staatsangehörigkeit in Deutſchland und im Ausland 
ſeit 1914 (ogl. IW. 1925, 2098). 

Für eingehendere Bearbeitung werden dieſe Werke grundlegende 
Quellen bleiben, aber das Heft 2 der Tabellen von Magnus wird 
nicht nur für ſchnelles Zurechtfinden in der Praxis, ſondern auch für 
wiſſenſchaftliche Arbeit von unſchätzbarem Werte ſein. Sowohl, weil 
es die neueſte Sammlung des Stoffes darſtellt, als auch deshalb, 
weil hier der Stoff nicht nur in einem bloßen Nebeneinander von 
Rechtsvorſchriften geboten wird, ſondern in einer begrifflich (ſyſte⸗ 
matiſch) durchgearbeiteten Form, die einen ſchnellen und umfaſſenden 
Überblick gewährt. 

Dem von Mittelſtein (JW. 1926, 1903) für das erſte Heft 
ausgeſprochenen Dank an Magnus und ſeine Mitarbeiter kann 
ich mich daher für das zweite Heft nur anſchließen. Über den Einzel⸗ 
wert hinaus, welchen dieſes Heft für das Staatsangehörigkeitsrecht 
beſitzt, kommt dem ganzen Tabellenwerk, als einer neuen Form der 
Hilfsmittel rechtskundlicher Arbeit, eine grundſägliche Bedeutung zu, 
über die noch eingehend zu ſprechen ſein wird. Ich hoffe, demnächſt 
darüber berichten zu können. RA. Weck, Berlin. 


Grundzüge des poſitiven Völkerrechts. Von Dr. Karl 
Strupp, a. o. Profeſſor des Staats⸗ und Völkerrechts an 
der Univerſität Frankfurt a. Main. 3. völlig neubearbeitete 
Auflage. Bonn 1926. Verlag Ludwig Röhrſcheid. 

Die dritte Auflage des bekannten Strupp'ſchen Buches enthält 
eine wertvolle umfaſſende Neubearbeitung der i. J. 1922 erſchienenen 
zweiten Auflage. Die Syſtematik des Werkes iſt erheblich verbeſſert. 
Der umfangrriche Stoff iſt anſtatt wie bisher in drei Bücher (1. Weſen 
und Werden des Völkerrechts; 2. Das Völkerrecht im Frieden; 
3. Völkerrecht und Kricg), nunmehr in vier Bücher eingeteilt, die den 
allgemeinen Teil des Völkerrechts (1), die Völkerrechtsſubjekte im 
internationalen Verkehr (2), das Kriegverhütungs recht (3) und Völ⸗ 
kerrecht und Krieg (4) behandeln. Neu eingefügt find die Lehre von 
den völkerrechtlichen Mandaten und anderen Formen völkerrechtlicher 
Treuhänderſchaft (8 3 d), eine Darſtellung der Ergebniſſe der Waſhing⸗ 
toner Konferenz von 1922, der Genfer Waffenhandelskonferenz von 
1925 (58 40, 41) ſowie der Locarno⸗Verträge, ferner eine ſchematiſche 
Überſicht über die wichtigſten Fälle verminderter völkerrechtlicher Hand⸗ 
lungsfähigkeit (S. 19) und die Exterritorialen (S. 67 u. 90). Eine 
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erhebliche Vertiefung haben u.a. erfahren bie Ausführungen über die 
Anerkennung im Völkerrecht (84), über Minderheitenſchuß (8 5), über 
Staatsangehörigkeit (8 7), über Küſtengewäſſer und Meerengen (89) 
ſowie namentlich über den Völkerbund (88 37 39). Das Recht der 
Friedensverträge iſt allenthalben ſorgfältig berückſichtigt. Eine Anzahl 
von Definitionen — z. B. die Definition des Völkerrechts im mate⸗ 
riellen und formellen Sinne (S. 1, 7), des Völkergewohnheitsrechts 
(S. 9), der Neutraliſation von Staaten (S. 33/34) und der Inter⸗ 
vention (S. 53) — iſt dankenswerterweiſe teils ganz neu, teils ſchär⸗ 
fer gefaßt. 

Die Notwendigkeit ſtärkerer Vertiefung und der Einarbeitung 
des neu erwachſenen Stoffes hat eine Erhöhung der Bogenzahl er⸗ 
forderlich gemacht. Dieſelbe iſt jedoch dem Wunſche des Verlegers ent⸗ 
ſprechend dadurch in engſtem Rahmen gehalten worden, daß Strupp 
die in den erſten beiden Auflagen enthaltene Geſchichte des Völkerrechts 
und der Völkerrechtsliteratur geſtrichen hat. Gegen die Ausſchaltung 
der Geſchichte des Völkerrechts beſtehen m. E. keine Bedenken, und 
zwar einmal aus dem Grunde, weil es ſich dabei, wie Stru pp im 
Vorwort treffend bemerkt, hauptſächlich um die Geſchichte der aus⸗ 
wärtigen Politik handelt, ſodann weil ſolche Partien der Völker⸗ 
rechtsgeſchichte, deren Kenntnis zur Erfaſſung des gegenwärtig in Gel⸗ 
tung befindlichen Völkerrechts unentbehrlich iſt, wie etwa die Geſchichte 
der Monroedoktrin (S. 54 ff.) oder des Seekriegsrechts (S. 233 ff.) 
mit der erforderlichen Gründlichkeit in den Gang der Darſtellung ein⸗ 
gearbeitet ſind. Die Weglaſſung der Völkerrechtsliteraturgeſchichte und 
der Völkerrechtsliteratur rechtfertigt fi) im Hinblick auf das als „Er⸗ 
gänzung“ der „Grundzüge“ zu betrachtende Buch Strupps, „Theo⸗ 
rie und Praxis des Völkerrechts“ (Liebmann, Berlin 1925), in dem 
eine ſorgfältige Zuſammenſtellung der wichtigſten Erſcheinungen der 
geſamten Weßtltterakur geboten wird. 

Die dritte Auflage der Struppſchen Grundzüge iſt wegen ihrer 
Knappen, aber doch erſchöpfenden, juriſtiſch präziſen Darſtellung des 
gewaltigen Stoffes den Rechtsbefliſſenen an unſeren Univerſitäten ſo⸗ 
wie den Attachés im auswärtigen Vorbereitungsdienſt aus der Zahl der 
kurzgefaßten Lehrbücher des Völkerrechts in erſter Linie zur Anſchaffung 
und Durcharbeitung zu empfehlen. Aber auch fertige Völkerrechts⸗ 
juriſten und Diplomaten werden aus einem Studium der Strupp⸗ 
ſchen Grundzüge in ihrer neuen Geſtalt reiche Anregung und Ve 
lehrung ſchöpfen. 

RA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. Me Gießen. 


Ernst Isay: De la nationalit6. Librairie Hachette 
Paris 1925. 41 8. 


In ſeinen Vorleſungen über Slaatsangehörigkeit an der 
Haager Internationalen Völkerrechtsakademie, von denen dieſe 
Schrift einen Auszug gibt, geht Jſay, der Verfaſſer des kleinen, 
aber ausgezeichneten „Völkerrecht“ (1925) im Sinne der „Wiener 
Schule“ don der „suprématie du droit des gens“, dem Primat 
der Völkerrechtsordnung aus. Er behandelt Erwerb und Verluſt 
der Staatsangehörigkeit ſowie die Wirkungen der Staatsangehörig⸗ 
keit; ſeine Methode, dieſe Wirkungen als Kontraſt zu der Rechts⸗ 
ſtellung der Staatsfremden aufſcheinen zu laſſen, macht dieſe Aus⸗ 
führungen mehr zu einer Darſtellung des Fremdenrechts, auf 
welchem Gebiet Iſay bekanntlich ein beſonderer Kenner if. Be⸗ 
ſonders wichtig iſt es, daß Iſay ſowohl beim Problem des Erwerbs 
und Verluſts wie der Wirkungen der Gtaatsangehörigkeit nach 
einer kurzen überſicht über die Legislationen der wichtigſten Staa⸗ 
ten zur völkerrechtlichen Frageſtellung gelangt und 
nachweiſt, daß die übergeordnete Völkerrechtsordnung zwar den 
Staaten im allgemeinen die Kompetenz zur Normierung dieſer 
Fragenkomplexe überwieſen hat, daß es aber Normen des allge⸗ 
meinen Völkerrechts als Schranken dieſer Kompetenz poſitivrechtlich 
gibt, deren Überfchreitung durch den einzelnen Staat daher völker⸗ 
rechtswidrig iſt. In der richtigen Darſtellung dieſer Materie läuft 
Iſay nur der Irrtum unter, die zwar ſehr geläufige, aber gänzlich 
falſche Lehre zu akzeptieren, wonach kein Staat den Fremden mehr 
Rechte zuzuerkennen völkerrechtlich verpflichtet ſei, als einem 
eigenen Staatsangehörigen. Die gänzliche Irrigkeit dieſer Theſe 
tritt z. B. bei der Frage der entſchädigungsloſen Enteignung von 
Privateigentum beſonders hervor (ſiehe die „Consultation“ Clu⸗ 
nets 1912, dazu die „note“ Anzilottis, ſowie die ausgezeich⸗ 
neten Abhandlungen von A. Verdroß in „Zeitſchr. f. öffentl. 
Recht“ (Wien 1924) und Fachiri in „Brit. Yearbook of Inter- 
national Law“ 1925). 

Sehr intereſſant find Iſays Ausführungen über die Wir⸗ 
kungen der Staatsangehörigkeit im internationalen Straf⸗ und 
Verwaltungsrecht, wo ſie minimale, und im internationalen Privat⸗ 
recht, wo ſie nach Iſay, allerdings de lege ferenda, nicht ſo be⸗ 
deutend ſind, als gewöhnlich augenommen wird. 

Der eigentliche Mangel dieſer ausgezeichneten Studie liegt 
m. E. in dem Fehlen einer tiefgehenden Unterſuchung des Begriffs 
der Staatsangehörigkeit. Hier bleibt Iſay bei feiner früheren 
Theſe („Staatsangehörigkeit der juriſtiſchen Perſonen“), wonach 
alle die einzelnen Momente der Staatsangehörigkeit für ſich 
Wirkung, die Subſtanz aller dieſer Merkmale aber Begriffs⸗ 
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moment der Staatsangehörigkeit iſt. Iſay ſtellt ſelbſt dieſe 
Grundfrage: „Qu’est-ce que la nationalité en droit?“ Seine Ant 
wort: „La nationalité est une sorte d'affiliation A Etat“ kann 
aber wiſſenſchaftlich nicht befriedigen. 

Vom rechtstheoretiſchen, alſo eigentlich rechts wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt aber iſt eine wirklich tiefſchürfende 
Unterſuchung und befriedigende Löſung des Problems vom Weſen 
der Staatsangehörigkeit, die es bisher nicht gibt, das Wichtigſte und 
Intereſſanteſte. Dr. Joſef L. Kunz, Wien. 


Bühler⸗Kerſtiens: Die Behörden⸗Organiſationen des Nuhr⸗ 
gebiets. Verlag G. D. Baedeker, Eſſen. Ladenpreis 14,— A. 


Das Buch ſtellt ein Sammelwerk dar, in dem eine Reihe von 
Verfaſſern die Behördenorganiſation der Staats- und Kommunal⸗ 
verwaltung ſowie die wirtſchaftlichen Gebilde einſchließlich der 
Elektrizitätswirtſchaft, der Reichsbahn, Poſt und Eiſenbahn be⸗ 
handelt. Die Verſchiedenheit der Autoren hat eine gewiſſe Ver⸗ 
ſchiedenheit der Grundauffaſſung zur Folge, die ſich in den einzel⸗ 
nen Aufſätzen erkenntlich macht. 

Beſonders wertvoll iſt m. E. die zuſammenfaſſende Darſtellung 
am Schluß in dem Aufſatz „Ergebniſſe“ von Prof. Dr. Büh⸗ 
ler. In ihr werden die Probleme, die das Ruhrgebiet in verwal⸗ 
tungstechniſcher und wirtſchaftlicher Art aufwirft, in einfachen Ge⸗ 
dankengängen klargelegt. 

Die einzelnen Aufſätze beſchränken ſich nicht darauf, die Ver⸗ 
waltung des weſtlichen Induſtriegebiets in ihrer Verſchiedenheit 
von anderen Bezirken aufzuzeigen, ſondern geben vielfach eine Dar⸗ 
legung über die geſchichtliche und rechtliche Entwicklung der be⸗ 
treffenden Organiſation überhaupt. So wird die Entwicklung der 
Polizei, der Landkreiſe uſw. in tatſachlicher und rechtlicher Hinſicht 
geſchildert. Die tatſächlichen Angaben ſind im allgemeinen zutref⸗ 
fend. Nur ſollte in einem ſolchen Werk ein Fehler vermieden wer⸗ 
den, wie er Dr. Kerſtiens (S. 94) unterläuft, daß er den in 
Bochum befindlichen Sitz des vereinigten Polizeipräſidums Bochum⸗ 
Gelſenkirchen nach Herne verlegt. 

Mit beſonderer Spannung erwartet der Verwaltungsbeamte 
die Vorſchlage, die für eine zukünftige Geſtaltung der Verwal⸗ 
tung dieſes Gebiets von den Verfaſſern gemacht werden. Es iſt 
zunächſt bedauerlich, daß die durch das Umgemeindungs⸗Geſ. vom 
26. Febr. 1926 getroffene Teillöſung hinſichtlich der kommunalen 
Gliederung des mittleren Induſtriegebiets keine Berückſichtigung 
gefunden hat. Denn ſchon heute geht die überwiegende Meinung 
der Fachleute dahin, daß die Anfang dieſes Jahres von Preußen 
verſuchte Löſung unzulänglich und durch die Entwicklung bereits 
überholt ſei. 

Das Ruhrgebiet unterſteht heute verwaltungsmäßig zwei Pro⸗ 
vinzen, drei Regierungsbezirken und dem Ruhrſiedlungsverband. 
Alle wirtſchaftlichen Intereſſen ſind a Von der Wirtſchaft 
hängt das Schickſal des Gebiets in erſter Linie ab. Verſchieden⸗ 
artige Belastungen der wirtſchaftlichen Unternehmungen, insbeſ. 
die Ungleichmäßigkeit der Gemeindebeſteunerung durch die Ge⸗ 
werbeſteuern führt dahin, daß Stillegungen vielfach vom Geſichts⸗ 
winkel der kommunalen Belaſtung her beſchloſſen und durchge⸗ 
führt werden. Daß dieſer Zuſtand auf die Dauer unhaltbar iſt, 
iſt erkannt. Kerſtiens glaubt, als Löſung die Bildung von 
Geſamtkreiſen empfehlen zu ſollen, zu denen Stadtgemeinden, 
nter und Landgemeinden zufammenzufaffen ſeien. Alſo ſtatt einer 
Vereinfachung der zerſplitterten Verwaltung ein weiteres Zwiſchen⸗ 
glied, das neue Beamte erfordern, mithin Neubelaſtung der Wirtſchaft 
und eine weitere Erſchwerung des Geſchäftsganges bedingen würde. 
Er begründet ſeinen Vorſchlag damit, daß es im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe unbedingt erforderlich ſei (S. 72), daß „der Bevölkerung die 
Möglichkeit gegeben werde, an öffentlichen Aufgaben teilzuneh⸗ 
men, da ſie andernfalls ſich niemals in den Staat einordnen und 
durch Unruhen und falſche Erwartungen das Wirtſchaftsleben im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet hemmen werde.“ 

Es iſt nicht erſichtlich, wo der Verfaſſer dieſe Kenntnis der 
Bevölkerung des Ruhrgebiets erworben hat. Die im Gebiet ſelbſt 
Tätigen ſchätzen ihre Mitbürger weſentlich friedlicher ein. Gerade 
die Erfahrung mit dem letzten Umgemeindungsgeſetz hat ergeben, 
daß es der ee ziemlich gleichgültig iſt, wie die kommunale 
Abgrenzung erfolgt. Ganz und gar nicht gleichgültig iſt es ihr 
aber, wenn durch eine falſche Organiſation der Staats⸗ oder Kom⸗ 
munalbehörden ihr die Möglichkeit des Erwerbes genommen wird. 
Die unerhörte Zahl der durch die Wirtſchaftskriſe erwerbslos Gewor⸗ 
denen iſt zweifellos eine große Gefahr für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung — die Frage der kommunalen Gliederung be⸗ 
ſchäftigt und beunruhigt die breiten Maſſen überhaupt nicht. Alles 
muß daher vermieden werden, was zu weiteren Wirtſchaftskriſen 
führt, als deren Folge bei dem Syndikatszuſammenſchluß die 
Übernahme von Quoten ſtillgelegter Zechen auf andere Betriebe 
ſich ergibt. Es iſt daher dringend zu wünſchen, daß der weltfremde 
Verſuch zur Löſung der kommunalen Neugliederung des Induſtrie⸗ 
gebiets, wie Kerſtiens ihn vorzeigt, niemals zur Wirklichkeit 
werde. 
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Schwierig {ft die Frage, ob und in welchem Umfange in dem 
dichtbeſiedelten Gebiet die Landkreiſe noch Exiſtenzberechtigung 
haben. Kerſtiens meint (S. 58/59), der Staat ſei in äußerſtem 
Maße an der Erhaltung der Landkreiſe intereſſiert, weil dieſe ge⸗ 
rade im Induſtriegebiet die Hochſchule für die Verwaltungspraxis 
der höheren Verwaltungsbeamten bildeten. Der Staat könne daher 
nicht darauf verzichten, „daß die Erfahrungen, die hier geſammelt, 
die Errungenſchaften, die hier erreicht, ſeinem eigenen Beamtenkör⸗ 
per vorenkhalten bleiben“. Dieſes Argument iſt ſchwerlich durch⸗ 
ſchlagend. Auflöſungsreife Landkreife nur deshalb aufrechtzuer⸗ 
halten, damit fie als Hochſchule der Verwaltung für Gtaatsbeamte 
dienen, dazu ſind die Intereſſen, die im weſtlichen Induſtriegebiet 
auf dem Spiele ſtehen, wahrlich für die geſamte Vollkswirtſchaft 
zu bedeutungsvoll. Erhaltung von Landkreiſen als Ausbildungs⸗ 
objekt für angehende Verwaltungsbeamte — mit ſolchen Zumu⸗ 
tungen ſollte man das Induſtriegebiet verſchonen. Warum kann 
der Staat ſich nicht die Erfahrungen zunutze machen, die in den 
Gemeindeverwaltungen dieſes Gebietes gewonnen werden? 

Iſt ſo das Werk, abgeſehen von den oben gewürdigten Aus⸗ 
führungen von Bühler, wenig geeignet, für die Zukunft weg⸗ 
weiſend zu wirken, ſo wird es jeder gern zur Hand nehmen, der 
Belehrung und Unterrichtung über die gegenwärtige Gliederung von 
Staats⸗, Kommunal⸗ und Wirtſchaftsverwaltung des Gebietes ſucht. 
Der unbefangene Kritiker wird durch die komplizierte Verwaltungs⸗ 
organiſation, die für Außenſtehende ſchwer verſtändlich iſt, zu der 
überzeugung kommen, daß die Vereinfachung des öffentlichen 
Apparates im Induſtriebezirk eine der vornehmſten Aufgaben einer 
vernünftigen Verwaltungsreform iſt, die ſchwerlich auf Jahre hinaus 
eſchoben werden kann, wenn nicht die Wirtſchaft, d. h. die Bevöl⸗ 
erung in ihrer Gejamtheit, die Leidtragende fein ſoll. 

Oberbürgermeiſter Dr. Ruer, Bochum. 


René Brunet: Le statut des minorités nationales au 
point de vue du droit international privé. Extrait 
du Journal du Droit International. Paris 1926. 


In der vorliegenden kleinen Arbeit unterſucht der ausge⸗ 
zeichnete Kenner des Minoritätenrechts vor allem zwei den Min⸗ 
derheiten zuſtehende Rechte: auf Erwerbung der Staatsangehörig⸗ 
keit des Staates, unter deſſen fremdnationaler Souveränität ſie 
ſtehen, und das Recht auf Eigentum. Hier gibt Brunet be⸗ 
ſonders wichtige und intereſſante Ausführungen, die in dem theo⸗ 
retiſchen Nachweis gipfeln, daß die Angehörigen nationaler Minder- 
heiten in den Sukzeſſionsſtaaten das Recht auf das Eigentum 
ihres Grundbeſitzes haben. Agrarreformen ſeitens dieſer Staaten 
ſind zwar nicht an ſich völkerrechtswidrig, ſie ſind es aber dann, 
wenn dieſe Agrarreformgeſetze entweder a) eine differen⸗ 
tielle Behandlung zuungunſten der Minderheiten bedeuten, ſei es 
a) ſchon im Geſeß ſelbſt, ſei es 6) daß dieſe Geſetze Beſtim⸗ 
mungen enthalten, die zwar ganz allgemein lauten aber vermöge 
ihres Inhaltes nur die Minderheiten treffen (der „absentéisme“ 
des rumäniſchen Agrarreformgeſetzes), ſei es )) daß die Dur ch⸗ 
führung ſolcher Geſetze nur oder hauptſächlich gegen die Minder⸗ 
heiten hebt oder b) ſelbſt im Fall nicht differentieller 
Behandlung, wenn die Angehörigen nationaler Minderheiten ohne 
alle Entſchädigung enteignet werden. 

Im Auſchluß daran ſtellt Brunet nach Kritik der heutigen 
„procedure“ als die zwei wichtigſten Poſtulate einer Reform des 
Minderheiten verfahrens euf: 1. der Völkerbundrat möge mehr 
als bisher von ſeinem Recht Gebrauch machen, ſich bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über Tate oder Rechtsfragen in Minderheiten⸗ 
angelegenheiten an den Ständigen Internationalen Gerichtshof im 
Haag zu wenden und 2. veranlaſſen, daß die Antworten der inter⸗ 
eſſierten Regierungen den Petitionären bekanntgegeben werden, 
damit ſie ihre Gegenbemerkungen vorbringen können. Die Ver⸗ 
wirklichung dieſes fundamentalen Poſtulats: audiatur et altera 
pars iſt die Vorausſetzung für die Möglichkeit, daß der Rat in 
wirklicher Kenntnis des ganzen Falles eine gerechte Entſcheidung 
treffen kann. Dr. Joſef L. Kunz, Wien. 


Dr. Heinz Marquardt und H. Schild: Die Aufwertung der 
Länder-, Provinzial-, Stadt- und anderer Kommunal⸗ 
anleihen unter beſonderer Berückſichtigung ſämtlicher 
Varablöſungen. Auf Grund des amtlichen Materials des 
Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverbandes. Berlin. Auguſt 
Scherl Gmbh. Preis geh. 0,60 . 

Dr. Haus Neufeld, Oberregierungsrat im Reichsfinanzmini⸗ 
ſterium: Die Ablöſung der Markanleihen der Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Berlin und Wien. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde. Preis geh. 4, — Ab. 

Die Durchführung des Ablöſungsgeſetzes für die öffentlichen 

Anleihen hat mit der Feſtſtellung des Altbeſitzes an Reichsanleihen 

begonnen. Über die Mehrzahl der in dieſem Verfahren geſtellten An⸗ 
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träge iſt bereits entſchieden. Das Barabfindungsverfahren für die 
Reichsanleihen wird vorausſichtlich Anfang Januar 1927 beginnen, 
der Umtauſch des Neubeſitzes ſich daran anſchließen. Die Ablöſung 
der Länder⸗ und Gemeindeanleihen iſt durch die 2. VO. des RFin Min. 
zur Durchf. des Geſ. über die Ablöſung öffentl. Anleihen v. 2. Juli 
1926 (RG Bl. I, 343) in die Wege geleitet, auf Grund deren die Län⸗ 
der nähere, inhaltlich im weſentlichen übereinſtimmende Beſtimmungen 
Anfang Juli getroffen haben. Die Friſt für den Umtauſch des Alt⸗ 
beſitzes an Länder⸗ und Gemeindeanleihen und die in Erweiterung 
des Geſetzes vielfach zugelaſſene Barabfindung läuft mit dem Novem⸗ 
ber bzw. Dezember d. J. ab. 

Die Organe der Rechtspflege ſind mit der Anleiheablöſung 
weniger als mit der ſonſtigen Aufwertung befaßt, da die Ablöſung 
der Anleihen ſich in einem formularmäßig genau geregelten Verwal⸗ 
tungsverfahren unter Mitwirkung und Beratung durch 15⸗ bis 17000 
deutſchen Geldanſtalten vor beſonderen Behörden und Stellen voll⸗ 
zieht und der Rechtsweg zur Geltendmachung von Anſprüchen aus 
dem Anleiheablöſungsgeſetz ausgeſchloſſen iſt. Immerhin ſind fo viele 
Menſchen an der Anleiheablöſung intereſſiert, daß die beiden oben an⸗ 
gegebenen Arbeiten über die Länder⸗ und Gemeindeanleihen auch dem 
Rechtsberater willkommen fein werden. 

Die Schrift von Marquardt u. Schild wendet ſich in 
erſter Linie an das beteiligte Publikum, das durch eine populäre 
Aujklärungsichrift über die Regelung unterrichtet werden ſoll. Ohne 
Eingehen auf Einzelheiten wird auf S. 2—11 das Verfahren in klarer 
und überſichtlicher Weiſe geſchildert unter Hervorhebung deſſen, was 
der Gläubiger zu veranlaſſen hat. Der zweite Teil (S. 12—39) ent⸗ 
hält eine (jetzt allerdings nicht mehr vollſtändige) Zuſammenſtellung 
der abzulöſenden Anleihen und der Beſonderheilen, die für einzelne 
Anleihen zugelaſſen ſind. 

Das Buch von Neufeld erfüllt weitergehende Anſprüche: Es 
gibt auf 28 Seiten eine mit großer Sachkunde geſchriebene Darſtel⸗ 
lung der wichtigſten materiellen und verfahrensbechniſchen Veſtimmun⸗ 
gen. Die Darſtellung iſt auf den praktiſchen Zweck der allgemeinen 
Orientierung eingeſtellt; wegen der theoretiſchen Erörterung von Ein⸗ 
zelfragen wird von dem Verfaſſer auf ſeinen Kommentar zum Anleihe⸗ 
abloſungsgeſetz verwieſen. In den Anlagen (39—146) wird der Text 
des Anleiheablöſungsgeſetzes, die in Betracht kommenden Verordnun⸗ 
gen des Reichs ſowie einiger Länder (Preußen, Bayern, Sachſen), ein 
Verzeichnis der Annahmeſtellen und der ausländiſchen Vermittlungs⸗ 
ſtellen, eine Umrechnungstabelle und die Liſte der barabzulöſenden 
Anleihen mitgeteilt. Die Darſtellung verwendet, insbeſ. bei den Dar⸗ 
legungen über die Vorausetzungen des Altbeſitzes, die Erfahrungen, 
die bei der Ablöſung der Reichsanleihen geſammelt worden find, und 
gibt für Behörden und Publikum ein überſichtliches, manche Zweifels⸗ 
fragen klärendes Bild des Verfahrens. 

Staatsſekretär z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Ausland. 


Danziger Gerichtskoſtengeſetze und Gebührenordnungen. 
Textausgabe. Zuſammengeſtellt von Kurt Schulz, Rechnungs⸗ 
reviſor beim Obergericht. (Band 2 der Danziger Rechtsbiblio⸗ 
thek: Die Geſetze der Freien Stadt Danzig, herausgegeben von 
Geh. Oberjuſtizrat Dr. Cruſen, Präſident des Obergerichts.) 
Danzig und Berlin. Verlag von Georg Stille. Preis 5 Gh. 


Das Buch bringt den Text der in Danzig geltenden Koſten⸗ 
geſetze (Gerichtskoſten, Anwaltsgebühren, Gerichtsvollziehergebühren, 
Notargebühren, Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren, Entſchädi⸗ 
gung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen) in der 
Faſſung, die ſich durch die zahlreichen Novellen zu den urſprünglichen 
deutſchen Geſetzen herausentwickelt hat. Im Anhang bringt das Buch 
erner: 

f 1. Geſetz über die Erſtattung von 
Armenſachen, > 

2. Geſetz betr. Ermäßigung von Koſten und Gebühren in Auf⸗ 
wertungsprozeſſen, 

3. Geſetz betr. Abkommen zwiſchen der Freien Stadt Danzig 
und der Republik Polen zur Ausführung des Art. 61 des Abkom⸗ 
mens v. 24. Okt. 1921 betr. die Sicherheitsleiſtung für die Prozeß⸗ 
koſten und die Vorauszahlung der Gerichts koſten, 

4. Gebührentafeln. 

Ein Schlagwortregiſter fehlt. 

Das Buch erfüllt ein dringendes Bedürfnis. Es war nachgerade 
faſt unmöglich geworden, ſich durch das Labyrinth der Novellen hin⸗ 
durchzufinden. 

Zu berichtigen iſt lediglich, daß Abſ 2 des 8 33 des preuß. 
Gerichtskoſtengeſetzes (S. 77 des Buchs) nicht mehr gilt. 

Leider iſt das Buch zum Teil bereits wieder überholt. Die Er⸗ 
ſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen iſt inzwiſchen 
durch Geſ. v. 5. Mai 1926 (GBl. S. 130) neu geregelt. 

Dem Herausgeber und dem „Zuſammenſteller“ gebührt der 
wärmſte Dank aller Intereſſenten. NA. Baumann, Danzig. 
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Rühlmann. Paul (unter Mitarbeit von Junckersdorf, Kurt): 
Das Schulrecht der dentſchen Minderheiten in Europa. 
Breslau 1926. Ferdinand Hirt. XVI, 698 S. (Handbücher 
des Ausſchuſſes für Minderheitenrecht; herausgegeben von 
M. H. Boehm.) 


Die ſachliche Behandlung und Klärung von Fragen aus dem 
Bereiche des Minderheitenproblems leidet vor allem einmal daran, 
daß hier wirklich wiſſenſchaftliche Arbeiten noch äußerſt felten ſind, 
und zum anderen noch mehr darunter, daß das ſo umfangreiche und 
vielgeſtaltige dabei in Betracht kommende tatſächliche Material 
3. T. Überhaupt nicht, oder nur mit unverhältnismäßig großen Mühen 
zu beſchaffen iſt. 

Dieſe Lücke wurde im deutſchen Schrifttum immer fühlbarer, 
ſeit der „Ausſchuß für Minderheitenrecht“ ſeine ſo be⸗ 
lehrende Schriftenreihe „Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Deutſchen“ 
hatte eingehen laſſen müſſen, jene Schriftenreihe, in welcher vor allen 
Dingen Kurt Wolzendorff für die Theorie des Minoritäten⸗ 
problems noch immer unentbehrliche Arbeit mit dem Titel „Grund⸗ 
gedanken der nationalen Minderheiten (Naturrecht des Minderheiten⸗ 
ſchutzes), Berlin 1921, erſchienen war. 

Es muß daher als ein ſehr begrüßenswerter Gedanke bezeichnet 
werden, daß der inzwiſchen auf eine breitere Baſis wie vorher ge⸗ 
ſtellte Ausſchuß für Minderheiteurecht ſich entſchloſſen hat, in Fort 
ſetzung der eben genannten Schriftenreihe, aber offenbar in ganz an⸗ 
derem Ausmaße, „Handbücher“ aus dem Bereich des Minderheiten⸗ 
rechts zu veröffentlichen, für die der bekannte Verfaſſer des Buches 
Europa Irredenta, Max Hildebert Böhm, als Herausgeber 
zeichnet. 

Hatte ſich die erſte Publikation dieſes neuen Unternehmens, die 
ausgezeichnete Monographie des Wiener Völkerrechtsgelehrten Joſef 
L. Kunz über die Option, mit einem „Randproblem“ der Minori⸗ 
tätenfrage beſchäftigt, ſo führt uns die hier zur Beſprechung geſtellte 
Zuſammenſtellung über das Schulrecht der deutſchen Minderheiten 
in Europa in eine der innerſten Kammern des mit dem Worte Mi⸗ 
noritäten gekennzeichneten Fragenbereichs. 

Das Werk iſt eine Zuſammenſtellung der wichtigſten z. Z. gelten⸗ 
den vertraglichen wie geſetzlichen Beſtimmungen, die ſich auf das 
Minoritätenſchulrecht in Europa beziehen. Berückſichtigt ſind Däne⸗ 
mark, Elſaß⸗Lothringen, Eſtland, Eupen⸗Malmedy, Italien, Jugo⸗ 
ſlawien, Lettland, Litauen, Memel⸗Litauen, Polen (ſehr detailliert), 
Rumänien, Rußland (die Statuten der einheitlichen Arbeitsſchule 
des deutſchen Wolgagebiets in Rußland vom 31. Mai 1923), Tſchecho⸗ 
ſlowakei, Ungarn; in einem Anhang Danzig. 

Wir müſſen den beteiligten Herren beſonderen Dank wiſſen, 
daß ſie ſich dieſer entſagungsvollen Arbeit der Beſchaffung und Zu⸗ 
ſammenſtellung des betreffenden Materials unterzogen haben. Und 
insbeſ. müſſen wir es begrüßen, daß dieſe Zuſammenſtellung gerade 
jetzt erſchienen iſt, wo nach dem ſchleswigſchen Schulerlaß des preuß. 
Unterrichtsminiſteriums einerſeits, den bekannten Ankündigungen 
des Reichsaußenminiſters Streſemann in Stuttgart am 21. Mai 1925 
andererſeits, die Frage einer abſchließenden deutſchen Regelung des 
Minoritätenrechts und damit vor allem des Minoritätenſchulrechts 
zur Entſcheidung drängt. 

So wird das vorliegende Werk allen Minoritätentheoretikern 
und ⸗praktikern unentbehrliche Dienſte leiſten können, und das nicht 
nur den Deutſchen. Seine überſichtliche Anlage wird dies erleichtern. 

Es hätte an Wert gewonnen, wenn auch die deutſchen Mate⸗ 
rialien Aufnahme gefunden hätten. Dies iſt nur für das dtſch.⸗poln. 
Oberſchleſienabkommen (sub Polen) geſchehen. Dagegen fehlt insbeſ. 
der Text von Art. 113 NRV., Art. 73 PrVerf., ferner die Anord⸗ 
nung des preuß. Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
vom 31. Dez. 1918 (U III A Nr. 1420 I), der Erlaß des preuß. Staats⸗ 
miniſteriums zur Regelung der Minderheitsſchulverhältniſſe im Grenz⸗ 
gebiet des Regierungsbezirks Schleswig vom 13. Febr. 1926 (die 
Vorbemerkung des Werkes iſt vom April 1926), endlich auch das 
ſächſiſche Übergangsgeſetz für das Volksſchulweſen vom 22. Juli 
1919 nebſt VO. v. 23. Juli 1919 zur Ausführung des Übergangs⸗ 
geſetzes für das Volksſchulweſen v. 22. Juli 1919. 

Auch ein Inder wäre begrüßenswert geweſen, jener Ret⸗ 
tungsanker für Vielbeſchäftigte. 

Dagegen würde der Wunſch, daß überall neben den Überſetzungen 
auch die Originaltexte gegeben würden, wohl auf den berechtigten 
Vorwurf übertriebener Gewiſſenhaftigkeit ſtoßen, wenigſtens ſoweit 
es ſich um weniger verbreitete Sprachen handelt. Daß neben dem 
deutſchen auch der franzöſiſche Text des dtſch.⸗poln. Abkommens über 
Oberſchleſien v. 15. Mai 1922 gedruckt iſt, iſt eine Durchbrechung des 
Prinzips, nur deutſche Texte zu geben. 

Dringend zu wünſchen iſt es bei der theoretiſchen wie prak⸗ 
tiſchen Bedeutung dieſer Veröffentlichung, daß die Herren Heraus⸗ 
geber und Bearbeiter Mittel und Wege finden mögen, das Werk, für 
welches ſie ſelbſt ſchnelles Veralten fürchten, up to date zu halten. 
Es könnte hier die Herausgabe von Nachträgen helfen 

Noch mehr iſt zu hoffen, daß die bereits angekündigten ſowie 
weitere derartige Handbücher ſchnell erſcheinen und ebenſo großzügig 
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angelegt ſeien, wie dieſe Zuſammenſtellung des Minoritätenſchul⸗ 
rechts. Dabei denke ich einmal an die neuen Agrapgeſetze der 
oſt⸗ und ſüdoſteuropäiſchen Staaten. Hier bereiten G. Fruner und 
Dr. v. Loeſch ein zweibändiges Werk vor. Vor allen Dingen denke 
ich aber an die ebenfalls angekündigte Zuſammenſtellung Dr. Franz 
Bordhin: Die Minderheitengeſetzgebung. Seine verdienſtliche Kom⸗ 
pilation, die unter dem Titel: Das poſitive Recht der nationalen 
Minderheit; eine Sammlung der wichtigſten Geſetze und Entwürfe 
als Heft 2 der Schriftenfolge: Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völ⸗ 
ker bereits i. J. 1921 erſchien, iſt naturgemäß dem Lauf der Zeit 
unterdeſſen zum Opfer gefallen und in großem Maße veraltet. 

Von Zuſammenſtellungen, die nicht auf dem Publikationspro⸗ 
gramm des Ausſchuſſes für Minderheitenrecht ſtehen, wünſche ich mir 
vor allen Dingen eine möglichſt ausführliche Zuſammenſtellung des 
Völkerbunds materials, einſchließlich, wenn möglich, der Proto⸗ 
Rolle des in Rat und Verſammlung in dieſer Hinſicht Geſprochenen. 
Eine ſehr große Arbeit, die aber ſicher europäiſchen Nutzen ſriften Könnte. 

Prof. Dr. H. Kraus, Königsberg. 


Makarow: Die Grundprinzipien des internationalen 
Privatrechts. Moskau 1924. 
Siehe oben Seite 2838. 


Aus dem Rechtsleben Chinas. 


1. Constitution and Supplementary Laws and Documents 
of the Republic of China. Translated and published 
by the Commission on Extraterritoriality. Peking 1924. 

2. Chinese Prisons (with Plans and Illustrations). Pub- 
lished by the Commission on Extraterritoriality. Peking 
19258 

3. Recueil des Sommaires de la Jurisprudence de la 
Cour Supreme de la République de Chine en matière 
civile et commerciale. 2 Faseicule. Droit de Famille; 
Droit des successions, droit des biens) publi6 par la 
commission de l’Exterritorialite, edi6 de Jean Escara 
u.a. Chang-hai 1925. Imprimerie de la Mission catho- 
lique. 

Die Entſtehung der drei Schriften hat einen politiſchen Hinter 
grund. In der Abrüſtungskonferenz, die Ende 1921 in Waſhington 
tagte, hatte China feine alten Anſprüche auf Aufhebung der frem⸗ 
den Exterritorialitätsrechte geltend gemacht, die es als ſchwere Be⸗ 
einträchtigung ſeiner Souveränität (political, jurisdictional and 
administrative freedom) empfand. Die in Waſhington verſammelten 
Mächte erklärten zwar ihre Bereitwilligkeit zum Verzicht auf ihre 
Exterritorialitätsrechte, e auf ihre Konſulargerichtsbar⸗ 
keiten, vertraten aber den Standpunkt, daß zunächſt zu prüfen und 
feſtzuſtellen ſei, inwieweit die Regierung der Republik „her legisla- 
tive and judicial machinery“ in Einklang gebracht habe mit dem 
Rechte der weſtlichen Nationen und „with the progress of legal 
science“. So bildete man eine „International Commission“ mit der 
Aufgabe, „to inquire into the present practice of extraterritorial 
jurisdietion of Chine ad into the laws and the judicial system and 
the methods of judicial administration of China“, Dieſe Kommiſ⸗ 
ſion war noch nicht ins Leben getreten, als bereits die chineſiſche Regie⸗ 
rung eine beſondere, aus hervorragenden chineſiſchen Juriſten beſtehende 
„Commission on Extraterritoriality“ gebildet hatte, um durch die 
Veröffentlichung des geltenden chineſiſchen Rechts in engliſcher und 
franzöſiſcher Überſetzung die Arbeiten der International Commission 
of Inquiry vorzubereiten. Dieſe Veröffentlichungen ſollen das geſamte 
chineſiſche Recht, das Verfaſſungsrecht und die Hauptzüge des Ver⸗ 
waltungsrechts, das bürgerliche und Handelsrecht, das Prozeßrecht 
und das Strafrecht, aber auch Rechtſprechung, Juſtizſtatiſtik, Juſtiz⸗ 
verwaltung und Gefängnisverwaltung umſaſſen, verſprechen alſo, das 
Blickfeld der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft erheblich zu bereichern. 
Davon zeugen bereits die obengenannten drei Veröffentlichungen. Ob 
es bisher die einzigen geblieben ſind, entzieht ſich meiner Kenntnis. 

I. Die Verfaſſung der Republik von China, verkündet am 
10. Okt. 1923, trägt die kennzeichnenden Grundzüge der demokra⸗ 
tiſchen Verfaſſungen weſtlicher Länder. Träger der Souveränität ift das 
chineſiſche Volk „as a whole“. Das iſt im Grunde für China keine 
ſo grundſtürzende Neuerung, wie man wohl anzunehmen geneigt ſein 
möchte. Betont doch das Thronentſagungsedikt ausdrücklich, daß der 
Kaiſer, der dem Wunſche des Volkes nach der republikaniſchen Staats⸗ 
form nachgebe, in den Spuren der „alten Weiſen“ wandle, die den 
Thron als ein dem Kaiſer vom Volke anvertrautes Gut angeſehen 
hätten, wie denn auch von je der Kaiſer, trotz aller ſelbſtherrlicher Ge⸗ 
walt, dem Volke gegenüber für feine Regierung die Verantwortung 
getragen hatte. Jetzt gewährleiſtet nicht mehr der Himmelsſohn, 
ſondern die Verfaſſung dem Volke ſeine Grundrechte in gleicher 


55. Jayrg. 1926 Heft 29] 


Weiſe wie die abendländiſchen. Die öffentlichen Gewalten be⸗ 
herrſchen das Staatsganze (National affairs) und die Provinzen, 
denen das Recht der Selbſtregierung verliehen iſt (local system). 
Dementſprechend hat das 5. Kapitel eine Verteilung der Zuſtändig⸗ 
Reiten zwiſchen dem Reiche und den Provinzen vorgenommen. Es gilt 
auch der Satz, daß Reichsrecht das Provinzialrecht bricht (Art. 28). So 
trägt die Verfaſſung doch ein bundesſtaatliches Gepräge. Die geſetz⸗ 
gebende Gewalt liegt in den Händen eines Parlaments, das, nach 
dem Zweikammerſyſtem gebildet, aus Senat und Abgeordnetenhaus 
beſteht. Die ausführende Gewalt wird von einem Präſidenten unter 
dem Beiſtande eines parlamentariſch gebildeten Miniſterkabinetts aus⸗ 
geübt, die richterliche von unabſetzbaren und unverſetzbaren Richtern 
gehandhabt. Offentlichkeit der Gerichtsverhandlungen iſt gewährleiſtet. 
Das Budgetrecht iſt von der Beſtimmung beherrſcht, daß die Auf⸗ 
erlegung neuer Steuern und die Anderung der Zolltarife ein Geſetz 
erfordere. Beſondere Geſetze regeln Wahlrecht und Wahlverfahren. 
Die Abgeordneten gehen, wie das bei dem ungeheuren Umfange des 
Reichs und der Vierhundertmillionenzahl ſeiner Bewohner gar nicht 
anders ſein kann, aus indirekter Wahl hervor. Die Wahlbezirke küren 
in Urwahlen (primary election) Wahlmänner, deren Endwahl (kinal 
election) dann die Abgeordneten beſtimmt. Ebenſowenig wie direktes 
beſteht allgemeines Wahlrecht. Die Wahlberechtigung iſt an die Er⸗ 
reichung eines Alters von 21 Jahren, an zweijährigen Wohnſitz 
im Wahlbezirke und an einen beſtimmten Zenſus oder an Grund⸗ 
beſitz von gewiſſem Werte geknüpft. Kennzeichnend aber für die hohe 
Einſchätzung geiſtiger Bildung iſt es, daß auch die Erreichung des 
Reifeziels (graduation) einer höheren oder niederen Schule oder ein 
gleichwertiges Bildungszeugnis die Wahlfähigkeit verleiht. Dem ent⸗ 
ſpricht es auch, daß Schreibunkundige (illiterates) der paſſiven Wahl⸗ 
fähigkeit entbehren, ebenſo Opiumraucher. Den Frauen iſt weder 
aktives noch paſſives Wahlrecht verliehen. Mit dieſer ganz flüchtigen 
Wiedergabe der Verfaſſungsgrundzuge muß ich mich hier begnügen. 
Der Band enthält noch die Geſetze über die Selbſtverwaltungskörper 
der Bezirke, der Stadt⸗ und Landgemeinden, das Geſetz über den 
Kriegszuſtand und das Geſetz über „Veröffentlichungen“, das die 
Stelle eines Preßgeſetzes einnimmt, aber weitgehend alle Veröffent⸗ 
lichungen, auch die nicht periodiſchen, zum Gegenſtande hat. Jede Ver⸗ 
öffentlichung iſt vor ihrer Verbreitung der Polizeibehörde zur Prü⸗ 
fung vorzulegen. Die Gründe, die zu einem Verbote der Verbreitung 
führen können, ſind feſtgelegt. So iſt u.a. beſtimmt, daß unterfagt 
werden kann die Veröffentlichung einer Straftat, ſolange ſie ſich noch 
im Stadium der Vorunterſuchung (stage of preliminary exami- 
nation) befinde. Der Leſer findet aber auch die Auseinanderſetzung 
mit dem früheren Herrſcherhauſe in den „Terms of favorable treat- 
ment of the Imperial Family“ (13. März 1923). Dem Kaiſer wird 
die Ehrenſtellung eines auswärtigen Souveräns verbürgt. Er bezieht 
erhebliche Jahreseinkünfte (4 Millionen Taels); er behält ſeine Pa⸗ 
läſte und ſeinen kaiſerlichen Haushalt, dem bezeichnenderweiſe nur 
— die Eunuchen entzogen werden. 

II. Sehr feſſelnd iſt die Schrift über die chineſiſchen Gefängniſſe, 
deren Veröffentlichung man wohl deswegen beſonders beeilt haben 
mag, weil über die troſtloſen Zuſtände der chineſiſchen Gefängniſſe 
ſchauervolle Vorſtellungen im Umlaufe waren. Hing es doch von der 
Beſeitigung dieſer Übelſtände in erſter Linie ab, ob fremde Staaten 
es verantworten konnten, ihre Angehörigen der Strafgewalt Chinas 
auszuliefern. Das Beſſerungsbeſtreben hatte bereits gegen Ende der 
letzten Dynaſtie eingeſetzt. Man hatte damals ſchon „Model prisons“ 
und „Institutions of Craft Learning for prisoners“ (Handwerks⸗ 
lehranſtalten für Gefangene) errichtet. Dieſe Beſtrebungen aber waren 
ins Stocken geraten. Erſt die Republik hat ſie mit Tatkraft wieder 
aufgenommen (vgl. die Regulative S. 99 ff.). Alte Gefängniſſe wur⸗ 
den umgebaut, neuzeitliche in Peking, in den Provinzialhauptſtädten 
und anderen wichtigen Städten geſchaffen. Jedes Gefängnis unterſteht 
einem beſonderen Leiter, dem drei Oberaufſeher, mehrere Lehrer, Arzte 
und Handwerksverſtändige (technical experts) beigeordnet ſind. 
Alle Gefängnisbeamten ſollen beſondere Vorbildung für das Gefäng⸗ 
nisweſen beſitzen, für die eigene Studienanſtalten errichtet ſind. Das 
entſcheidende Gewicht wird auf eine fachgemäße Beſchäftigung der Ge⸗ 
fangenen gelegt, die ihnen ein ſpäteres Fortkommen ermöglichen ſoll 
(S. 13). Der vorliegende Band gibt eine anſchauliche, mit Planen und 
Abbildungen verſehene Darſtellung der neuen Gefängniſſe, ihren 
Einrichtungen, der Behandlung und Verpflegung der Gefangenen und 
ihrer Beſchäftigungen, unter denen Schneiderei, Schuhmacherei, We⸗ 
berei, Wirkerei, Druckerei und Buchbinderei bevorzugt werden. Auch 
Ackerbau wird betrieben. Hand in Hand damit geht geiſtiger Unter⸗ 
richt, für den gute Büchereien zur Verfügung ſtehen. Auch Beſtre⸗ 
bungen zur Fürſorge für entlaſſene Strafgefangene ſind im Gange. 
Für Frauen und Jugendliche von zwölf bis zwanzig Jahren ſind 
beſondere Strafanſtalten vorgeſehen. Überall tritt der Beſſerungszweck 
der Freiheitsſtrafe in die Erſcheinung. Verſtehe ich die Ausführungen 
S. 16, 17 richtig, ſo ſind für Unterſuchungsgefangene (accused per- 
sons in any previous stage of criminal prosecution) eigene „De- 
tention Houses“ errichtet worden. Ob dieſe glänzenden Schilderungen 
der Wirklichkeit entſprechen? Die Lichtbilder ſollen es bezeugen. Aber 
auch die Kamera iſt geduldig wie das Papier! An dem guten Willen 
läßt ſich ſchlechterdings nicht zweifeln. Ob aber nicht die fortdauernden 
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Bürgerkriegswirren und der ſtändige Wechſel der Regierungen Ruhe 
und Stetigkeit der inneren Entwicklung empfindlich ſtören? Die Zu⸗ 
kunft wird es lehren müſſen. Das Wort „in magnis voluisse sat“ 
iſt von zweifelhaftem Werte. 

III. In andere Gebiete des chineſiſchen Rechtslebens führt das 
dritte der obengenannten Werke ein, an dem übrigens auch hervor⸗ 
ragende chineſiſche Rechtsgelehrte mitgearbeitet haben. Der Heraus⸗ 
geber, Jean Escara, iſt Profeſſor an der Univerſität Grenoble 
und Rechtsberater der chineſiſchen Regierung. Leider liegt mir nur 
das zweite Heft des Bandes vor, das die Rechtſprechung des höchſten 
Gerichtshofes aus den Jahren 1912—18 in den Bereichen des 
Familien⸗, Erb⸗ und Sachenrechts wiedergibt. Ich bedauere das be⸗ 
ſonders deshalb, weil das erſte Heft eine Einleitung enthält, die über 
die geſetzlichen Grundlagen der Rechtſprechung Auskunft gibt. Der 
Herausgeber aber hat die mitgeteilten Entſcheidungen vielfach durch 
Anmerkungen erläutert, die über beſonders wichtige, von chineſiſcher 
Eigenart geprägte Rechtsbegriffe und Rechtseinrichtungen aufklären. 
So empfangen wir eine beſonders eingehende Belehrung über die 
chineſiſche, mehrere Generationen umfaſſende, ſtreng patriarchaliſch 
geordnete und religibs im Ahnenkultus verankerte Familie, deren 
rechtliche Auswirkungen nicht nur das Familien- und Erbrecht bes 
herrſchen, ſondern auch das Sachenrecht nicht unerheblich beinfluſſen. 
Dieſe Auswirkungen des Großfamilienverbandes (Clan) verleihen den 
bezeichneten Rechtsgebieten jenes altertümliche Gepräge, deſſen Ab⸗ 
ſonderlichkeiten ſich nur dem erſchließen können, der die Bedeutung 
der Familie als letzte ſoziale und wirtſchaftliche Einheit des chineſi⸗ 
ſchen Volksganzen und als Vorbild für den geſamten Staatsaufbau 
zu würdigen weiß. Aber der Herausgeber betont, daß ſich die heutige 
Rechtſprechung durch die Großzügigkeit (ing&niosits) auszeichne, mit 
der der höchſte Gerichtshof das immer noch geltende, von tauſend⸗ 
jährigen Überlieferungen getragene Kaiſerrecht auslege und ſo dem 
neuzeitlichen Rechtsbedürfniſſe entgegenkomme. Dieſen Eindruck ge⸗ 
winnt man in der Tat, wenn man z. B. die Rechtſprechung in Ehe⸗ 
ſcheidungsſachen verfolgt, die als Scheidungsgrund ſogar „consente- 
ment mutuel“ und „incompatibilité d'humeur“ als Scheidungs⸗ 
grund anerkannt hat (vgl. Nr. 1181, 1222 ff.). Im allgemeinen 
nimmt die Frau eine beſſere Rechtsſtellung ein als z. B. im japani⸗ 
ſchen Rechte. Ihr iſt die Schlüſſelgewalt „pour les affaires quo- 
tidiennes du menage“ kraft eines „mandat domestique“ einge⸗ 
räumt (Nr. 1212). Über das eheliche Güterrecht konnte ich keine volle 
Klarheit gewinnen. Die Entſch. Nr. 1216 betont, daß keine Beſtim⸗ 
mung des geltenden Rechts die Gütertrennung anerkenne. Wohl aber 
wird der Frau das Eigentum an ihrer Mitgift zugeſprochen und an⸗ 
erkannt, daß das, was ſie in eigenem Namen erwerbe, ihr Paraphernal⸗ 
gut bilde. Richard Wilhelm hat uns vor kurzem im Keyſerling⸗ 
ſchen Ehebuche ein anſchauliches Bild von der chineſiſchen Ehe ge⸗ 
geben. Auch die Entſcheidungen beſtätigen dies Bild und insbeſ. die 
monogame Grundlage der chineſiſchen Ehe. Aber noch ganz deutlich ſchim⸗ 
mern die Überlieferungen der alten Kaufehe durch. Dem Eheabſchluß 
muß ein Verlöbnis voraufgehen, deſſen Wirkſamkeitsbedingungen ſchrift⸗ 
licher Abſchluß und Überjendung von Brautgeſchenken find. In ſchein⸗ 
barem Widerſpruche zur monogamen Auffaſſung ſteht es, daß der 
Mann neben der einen rechtmäßigen Gattin Nebenfrauen (concubines) 
halten darf, mit deren Rechtsſtellung ſich auch die vorliegenden Ent⸗ 
ſcheidungen eingehend befaſſen (Nr. 1101 ff.). Aber eine Anmerkung 
des Herausgebers belehrt uns, daß das Konkubinat ſeine geſetzliche Er⸗ 
klärung im Ahnenkultus finde. Wenn die rechtmäßige Frau dem 
Gatten keinen Sohn als Träger der Ahnenverehrung ſchenkte, ſei es 
nicht nur Recht, ſondern ſogar Pflicht des Familienhauptes geweſen, 
ſein Glück bei einer Nebenfrau zu verſuchen. Der Herausgeber ſagt 
freilich, heutzutage entſpringe das Halten von Nebenfrauen irdiſcheren 
und weniger idealen Beweggründen, als es die Aufrechterhaltung der 
Ahnenverehrung ſei. Und hübſch fügt er hinzu: „Comme il arrive 
souvent pour des institutions de ce genre, celle-ei a d’autant plus 
de chances de durer, qu'elle réunit en elle le double öl&ment 
de Pobéissance à un devoir et de ia satisfaction d'un plaisir!“ 
Immerhin ſtrebt die chineſiſche Rechtſprechung danach, die Rechts⸗ 
ſtellung auch der „concubine“ der einer rechtmäßigen Gattin ſoviel 
wie möglich anzunähern. — Ungemein ſtark beeinflußt von weſtlichen 
Rechtsanſchauungen it die Rechtſprechung des Sachenrechts. Es wird 
mit voller Klarheit zwiſchen ſachen⸗ und ſchuldrechtlichen Rechtsver⸗ 
hältniſſen unterſchieden. Das Eigentum wird als abſolutes Recht an⸗ 
erkannt (Nr. 1651). Auch im Pfandrechte haben ſich neuzeitliche 
Rechtsgedanken durchgeſetzt. Eingehend beſchäftigen ſich die Entſchei⸗ 
dungen mit dem Rechte der Alluvion, das ja in China von beſonderer 
Bedeutung angeſichts der Erdbewegungen iſt, die als Folge der großen 
Überſchwemmungen der gewaltigen Ströme einzutreten pflegen. Mit 
der Sippenverfaſſung und dem Ahnenkult hängt es wiederum zuſam⸗ 
men, daß Miteigentum und Rechtsgemeinſchaft in den Entſcheidungen 
eine fehr erhebliche Rolle ſpielen (Nr. 1696— 1760). Ebenſo aber auch 
Wiederkauf (vente à réméré) und Vorkauf, die in den Näherrechten 
der frühen deutſchen Rechtsentwicklung ihr Gegenbild haben. So wird 
ganz beſonders dieſe Veröffentlichung der Rechtsvergleichung hervor⸗ 
ragende Dienſte leiſten. 

Senpräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 
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Zeitſchriften. 


Oſtrecht, Monatsſchrift für das Recht der oſteuropäiſchen Staaten. 
Herausgegeben von Dr. H. Freund, Dr. E. Löwenfeld, Dr. 
U. Rulſer, Rechtsanwälte in Berlin. Berlin. Verlag Carl 
Heymann. Einzelheft 5 , Jahresbezug 50 .#. 

Unter Mitwirkung zahlreicher ausländiſcher Juriſten der Praxis 
und Wiſſenſchaft von beſtem Ruf haben ſich die drei Herausgeber an 
die Aufgabe gemacht, das Recht Oſteuropas, das durch die Ereigniſſe 
des letzten Jahrzehnts in völliger Umgeſtaltung begriffen iſt, kurz das 
„Oſtrecht“ benannt, in einer monatlich erſcheinenden Zeitſchrift dieſes 
Namens zu behandeln. Sie wollen unter den Abteilungen: Geſetz⸗ 
gebung und Staatsverträge, Rechtſprechung, Literatur und Zeit⸗ 
ſchriftenſchau der Praxis möglichſt ein vollſtändiges Material des 
gegenwärtigen Rechtszuſtandes, beſonders auf den für den zwiſchen⸗ 
ftaatlichen Rechtsverkehr wichtigen Gebieten bringen und dadurch die 
Kenntnis der verſchiedenen nationalen Rechtsſyſteme und das Ver⸗ 
ſtändnis für dieſe fördern und damit die Zeitſchrift ein Bindeglied 
zwiſchen den beteiligten Völkern werden laſſen. 

Eine Zeitſchrift dieſer Art für den Oſten Europas war ſchon vor 
dem Weltkriege ein dringendes Bedürfnis. Die ruſſiſche Zollſchranke 
wirkte auf die Geiſteswelt Weſteuropas gleichſam wie ein Schlag⸗ 
baum, der von einem Eindringen in das ſo mannigfaltig geſtaltete 
Staats⸗ und Rechtsleben Oſteuropas abhielt. Während der geſteigerte 
internationale Verkehr mit Weſteuropa ohne weiteres ſeit langem den 
Wunſch nach gegenſeitigem Kennenlernen des Staats⸗ und Rechts⸗ 
lebens aufkommen ließ und damit dem Entſtehen und Aufblühen von 
zahlreichen regelmäßig erſcheinenden Zeitſchriften internationalrechts⸗ 
vergleichender Art förderlich war, konnten erſt die ſchweren Schick⸗ 
ſalsſchläge der Umgeſtaltung Oſteuropas eine Zeitſchrift für das 
Rechtsleben dieſes Gebietes in ſolcher Form auf den Plan rufen. Eine 
weit empfundene Lücke dürfte damit geſchloſſen ſein. 

Der Aufgabenkreis, den die Herausgeber ſich gezogen, war ſehr 
weit geſteckt. Ihre Verſprechungen waren ſchwer zu erfüllen. Um ſo 
mehr erfreut es, daß ihre Pläne von ſo hoher Warte aus verfolgt 
und in die Tat umgeſetzt worden ſind. Art, Anlage, Zuſammenſtellung 
und Inhalt der Zeitſchrift können als vortrefflich bezeichnet werden. 
Zum Beweis deſſen mag hier ſtatt einer Kritik einzelner Aufſätze die 
Anführung weniger Themen genügen, die die Zeitſchrift in ihrem 
2. Jahrgang (1926), in dem bisher 10 Nummern erſchienen ſind, 
gebracht hat (die Namen ihrer Verfaſſer bieten ſchon eine Gewähr 
für ausgezeichnete Sachdarſtellung): Die Staatsangehörigkeit in 
Sowjetrußland von Prof. Makarow, Leningrad; Das ſtaatsrecht⸗ 
liche Proviſorium Ungarns von Tafelrichter Egyed, Budapeſt 
(Heft 1); Die Regulierung des Binnenhandels in der Union der 
S. S. R. von Prof. Worms, Moskau (Heft 2); Das rumäniſche 
Eherecht von Dr. Kauſchansky, Berlin; Der gewerbliche Rechts⸗ 
ſchutz in Ungarn von Präſident Dr. v. Schuſter, Budapeſt (Heft 3); 
Die Rechtslage der Freien Stadt Danzig von Prof. Verzijl, 
Utrecht; Überblick über die im Königreich der Serben, Kroaten und 
Slowenen beſtehende Zivil⸗, Handels⸗ und wechſelrechtliche Geſetz⸗ 
gebung von Dr. Werk, Zagreb (Heft 4); Eigentumsübertragung bei 
Grundſtücken in Ungarn von Univerſitätsdozent Alma ſi, Budapeſt; 
Die neue Verfaſſung der R. S. F. S. R. von J. Semeno w, Berlin; 
Die in der Republik Eſtland geltenden Geſetze von Prof. v. Cſekey, 
Tartu; Die geſetzgebende Gewalt im Memelgebiet von Obertribunal⸗ 
richter Plümicke, Memel (Heft 5); Die Grundlagen der Strafgeſetz⸗ 
gebung Sowjetrußlands von Prof. Polanski, Moskau; Das Straf⸗ 
recht in Eeſti von Richter Saarmann, Tallin; Das litauiſche 
Strafrecht von Prof. Stankiewicz, Kowno; Strafrechtspflege 
in Lettland von Prof. Mintz, Riga (Heft 6); Das Problem des 
internationalen Privat⸗ und Prozeßrechts in Polen von Prof. Stel⸗ 
machoski, Poſen; Das internationale Privatrecht der Tſchechoſlo⸗ 
wakei, Sowjetrußlands, Litauens von verſchiedenen Verfaſſern; Das 
neue polniſche Urheberrechtsgeſetz von Prof. Zoll, Krakau; Die neue 
ungariſche Goldwährung von Richter Almaſi, Budapeſt; Die 
Staatsangehörigkeit in Jugoſlawien von Prof. Konſtantino⸗ 
vitch, Subotica (Heft 7/8); Das Börſenrecht Sowjetrußlands von 
M. Gordon, Charkow; Probleme des internationalen Handels⸗ 
rechts im Sowjetrecht von Prof. Korezki, Charkow (Heft 9/10). 

Dieſer kleine Ausſchnitt zeigt ſchon die Fülle des behandelten 
Stoffes, wobei die Aufſätze über deutſches zwiſchenſtaatliches Recht 
abſichtlich unerwähnt geblieben ſind. In den Heften ſind ferner aber 
neben einer umfangreichen ausgezeichneten Literatur⸗ und Zeitſchriften⸗ 
überſicht der juriſtiſchen Neuerſcheinungen aus Rußland, Polen, 
Tſchechoſlowakei, Ungarn, Rumänien, Jugoſlawien, Agypten, Bul⸗ 
garien, Danzig, Letland, Litauen noch enthalten beſonders ſorgfältig 
zuſammengeſtellte Tabellen der geltenden Staatsverträge Litauens, 
der Tſchechoſlowakei, Letlands, Ungarns und Polens. Sie werden 
neben den Literaturhinweiſen die Erforſchung des geltenden Rechts 
der Oſtſtaaten ſehr erheblich erleichtern. Für dieſe zuſammentragende 
Quellenarbeit kann man den Herausgebern nur dankbar fein. 

Schließlich darf aber nicht vergeſſen werden, daß jedes Heft 
unter dem Titel „Rechtſprechung“ eine große Anzahl hervorragend 
ausgewählter und zuſammengeſtellter Entſcheidungen von internatio⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


naler Bedeutung aus den verſchiedenen Ländern gebracht hat, die ſehr 
ie Kreiſen die Zeitſchrift leſens⸗ und wünſchenswert machen 
müſſen. 

Bei ihrem überaus reichen Inhalt kann die Zeitſchrift wohl als 
führende für die erwähnten Rechtsgebiete neidlos bezeichnet und ihr 
nur weiteſte Verbreitung gewünſcht werden. Damit es ihr gelingt, 
auch weiterhin den hohen Stand zu behalten, auf den ſie die Heraus⸗ 
geber in ſo kurzer Zeit gebracht haben — Verwaltungsbeamte, Fach⸗ 
juriſten, Volkswirtſchaftler werden in ihr ſonſt ſchwer zugängliches 
Material finden, das ihnen einen Einblick in das gegenwärtige 
Rechtsleben der Nachbarſtaaten gibt und das ohne beſonderes Zutun 
zur Rechtsvergleichung und auch zum Studium der ſonſtigen Verhalt⸗ 
niſſe der Nachbarländer anregt; Handel und Induſtrie erhalten Auf⸗ 
ſchlüſſe über das Recht der Nachbarſtaaten, die es ihnen faſt mühelos 
ermöglichen, den Geſchäftsverkehr nach dieſen Ländern den dort herr⸗ 
ſchenden Rechtsgebräuchen anzupaſſen und auszugeſtalten —, kann ſie 
allen Intereſſentenkreiſen nur wärmſtens empfohlen werden. 

Miniſterialrat im Preuß. Juſtizminiſterium Lutterloh, Berlin. 


Zeitſchrift für das geſamte Luftrecht. Herausgeber Dr. jur. 
Otto Schreiber, ordentlicher Proſeſſor der Rechte an der 
Univerſität Königsberg in Preußen, Leiter des Inſtituts 
für Luftrecht. Band 1, Heft 1 (63 S.) nebſt Beilage (125 S.). 
Berlin und Leipzig. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
Preis des 1. Heftes 12 . 

Die Zeitſchrift, deren erſtes Heft ſoeben herausgekommen iſt, er⸗ 
ſcheint in zwangsloſer Folge. Je vier Hefte bilden einen Band. Die 
Zeitſchrift wird grundſätzlich in deutſcher Sprache abgefaßt; jedoch 
werden Beiträge in engliſcher, franzöſiſcher, italieniſcher und ſpaniſcher 
Sprache im Originaltext veröffentlicht. Sie will ſich vor allen Dingen 
dem Rechte der Luftfahrt widmen, aber auch verwandte Zweige des 
Rechts einbeziehen. Bisher haben es eine franzöſiſche und eine italie⸗ 
niſche Zeitſchrift unternommen, das in Betracht kommende Material 
zuſammenzufaſſen. Trotzdem blieben aber noch viele wertvolle Ar⸗ 
beiten in den verſchiedenſten juriſtiſchen Zeitſchriften verſtreut. Die⸗ 
ſem Mangel will die Neuerſcheinung abhelfen. 

Das vorliegende erſte Heft gliedert ſich nach einem Geleitwort 
des Herausgebers in drei Teile: Aufſätze, Rechtſprechung und Be⸗ 
ſprechungen aus dem Schrifttum. Dadurch wird die Ülberſichtlichkeit 
weſentlich erhöht. Eine Beilage bringt Geſetze und Materialien zum 
Luftrecht. Profeſſor Pereterski, Moskau, ſchildert die Entwick⸗ 
lung des Luftrechts in der Sowjetunion. Ausgehend von dem grund⸗ 
legenden und noch heute geltenden Dekret des Rates der Volkskom⸗ 
miſſare über den Luftverkehr v. 17. Jan. 1921, deſſen weſentlicher 
Inhalt wiedergegeben wird, und einem Überblick über die weitere ge⸗ 
ſetzliche Entwicklung des ruſſiſchen Luftrechts bis in die neueſte Zeit 
werden einige Hanptfragen des Luftrechts einer näheren Unterſuchung 
unterzogen, und zwar 

1. die Stellung der Luftfahrzeuge in der Rechtsordnung der 
Sowjetunion, 

2. die Gründung von Luftverkehrsgeſellſchaften und die Eröff⸗ 
nung neuer Luftverkehrslinien, 

3. die Zulaſſung ausländiſcher Luftfahrzeuge im Gebiete der 
Sowjetunion, 

4. die Erſagpflicht für den durch Luftverkehr verurſachten 

Schaden. | 

Bei den verſchiedenartigen Beziehungen, welche Deutſchland mit 
Rußland auf dem Gebiete des Verkehrs und Handels verbinden, ſind 
die Ausführungen dieſes Aufſatzes für den deutſchen Leſer von be⸗ 
ſonderem Intereſſe, zumal der Verfaſſer ſich bemüht, nur die Geſetzes⸗ 
beſtimmungen zu behandeln, die ſich nicht mit denen der weſteuro⸗ 
päiſchen Geſetzgebung decken, ſondern Eigenarten aufweiſen gegenüber 
den Löſungen anderer Staaten. 

In einem weiteren Artikel behandelt Dr. Edmond Pittard, 
Genf, in franzöſiſcher Sprache das „Dominium Coeli“, das vielum⸗ 
ſtrittene Gebiet der Freiheit des Luftraumes vom völker⸗, ſtaats⸗ und 
privatrechtlichen Standpunkte aus. Es iſt zu begrüßen, daß dieſe 
Fragen, welche früher nur einen mehr oder minder theoretiſchen 
Wert hatten, jetzt wieder in den Kreis wiſſenſchaftlicher Erörterungen 
gezogen werden, wo die Eroberung der Luft eine praktiſche, möglichſt 
allgemein geltende Löſung gebieteriſch fordert. 

Wir ſtehen im Anbeginn einer neuen Rechtsentwicklung. Das 
Luftrecht iſt ſeinem Weſen nach international. Daher auch die Be⸗ 
ſtrebungen nach der Schaffung eines internationalen Geſetzbuchs des 
zivilen Luftrechts. Wichtige Vorarbeiten leiſtet hier die im Jahre 1919 
gegründete internationale Handelskammer. Dieſe Arbeiten ſchildert 
J. Kingsley Rooker in einem Artikel in engliſcher Sprache. — 
Den Entwurf eines internationalen Abkommens über die Haftung des 
Unternehmers bei internationalen Lufttransporten behandelt der Her⸗ 
ausgeber der Zeitſchrift in einem längeren Aufſatz. Der dritte inter⸗ 
nationale Luftfahrtskongreß in Brüſſel im Jahre 1925 hatte für die 
Ende Ott. 1925 nach Paris berufene Staatenkonferenz eine Reihe 
von Wünſchen hinſichtlich der internationalen Regelung des Privat⸗ 
rechts der Luftfahrt ausgeſprochen, die dann zur Beratung auf dieſer 
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Konferenz ſtanden und zu dem Entwurf des genannten internationalen 
Abkommens führten. Übrigens find dieſer Entwurf und die Mate⸗ 
rialien dazu auch in der Beilage der Zeitſchrift abgedruckt. Der Ver⸗ 
faſſer unterzieht nun dieſen Entwurf einer Kritik und macht beach⸗ 
tenswerte Anderungsvoſchläge. 

Der zweite Teil des Heftes „Rechtſprechung“ iſt ſeinem Umfange 
nach noch unbedeutend und bringt lediglich ein Urteil des AG. E. 
über die Gültigkeit der allgemeinen Enthaftungsklauſel der Luft⸗ 
verkehrsgeſellſchaften. Um ſo verdienſtvoller iſt es, daß hier die 
Grundlage geſchaffen iſt, dieſes Spezialgebiet der Rechtſprechung zu⸗ 
ſammenzufaſſen. 

Unter „Schrifttum“ beſpricht der Herausgeber eine Reihe ein⸗ 
ſchlägiger deutſcher und ausländiſcher Zeitſchriften und Aufſätze und 
gibt ſo wertvolles informatoriſches und kritiſches Material für jeden, 
der Intereſſe für die Fragen des Luftrechts hat. 

Durch die ſchon erwähnte Beilage, welche die Geſetze und Mate⸗ 
rialien zum Luftrecht aller Länder enthält und u. a. auch die deutſchen 
Beſtimmungen über den Luftpoſtverkehr v. 1. April 1926 bringt, wird 
der Wert der Zeitſchrift noch weſentlich erhöht, denn dadurch wird 
dem Leſer eine Geſetzesſammlung an Hand gegeben, die ſonſt um⸗ 
ſtändlich zu beſchaffen wäre und die kritiſche Beurteilung der ganzen 
Materie weſentlich erleichtert. 

Zuſammenfaſſend ſei geſagt, daß die Zeitſchrift, wie es bei der 
internationalen Autorität des Herausgebers auch nicht anders zu er⸗ 
warten war, nicht nur in ihrem Aufbau und Inhalt als muſtergültig 
zu bezeichnen iſt, ſondern auch berufen iſt, eine vorhandene Lücke in 
unſeren deutſchen Sammelwerken auszufüllen und auch der deutſchen 
Mitarbeit an der Ausgeſtaltung des Luftrechts die ihr gebührende Ach⸗ 
tung zu verſchaffen. Dabei iſt, da die Fragen des Rechts wiederum in 
engem Zuſammenhang ſtehen mit den Bedürfniſſen des Verkehrs, des 
Handels und der Wirtſchaft, das Werk gleichermaßen wertvoll für den 
2 wie auch für jeden, der ſich mit Luftfahrtfragen überhaupt 

efaßt. 

„Wir ſtehen am Anfang einer ſchnellen und erdumſpannenden 
Entwicklung“, ſo ſagt der Herausgeber mit Recht in ſeinem Geleit⸗ 
wort; möge es gelingen, dieſe dem Ziele der Schaffung eines welt⸗ 
gleichen Rechts für die Luftfahrt, das allein den Bedürfniſſen des 
neueſten Verkehrsmittels genügen kann, zuzuführen! 

RA. Gerhard Koch I, Bremen. 


Die Schwediſche Juriſtemzeitung. 
(Svensk Juristtidning.) 

Die Schwediſche Juriſtenzeitung (Svensk Juristtid- 
ning) wurde i. J. 1916 vom Reichsgerichtsrat Dr. Tore Almen!) 
gegründet. J. J. 1925 erſchien alſo der zehnte Jahrgang der Zeitung. 

Vorher hatte die ſchwediſche Juriſtenwelt keine Zeitſchrift gehabt, 
die den doppelten Zweck erfüllt, Berichte über wichtige Rechtſprüche 
und Auſfſätze zu bieten. 

Zwar erſcheint ſchon ſeit 1874 eine Publikation, das Neue 
Juriſtiſche Archiv (Nytt Juridiskt Arkiv), die dieſe Zwecke 
teilweiſe erfüllt, indem ſie in ihrer erſten Hauptabteilung Berichte 
über die Rechtſprüche des Oberſten Gerichts gibt, die von Be⸗ 
deutung für die Rechtspflege ſind, und kurze Anzeigen über die übri⸗ 
gen Rechtſprüche des Oberſten Gerichts enthält, und in ihrer zweiten 
Hauptabteilung, die über alle neuen Geſetze, Verordnungen und 
Erläſſe, ſowie über die Vorarbeiten der Gefetze ausführlich referiert, 
auch Aufſätze juriſtiſchen Inhalts bietet. Das Neue Juriſtiſche Archiv 
iſt aber inſofern ungenügend, daß darin nur die Rechtſprüche des 
Oberſten Gerichts berückſichtigt werden und daß in neuerer Zeit, zu⸗ 
folge der bedeutenden Geſetzgebung, nur einige Aufſätze in juridiſchen 
Fragen jährlich Platz gefunden haben. 

Durch die Schwediſche Juriſtenzeirung wurde alſo einem Mangel 
abgeholfen, der ſich ſchon ſeit lange fühlbar gemacht hatte. In den 


1) T. A. war einer der hervorragendſten ſchwediſchen Rechts⸗ 
lehrten, deſſen Hauptwerk, der Kommentar des Skandinaviſchen 
gaufrechts, auch ins Deutſche überſetzt worden iſt (vgl. JW. 1924, 652). 
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übrigen nordiſchen Ländern erſcheinen gleichartige Zeitſchriften ſchon 
feit mehreren Jahren: in Norwegen die „Norsk Retstidende“ 
(ſeit 1836), in Finnland die „Tidskrift utgiven av Juridiska 
Föreningen i Finland“ (jeit 1865) und in Däuemark die „Ugeskrift 
for Retsvaesen“ (ſeit 1867). 

Die Schwediſche Juriſtenzeitung zielt in erſter Reihe darauf ab, 
eine Fachzeitſchrift zu ſein, in der theoretiſche und praktiſche Ju⸗ 
riſten ihre Gedanken in Rechtsfragen, ſei es auf dem Gebiete der 
Geſetzauslegung oder der Geſetzgebung, darlegen können. Obſchon 
die in der Juriſtenzeitung erörterten Fragen meiſtenteils auf das 
ſchwediſche Recht Bezug haben, werden auch ſehr viele Berichte über 
die Geſetzgebung, die Rechtspflege und die juriſtiſche Literatur des 
Auslandes, namentlich der anderen nordiſchen Länder, aufgenommen. 

Daneben gibt die Juriſtenzeitung Reſerate von denjenigen in 
juriſtiſcher Hinſicht intereſſanten Prozeſſen, die in letzter Inſtanz von 
den Appellationsgerichten entſchieden worden ſind. Hierbei iſt zu be⸗ 
merken, daß, durch die i. J. 1915 ſtattgefundene Abänderung der 
Prozeßordnung, weſentliche Beſchränkungen des Rechts, die Urteile 
der Appellationsgerichte anzufechten, durchgeführt wurden. Auf dem 
Gebiete des Zivilprozeſſes wurde eine „summa revisibilis“ von 1500 
Kronen eingeführt, und in Strafprozeſſen wurde das Anfechtungs⸗ 
recht folgendermaßen beſchränkt: das Anfechtungsrecht der Ge⸗ 
ſchädigten auf Rechtssachen, die ſich auf Verbrechen beziehen, 
worauf Zuchthaus oder Abſetzung geſetzlich erfolgen kann, und 
das Anfechtungsrecht der Angeklagten auf Fälle, wo ſie für Ver⸗ 
brechen verurteilt worden find, die mit Zuchthaus, Gefängnis, Ab⸗ 
ſetzung oder zeitweiligem Amtsverluſt belegt ſind. Da zufolge dieſer 
Geſetzvorſchriſten eine große Anzahl Prozeſſe in letzter Inſtanz von 
den Appellationsgerichten entſchieden werden und demzufolge für die 
Referate des Neuen Juriſtiſchen Archivs nicht in Betracht kom⸗ 
men, ſind die Referate der Juriſtenzeitung notwendig, um einen 
vollſtandigen Überblick der ſchwediſchen Rechtspflege zu erhalten. 

Schließlich enthält die Juriſtenzeitung auch Mitteilungen über 
die geſetzgeberiſche Arbeit, die Judizialverwaltung, Vereinigungen uſw. 


Dem ausländiſchen Recht iſt neuerdings ein ſehr bedeutender 
Platz eingeräumt worden, und namentlich haben viele Aufſätze in 
deutſchen Rechtsfragen, die ja von alters her das Rechtsleben der 
nordiſchen Länder ſehr beeinflußt haben, Aufnahme gefunden. 

Ein neulich erſchienener Artikel von Dr. Thore Engſtrömer, 
Profeſſor des Prozeßrechts an der Univerſität Upſala, über die 
deutſche Straſprozeßreform hat die Aufmerkſamkeit der ſchwediſchen 
Juriſten erregt, da die durchgeführte Vereinfachung des Strafver⸗ 
fahrens in erſter Inſtanz und die dementsprechende erweiterte Möge 
lichkeit einer Neuprüfung in der Beruſungsinſtanz für uns be⸗ 
merkenswerte Neuerungen ſind. 

Die durchgreifende deutſche Zivilprozeßreform wird in einem 
Artikel von Häradshövding (Amtsgerichtsrat) K. Schlyter behan⸗ 
delt. Auch dieſe Reform bietet für Schweden viel des Intereſſanten. 
Die dadurch eingeführte Kompetenz der Gerichtshöfe, unter Umſtänden 
Prozeſſe durch Echiedſprüche zu entſcheiden, iſt im ſchwediſchen Recht 
völlig unbekannt. Die Vereinfachung des Beweisverfahrens und die 
Außerkraftſetzung des Rechts der Beteiligten, auch ohne ſtichhaltige 
Gründe Vertagungen der Gerichtsverhandlungen zu bewirten, ſind 
Probleme, denen im Hinblick auf die bevorſtehende ſchwediſche Pro⸗ 
zeßreform großes Intereſſe entgegengebracht wird. Noch mehr inter⸗ 
eſſieren uns aber diejenigen Abänderungen, nach denen auch in der 
Berufungs⸗ und in der Reviſionsinſtanz Prozeſſe ohne mündliche 
Verhandlung können entſchieden werden; die ſchwediſche Reform zielt 
nämlich darauf ab, der mündlichen Verhandlung bei den Obergerichten 
vielmehr einen größeren Platz einzuräumen. 

Fernerhin iſt das deutſche Aufwertungsgeſetz in einem Artikel 
von RA. Dr. Alfred Kaufmann, Hamburg, behandelt worden. 

Schließlich hat Handelsgerichtspräſ. Dr. Friedrich Engel, 
Wien, einen ausführlichen Bericht über die Verhandlungen des 
33. Deutſchen Juriſtentages (September 1924) geſchrieben. 

RA. Wilhelm Fraenckel, Stockholm. 


vereinigungen. 


International Law Association. 
A. 
Wiener Konferenz. 
(5.—11. Auguſt 1926.) 
I. Der ſeerechtliche Teil. 

Vom Seerecht war in Wien nicht ſoviel die Rede wie vor zwei 
Jahren in Stockholm, der Wiege der neuen Havarie-grosse-Regeln, 
die anſcheinend auf beſtem Wege ſind, überall eingeführt zu werden. 
Immerhin boten die beiden ſeerechtlichen Fragen, die auf der dies⸗ 
jährigen Tagung der I. L.A. behandelt wurden, auch genug des Inter⸗ 


eſſanten. Zunächſt das ſchon in Stockholm behandelte Thema „Laws 
of Maritime Jurisdiction in Time of Peace“, über welches in Wien 
unter der glänzenden Leitung des Reichsgerichtspräſidenten Dr. Sir 
mons und in Anweſenheit zahlreicher Delegierter aus den ſchiff⸗ 
fahrttreibenden Ländern beraten wurde. Die deutſche Landesgruppe 
der I. L.A. hat in reger Fühlungnahme mit den deutſchen Inter⸗ 
eſſenten, insbeſ. den Reedern, den Bergungsunternehmungen und 
der Hochſeefiſcherei, die deutſche Stellungnahme zu der Frage gründ⸗ 
lich vorbereitet, ſich insbeſ. mit dem denſelben Gegenſtand behan⸗ 
delnden, aus der Feder des Prof. Dr. W. Schücking ſtammenden 
Entwurf einer Völkerbundskommiſſion beſchäftigt. 
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In Wien lag nun vor ein vom Neutralitätskomitee der I. L. A. auj 
Grundlage des Stockholmer Materials ausgearbeiteter Entwurf zu 
einem Internationalen Abkommen betr. Herrſchaftsrechte über die 
See in Friedenszeiten. Der Entwurf wurde eingehend durchberaten 
und manchen Abänderungen unterworfen. Zu allſeitiger Befriedigung 
gelang ſchließlich eine Einigung über 22 Artikel, die jedenfalls eine 
brauchbare Grundlage für die Weiterbehandlung dieſer wichtigen 
Frage in einem noch mehr maßgebenden internationalen Gremium 
darſtellen. 

An der Spitze des ſo zuſtande gekommenen Entwurfes ſtehen 
die Sätze von der Freiheit der Meere, und daß die territoriale Herr⸗ 
ſchaftsgewalt jedes Küſtenſtaates nur bis zu einer beſtimmten Grenze 
reicht, es ſei denn, daß ein weiteres Herrſchaftsgebiet ſich ergibt aus 
einer internationalen Konvention, aus Verträgen, aus Okkupation 
oder aus einem allſeitig anerkannten Gebrauch. Wo liegt nun die 
naſſe Grenze, bis zu welcher der Arm des Küſtenſtaates reicht? 
Gegenwärtig kommen naſſe Grenzen von 3—12 Seemeilen vor, indem 
namentlich z. B. hinſichtlich der Ausübung der Fiſcherei und der 
Geltung der Zollbeſtimmungen von verſchiedenen Küſtenſtaaten Gren⸗ 
zen von verſchiedener Bemeſſung in jenem Rahmen in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Es muß als ein großer Fortſchritt bezeich⸗ 
net werden, daß nach dem neuen Entwurf normalerweiſe die 
naſſe Herrſchaftsgrenze verlaufen ſoll längs der Küſte in einer Ent⸗ 
fernung von 3 Seemeilen (wie ſchon in dem bekannten Nordſee⸗ 
fiſcherei⸗Abkommen feſtgelegt), gerechnet von der Niedrigwaſſer⸗Linie 
bei gewöhnlicher Springtide, ein Grundſatz, der auch für der Küſte 
vorgelagerte Inſeln gelten ſoll. Allerdings wird dieſer Grundſatz 
nicht unweſentlich eingeſchränkt durch den oben wiedergegebenen Vor⸗ 
behalt, der namentlich für die Hochſeefiſcherei von beſonderer Bedeu⸗ 
tung iſt, beanſpruchen doch Norwegen und Rußland eine Territorial⸗ 
grenze von z. T. erheblich mehr als 3 Seemeilen. Wird der Entwurf 
internationales Geſetz, dann muß allerdings ein Küſtenſtaat, der 
eine über 3 Seemeilen hinaus liegende naſſe Grenze für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, den Beweis führen i. S. des mehrerwähnten Vor⸗ 
behalts. Innerhalb der ſo feſtgelegten Territorialgrenze ſoll dem 
Küſtenſtaat die Herrſchaftsgewalt zuſtehen, vorbehaltlich des Rechtes 
der freien Durchfahrt durch die Küſtengewäſſer für Staats⸗ und Pri⸗ 
vatſchiffe. Solche Schiffe, ihre Beſatzungen, Paſſagiere und Ladungen 
ſind der Herrſchaftsgewalt des Küſtenſtaates nur unterworfen bez. 
Tatbeſtänden, die über das betr. Schiff hinauswirken oder die öffenk⸗ 
liche Ordnung oder den Frieden des Küſtenſtaates berühren. Im 
übrigen bleibt für fie maßgebend das Recht ihrer Flagge. Alte 
erkannt iſt weiter unter gewiſſen Bedingungen ein Verfolgungsrecht 
des Küſtenſtaates über die Territorialgrenze hinaus. Für fremde 
Schiffe, die ſich in den Häfen des Küſtenſtaates befinden, gelten nicht 
dieſe Beſtimmungen, die für die Küſtengewäſſer paſſierende Schiffe 
getroffen ſind. Die Rechtsverhältniſſe jener Schiffe zu regeln, iſt 
einer beſonderen Konvention vorbehalten. Der Wiener Entwurf 
trifft dann noch beſondere Beſtimmungen für Meerengen, natürliche 
und künſtliche Kanäle, ſieht auch vor die Einſetzung einer inter⸗ 
nationalen Kommiſſion zur Förderung der Durchführung der Non» 
ventionsbeſtimmungen und zur Entſcheidung von Streitigkeiten. Eine 
ſolche Kommiſſion verwirft übrigens der Schückingſche Entwurf, 
der anderſeits auch die Rechtsverhältniſſe fremder Schiffe in den 
Häfen des Uferſtaates regelt und, was von beſonderer Bedeutung 
für die Hochſeefiſcherei iſt, die Regelung der Fiſchereirechte ausdrück⸗ 
lich einem beſonderen Abkommen vorbehält. Damit verliert dieſer 
Entwurf vom deutſchen Standpunkte aus an Intereſſe. 

Ob es nun dem Völkerbunde, der an dem I. L. A.⸗Entwurfe 
ſchwerlich wird vorbeikommen können, oder einer anderen Stelle 
gelingen wird, die umſtrittene Frage endgültig zu löſen, muß zu⸗ 
nächſt noch als recht zweifelhaft erſcheinen. Immerhin bedeutet der 
Wiener Konventionsentwurf einen guten Schritt vorwärts auf dem 
Wege zur Schaffung einheitlichen Rechtes auf jenem Gebiete. Der 
von dem Neutralitätskomitee weiter vorgelegte Entwurf betr. Neu⸗ 
tralität zur See, wurde zur weiteren Bearbeitung an das Komitee 
zurückverwieſen. 

Der andere ſeerechtliche Gegenſtand iſt behandelt worden von 
dem Währungsausſchuß. Die von dieſem geleiſtete, bedentſame Ar- 
beit liegt vor in den von der Konferenz einheitlich gebilligten, ſog. 
„Vienna Rules 1926“. 

Dieſe Rules regeln in ihrem allgemeinen Teil zunächſt die Frage, 
in welcher Weiſe Zahlung zu leiſten iſt, wenn in einem Vertrage eine 
beſtimmte Währung erwähnt iſt, in der die Zahlung geleiſtet werden 
ſoll. Es wird in Abweichung vom deutſchen Recht beſtimmt, daß 
Zahlungen zu leiſten ſind in der im Vertrage „erwähnten“ Währung, 
und zwar auch dann, wenn die Zahlung erfolgt in einem anderen 
Lande als in demjenigen, in welchem die Vertragswährung das ge⸗ 
ſetzliche Zahlungsmittel darſtellt. Kann aus irgendeinem Grunde die 
Zahlung nicht, wie vorſtehend vorgeſchrieben, erfolgen, ſo hat der 
Schuldner in der Währung des Ortes der tatſächlichen Zahlung, und 
zwar zum Kurſe des Zahlungskages das zu leiſten, was dem Werte 
des vertraglich Geſchuldeten gleichkommt. Weiter iſt beſtimmt, daß, 
falls der Schuldner zur Zeit der Fälligkeit der Schuld ſchuldhafter⸗ 
weiſe nicht zahlt, er dem Gläubiger vorbehaltlich eines Zins⸗ 
anſpruchs desſelben die durch das Sinken der Währung entſtandene 


gungen 
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Differenz zu vergüten hat. Iſt die Nichtzahlung auf Verſchulden des 
Gläubigers zurückzuführen, ſo findet dieſe Beſtimmung entſprechende 
Anwendung zugunſten des Schuldners. Der allgemeine Teil der 
Regeln ſchließt mit der Vorſchrift, daß, wenn in Gemäßheit der mit⸗ 
geteilten Beſtimmungen der Kurs eines beſtimmten Tages oder eines 
beſtimmten Ortes in Frage kommt und an dem betreffenden Tage 
oder Orte keine Kursnotierung ſtattfindet, der zugrunde zu legende 
Kurs in handelsgebräuchlicher Weiſe zu ermitteln iſt. Mit dieſen 
Sätzen wird eine praktiſche und klare, manche Schwierigkeiten be⸗ 
ſeitigende Grundlage für die Regelung vertraglicher Währungsfragen 
gegeben. 

Der beſondere Teil der Rules — und dieſen wohnt die größte 
praktiſche Bedeutung inne — trifft Vorſchriften über die Aufmachung 
der Dispache in Havarie-grosse-Fällen für den Fall, daß verſchie⸗ 
dene Währungen in Frage ſtehen. Wer mit Dispachen zu tun hat, 
weiß, daß der Dispacheur oft mit zahlreichen verſchiedenen Währungen 
zu rechnen hat, und daß dabei oft recht ſchwierige Fragen entſtehen. 
Dieſen Schwierigkeiten ſoll ein Ende gemacht werden durch die neue 
Beſtimmung, daß, wenn bei einem Havarie-grosse-Falle verſchiedene 
Währungen vorkommen, der Dispache eine Goldwährung zugrunde 
zu legen iſt. Unter einer ſolchen Goldwährung iſt zu verſtehen die Wäh⸗ 
rung, deren Kurs Goldparität gehabt hat vom Augenblick der Ent⸗ 
ſtehung der verſchiedenen Havarie-grosse-Anſprüche an bis zur end⸗ 
gültigen Fertigftellung der Dispache. Es folgen dann einige Sonder⸗ 
regeln betr. Berechnung der Beitragswerte, der Vergütungen, der 
Einſchuſſe uſw. 

Mit den Vienna Rules ſoll nun verfahren werden, wie der⸗ 
zeit mit den in Stockholm von der Konferenz der I. L.A. (1924) ber 
ſchloſſenen neuen Pork⸗Antwerp⸗Regeln, die ſich mit dem internatio⸗ 
nalen Havarie-grosse-Recht beſchäftigen. Auch die Vienna Rules 
ſollen der internationalen Handelswelt zur Prüfung unterbreitet 
werden mit der Anheimgabe, dieſelben nach Billigung zu Beſtand⸗ 
teilen det in Frage kommenden Verträge (z. B. Kaufverträge, See⸗ 
frachtverträge, Konnoſſemente) zu machen. Wohlgemerkt, es handelt 
ſich bei den Regeln um Vorſchläge für Vertragsrecht, ſo daß für die 
Intereſſenten auch die Möglichkeit beſtehen würde, nur Teile der 
Rules, die ihnen gerade paſſen, zu Vertragsbeſtandteilen zu machen. 

Es ſteht zu hoffen, daß namentlich der erwähnte beſondere Teil 
der Vienna Rules die allgemeine Billigung der Intereſſenten finden 
wird. Tatſächlich wird ſchon in vielen Orten, ſo namentlich in Bremen, 
feit einiger Zeit bei Vorkommen verſchiedener Währungen in Havarie- 
grosse-Fällen ſo dispachiert, wie die Vienna Rules es vorſehen. Mit 
dieſen Rules hat jedenfalls die Wiener Konferenz der ILL. A. eine 
hoch anzuerkennende Arbeit geleiſtet. 


RA. Dr. Schulze⸗Smidt, Bremen. 


II. Der Schutz des Privatelgentums. 


Vor dem Kriege war der Schutz des Privateigentums von Aus⸗ 
ländern ein allgemein anerkannter Grundſatz des Völkerrechts, der 
ſeinen beſonderen Ausdruck i. J. 1911 gefunden hat, als die ital. 
Regierung gewillt war, die ausländiſchen Lebensverſicherungen ohne 
Entſchädigung ohne weiteres zu enteignen, ſich aber auf Grund von 
Gutachten der hervorragendſten damaligen Völkerrechtsgelehrten, u. a. 
des noch heute lebenden Prof. Anzilotti, Mitglied der Cour 
Permanente, entſchließen mußte, von dieſem Plane abzuweichen (JW. 
1926, 1896). 

Der VV. hat den Prinzipien des Völkerrechts ſchweren Abbruch 
getan. Noch bis Anfang 1926 war der Grundſatz, daß auch die Be⸗ 
handlung des Privateigentums in den Friedensverträgen (Teil X 
Sekt. 4) auf dem Völkerrecht beruhte, vor den GemSchch. fo wenig 
anerkannt, daß dieſelben im allgemeinen nicht wagten, ihre Urteile 
auf die Sätze des Völkerrechts zu gründen. Erſt durch die berühmten 
Entſcheidungen der Cour Permanente (Serie A, Arrét 6, 7) 
betr. einige deutſche Intereſſen in Oberſchleſien, iſt es gelungen, das 
Völkerrecht wieder zu Ehren zu bringen. Die Cour hat in der Ent⸗ 
ſcheidung Arret 7 (S. 31, 22, 33) zum Ausdruck gebracht, daß der 
Friedensvertrag, wenn er auch nicht ausdrücklich und formell das 
Prinzip des Schutzes wohlerworbener Rechte ausſpreche, ſo doch dieſes 
Prinzip, insbeſ. auch für den Fall des Wechſels der Souveränität 
grundſätzlich anerkannt habe. Des weiteren hat die Cour ausge⸗ 
ſprochen, daß jede Verletzung des Privateigentums, ſoweit ſie nicht 
durch den Friedensvertrag in Form der Liquidation ausdrücklich ge⸗ 
billigt iſt, gegen das Völkerrecht verſtößt, ohne Rückſicht darauf, ob 
ſie auch auf eigene Staatsangehörige Anwendung findet. 

Dieſe Grundſätze ſind deshalb von ſo großer Bedeutung, weil — 
wie bekannt — vor allem die neuen Staaten Polen und Tſchechoſlo⸗ 
wakei, aber auch Rumänien, Jugoſlawien ſowie die Randſtaaten bez. 
des Grund und Bodens Geſetze und adminiſtrative Maßnahmen er⸗ 
laſſen haben, die eine derart geringe Entſchädigung vorſehen, daß ſie, 
zumal in Verbindung mit der gleichzeitigen Vermögensbeſteuerung 
des gleichen Grund und Bodens, einer entſchädigungsloſen Enteig⸗ 
nung, alſo einer Konfiskation, gleichkommt. 
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Es iſt das Verdienſt der International Law Association, dieſe 
von der Cour ausgeſprochenen Grundſätze des Völkerrechts und des 
FV. vom Standpunkte der Wiſſenſchaft als geltendes Völker⸗ 
recht anerkannt zu haben. Die Vorarbeiten der I. L. A. über den Schutz 
des Privateigentums waren einem Komitee anvertraut, dem unter 
Vorſitz des Präſidenten der Chancery Division in London, Mr. 
Ruſſel, Sir Frederic Pollock, Mr. Vaughan Williams 
(Schiedsrichter b. dtſch.⸗engl. GemSchch.), Prof. Vrunet⸗ Paris, 
Prof. Brierly⸗ Oxford, Prof. MeNair⸗ Cambridge, Prof. Bel⸗ 
lot, Prof. Fachiri⸗London u. a. angehörten. Das Komitee hat 
ſich — ausgehend von dem Landesrecht der ziviliſierten Staaten — 
in einem eingehenden Report mit der Rechtſprechung und der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft des Völkerrechts vor und nach dem Kriege und mit den 
Beſtimmungen der Friedensverträge zum Schutze des Privateigen⸗ 
tums beſchäftigt. Im Anſchluß an den Report ſprach die Ver⸗ 
ſammlung folgende Grundſätze aus: 

1. Es iſt ein durch die Verfaſſungen, Zivilgeſetzbücher und durch 
das gemeine Recht der ziviliſierten Staaten allgemein anerkannter 
Grundſatz, daß Privateigentum ohne Entſchädigung nicht enteignet 
werden kann. 


2. Inſoweit die Frage der Uunverletzlichkeit (immunity) des 
Privateigentums im Völkerrecht ſtreitig war, iſt der gleiche Grundſatz 
allgemein angenommen. 


3. Ein Staat iſt durch das Völkerrecht befugt, zum Schutze ſei⸗ 
ner Staatsbürger in einem anderen Staate zu intervenieren: 
a) gegen eine Verletzung des Eigentumsrechts, die aus Maßnahmen 
hervorgeht, welche die Ausländer ſchlechter ſtellen, als die Angehöri⸗ 
en des eigenen Staates; b) gegen offenſichtliche Rechtsverlezungen 
1 5 injustice), ohne Rückſicht darauf, ob die eigenen Staats⸗ 
angehörigen ebenſo behandelt werden. 


4. Der Grundſatz der Unverletzlichkeit des Privateigentums iſt 
auch in den Friedensverträgen durch Beſtimmungen verankert, welche 
die Enteignung des Privateigentums der früheren Feinde ohne Ent⸗ 
ſchädigung verhindern ſollen; allerdings iſt die Durchführung dieſer 
Beſtimmungen nicht immer befriedigend. 

Die Worte „allerdings iſt die Durchführung dieſer Beſtimmungen 
nicht immer befriedigend“ (although the mode of carrying it out 
is unsatisfactory) find auf Anregung des RGPräſ. Dr. Simons 
zugefügt. Dieſer hat eindrucksvoll auf das Unrecht hingewieſen, daß 
der VV. die Verpflichtung zur Entſchädigung auf den unterlegenen 
Staat abwälze, der dazu nicht imſtande ſei, und ſo den Gläubiger in 
die peinliche Lage bringe, ſtatt eines zahlungsfähigen einen ruinierten 
Schuldner zu haben. Ganz beſonders en dies, wenn — wie durch 
den VV. geſchehen — der Staat gleichzeitig durch die anderen Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen zahlungsunfähig gemacht worden fei. 


über den Kommiſſionsentwurf hinaus hat die I. L. A. in Ziff. 5 
ihrer Reſolution, und zwar einſtimmig, zum Ausdruck gebracht, daß 
es den Grundſätzen des Völkerrechts widerſpreche, die Ausländer oder 
die durch die Friedensverträge geſchützten Minderheiten der grund» 
legenden Rechte, auf welche ſie als Eigentümer Anſpruch haben, auf 
indie hren Wege, wenn auch nicht de jure, ſo doch de kacto derart 
zu berauben, daß ſolche Maßnahmen einer Enteignung ohne wirkliche 
Entſchädigung gleihkommen. — Dieſe Rgolution richtet ſich in deut» 
licher Weiſe gegen ſolche Maßnahmen der neuen Staaten, welche da⸗ 
hin gehen, Privatperſonen unter dem Deckmantel allgemein gelten⸗ 
der Geſetze Eigentumsrechte zu nehmen, ohne ihnen dafür eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zu zahlen. 

In Ziff. 6 der Reſolution iſt erklärt, daß die einheitliche und 
gleichmäßige Anerkennung aller den Schutz des Privateigentums 
betr. Rechtsgrundſätze die unerläßliche Vorausſetzung jeder wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenarbeit der ziviliſierten Staaten und Nationen iſt, 
und daß deshalb das „Protection of Private Property Committee“ 
in feiner jetzigen Zuſammenſetzung aufrechterhalten bleibt, mit dem 
Rechte der Kooptation ausgeſtattet und mit der Aufgabe betraut 
wird, in bezug auf den Schutz des Privateigentums die in den ein⸗ 
zelnen Staaten beſtehenden tatſächlichen und rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe weiter zu ſtudieren und dem nächſten Kongreß über das Ergeb⸗ 
nis dieſer Arbeit Bericht zu erſtatten. 

Es beſteht Grund zu der Annahme, daß die GemSh®., die ſich 
gerade jetzt mit konfiskatoriſchen Maßnahmen der neuen Staaten 
gegenüber den Angehörigen der ehemals feindlichen Staaten beſchäf⸗ 
tigen, unter dem Einfluß der Entſcheidung der Cour Permanente und 


der Reſolution der IL. A. auch verhüllte Konfiskationen als eine Ver⸗ 


letzung der Friedensverträge erkennen und dementſprechend den Be⸗ 
raubten eine angemeſſene Entſchädigung zubilligen werden. Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Praxis haben allen Grund, mit den Ergebniſſen 
des Kongreſſes auf dem Gebiete des Schutzes des Privateigentums 
zufrieden zu ſein. 

RA. Dr. Erwin Loewenfeld, Berlin. 
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B. 
deutſche Landesgruppe. 
(Erſte Arbeitsſitzung vom 30. Nov. 1926 zu Berlin.) 

Vorſitzender: Reichsgerichtspräſident Dr. Simons. 

R A. Dr. Heinrich Freund, Berlin: Die Grundlagen 
des ſtaatlichen und privaten Rechtsverkehrs mit 
Sowjetrußland. 

Der Vortragende zeichnete in großen Umriſſen die völkerrecht⸗ 
liche Stellung des Sowjetſtaates, ſeinen ſtaatsrechtlichen Aufbau und 
ſeine bürgerlichen Rechtseinrichtungen. 

Er beſchäftigte ſich zunächſt mit den Rechtsproblemen, die mit 
der Anerkennung der Sowjetregierung verbunden ſind. 
Er wies hin auf das ſtarke Auseinanderfallen von Theorie und 
Praxis des Völkerrechts in dieſer Frage, wodurch ſich erklärt, daß die 
Sowjetregierung von den meiſten europäiſchen Staaten anerkannt 
worden iſt, obgleich die Vorausſetzungen, die die Theorie für eine 
ſolche Anerkennung vorſchreibt, insbeſ in der Frage der Annullierung 
der Vorkriegsanleihen und in der Anerkennung der internationalen 
Rechtsgrundſätze, nicht vorliegen. In letzterer Hinſicht ſchilderte der 
Vortragende die Sowjettheorie des Völkerrechts, wonach die abſtrakte 
Perſönlichkeit des Staates negiert wird und der Staat nur auf⸗ 
geſaßt wird als zeitweilige Form der organiſierten 
Herrſchaft einer Klaſſe über die andere, woraus ſich die 
Auffaſſung über die auswärtigen Anleihen ergibt, daß eine aus⸗ 
wärtige Anleihe eine der Arten der Selbſtbetätigung der herrſchenden 
Klaſſe im völkerrechtlichen Maßſtabe iſt. Daher erſcheinen dieſer 
Theorie nach die Schulden des vorrevolutionären Rußland als res 
in ter alios gestae. Die Bedürfniſſe der Praxis jedoch haben zu Kom⸗ 
promißlöſungen geführt und dadurch die Einfügung der Sowjetregie⸗ 
rung in das Syſtem der völkerrechtlichen Verträge ermöglicht. Auf die 
Unterſcheidung zwiſchen der Anerkennung de iure und de facto ein» 
gehend, eine Unterſcheidung, die der Vortragende ablehnt, ſchilderte er 
dann die franzöſiſche internationalrechtliche Praxis, wie ſie beſonders 
in der Zeit vor der Anerkennung der Somjetregierung durch Frank» 
reich (1924) geübt worden iſt und auf eine Fiktionenjurisprudenz hin⸗ 
auslief. Insbeſondere wandte ſich der Vortragende gegen die Viber- 
ſpannung des Prinzips des ordre public, wie fie die franzöſiſche 
Praxis in den ruſſiſchen Fällen in letzter Zeit gezeigt hat, und die 
dazu geführt hat, daß Maßnahmen der Sowjetregierung auch dann 
Bi: ihre Übereinſtimmung mit dem franzöſiſchen ordre public ge» 
prüft werden, wenn die betreffenden Vorgänge in Rußland lediglich 
die Vorfrage für die Entſcheidung eines in Frankreich ſpielenden 
Falles bilden, ſelbſt wenn irgendeine Anknüpfung an den franzöſi⸗ 
ſchen Rechtskreis bei dieſer Maßnahme nicht vorhanden geweſen iſt. 

Der Vortragende ſchilderte dann kurz die ſtaats rechtliche 
Entwicklung des heutigen Sowjetſtaates, der ſich im 
Bündnisvertrage vom Dez. 1922 und nach der Verfaſſung vom Jahre 
1923 als ein Bundesſtaat darſtellt, deſſen Glieder Rußland, die 
Ukraine, Weißrußland, Transkaukaſien, Turkmenien und Usbekien 
ſind. Des näheren ging er auf die Kompetenzverteilung zwiſchen der 
Union und den Bundesrepubliken ein und erörterte als Beiſpiel für 
die nicht immer klare Grenzziehung die Streitfrage, ob, entſprechend 
dem StGB. der Bundes republiken, ein Ausländer wegen ge⸗ 
wiſſer konterrevolutionärer Delikte, die er im Auslande begangen 
hat, in Rußland zur Verantwortung gezogen werden kann, oder ob 
er, entſprechend den Grundſätzen des Strafrechts der 
Union, dieſerhalb in Rußland nicht verfolgt werden kann. 

Schließlich legte der Vortragende die grundjäpfiche Einſtellung 
der Sowjetregierung zum Privateigentum!) klar, indem er zwi⸗ 
ſchen der Zeit des Kriegskommunismus (bis 1921) und der Umkehr⸗ 
politik ſeit dieſem Zeitpunkte unterſchied. Die Privatrechte wurden 
durch die Deklaration v. 22. Mai 1922 neu verliehen zum Zwecke 
der Förderung der produktiven Kräfte, wobei aber dieſe Neuver⸗ 
leihung nicht eine Reſtauration der unter der früheren Konfiskations⸗ 
politik enteigneten Beſitzer darſtellt. Vielmehr werden die Privatrechte 
nur inſoweil anerkannt, als ſie ſeit dem 22. Mai 1922 erworben ſind. 
Die Saktionierung der revolutionären Enteignungen durch dieſes De⸗ 
kKret führte zur Erörterung der Frage, ob man bei einer ſolchen Ein⸗ 
ſtellung Vertrauen haben könne in die Stabilität der neugeſchaffenen 
Eigentumsverhältniſſe, eine Frage, die der Vortragende mit dem Hin⸗ 
weis darauf beantwortete, daß der Kriegskommunismus nur zu er⸗ 
klären ſei als eine elementare revolutionäre Volksbewegung, und daß 
nur, wenn wiederum eine neue revolutionäre Bewegung in Rußland 
einſetzte, mit einer Wiederkehr des früheren Terrors zu rechnen ſei, 
daß aber das Bedürfnis Rußlands nach Ruhe die Wiederkehr der⸗ 
artiger Ereigniſſe kaum erwarten laſſe. 

Zum Schluß ſeiner Ausführungen ſchilderte der Vortragende das 
ſoeben in Rußland verabſchiedete Geſetz über das Familienrecht. 
Die Sowjetregierung war bemüht, das Eherecht noch weiter zu lockern 
durch die Gleichſtellung des Konkubinats mit der regiſtrierten Ehe. 
Der Widerſtand der breiten Maſſen, insbeſ. der Frauen aber, zwang 


1) S. auch Stäglich unten S. 2830. 
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zu einer Kompromißlöſung, wonach zwar die regiſtrierte Ehe vor⸗ 
geſchrieben wird, dennoch aber beim Vorliegen einer bloß faktiſchen 
Ehe letzterer gewiſſe vermögensrechtliche Folgen beigelegt werden. 

In der ſich daranſchließenden Diskuſſion ſprachen Prof. Thal, 
Moskau, und ruſſiſcher RA. J. M. Rabinowitſch, Berlin. 

In feinen Vorwort und in ſeinen Schlußausführungen zu dem 
Vortrage bezeichnete es RGPräf. Dr. Simons als eine der Auf⸗ 
gaben der deutſchen Landesgruppe, innerhalb der JLA. die oſteuro⸗ 
päiſchen Rechtsprobleme beſonders zu pflegen. 


Die Rechtsangleichungsbeſtrebungen der Rechtaauwälte 
der Machfolgeſtaaten Oeſterreich-UAngarns ). 


Jahre mußten ſeit der Beendigung des Krieges verſtreichen, 
bis ſich bei den Angehörigen der verſchiedenen Staaten, in die das 
alte öſterreichiſch⸗ungariſche Reich durch die die Zuſammenhänge eines 
einheitlichen Rechts- und Wirtſchaftsgebietes mißachtenden Friedens⸗ 
verträge zerſchlagen worden war, die Erkenntnis Bahn brach, daß die 
gewaltſam zerriſſenen Bande wieder geknüpft werden müſſen, und 
daß eine Wiederherſtellung der beſtehenden Einheit auf den verſchie⸗ 
denſten Gebieten des Rechts mit aller Macht angeſtrebt werden muß, 
um dadurch die Handel und Verkehr belaſtenden Hinderniſſe zu be⸗ 
feitigen und der gedeihlichen Entfaltung des Wirtſchaftslebens der 
einzelnen Staaten neue Impulſe zu geben. Daß zur Vorbereitung und 
Herbeiführung der Rechtsannäherung und im weiteren Verlaufe 
Rechtsangleichung in möglichſt weitgehendem Umfange die mit 
der Rechtsberatung befaßten juriſtiſchen Berufe der Anwälte und 
Notare vor allem geeignet ſind, iſt unbeſtritten. Rechtsanwälte und 
Notare können auf Grund ihrer vielſeitigen Erfahrungen aus der 
Praxis am beſten beurteilen, auf welchen Teilgebieten die Rechts⸗ 
angleichung am dringendſten notwendig und auch am leichteſten und 
raſcheſten mit Rückſicht auf die beſtehenden gewaltigen Schwierigkeiten 
formeller und politiſcher Natur durchſetzbar iſt; ſie beſitzen auch die 
Fähigkeit, die zweckdienlichſten und am meiſten gereiften Vorſchläge 
zur Löſung der einzelnen beſonders brennenden Fragen auszuarbeiten 
und durch ihre Spitzenorganiſationen den einzelnen Staaten vorzu⸗ 
legen. 


Auf Anregung des Budapeſter Rechtsanwaltes Dr. Johann 
Nyulaszi hielten am 27. Aug. 1926 Rechtsanwälte aus den öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Nachfolgeſtaaten eine Beſprechung ab, in welcher 
die Notwendigkeit des Zuſammenſchluſſes der Rechtsanwaltſchaft zur 
Erreichung einer möglichſt weitgehenden Rechtsangleichung in den Nach⸗ 
folgeftaaten und zur gemeinſamen Behandlung der die Rechtsanwälte 
beſonders berührenden Standes» und wirtſchaftlichen Fragen erörtert 
wurde. Es wurde die Einſetzung eines „großen vorbereiten⸗ 
den Komitees“ beſchloſſen. In dasſelbe wurden die Rechtsanwälte 
Dr. P. Abel (Wien), I. Vizepräſident der Wiener Anwaltskammer, 
Dr. A. Ardo (Bratislava), Dr. S. Beck (Budapeſt), Dr. G. Bu⸗ 
rian (Wien), Dr. M. Ettinger (Wien), Dr. O. Gellner 
(Prag), Dr. S. Geyerhahn (Wien), Dr. J. Giskan (Buda⸗ 
peſt), Dr. F. Otto Kelemen (Budapeſt), Dr. A. Klouda 
(rag), Dr. E. Klug (Budapeſt), Dr. D. V. Kuſſo (Budapeſt), 

r. J. Nyulaszi (Budapeſt), Dr. A. Lenart (Budapeſt), 
Dr. L. Rabinowitz (Wien), Dr. H. Spitzer (Wien), Dr. E. 
F. Weis! (Wien), Dr. E. Wolf (Budapeſt) und Dr. J. Zlocha 
(Turc. Sv. Martin) gewählt. Auch wurde ein engeres Arbeits- 
komitee eingeſetzt und ein Arbeitsprogramm für die nächſte 
Konferenz aufgeſtellt, welches die Themen „Rechtshilfeverträge, Res 
gelung der alten Kronenverbindlichkeiten, Verhinderung von Dop⸗ 
pelbeſteuerungen und Doppelvergebührungen, Regelung des Grund⸗ 
buchverkehrs in den Grenzgebieten, Legaliſierung und Verwen⸗ 
dung von Urkunden im außerſtaatlichen Verkehre und Freizügig⸗ 
keit der Notariatsakte, Regelung des Subſtitutionsverkehres ſowie 
andere Koſten⸗ und Standesſragen und ſchließlich Organiſations⸗ 
fragen“ umfaßte. Zu der Tagung am 30. u. 31. Okt. d. J. in 
Wien erſchienen öſterreichiſche, ungariſche, tſchechiſche und ſlowakiſche 
Anwälte in beträchtlicher Zahl. Die Konferenz, die am erſten Tage 
Dr. Paul Abel leitete, beſtellte zur Erörterung der auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehenden Einzelfragen Subkomitees, in die von jedem 
der vertretenden Staaten die gleiche Anzahl von Mitgliedern entſendet 
und zwar mit dem Recht der Kooptation. Dieſe Subkomitees befaßten 
ſich an der Hand der von Mitgliedern der ungariſchen Landesgruppe 
ausgearbeiteten und vorgetragenen Referaten, mit den ihnen zugewie⸗ 
ſenen Themen eingehend und gelangten ber faſt allen behandelten 
Fragen zu konkreten Vorſchlägen. 

A. Komitee für Zivilrechtshilfe und Frei⸗ 
zügigkeit der Urkunden, Referent Dr Emil Oppler 
(Budapeſt). Dasſelbe machte folgende Vorſchläge: 

I. Dem unmittelbaren Verkehre der Gerichte der Nachfolge⸗ 
ſtaaten untereinander zum Zwecke von Zuſtellungen und Beweis⸗ 
aufnahmen ſtehen keinerlei Bedenken entgegen. 


1) Vgl. hierzu Frauz Klein, SW 1917, 825. 
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Wo der gegenwärtig herrſchende Zuſtand dem nicht entſpricht, 
möge eheſtens ſeine Anderung im obigen Sinne auf Grundlage der 
Reziprozität durchgeſetzt werden. 

II. Jede Superlegaliſierung von Gerichtsurkunden, Notariats⸗ 
akten, gerichtlich oder notariell beglaubigten Prioaturkunden iſt im 
Verkehre zwiſchen den Nachfolgeſtaaten entbehrlich. 

Urkunden, die von einer der oberſten oder höheren Verwaltungs⸗ 
behörden einer vertragſchließenden Partei aufgenommen, ausgeſtellt 
oder beglaubigt und mit dem Spiegel oder Stempel der Behörde 
verſehen ſind, bedürfen zum Gebrauche vor den Gerichten und vor den 
Verwaltungsbehörden und insbeſ. auch vor den Grundbuchsbehörden 
der Nachfolgeſtaaten keiner Beglaubigung. 


III. Die Matrikelämter beziehungsweiſe Standesregiſter ſind 
verpflichtet, auf unmittelbares Erſuchen jedweden Gerichtes eines Nach⸗ 
folgeſtaates den gewünſchten Auszug koſtenfrei zu überſenden. 

IV. Das Klagerecht ohne Koſtenſicherſtellung und das Armen⸗ 
recht wird den Staatsbürgern der Nachfolgeſtaaten gegenſeitig geſichert. 

V. Folgende einen vermögensrechtlichen Anſpruch betreffende 
Akte und Urkunden werden wechſelſeitig von den Nachfolgeſtaaten als 
vollſtreckbar anerkannt. 


1. Die im bürgerlichen Streitverfahren erfloſſenen rechtskräftigen 
Urteile der ſtaatlichen Gerichte ſowie die vor ihnen geſchloſſenen Ver⸗ 
gleiche, wenn einer der in den folgenden Punkten a—c bezeichneten 
Zuſtändigkeitsgründe vorhanden war, und nicht ein Gericht des Voll⸗ 
ſtreckungsſtaates ausſchließlich zur Entſcheidung zuſtändig wäre: 

a) Der allg. Gerichtsſtand des Bekl. nach dem Rechte des er⸗ 
kennenden Gerichtes; 

b) Der frühere Wohnort des Bekl. Kaufleute und Gewerbe⸗ 
treibende können ihre geſchäftlichen Forderungen auch vor dem Ge⸗ 
richtsſtand des früheren Wohnſitzes des Bekl. geltend machen, wenn ſie 
urkundlich nachweiſen, daß der Bekl. dieſen Wohnſitz erſt innerhalb 
60 Tage vor der Klageeinbringung geändert hat. 

c) Der Gerichtsſtand der ſchriftlichen Unterwerfung: 

2. Die rechtskräftigen Entſcheidungen der Börſenſchiedsgerichte 
ſowie die vor ihnen geſchloſſenen Vergleiche, wenn ſich die Parteien 
ihnen ſchriftlich unterworfen haben. 

3. Notariatsakte, wofern fie die Exekutionsklauſel enthalten. 


4. Urteile von Schiedsgerichten, wenn ſich beide Parteien durch 
ihre Unterſchrift urkundlich der Kompetenz des Schiedsgerichtes unter⸗ 
worfen haben. 

VI. Die genauere und eingehende Ausarbeitung der Vorſchläge 
gemäß dieſen Prinzipien bleibt vorbehalten. 

Wo der gegenwärtige Zuſtand eine weitergehende Rechtshilfe ge⸗ 
währt, iſt er ſelbſtverſtändlich aufrechtzuerhalten. 

Die Regelung der Punkte I— V iſt prinzipiell im Wege des 
Abſchluſſes von möglichſt gleichlautenden Staatsverträgen anzujlreben. 

Wo ſich ſolchen erhebliche Schwierigkeiten entgegenſtellen, hat 
— wo tunlich — die Regelung einzelner Punkte im Verordnungs⸗ 
wege zu erfolgen. 

B. Komitee zur Beratung von Maßnahmen gegen 
die Doppelbeſteuerung und Doppelvergebührung, Re 
ferent Dr. Emil Klug. Es ſchlug vor: für die Perſonalſteuern 
den Grundſatz des „Domizils“ und für die Ertragsſteuern das „Ter⸗ 
ritorialprinzip“ und regte an, daß auf die Erlaſſung zweckmäßiger 
Beſtimmungen gedrungen werden müſſe, durch welche vermieden wer⸗ 
den ſoll, daß Prozeßakten, Wechſel und andere Urkunden, die von 
einem Lande in das andere gebracht werden, im zweiten Lande noch⸗ 
mals der Vergebührung unterzogen werden. 

C. Das Komitee zur Beratung der Frage der Auf⸗ 
wertung und Regelung alter Kronenverbindlich⸗ 
keiten kam zu keinem pofitiven Reſultate, da eine Einigung über 
dieſe ſchwierige Materie infolge Verſchiedenheit der Währungen ſowie 
der Rechtsverhältniſſe in den Staaten vorläufig nicht zu erzielen war. 

D. Die Vorſchläge des Komitees über die ſtrittigen 
Grundbuchsfragen in den Grenzgebietengingen dahin, auf 
die Regierungen entſprechend einzuwirken, daß Vereinbarungen dar⸗ 
über geſchloſſen werden, die Grundbuchseinlagen jener Immobilien 
einander gegenſeitig auszufolgen, welche nicht auf ihrem eigenen Ge⸗ 
biete liegen, und bei Zweiteilung der Parzellen, in welchem Falle 
beide Staaten dieſelben Grundbuchseinlagen benötigen, beglaubigte 
Abſchriften auszufolgen ſind. 

E. Das Komitee für Subſtitutionsverkehr und 
Standesfragen ſchiug die Regelung des ausländ. Subſtitutions⸗ 
verkehrs nach den Grundſäten über den inländ. Subſtitutionsverkehr 
bor, wobei einerſeits durch Vereinbarung die Haftung für die Koſten 
des Subſtituten abgelehnt und anderſeits die Teilung der Subſti⸗ 
tutionskoſten vereinbart werden kann. 

Bei der Beratung des letzten Punktes der Tagesordnung, 
„Erörterung eines Statuts für die zu gründende Organiſakion“, wurde 
beſchloſſen, aus Zweckmäßigkeitsgründen vorerſt die Gründung 
einer ſolchen ſtändigen Organiſation nur auf die Rechtsanwälte der 
Nachfolgeſtaaten des früheren Oſterreich⸗Ungarn zu beſchränken, da 
die angeſtrebte Nechtsangleichung mit Rückſicht auf die früher be⸗ 
ſtandene weitgehende Rechts⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft in dieſem 


55. Jahrg. 1926 Heft 29) 


Kreiſe am leichteſten zu erreichen ſei. Der Punkt 2 des Entwurfes des 
Dr. Stefan Varannai (Budapeſt), aus dem das Tätigkeitsgebiet 
der beabſichtigten „ſtändigen Organiſation“ am beſten erſichtlich iſt, 
lautet: Zweck der Organiſation iſt a) Förderung der Standes⸗ 
intereſſen der Rechtsanwälte in den Nachfolgeſtaaten und auf dem 
Gebiete der Verbindungen zwiſchen den Nachfolgeſtaaten; b) Aus⸗ 
bau der Rechtsverbindungen zwiſchen den Nachfolgeſtaaten, dies⸗ 
bezügliche Rechtsgeſtaltung auf dem Gebiete der Legislatur und 
der Verwaltung, einheitliche Richtlinien in der Rechtspraxis: c) For⸗ 
derung der internationalen Rechtshilfe und Reziprozität zwiſchen 
den Nachfolgeſtaaten; d) einheitliche Prinzipien bezüglich des Sub⸗ 
ſtitutionsverkehrs; e) Entwicklung des internationalen Privat⸗ und 
Strafrechts ſowohl auf dem Gebiete der Geſetzgebung als auch 
auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft; k) Gründung und Erhaltung 
gemeinſamer Hilfs⸗ und Wohlfahrtseinrichtungen. Dieſe Frage, zu 
deren weiterer Beratung gleichfalls ein ſechsgliedriges Komitee ge⸗ 
wählt werde, ſowie alle anderen behandelten Fragen werden unter 
Berückſichtigung der auf der Konferenz vom 30. u. 31. Okt. d. J. ge⸗ 
gebenen Anregungen von den Referenten und den eingeſetzten Ko⸗ 
mitees noch weiter beraten werden. Die Verſammlung beſchloß ein⸗ 
ſtimmig — vor Einberufung eines die Rechtsauwälte sämtlicher Nach⸗ 
folgeſtaaten umfaſſenden Kongreſſes — im Monat Dezember d. J. noch 
eine vorbereitende Konferenz in Bratislava abzuhalten, bei der 
dann endgültig die Vorſchläge bezüglich der einzelnen Themen feſtgelegt 
werden ſollen, die dann dem in Ausſicht genommenen Kongreſſe der 
Rechtsanwälte der Nachfolgeſtaaten zur Beſchlußfaſſung werden unter⸗ 
breitet werden. 

Die Notare der Nachfolgeſtaaten tagten unter Vorſitz des Prä⸗ 
ſidenten der Wiener Notariatskammer Eduard Hlozanek. Sie 
beſchloſſen, für die Rechtsangleichung in den öſterr.⸗ungar. Nachfolge⸗ 
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ſtaaten einzutreten und insbeſ. die Fragen der Freizügigkeit der 
Notariatsurkunde, der Erleichterung des Legaliſierungszwanges im 
außerſtaatlichen Verkehr, der Verhinderung der Doppelbeſteuerungen 
und Doppelvergebührungen, der Vereinfachung der Wechſelproteſte und 
ſchließlich der Schaffung eines einheitlichen Notariatsrechtes. Es 
wurde ein Arbeitskomitee mit dem Sitze in Wien eingeſetzt, und 
auch in Ausſicht genommen, in den beide Stände in gleicher Weiſe 
ene Fragen einverſtändlich mit den Rechtsanwälten vor⸗ 
zugehen. 

Der in die Wege geleitete Zuſammenſchluß der Rechtsanwälte 
der Nachfolgeſtaaten des ehemaligen Hſterreich⸗Ungarn ſoll aber nur 
den Anfang zur Verwirklichung der angeſtrebten Ziele der allge⸗ 
meinen Rechtsangleichung und der Kooperation in Standes⸗ und 
wirtſchaftlichen Fragen mit den Rechtsanwälten Mitteleuropas und 
insbeſ. des Deutſchen Reichs und ſchließlich ganz Europas bilden. 
In dieſem Sinne bezweckt auch vor allem mein gegenſtändlicher Auſſatz, 
einen dringenden Appell an die deutſche Anwaltſchaft 
zu richten, ſich der Bewegung zur Förderung der 
Rechtsangleichung und zur Beratung gemeinſamer 
Standes⸗ und wirtſchaftlicher Intereſſen möglichſt 
bald anzuſchließen, zumal ja die deutſch⸗öſterr. Rechtsannäherung 
mit Rückſicht auf die unzertrennliche und immer feſter werdende nationale 
und kulturelle Einheit eine von jedermann anerkannte Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit iſt, aber auch eine möglichſt vollſtandige Rechtsangleichung 
zwiſchen Deutſchland und den öſterr.⸗ungar. Nachfolgeſtaaten ſowie 
darüber hinaus mit den übrigen Staaten Europas die geiſtige und 
wirtſchaftliche Entwicklung des ganzen Erdteils gewaltig fördern 
wird 2). RA. Dr. Hans Spitzer, Wien. 


2) S. auch Wolff, IW. 1926, 2142. 
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Aufwertung. 


Aufgeldzahlung und echter Aufwertungsvergleich nach 
8 67 Aufw . 


Die Stellungnahme der Praxis zu § 67 AufmG,, die in gewiſſer 
Weiſe auch in der Entſch. des RG. v. 6. Juli 1926 (JW. 1926, 
2567) zum Ausdruck kommt, droht das Aufwertungsrecht des Glau⸗ 
bigers durch den Mangel einer ſcharfen Unterſcheidung zwiſchen den 
Fällen der einfachen Entgegennahme eines Aufgeldes ohne Verzicht 
auf ein weitergehendes Aufwertungsrecht und dem Falle eines echten 
Aufwerkungsvergleichs zu beeinträchtigen. Wenn auch nicht zweifel⸗ 
haft fein kann, daß ein Vergleich i. S. des 8 67 auch dann vorliegt, 
wenn nicht nur über die Höhe, ſondern auch über die Berechti⸗ 
gung der Aufwertung Unſicherheit herrſchte (RG. a. a. O.), und 
wenn im Gegenſatz zu v. Falkenhauſen (JW. 1926, 2351) wei⸗ 
terhin angenommen werden muß, daß auch der Verzicht auf An⸗ 
ſprüche auf Grund erſt künftiger Rechtsgeſtaltung zum Gegen⸗ 
ſtand des Aufwertungsvergleichs gemacht werden konnte (ogl. Mügel, 
JW. 1926, 2567), fo wird an die Anwendung des 8 67 doch immer 
die Anforderung zu ſtellen fein, a) daß ein materiell⸗rechtlicher Ver⸗ 
gleich im ſtrengen Wortſinne, d. h. ein gegenſeitiges Nach⸗ 
geben vorliegt, und b) daß dieſer Vergleich ſich erkennbar auf die 
Aufgabe des Aufwertungsrechts bezieht. Muß die Aus⸗ 
legung im Einzelfalle auch mehr oder weniger Tatfrage ſein, ſo ſind 
doch einige typiſche Geſtaltungen zu erkennen, deren Beurteilung 
gleichzeitig Anhaltspunkte für die Auslegung der dazwiſchen liegenden 
und zweifelhafteren Grenzfälle liefert. 

1. Beſonders häufig iſt der Fall der vorzeitigen Rück⸗ 
zahlung der Hypothen zum Nennbetrage zuzüglich eines Aufſchlages 
durch die Grundſtückseigentümer, die ihre Grundſtücke während der In⸗ 
flation bereinigen wollten. Die Höhe dieſes Aufgeldes richtete ſich im 
Regelfalle nach einem zwar ſchwankenden, aber in gewiſſen Grenzen 
feſtſtellbaren Kurs, der ſich insbeſ. unter dem Einfluſſe der Hypo⸗ 
thekenbanken im freien Verkehr bildete und für den Hypotheken⸗ 
markt eine beſchränkte Gültigkeit erlangte. Eine rechtliche Bedeutung 
wurde mit dieſem Aufgeld mitunter gar nicht verbunden. Oft wurde 
es einfach als eine Begleiterſcheinung der Inflationsverhältniſſe hin⸗ 
genommen und als eine Möglichkeit für den Hypothekengläubiger, 
aus den Währungsverhältniſſen ohne eigenes Zutun einen ſchein⸗ 
baren Konjunkturgewinn zu ziehen. In ſolchen Fällen fehlte dem 
Nehmer wie dem Geber des Aufgeldes die Vorſtellung, daß hier ein 
Recht aufgegeben wurde, es fehlte mithin an der Vorausſetzung des 
gegenſeitigen Nachgebens. — Wurde anderſeits das Aufgeld im Ein⸗ 
zelfalle als wirkliche Entſchädigung für eine Gegenleiſtung des Gläu⸗ 
bigers erkannt, fo lag doch damit allein ein Vergleich über die Auf⸗ 
wertung noch nicht vor. Der Vorgang ſpielte ſich meiſt ſo ab, daß der 
Schuldner beim Gläubiger anfragte, wieviel er für ſeine Einwilligung 
in die vorzeitige Rücknahme der Hypothen verlange, und der 


Gläubiger ſich dann mit einem Zuſchlage meiſt in Höhe des gerade 
üblichen Prozentſatzes einverſtanden erklärte. Wurde in ſolchen 
Fällen nichts weiter vereinbart, ſo liegt zwar ein Vergleich vor, 
aber nicht über die Aufgabe des Aufwertungsrechts, ſondern 
über das Recht des Gläubigers, die vorzeitige Rücknahme des 
noch nicht fälligen Kapitals zu verweigern (8 609 BGB.). Daß der 
Schuldner in Unkenntnis des Begriffs einer rückwirkenden Aufwer⸗ 
tung mit der Zahlung des Aufgeldes ſein Eigentum als bereinigt und 
ein mögliches Aufwertungsrecht des Gläubigers als erloſchen ansah, 
mag ſein, iſt aber als einſeitiger Willensvorgang unbeachtlich, ſo⸗ 
lange die Einigung der Parteien über die Aufgabe des Aufwer⸗ 
tungs anſpruchs nicht erkennbar Inhalt des Vergleichs geworden 
war. In allen dieſen Fällen einer Aufgeldzahlung lediglich für die 
vorzeitige Rücknahme des Kapitals erſcheint die Anwendung des 
8 67 ausgeſchloſſen. 

2. Die zweite Gruppe umfaßt die Falle, in denen ein Aufgeld 
trotz etwa bereits eingetretener Fälligkeit der Hypothek, aber ohne 
Rückſicht auf eine als beſtehend oder für die Zukunft als möglich an⸗ 
geſehene Aufwertungs verpflichtung gezahlt wurde. In dieſe 
Gruppe gehören insbeſ. die Fälle aus der Zeit der Hochinflation, in 
denen die Zahlung des Nenn betrages als rechtserheblicher Er⸗ 
füllungsakt ernſthaft nicht mehr in Betracht kam und ſich der 
Schuldner durch Zahlung einer nach Gutdünken gewählten Papiermark⸗ 
ſumme mit geringen Mitteln den Anſchein lohaler Vertragserfüllung 
zu geben vermochte. Zahlung und Annahme des Aufgeldes vollzog 
ſich hier oft genug im Einverſtändnis lediglich darüber, daß eine Zah⸗ 
lung zum Nenubetrage praktiſch nicht mehr möglich war, oder daß 
die Mehrzahlung des Schuldners einer auf den Anſtand oder die 
Billigkeit zu nehmenden Rüchſicht entſprach, nicht aber 
— mangels beſonderer Abreden — im Einverſtändnis über die Auf⸗ 
gabe eines Aufwertungs rechts (j. hierzu auch Mügel a. a. O.). 
Auch für die Fälle dieſer zweiten Gruppe muß 8 67 daher ausſcheiden. 

3. Die dritte Gruppe bilden ſchließlich diejenigen Fälle einer 
Aufgeldzahlung, in denen die Faſſung des Empfangsbekenntniſſes 
oder ſonſt ſchlüſſige Anhaltspunkte für das Vorliegen eines echten 
Aufwertungsvergleichs zu ſprechen ſcheinen. Bei der Be⸗ 
wertung dieſer Anhaltspunkte iſt indeſſen Vorſicht am Platze. Wie 
ſehr die Auslegung i. S. eines echten Aufwertungsvergleichs 1 hier 
wird Zurückhaltung auferlegen müſſen, folgt aus dem Zuſammen⸗ 
hang der in enger Verbindung ſtehenden SI 14, 15 einerſeits und 
867 AufwG. anderſeits. Wenn ſich der Gläubiger, wie heute ein⸗ 
hellig angenommen wird, durch jedwede formloſe Kundgebung ſeiner 
Unzufriedenheit bei Entgegennahme der Leiſtung den Aufwertungs⸗ 
anſpruch erhalten kann, und wenn darüber hinaus für die Zeit der 
eigentlichen . ſelbſt auf dieſen verblaßten Vorbehalt zu⸗ 
gunſten der Aufwertung noch verzichtet wird (8 15 AuſwG.), jo wird 
die gewollte Aufgabe eines ſo begünſtigten Rechtes nur aus einer 
deutlichen Erklärung oder einem unmißverſtändlichen Ver⸗ 
halten entnommen werden Können. Jedes Entgegenkommen in dieſer 
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Richtung durch eine zu weitgehende Auslegung der Parteierklärung 
iſt inkonſequent. Das Aufwertungsgeſetz kann nur einheitlich 
ausgelegt werden, und gerade bei der innerlich zuſammenhängenden 
Regelung des Vorbehalts und des Vergleichs geht es nicht an, zum 
Vorbehalt einen die Aufwertung möglichſt begünſtigenden, zum 
Vergleich einen die Aufwertung möglichſt ausſchließenden Stand⸗ 
punkt einzunehmen. Für die hier dargelegte Auffaſſung ſpricht noch 
ein weiterer Geſichtspunkt. Der Nichtkaufmann iſt für die wichtigſte 
Zeit der Inflation durch die Vorſchrift des § 67 Abſ. 2 gegen den 
Vergleichseinwand geſchützt. Daß dem Kaufmann, der den Ver⸗ 
gleich innerhalb ſeines Handelsgewerbes geſchloſſen hat, dieſer Schutz 
verſagt worden iſt, beruht auf der Erwägung, der Kaufmann könne 
die wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhänge und die Trag⸗ 
weite eines Aufwertungsvergleichs beſſer überblicken. Gerade die An⸗ 
nahme einer ſolchen Vorausſicht, die hier dem Kaufmann von 
Geſetzes wegen unterftellt wird, läßt aber die Anforderung einer un⸗ 
mißverſtändlichen Erklärung ſeines rechtsgeſchäftlichen Willens ge⸗ 
rechtfertigt erſcheinen. Der Kaufmann braucht ſich dieſe beim Ab⸗ 
ſchluß eines Vergleichs von ihm geforderte Vorausſicht nur dann ent⸗ 
gegenhalten zu laſſen, wenn ihm ein deutlicher Vergleichswille aus 
ſeiner Erklärung überhaupt nachgewieſen werden kann. — Für eine 
enge Auslegung des Aufwertungsvergleichs ſpricht ſchließlich, daß 
der Kaufmann nach dem offenkundigen Willen des Geſetzgebers außer⸗ 
halb des Aufwertungsvergleichs nicht ungünſtiger geſtellt werden ſollte 
als der Nichtkaufmann. Insbeſ. gilt auch für ihn die Begünſtigung 
der rückwirkenden Aufwertung nach 88 14, 15 AufmG. unterſchieds⸗ 
los und ohne jede ſtrengere Aufforderung. Unſcharfe Wendungen und 
Tatbeſtände, die einen Aufwertungsvergleich nur mutmaßen laſſen, 
können bei dieſer Sachlage ohne weiteren Anhalt nicht als aus⸗ 
reichend angeſehen werden, um den ſchwerwiegenden Vergleichsein⸗ 
wand des 8 67 zu begründen. Bedenklich erſcheint daher in dieſem 
Zuſammenhange, wenn das OLG. Celle in der Entſch. JW. 1926, 
2567, anſcheinend unter Billigung des RG., allein auf die Worte 
„zum Ausgleich“ anläßlich der Entgegennahme eines den Nennbetrag 
der Hypothek überſteigenden Betrages die Annahme eines Auſwer⸗ 
tungsvergleichs ſtützt. Die Worte „zum Ausgleich“ ſind im Geſchäfts⸗ 
leben allgemein üblich als einfaches Empfangsbekenntnis einer ge⸗ 
ſchuldeten Summe. Die Vorſtellung eines Vergleichs wird zumin⸗ 
deſt nicht ohne weiteres damit verbunden. Auch für das Gebiet der 
Aufwertung heißen ſie an und für ſich nichts anderes, als daß die 
Gegenleiſtung zum Ausgleich der Hypothekenforderung nach dem 
damals geltenden Recht entgegengenommen wird. Den Willen, 
darüber hinaus auf ein künftiges Aufwertungsrecht zu verzichten, läßt 
eine ſolche Formulierung ohne weiteren Anhalt nicht erkennen. Die 
Hypothekenbanken haben dieſem Geſichtspunkt in ihren Formularen 
auch meiſt Rechnung getragen und für eine ſcharfe Formulierung des 
Aufwertungsverzichts geſorgt. Auch für die Fälle der dritten Gruppe 
iſt daher für die Annahme eines echten Aufwertungsvergleichs und zur 
Anwendung des 867 zu verlangen, daß über die in Empfangs⸗ 
bekanntniſſen üblichen Wendungen hinaus der Vertragswille der 
Parteien, das Aufwertungsrecht im Vergleichswege zum Erlöſchen 
zu bringen, überzeugend zum Ausdruck gebracht iſt. Fehlt es an 
einer förmlichen Erklärung, ſo wird doch ein ſolcher Parteiwille bei⸗ 
ſpielsweiſe — um den praktifch wichtigſten Fall zu nennen — dann 
angenommen werden können, wenn der Gläubiger ſich ſein Auf⸗ 
wertungsrecht zunächſt vorbehalten hatte und die ſpätere Au⸗ 
nahme eines Aufgeldes ſich dann als die beiderſeits gewollte Gegen⸗ 
leiſtung für die endgültige Aufgabe feines Aufwertungsrechts darſtellt. 


Gerichtsaſſeſſor Dr. Erdſiek, Berlin. 


Saargebiet. 


Die Zwangsvollſtrekung von zivilrechtlichen Entſchei⸗ 
dungen deutſcher Gerichte im Saargebiet. 


Nach 8 23 der Anl. z. Abſchn. IV Teil III VV. bleiben die Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen, die im Saargebiet am 11. Nov. 1918 in 
Kraft waren, mit Ausnahme der für den Kriegszuſtand getroffenen 
Beſtimmungen, weiter in Kraft. Wenn jedoch aus Gründen der all⸗ 
gemeinen Ordnung oder um die Geſetze und Verordnungen mit den 
Beſtimmungen des VV. in Einklang zu bringen, Anderungen an 
ihnen vorgenommen werden müßten, ſo ſollen dieſe von der Re⸗ 
gierungskommiſſion des Saargebiets nach Anhörung der gewählten 
Vertreter der Einwohner beſchloſſen und ausgeführt werden. 

Auf Grund dieſer Beſtimmung hat die RegKomm. unter dem 
3. Aug. 1921 mit Wirkung v. 7. Aug. 1921 eine VO. betr. Abände⸗ 
rung der Juſtizgeſetze und einer Anzahl weiterer Einzelgeſetze erlaſſen 
(Amts Bl. der RegKomm. des Saargebiets v. 3. Aug. 1921, 125 ff.). 

Durch dieſe VO. iſt auch der 8 722 ZPO. geändert und unter 
Streichung des 8 723 ZPO. durch folgende Beſtimmung erſetzt worden: 

„Aus einer Eutſcheidung eines nichtſaarländiſchen Gerichts findet die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nur ſtatt, wenn dies durch den Oberſten Gerichtshof zugelaſſen 
worden ff. 

Die Zulaſſung muß ohne Prüfung der Geſetzmäßigkelt der Entſcheidung ers 
folgen, wenn die Partet, gegen welche vollſtreckt werden ſoll, zur Zeit der Ver⸗ 
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kündung der Entſcheidung Angehörige desjenigen Staates geweſen tft, deſſen Ge⸗ 
richt die Entſchetdung erlaſſen hat. 

Liegt die letztere Votrausſetzung nicht vor, fo hat der Oberſte Gerichtshof 
erſt zu entfcheiben, wenn dle Eutſcheidung des nichtſaarländiſchen Gerichts nach 
dem für dleſes Gericht geltenden Recht die Rechtskraft erlangt hat. Für die Ent⸗ 
ſcheidung finden die Grundſatze des § 328 in feiner bisherigen Faſſung Anwen⸗ 
dung. Die Eutſcheldung des Oberſten Gerichtshofs erfolgt durch Beſchluß, welcher 
auch ohne Anhörung der Parteten ergehen kann. 

Der die Zulaſſung der Zwangsvouſtreckung verweigernde Beſchluß muß bes 
gründet werden.“ 


Hiernach ſpielt ſich das Verfahren zwecks Zulaſſung der 
Zwangsvollſtreckung aus einer Eutſch. eines deutſchen Gerichts im 
Saargebiet folgendermaßen ab: 

Der vollſtreckende Gläubiger muß einen Antrag auf Zulaſſung 
125 Zwangsvollſtrechung beim Oberſten Gerichtshof in Saarlouis 
lellen. 

Hierbei herrſcht Anwaltszwang. Zugelaſſen beim Ober⸗ 
ſten Gerichtshof ſind die Auwälte, die bei dem L. Saarbrücken zu⸗ 
gelaſſen ſind, ſowie die Anwälte beim AG. Saarlouis. 

Der Anwalt legt die zu vollſtreckende Entſch. mit dem Zulaſ⸗ 
ſungsantrag dem Ob. Gerichtshof vor. 

Eine Anhörung des Vollſtreckungsſchuldners durch den Ob. Ge⸗ 
richtshof iſt nicht vorgeſchrieben, ſie iſt aber zuläſſig. Von der Mög⸗ 
lichkeit der Anhörung des Vollſtreckungsſchulduers pflegt der Ob. 
Gerichtshof regelmüßig Gebrauch zu machen und dem Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner eine Friſt von 14 Tagen zu ſtellen, um ſich zu dem Antrag 
zu äußern. Eine Ausnahme hiervon wird nur dann gemacht, wenn 
begründeter Verdacht beſteht, daß der Schuldner ſich der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung entziehen will. Der Vollſtreckungsgläubiger wird daher 
in ſolchen Fauen gut tun, gleich von vornherein dem Anwalt, der 
den Zulaſſungsantrag ſtellt, die Tatſachen, die ſolchen Verdacht aus⸗ 
1 begründen, mitzuteilen, um keine Verzögerung entſtehen zu 
aſſen. 

Die Zulaſſung der Zwangsvollſtreckhung aus der Entſch. des 
deutſchen Gerichts durch den Ob. Gerichtshof erfolgt ohne Prüfung 
der Geſetzmäßigkeit dieſer Entſch., wenn ſie gegen einen Deutſchen 
ergangen iſt, gleichgültig ob er im Saargebiet oder im übrigen Deutſch⸗ 
land wohnt. Hierbei iſt zu beachten, daß nach 8 27 der Anl. z. 
Abſchn. IV, Teil III VV. die gegenwärtige Staatsangehörigkeit der 
Einwohner des Saargebiets in keiner Weiſe berührt wird, ſo daß 
dieſe Deutſche geblieben ſind, ſoweit ſie nicht ausdrücklich eine andere 
Staatsangehörigkeit erworben haben. 

Nach dem Erlaß des Zulaſſungsbeſchluſſes erfolgt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung im Parteibetrieb in der gewöhnlichen Weiſe. 

Es macht nichts aus, wenn die Entſch. des deutſchen Gerichts, 
wie es die Regel ſein wird, auf Mark und nicht zu franzöſiſche 
Franken — der im Saargebiet herrſchenden Währung — lautet. 
In der Zulaſſung der Vollſtreckung eines Markbetrages durch den 
Ob. Gerichtshof wird kein Verſtoß gegen die Währungs VO. der Res 
gicrungskommiſſion, der als Ausſchließungsgrund der Zulaſſung der 
Zwangsvollſtreckung i. S. des § 328 ZPO. gelten könnte, ale. 
Es erfolgt daher auch weder die Feſtſetzung eines an Stelle des Mark⸗ 
betrages zu vollſtreckenden Frankenbetrages durch den Ob. Gerichts⸗ 
hof, noch hat der Vollſtreckungsgläubiger einen ſolchen Frankenbetrag 
bei ſeinem Zulaſſungsantrag anzugeben. Der Gerichtsvollzieher voll⸗ 
ſtreckt vielmehr ebenſo einen Mark», wie einen Frankenbetrag, zu dem 
der Schuldner verurteilt iſt. Zahlt der Schuldner bei der Durchfüh⸗ 
rung der Zwangsvollſtreckung nicht die effektive Markſumme, auf die 
die Entſch. lautet, fo zieht der Gerichtsvollzieher tatſächlich Franken 
ein. Er wandelt jedoch die Franken, die er gepfändet oder im Wege 
der Zwangsverſteigerung erzielt hat, in Mark um, indem er ſie in 
Mark umwechſelt. Der Gläubiger erhält alſo den ihm zuſtehenden 
Markbetrag, da der Gerichtsvollzieher einen entſprechend hohen 
Frankenbetrag vollſtreckt. Der Gerichtsvollzieher wird bei der Ent⸗ 
gegennahme oder Beitreibung des Frankenbetrages als Beauftragter 
des Gläubigers i. S. des § 75 8 PO. angeſehen, daher iſt für die 
Tilgung der Vollſtreckungsſchuld der Kurs des Zeitpunktes maß⸗ 
gebend, zu dem der Frankenbetrag in die Hand des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers gelangt. Indem der Gerichtsvollzieher den erhaltenen Franken⸗ 
betrag in Mark umwechſelt, kann natürlich eine Differenz mit dem 
in der Entſch. ausgeſprochenen Markbetrag entſtehen, wenn der Kurs 
der Mark in der Zeit vom Erhalt des Frankenbetrages durch den 
Gerichtsvollzieher bis zur Umwechflung ſteigt. Dieſe Differenz läßt 
ſich in dieſem Falle nicht vermeiden und kann auch nicht durch nach⸗ 
trägliche Vollſtreckung eines weiteren Fraukenbetrages ausgeglichen 
werden, da ja der Vollſtreckungsſchuldner mit dem Empfang des 
Frankenbetrages durch den Gerichtsvollzieher ſeiner Schuld ledig iſt. 
Die Differenz wird jedoch nur gering ſein, da der Gerichtsvollzieher 
den erhaltenen Frankenbetrag ſofort in Mark umwechſelt. Ebenſo 
kann eine kleine Differenz dadurch entſtehen, daß ſich der zu voll⸗ 
ſtreckende Markbetrag nicht immer genau in Franken berechnen läßt. 

Den Markbetrag liefert der Gerichtsvollzieher dem Gläubiger 
ab, ſo daß damit der zu vollſtreckenden Entſch. Genüge geſchehen iſt. 


ObReg R. Stäglich, Koblenz. 
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Ausland. 
Deutſches oder polniſches Aufwertungsrecht? 
A. 


Harmening (JW. 1925, 1698) hat darauf hingewieſen, daß 
der räumliche Geltungsbereich des deutſchen AufwGB. zweifelhaft ſei, 
wenn es ſich um Vermögenswerte in den abgetretenen, vormals 
preuß. Gebieten handelt. In neuerer Zeit hat dann Haaſe (JW. 
1926, 354) Unterſuchungen über das Verhältnis dee pol⸗ 
niſchen zum deutſchen Aufwertungsxrecht hinſichtlich ſeines 
räumlichen Geltungsbereiches angeſtellt. 

Die Frage, welches Aufwertungsrecht dann Anwendung zu 
finden hat, wenn das belaſtete Grundſtück im polniſch gewordenen 
Gebiet Deutſchlands belegen iſt, Gläubiger oder perſöulicher Schuld⸗ 
ner oder gar beide aber in Deutſchland wohnen, iſt brennender denn 
je geworden. Iusbeſ. in den Provinzen, die nach der Gebietsabtre⸗ 
tung einen großen Teil der deutſchen Optauten aus Polen auf⸗ 
genommen haben, haben ſich die Aufwertungsſtellen mit einer großen 
Reihe ſolcher Aufwertungsverfahren zu beſchäftigen. 

Es ſoll deshalb im folgenden der Verſuch gemacht werden, eine 
Löſung dieſer Frage zu finden. 

Eine beſtimmte Stellungnahme in Literatur und Praxis habe ich 
nicht jeftitellen können. Harmening läßt die hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte Forderung „häufig“ dem deutſchen Recht unterliegen, z. B. 
dann, wenn Gläubiger und Schuldner Deutſche ſind und im Deutſchen 
Reich ihren Wohnſitz haben. 

Haaſe will im Falle der Kolliſion deutſcher und polniſcher 
Aufwertungsnormen nur das polniſche Recht angewendet wiſſen, in⸗ 
dem er die Einheitlichkeit in der Aufwertung der dinglichen und der 
perſönlichen Schuld für notwendig hält und infolgedeſſen auch die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung nach den Normen für die 
Aufwertung der Hypothek ſich vollziehen läßt. 

Einen andern Weg zeigt das bekannte Urt. des RG. vom 
19. Sept. 1923 (RG. 107, 121 f. JW. 1924, 1357), das allerdings 
lange vor dem Erlaß des Aufwertungsgeſetzes ergangen iſt. Das RG. 
geht in einem Falle, in dem auch das Recht durch Gebietsabtretung 
eine Anderung erfahren hatte, davon aus, daß deutſches Recht zur 
Anwendung kommen müſſe; maßgebend ſei zwar im Zweifel das 
am Erfüllungsort geltende Recht. Habe dies aber inzwiſchen durch Ge⸗ 
bietsabtretung gewechselt, jo entſpräche es dem mutmaßlichen Willen 
der Parteien, daß ſie für den Fall, daß ſie an die Anderung des bei 
der Begründung der Forderung geltenden Rechts gedacht hätten, 
ſich für die Anwendung des deutſchen Rechts entſchieden hätten. 
In noch klarerer Weiſe hält das OLG. Stettin in einem nicht 
veröffentlichten Urt. v. 31. Okt. 1924 (1 U 215/23) das deutſche Recht 
und zwar die damals geltende 3. Steuer NotVO. für die Aufwertung 
einer ſ. Z. in der Provinz Poſen begründeten Forderung für an⸗ 
wendbar, indem es ſich in dieſem Urteil dem oben zitierten Urteil des 
RG. anſchließt. Auch in dem Urteil v. 1. Dez. 1925 (JW. 1926, 385) 
hat das gleiche OLG. in einem ähnlich gelagerten Falle das deutſche, 
nicht das polniſche Recht für anwendbar erklärt. 

Es können dieſe Urteile jedoch nicht ohne Bedenken hingenom⸗ 
men werden, wenigſtens ſoweit die Kolliſion des deutjchen mit dem 
polniſchen Aufwertungsrecht in Frage kommt. 

Das deutſche AufwG. bezieht ſich, wie aus ſeinem 8 1 hervor⸗ 
geht, nur auf ſolche Rechtsverhältniſſe, die die Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten in Mark oder einer andern nicht mehr geltenden inlän⸗ 
diſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtand haben. 
Damit umgrenzt das AufwG. ſelbſt ſeinen räumlichen Geltungsbereich 
in der Weiſe, daß es ſeine Anwendung nur auf ſolche Rechtsverhält⸗ 
niſſe vorſchreibt, die die Zahlung einer in deutſcher Papiermark⸗ 
währung zahlbaren Geldſumme zum Gegenſtaude haben; denn daß 
das AufwöG. ſich nicht auf Geldſchulden in fremder, ausländiſcher 
Währung bezieht, muß nicht nur aus dem Wortlaut, ſondern auch 
aus dem Sinn des Geſetzes entnommen werden. Das Aufw®. ſetzt 
alſo voraus, daß die aufzuwertende Forderung vor dem 14. Febr. 
1924 in deutſcher Markwährung begründet iſt, und es muß ferner 
nach dem Geſagten vorausſetzen, daß die Forderung bis zum 
14. Febr. 1924 in deutſcher Markwährung beſtehen geblieben iſt. 

Daraus folgt zunächſt, daß in jedem Einzelfalle zu unterſuchen 
iſt, ob die Forderung, die zur Aufwertung ſteht, am 14. Febr. 1924 
in deutſcher oder in polniſcher Mark beſtand. Polen hat nun in ſei⸗ 
nem Valutageſetz v. 10. Nov. 1919 angeordnet, daß Forderungen, 
die in ehemals deutſcher Währung begründet worden waren, nur in 
polniſcher Mark, und zwar mit dem Nennbetrage zahlbar waren. 

Es ſoll nun vorerſt dahingeſtellt bleiben, ob das polniſche Va⸗ 
lutageſetz auch Forderungen, deren Gläubiger nicht poln. Staats⸗ 
angehöriger war, und deren Erfüllungsort außerhalb des poln. Staates 
lag, betreffen konnte, ſicher muß aber jedenfalls ſein, daß es auf 
diejenigen Forderungen feine Wirkungen ausgeübt hat, deren Be⸗ 
teiligte poln. Staatsangehörigkeit und in Polen anſäſſig waren und 
deren Erfüllungsort in Polen belegen war. Solche Forderungen wan⸗ 
delten ſich durch das polniſche Valutageſetz in Forderungen um, deren 
Gegenſtand die Zahlung einer Summe polniſcher Mark war. Dem⸗ 
gemäß bezieht ſich auch die polniſche AufwVoO. v. 14. Mai 1924 nur 
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auf die „in Polenmark zahlbaren Forderungen, deren Titel vor dem 
28. April 1924 entſtanden ſind, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Ver⸗ 
bindlichkeiten zur Zeit des Entſtehens des Titels ausgedrückt oder 
zahlbar waren in Polenmark ... oder deutſcher Mark und zahle 
bar geworden ſind in Polenmark infolge der Vorſchriften, welche die 
Polenmark als geſetzliches Zahlungsmittel eingeführt haben“. Es 
macht alſo das poln. Aufio®. diejenige Vorſchrift zu feiner Grund⸗ 
lage, auf Grund deren ſich die Umwandlung der deutſchen Mark⸗ 
forderungen in poln. Markforderungen vollzugen hat. 

Damit haben beide Aufiv®. ihren Geltungsbereich gegeneinander 
ſcharf abgegrenzt, und die Frage nach der Anwendung des Deutſchen 
oder des poln. Aufwertungsrechts ſpitzt ſich auf die Frage zu, ob 
die aufzuwertende Forderung — von der deutſchen Aufwertungs⸗ 
ſtelle aus geſehen — auf deutſche oder auf poln. Mark lautet, oder, 
mit anderen Worten ausgedrückt, ob die fragliche Forderung dem 
poln. Valutageſetz unterlegen hat oder nicht. 

Nun wird, wie oben ſchon angedeutet, nicht bezweifelt werden 
Können, daß das poln. Valutageſetz im Herrſchaftsbereich des poln. 
Staates wirkſam geworden iſt; denn für ſein Gebiet und ſeine in 
dem Gebiet wohnenden Untertanen konnte der poln. Staat zweifellos 
die Umwandlung der Forderungsvaluta dekretieren. 

Damit iſt für die Hauptzahl der in Deutſchland zum Austrag 
kommenden Aufwertungsverfahren die Frage nach der Anwendung 
des deutſchen oder des poln. Rechts entſchieden. Waren 1. Gläubiger 
und Schuldner beim Inkrafttreten des poln. Valutageſetzes vom 
10. Nov. 1919 poln. Staatsangehörige, hatten fie 2. ihren Wohuſitz in 
Polen und beſtand 3. für die Forderung auch kein ausländiſcher Er⸗ 
füllungsort, ſo wandelte ſich die Forderung in eine Polenmarkforde⸗ 
rung um und unterliegt infolgedeſſen jetzt nicht den Vorſchriften des 
deutſchen, ſondern des poln. Aufwertungsrechts. Dieſe Fälle werden 
die große Mehrzahl der in Deutſchland zum Austrag kommenden 
Aufwertungsſachen fein, denn die Hauptabwanderung der Deulſchen 
aus Polen datiert wohl erſt aus den Jahren 1920 und 1921, wie 
auch die meiſten Deutſchen in den an Polen abgetretenen Gebieten, 
die auf Grund des Verſailler Vertrages die poln. Staatsangehörigkeit 
erhalten hatten, erſt durch im Jan. 1922 erfolgte Option die deutſche 
Reichsangehörigkeit wieder erworben haben. 

Was nun die übrigen Fälle anbetrifft, nämlich die, in denen 
im Zeitpunkt des Sukrajttretens des poln. Valutageſetzes eine der 
obigen drei Vorausſetzungen nicht gegeben war, ſo wird es in dieſen 
Fällen ftet3 einer eingehenden Unterſuchung bedürfen, ob trotz Feh⸗ 
ſens einer der drei Vorausſetzungen das poln. Valutageſetz für die 
vorliegende Forderung wirkſam geworden iſt. Man wird dieſe Wirk- 
ſamkeit jedenfalls dann verneinen müſſen, wenn für die Forderung 
ein außerhalb Polens liegender Erfüllungsort vereinbart war, wohl 
auch, wenn Gläubiger und Schuldner außerhalb Polens beim In⸗ 
krafttreten des Valutageſetzes ihren Wohnſitz hatten, während für den 
Fall, daß nur der Gläubiger ſeinen Wohnſitz außerhalb Polens hatte, 
die Wirkſamkeit des poln. Valutageſetzes wohl gegeben zu ſein ſcheint. 
Ergibt nun dieſe Prüfung, die nur nach den Grundſätzen des inter⸗ 
nationalen Privatrechts erfolgen kann, daß das poln. Valutageſetz 
auf die zur Erörterung ſtehende Forderung keine Anwendung findet, 
iſt damit auch feſtgeſtellt, daß ſie der Aufwertung nicht nach poln., 
ſondern nach deutſchem Recht unterliegt, denn nur das deutſche Recht, 
nicht das poln. Recht, betrifft Forderungen, die beim Inkrafttreten 
der Aufwertungsvorſchriften auf deutſche Mark lauteten. 

Die vorl. Erörterung ſoll zeigen, daß die Frage nach der An⸗ 
wendung deutſchen oder poln. Rechts nicht allgemein beantwortet wer⸗ 
den kann, wie Haaſe a. a. O. annimmt, ſondern nur unter Ein⸗ 
gehen auf die Frage der Anwendung des poln. Valuta. v. 10. Nov. 
1919 für jeden Einzelfall gelöſt werden kann. 

Amts⸗ u. LER. Dr. Lührſe, Stettin. 


B. 


1. Der vorſtehende Aufſatz beſchäftigt ſich mit der praktiſch wich⸗ 
tigſten Frage des deutſch⸗poln. Aufwertungsrechtes, der Oypo⸗ 
thekenaufwertung und dem Verhältnis zwiſchen der dinglichen 
und perſönlichen Hypothekenforderung. Er verſucht die Abgrenzung 
des räumlichen Geltungsbereiches unter einem neuen Geſichtspunkte. 
Er geht davon aus, daß ſich ſowohl aus dem deutſchen Aufwö. 
als auch aus der Poln. AufwVO. eine ſolche Abgrenzung ergebe. Für 
den Fall, daß das Grundſtück in den abgetretenen Gebieten liegt, 
Gläubiger und Schuldner zur Zeit des Inkrafttretens des 
Pol n. Valutageſetzes v. 20. Nov. 1919 (29. Dez. 1919) poln. 
Staatsangehörige geweſen ſind und ihren Wohuſitz in Polen hatten, 
und daß endlich ein außerpoln. Erfüllungsort für die Forderung nicht 
beſteht, kommt er von ſeinem Ausgangspunkte gleichfalls zu der 
Schlußfolgerung, daß die Aufwertung der perſönlichen Forderung nach 
dem poln. Rechte erfolge. Hierzu ſei ergänzend bemerkt, daß die Be⸗ 
wohner der abgetretenen Gebiete erſt mit dem Inkrafttreten des 
VV. alſo am 10. Jan. 1920, poln. Staatsangehörige geworden 
ſind, und daß daher vom Standpunkte Lührſes nicht ſchon der 
29. Dez. 1919, ſondern erſt der 10. Jan. 1920 als Stichtag zu be⸗ 
handeln iſt. 
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Bei dieſer Teillöſung bleibt jedoch ein weſentlicher Teil 
der Probleme unbeantwortet, nämlich in allen Fällen, in denen die 
genannten Vorausſetzungen nicht gegeben find. Es fehlt das für jede 
Löſung des Einzelfalles maßgebende allgemeine Prinzip. Aber gerade 
darauf kommt es an, dieſe allgemein gültige Grundlage zu fin⸗ 
den. Um fo mehr bedarf es einer Prüfung, ob die ‚Voraus 
fegungen, auf denen die Schlußfolgerungen von Lührſe beruhen, 
als zutreffend anzuſehen find. Ich möchte dies verneinen. Lührſe 
geht davon aus, daß das deutſche Aufiw®. nach feinem § 1 ſelbſt 
ſeinen räumlichen Geltungsbereich begrenzt, indem es nur ſolche 
Anſprüche behandelt, die die Zahlung einer in Mark oder einer 
andern nicht mehr geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten 
Geldſumme zum Gegenſtand haben; er ſchließt daraus, daß das 
Aufw®. ſich nicht auf eine Forderung beziehe, die am 14. Febr. 1924 
in poln. Mark zu zahlen war. Hier ſetzt das Bedenken ein. Nach dem 
klaren Wortlaut und dem Sinn des 8 1 Auf. kommt es nur dar⸗ 
auf an, ob zur Zeit der Entſtehung des Rechtsverhältniſſes ein 
Anſpruch auf Zahlung in deutſcher Mark begründet worden iſt. 
Ergibt ſich nach den deutſchen Grundſätzen des internatio⸗ 
nalen Privatrechts, daß die in deutſcher Mark begründete For⸗ 
derung am 14. Febr. 1924 in deutſcher Mark zahlbar war, ſo iſt die 
Vorausſetzung des 8 1 AufwöG. erfüllt. Es kommt hiernach darauf 
an, daß für die Feſtſtellung des räumlichen Geltungsbereiches 
die Regeln des deutſchen internationalen Privatrechts 
entſcheidend ſind, alſo Normen, die außerhalb der poſitiven Be⸗ 
ſtimmungen des Aujw®. liegen. Man kann daher nicht jagen, daß 
das Aufiv®. ſelbſt feinen räumlichen Geltungsbereich abgegrenzt hat. 

Noch weniger gilt dies von der Poln. AufwVoO. Wenn dieſe 
in ihrem § 1 die in Polenmark zahlbaren privatrechtlichen Forde⸗ 
rungen für aufwertbar erklärt, deren Titel vor dem 28. April 1924 
entſtanden ſind, fo wird damit ebenſo wie in dem deutſchen AufwG. 
zum Ausdruck gebracht, daß die in dem Staate geltende Papier⸗ 
währung den Gegenſtand der Aufwertung bildet. Die Polenmark⸗ 
währung iſt für den poln. Staat bereits durch die im Verordnungs⸗ 
wege erlaſſenen Statuten der Poln. Landesdarlehnskaſſe vom 7. Dez. 
1918 eingeführt worden, deren 8 4 die poln. Mark zum geſetzlichen 
Zahlungsmittel im ganzen poln. Staate erklärt. Durch die Geſetze 
vom 15. Jan. 1920 und 29. April 1920 iſt die öſterr. Kronenwährung 
und die ruſſiſche Rubelwährung für das geſamte Gebiet des polniſchen 
Staates ausdrücklich beſeitigt worden, wie dies hinſichtlich der ehe⸗ 
malig preuß. Gebiete für die deutſche Mark durch das poln. Valuta⸗ 
geſetz vom 20. Nov. 1919 geſchehen iſt. Auf Grund dieſer Geſetze war 
bis zur Stabilisierung der poln. Währung die Polenmark das allei⸗ 
nige geſetzliche Zahlungsmittel geworden (vgl. hierzu Oaaſe, „Das 
Recht der poln. Valnta“, S. 10 ff.). Der § 1 Poln AufwVO. bezieht ſich 
nicht nur auf die ehemalig deutſchen Markforderungen, ſondern auch 
auf die Währungen der andern Länder, aus deren Teilgebieten ji) 
der poln. Staat zuſammenſetzt. Nur in dieſem Sinne iſt die 
Polenmark als Gegenſtand der polu. Aufwertungsgeſetzgebung be⸗ 
zeichnet. Demgemäß iſt in der Poln VO. ausdrüchlich hervorgehoben, 
daß die Aufwertung der Polenmark ohne Rückſicht darauf erfolgt, 
ob die Verbindlichkeiten zur Zeit der Entſtehung des Rechtsverhält⸗ 
niſſes in Polenmark, Zarenrubeln, öſterr.⸗ungar. Kronen oder deut⸗ 
ſcher Mark ausgedrückt und zahlbar geweſen find, und ob fie nur 
infolge der Vorſchriften, welche die Polenmark zum geſetzlichen 
Zahlungsmittel erlelärten, erſt nachträglich in Polenmark zu zahlen 
find. Forderungen, die in deutſcher Papiermark ent⸗ 
ſtanden find, find daher nach der Polu. Aufw VO. in 
der gleichen Weiſe aufwertbar, wie die in poln. Mark 
entſtandenen. Über die räumliche Abgrenzung ihrer Geltung iſt 
auch in der Poln Auſw O. nichts gejagt. 

2. Können hiernach die entſcheidenden Geſichtspunkte für die 
Anwendbarkeit des deutſchen oder poln. AufwG. in Kolliſionsfällen 
nicht aus den Geſetzen ſelbſt entnommen werden, fo bleibt in der Tat nur 
übrig, die Grundſätze des internationalen Privatrechts heranzuziehen. 


Hierüber beſteht in der Literatur volle Einigkeit (vgl. z. B. Mügel, 


S. 141; Schlegelberger⸗Harmening, S. 81: Quaſſowski, 
S. 50). Nur eine Einſchräukung ift geboten. Die für die privatrechk⸗ 
lichen Normen anerkannten Grundſätze des internationalen Privat⸗ 


rechts dürfen nicht ſchematiſch angewendet werden; vielmehr iſt der 


währungs⸗ und wirtſchaftspolitiſche Zwecz der Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung und der auf dieſem Zweck beruhende Inhalt der Geſetze mit⸗ 
beſtimmend, wenn nicht gar entſcheidend, zu berüchſichtigen. Berück⸗ 
ſichtigt man dieſe Beſonderheit, fo iſt für die Hypothekenauf⸗ 
wertung eine Behandlung der dinglichen und perſönlichen Forde⸗ 
rung nach verſchiedenen Rechten abzulehnen. Die Auswirkungen 
eines einheitlichen Tatbeſtandes können im vorliegenden Falle 
nicht nach den verſchiedenen Rechtsnormen von verſchiedenen Staaten 
beurteilt werden. Dies verbietet die rechtliche und wirtſchaftliche Ver⸗ 
bundenheit der dinglichen und perſönlichen Hypothekenforderung. 
Kommt aber nur eine einheitliche Rechtsnorm in Frage, ſo 
kann dies lediglich das Aufwertungsrecht des Staates 
fein, in dem das mit der Hypothek belaſtete Grund⸗ 
ſtück belegen ift. Ich kann für die nähere Begründung auf mei⸗ 
nen Aufſatz (JW. 1926, 354) verweiſen, möchte aber zur Ergänzung 
und weiteren Stützung dieſer Auffaſſung auf folgende Konſequenzen 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


hinweiſen, die ſich aus einem Rechtszuſtande ergeben würden, bei dem 
die dingliche und perſönliche Forderung den Rechtsnormen verſchiede⸗ 
ner Staaten unterworfen wird. Will man bei einem in Polen be⸗ 
legenen Grundſtück die dingliche Hypothekenforderung nach pol⸗ 
niſchem Recht, die perſönliche Hypothekenforderung nach deut⸗ 
ſchem Recht beurteilen, ſo muß man folgerichtig auch bei einer auf 
einem deutſchen Grundſtück eingetragenen Hypothek für die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung das pol niſche Recht 
anwenden, ſofern dieſes Recht nach den anerkannten Grundſätzen 
des internationalen Privatrechts — z. B. auf Grund einer ausdrück⸗ 
lichen Vereinbarung, oder eines erkennbaren Parteiwillens oder des 
vereinbarten oder ſtillſchweigend vorausgeſetzten Erfüllungsortes — ouf 
das perſönliche Schuldverhältnis Anwendung findet. Die Auf⸗ 
wertungsſätze ſind im deutſchen und poln. Rechte verſchieden. Der 
Aufwertungsſatz beträgt im Regelfall nach deutſchem Recht 250%, nach 
poln. Recht 15%. Für die dingliche Forderung kommt nach deuk⸗ 
ſchem Recht § 4 Aufw®. zur Anwendung, wonach die Hypotheken nicht 
höher aufgewertet werden, als die durch ſie geſicherten Forderungen, alſo 
im Beiſpielsfalle auf 15%. Wendet man bei einer auf einem deutſchen 
Grundſtück eingetragenen Hypothel für die perſönliche Forderung das 
polu. Recht an, ſo müßte zwangsläufig auch die dingliche Hypothek 
gleichfalls auf 150% abgewertet werden. Auf dieſem Umwege 
würde für die dingliche Hypothek, die auf einem 
deutſchen Grundſtück laſtet, die Poln Aufw VO. anzu⸗ 
wenden ſein — ein Ergebnis, das deutlich zeigt, daß der Aus⸗ 
gangspunkt der Erwägung unrichtig ſein muß. — Mügel, 
Komm. S. 142 vertritt gleichfalls den Standpunkt, daß die Vor⸗ 
ſchriften des inländiſchen Rechtes anzuwenden ſeien, wenn das 
Grundſtück im Inlande liege; dies müſſe auch von der durch das 
dingliche Recht geſicherten Forderung ohne Rückſicht auf den Erfül⸗ 
lungsort gelten, weil das Schwergewicht bei derartigen 
Verhältniſſe auf der dinglichen Seite liege. Er bezieht 
ſich für disfe Auffaſſung auch auf Nußbaum, „Das Geld“, S. 142. 
Mügel billigt hiernach grundſätzlich die hier vertretene Auſ⸗ 
faſſung. Mit dieſer ſeiner grundſätzlichen Einſtellung ſetzt er ſich aber 
in Widerſpruch, wenn er bei einem Grundſtück, das im Auslande 
gelegen iſt, die Aufwertung der perſönlichen Forderung dem deutſchen 
Rechte unterwerfen will. Die entſcheidende Tatſache, daß bei einer 
Hypothek das Schwergewicht auf der dinglichen Seite liegt, führt viel⸗ 
mehr zu der zwingenden Folgerung, daß, ebenſo wie bei einem in 
Deutſchland belegenen Grundſtück die Aufwertung auch der perſön⸗ 
lichen Forderung nach deutſchem Rechte erfolgt, bei einem in Polen 
belegenen Grundſtück die perſönliche Forderung nach poln. Rechte 
aufzuwerten ift. Schlegelberger-Harmening, Komm. S. 104 
Anm. 6 zu 8 4 ſucht über dieſen von ihm erkannten Widerſpruch mit 
der Bemerkung ihnwegzukommen, daß eine ſolche Folge dem Willen 
des Geſetzes nicht entſpreche. Dies iſt aber keine ausreichende Wider⸗ 
legung zwingender Rechtskonſequenzen, die ſich gerade aus dem Ge⸗ 
ſetz ergeben. Ebenſo widerſpruchsvoll und dem AufwG. zuwider⸗ 
laufend iſt der Verſuch, die Unſtimmigkeit durch die Erklärung zu be⸗ 
ſeitigen, daß, falls nach ausländiſchem Rechte die Forderung auf einen 
geringeren Betrag als 25% aufgewertet werde, trozdem der ganze Auf⸗ 
wertungsbetrag in voller Höhe von 250% dem Hypothekengläubiger 
gebühre. Um dieſes Ergebnis zu rechtfertigen, will er dem Gläubi⸗ 
ger das dingliche Recht als Grundſchuld zuweiſen. Eine ſolche Kon⸗ 
ztruktion iſt aber mit dem geſamten Aufbau des Hypothekken⸗ und 
des Aufwertungsrechts nicht zu vereinbaren. Soweit die perfönliche 
Forderung ganz oder teilweiſe nicht zur Entſtehung gelangt, kann 
die hierdurch entſtehende Grundſchuld nur eine Eigentümer ⸗ 
grundſchuld fein. Dies ſtellt auch Mügel S. 209 Anm. 3 zu 84 
feſt und erklärt, gleichfalls zutreffend, die Eigentümergrundſchuld 
gemäß 8 31 AufwG. als für den Eigentümer ſelbſtandig aufwert⸗ 
bar. Für dieſe Rechtsgeſtaltung führt Mügel auch den überzeugen⸗ 
den Grund an, daß durch den 8 4 AufwG. der Entſtehung einer 
Hypothek ohne Forderung vorgebeugt werden follte. 

Man ſieht alſo, daß jeder Löſungsverſuch, bei dem die dingliche 
und perſönliche Hypothekenforderung unter die Rechtsnormen verſchie⸗ 
dener Staaten geſtellt wird, zu unlösbaren Widerſprüchen und 
zu rechtlichen Inkonſequenzen führen muß. 


Die von mir befürwortete Unterwerfung der perſönlichen und 
dinglichen Forderung unter ein einheitliches Recht ſcheint mir neben 
der Einfachheit der Löſung und ihrer theoretiſchen Begründung allein 
klare Rechtsfolgerungen zu ermöglichen. Sie führt auch zu 1 7 
Reſultaten, die der Billigkeit entſprechen, wie ich dies in dem Auf⸗ 
ſatz IW. 1926, 354 des naheren dargelegt habe. 

Das Urteil des OLG. Stettin vom 1. Dez. 1925 in JW. 1926, 
385 iſt für eine gegenteilige Anſicht ebenſowenig zu verwerten wie 
das Urteil des RG. (RG. 107, 121). In beiden Fällen handelt es ſich 
um ausſchließlich ſchuldrechtliche Verhältniſſe. Bei den 
rein obligatoriſchen Rechten entſteht im Gegenſatz zu dem Hypotheken⸗ 
recht mit ſeiner untrennbaren Verbundenheit des dinglichen und per⸗ 
ſönlichen Anſpruchs für einen rechtlich einheitlichen Tatbeſtand 
nur die Frage, ob die eine oder die andere Rechtsnorm für das ge⸗ 
ſamte Rechtsverhältuis anzuwenden iſt. Die Urteile haben hiernach 
mit der hier ſtreitigen Frage nichts zu tun. 


55. Jahrg. 1926 Heft 29] 


3. Für die ſonſtigen Beſtimmungen des Aufw ß. — alſo 
außerhalb der Hypothekenaufwertung — wird deshalb 
auch die Frage des räumlichen Geltungsgebietes des deutſchen und 
des poln. Aufwertungsrechts keine ernſthaften Schwierigkeiten ver⸗ 
urſachen. Hier werden die allgemeinen und für das Recht des rei⸗ 
nen Schuldverhältniſſes in der Rechtſprechung im weſent⸗ 
lichen klargeſtellten Grundſätze des deutſchen internationalen Privat⸗ 
rechts ausreichen, um für die Anwendung des einen oder andern 
Rechtes die Richtlinien zu zeigen. 

4. Neuerdings hat Schlieper, Did). Steuerztg. 1926, 1038, einen 
neuen Geſichtspunkt für die kraft Rückwirkung aufwertbaren 
Hypotheken, die auf poln. Grundſtücken eingetragen ſind, zur Er⸗ 
örterung geſtellt. Bekanntlich kennt die Poln AufwVD. im Gegenſatz 
zu der deutſchen nicht die Aufwertung kraft Rückwirkung und ver⸗ 
bietet ausdrücklich die Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken (8 40 
PolnAufwVO.). Schlieper weiſt darauf hin, daß die auf poln. 
Grundſtücken eingetragenen Hypotheken deutſcher Gläubiger zu den 
Vermögen gehören, die gemäß Art. 297 VV. von Polen liquidiert 
werden können, daß ſie nach dem poln. Geſetz betr. die Regiſtrierung 
und Sicherung deutſcher Vermögen vom 4. März 1920 (abgedr. bei 
Haaſe, „Das Recht der poln. Valuta“, S. 117) der Meldepflicht 
unterliegen und daher nach 8 6 dieſes Geſetzes ohne Zuſtimmung des 
Vorſitzenden des Hauptliquidationsamtes nicht zurückgezahlt werden 
dürfen, — eine Vorausſetzung, die bei Ablöſung von Hypotheken in 
der Inflationszeit vielfach nicht erfüllt ſein dürfte. Schlieper zieht 
aus der Tatſache der Zahlung ohne Genehmigung des Liquidations⸗ 
amtes die Folgerung, daß eine wirkſame Zahlung nicht vorliege, und 
daher die Hypothekenſorderung nicht untergegangen ſei. Folgt man 
dieſer Erwägung, ſo würde nach poln. Recht, das hier allein zur An⸗ 
wendung kommt, eine Aufwertung jetzt noch möglich ſein, und ſogar 
kraft der Kondiktion die Wiedereintragung der gelöſchten Hypothek 
im Wege der Berichtigung des Grundbuches verlangt werden können. 
Ein Bedenken ergibt ſich, wie Schlieper ſelbſt hervorhebt, aus 
dem 8 7 des poln. Regiſtrierungsgeſetzes vom 4. März 1920. Dort iſt 
beſtimmt, daß die dem 8 6 zuwiderlaufenden Rechtshandlungen deren 
Ungültigkeit verurſachen; und es iſt weiter beſtimmt, daß das Recht 
der Ungültigkeitserklärung dem Hauptliquidationsamt zuſtehe. Es 
fragt ſich nun, ob gemäß der letztgenannten Beſtimmung die durch die 
ungenehmigte Zahlung herbeigeführte Nichtigkeit nur eine rela⸗ 
tive zugunſten des poln. Staates oder eine abſolute fei. 
Schlieper erklärt ſich für die abſolute Nichtigkeit gemäß 8 138 
BGB., eine Auffaſſung, die ſich ſehr wohl vertreten läßt. Bemerkt 
ſei in dieſem Zuſammenhange noch folgendes; 

Das etwaige Recht, die Zahlung für unwirkſam 
zu erklären, können nur ſolche deutſche Gläubiger 
geltend machen, die nicht am 10. Jan. 1920 die poln. 
Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. Denn die Liqui⸗ 
dationsbefugnis des poln. Staates gemäß Art. 297 VV. und des 
poln. Regiſtrierungsgeſetzes vom 4. März 1920 kann ſich nicht auf 
ſolche deutſchen Gläubiger beziehen, die auch nach poln. Rechte 
am 10. Jan. 1920 die poln. Staatsangehörigkeit erlangt haben. 
Zu dem Kreiſe dieſer Perſonen gehören nicht nur die ehemalig 


deut! n Staatsangehörigen, die kraft ihres Wohnſitzes in 
einem jetzt poln. Gebiete gemäß Art. 91 BV. die polniſche 


Staatsangehörigkeit erworben und ſie nachträglich durch Option 
wieder verloren haben. Es gehören hierzu auch diejenigen deutſchen 
Gläubiger, die am 10. Jan. 1920 nicht in einem jetzt poln. Gebiete 
gewohnt haben, aber dort, alſo z. B. in Poſen, Weſtpreußen unnd 
Oberſchleſien geboren ſind, da dieſe Perſonen auf Grund des 
Minderheitsvertrages zwiſchen den alliierten Hauptmächten und Polen 
vom 28. Juni 1920 und Art. 7 SI des Wiener Abkommens vom 
30. Aug. 1924 am 10. Jan. 1920 von Rechts wegen die poln. Staats⸗ 
angehörigkeit erworben haben. (Vgl. hierzu Haaſe, „Das Recht der 
poln. Valuta“, S. 84, und Haaſe, „Der deutſch⸗poln. Staatsver⸗ 
trag über Staatsangehörigkeits⸗ und Optionsfragen“, S. 9, 33 u. 40.) 
In dieſem Sinne hat auch das KG. entſchieden (vgl. JW. 1922, 
1135 5). RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Das Internationale Privatrecht Jugoflawiens. 


J. Peritch, Profeſſor an der Univerſität Belgrad, hat in der 
Zeitſchrift „Bulletin de I'Institut Intermediaire International“, 
Bd. XIV 2, Auril 1926, auf S. 232 ff. eine ausführliche Darſtellung 
des in Jugoſlawien zur Zeit kenden Internationalen Privat⸗ 
rechts veröffentlicht, deren Inhalt nachſtehend kurz zuſammengefaßt 
wiedergegeben werden ſoll. 

Das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen iſt am 
1. Dez. 1918 begründet, durch die Friedensverträge von 1919 und 
1920 von den anderen Staaten anerkannt worden und erhielt am 
28. Juni 1921 feine Verſaſſung als erbliche, Konſtitutionelle Mon⸗ 
anghie mit parlamentariſcher Vertretung durch eine Kammer. 

Die Verfaſſungsurkunde iſt bisher das einzige, allen Teilen des 
jugoſlawiſchen Staates gemeinſame Geſetz. Auf dem Gebiete des 
Privatrechts iſt das bis zur Bildung des neuen Staatsweſens gel⸗ 
tende Recht in den betreffenden Ländern in Kraft geblieben. Wir 
müſſen daher ſechs verſchiedene Rechtsdomänen unterſcheiden: das 
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frühere Königreich Serbien, Montenegro, Woiwodina, Kroatien⸗Sla⸗ 
wonien, Slowenien⸗Dalmatien, Bosnien⸗ Herzegowina. Die in dieſen 
Gebieten vor ihrer Einverleibung in den neuen Staat in Geltung 
geweſenen Regeln bez. des internationalen Privatrechts kommen auch 
fürderhin zur Anwendung. Im Rechtsverkehr mit Jugoſlawien muß 
demnach dieſen ſehr komplizierten Verhältniſſen Rechnung getragen 
und ſtets unterſucht werden, welches Recht in dem betr. Ort vor dem 
1. Dez. 1918 in Kraft geweſen iſt. Hiernach ergibt ſich folgende Ein⸗ 
teilung 1) 2): 

1. In dem früheren Königreich Serbien gilt das Serbiſche 
BGB. vom 25. März / 6. April 1844. Für das internationale Privat» 
recht kommen in Betracht die 88 5, 6, 46, 47 u. 423. Hiernach find 
die den Perſonenſtand und die Handlungsfähigkeit betr. Beſtim⸗ 
mungen des ſerbiſchen VGB. grundſätzlich auch im Ausland für ſer⸗ 
biſche Staatsangehörige verbindlich. Alle Verpflichtungen, welche ein 
Serbe mit einem Serben in Serbien oder im Ausland eingegangen 
iſt, werden nach dem ſerbiſchen BGB. beurteilt, ſofern die Parteien 
nicht vereinbart haben, daß ihre Streitigkeiten nach dem betr. auslän- 
diſchen Recht beurteilt werden ſollen, Das gleiche gilt für Verträge, die 
ein Serbe mit einem Ausländer in Serbien abſchließt. Hat ein Serbe 
mit einem Ausländer im Auslande einen Vertrag abgeſchloſſen, ſo 
gilt das ausländiſche Recht, ſofern nicht das ſerbiſche Recht als maß⸗ 
gebend vereinbart worden iſt (88 6, 46 a. a. O.). 

Ausländer werden in Serbien, unter Vorausſetzung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit, wie die Inländer behandelt, ſowohl bez. der Rechte aus 
Verträgen (§ 4 a. a. O.) wie bez. der Erbfolge ( 423 a. a. O.). Im 
übrigen gilt auf dem Gebiete der Geſchäfts⸗ und Handlungsfähigkeit 
der Grundſatz des Perſonalſtatuts, bez. der Form der Rechtsgeſchäfte 
(außer der Eheſchließungen) die Regel: locus regit actum. Auf dem 
Gebiete des Immobiliarrechts gilt auch in Serbien die lex rei sitae. 

II. In Montenegro gilt das BGB. vom 25. März 1888. 
Beſtimmungen des internationalen Privatrechts finden ſich in den 
Art. 5—9 und 786—800. Danach werden in Montenegro grundſätzlich 
die Beſtimmungen des einheimiſchen Privatrechts angewandt, wenn 
nicht durch internationale Abkommen anderes vereinbart iſt. Die 
en r entſprechen den in Serbien geltenden Grund⸗ 
ſätzen (ſ. o.). 

. III. In der Woiwodina gilt das ungariſche Zivilrecht, das 
bekanntlich nicht in ſeiner Geſamtheit kodifiziert iſt, ſondern ſich aus 
Spezialgeſetzen (z. B. dem HGB.), den Enutſcheidungen des Oberſten 
Gerichts und dem Gewohnheitsrecht ergibt. Auch hier jedoch ſind die 
Fragen des internationalen Privatrechts die Grundſätze des Per⸗ 
ſonalſtatuts, der lex rei sitae und des locus regit actum allgemein 
anerkannt. 

IV. In Kroatien⸗Slawonien, Slowenien⸗Dalma⸗ 
matien und Bosnien⸗ Herzegowina gilt das Allgemeine 
Oſterreichiſche BGB. von 1811, deſſen Beſtimmungen als bekannt 
vorausgeſetzt werden. Wie der Verfaſſer am Schluß ſeines Aufſatzes 
mitteilt, beabſichtigt die Regierung Jugoſlawiens, das öſterreichiſche 
Zivilrecht mit den drei Novellen von 1914, 1915 und 1916 — nach 
Vornahme einiger redaktioneller Anderungen — demnächſt im ganzen 
Staatsgebiet einzuführen. 

V. Staatsverträge zwiſchen Deutſchland und Jugoſla⸗ 
wien ſind bisher nicht geſchloſſen worden; die jugoſlawiſche Regie⸗ 
rung hat lediglich den Wunſch geäußert, dem Haager Abkommen über 
den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 (RGGBl. 1909, 409; 1924 II, 363) 
beizutreten. Vizekonſul Kurt Sell, Berlin. 


Das internationale Privatrecht der Zowſetunion. 

Bemerkungen zu Makarows ruſſiſchem Zwiſchenprivatrecht !). 
Wie die meiſten Staaten, entbehrt Sowjetrußland einer Kodi⸗ 
fikation des internationalen Privatrechts. Makarow hat in ſeinem 
ruſſiſch geſchriebenen Buche „Die Grundprinzipien des internationalen 
Privatrechts“, Moskau 1924, als Erſter verſucht, das internatio⸗ 
nale Privatrecht der Sowjetunion in ein Syſtem zu bringen. Er 
hat in jenem erſten Buche das einfache Prinzip aufgeſtellt, daß die 
Ausländer auf dem Gebiete der Sowjetunion in allen ihren Rechts⸗ 
beziehungen dem Sowjetrecht unterſtehen (Territorialitätsprinzip), daß 
dagegen für die Somjetbürger im Auslande hinſichtlich ihrer perſön⸗ 
lichen und Familienbeziehungen das Perſonalprinzip herrſche. Ein 
ſolcher Standpunkt mußte i. S. des Sowjetrechts konſequent er⸗ 
ſcheinen, da ja nach der Ideologie des Bolſchewismus dieſer eine 


1) Das in den einzelnen Ländern Jugoſlawiens geltende inner⸗ 
ſtaatliche und internationale Familienrecht iſt, unter Mitteilung der 
einſchlägigen Geſetzestexte, dargeſtellt bei A. Bergmann, Inter⸗ 
nationales Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht, Bd. II, S. 258 ff., Berlin 1926. 

2) Über die Stellung der Ausländer in zivilprozeſſualen Ange⸗ 
legenheiten ogl. die Zuſammenſtellung bei Magnus, Tabellen zum 
Internationalen Recht, 1. Heft, S. 42 ff., Berlin 1926. 


1) Prof. A. N. Makarow, Leningrad: Das Ruſſiſche Zwi⸗ 
ſchenprivatrecht (Internationales Privatrecht). Sonderheft der „Zeit⸗ 
ſchrift für oſteuropäiſches Recht“ 1926. Verlag Hermann Sack, Ber⸗ 


lin und Breslau. 100 Seiten. S. auch unten S. 2822. 
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Weltmiſſion hat, das bolſchewiſtiſche Recht ſonach das Beſtreben zei⸗ 
gen muß, möglichft viele Rechtsbeziehungen zu ergreifen. Die 
weſentlichen Grundlagen für dieſe Theorie fand Makarow in dem 
ukrain. Geſ. über die Ausländer v. 28. März 1922 und in dem 
dieſem nachgebildeten Geſetz der weißruſſ. Republik v. 4. Aug. 1922 
(„Auslandsrecht“ 1925, 113 ff.). Dieſe Geſetze, in denen ſich einige 
Kolliſionsnormen befinden und denen in der RSJ SR. (Großrußland) 
kein Geſetz entſpricht, ſind von Makarom auf das Geſamtgebiet 
der Union projiziert und im Wege des Analogieſchluſſes für an⸗ 
wendbar erklärt worden. Man bann allerdings zweifeln, ob es der 
Heranziehung der genannten ukrainiſchen und weißruſſiſchen Geſetze 
bedurfte, um dieſe Theorie zu entwickeln. Denn der Grundſatz der 
ſtrengen Territorialität des Sowjetrechts evg bt ſich bereits aus Art. 8 
EV. ruſſ. BCB. Wenn nämlich dort in Art. 8 geſagt iſt, daß die 
Rechte der Bürger ausländiſcher Staaten, mit denen die RS SR. 
ein Abkommen getroffen hat, durch dieſe Abkommen geregelt werden, 
ſo ergibt ſich, worauf Rabinowitſch, JW. 1924, 636 und 
Korezki, Bote für Sowjetjuſtiz, 1925, 452 zutreffend hingewieſen 
haben, daß beim Fehlen eines Staatsvertrages der Ausländer in der 
Sowjetunion nach dem Territorialitätsprinzip zu behandeln iſt. Daß 
aber das Sowjetrecht in einzelnen Fällen auch im Auslande ange⸗ 
wendet werden will, geht nicht aus dieſen beiden Ausländergeſetzen, 
wohl aber aus anderen Beſtimmungen hervor. Immerhin war es in⸗ 
tereſſant, durch dieſe Geſetze die Beſtätigung des Grundſatzes zu er⸗ 
halten. Im übrigen machte Makarow auf dem Gebiete des Obli⸗ 
gationsrechts eine Ausnahme von ſeiner Grundregel, indem er auf 
Grund § 7 ZPO. die lex loci contractus für Form und Inhalt der 
Rechtsgeſchaflte maßgebend fein ließ, was ſeinerzeit mit Recht den 
Widerſpruch Korezkis a. a. O. erregte, denn es iſt zweifellos, 
daß 8 7 ZPO. das Geſetz des Errichtungsortes nur für die Form 
der Rechtsgeſchäfte für anwendbar erklärt. Korezki hatte ſich auf 
Grund 8 8 uhr. Ausländergeſ. hinſichtlich des Inhalts der Rechts⸗ 
geſchäfte für das Recht des Erfüllungsortes entſchieden. Welchen 
Standpunkt das Sowjetrecht hinſichtlich des Vermögens von Sowjet⸗ 
angehörigen im Auslande einnimmt, war in dieſem erſten Werke 
Makarows nicht erörtert worden. 

In ſeinem Aufſatz „Das Internationale Privatrecht Sowjetruß⸗ 
lands“ (Auslandsrecht 1925, 103 ff.) hat Makarom ſeine Theorie 
im allgemeinen beibehalten, fie aber dahin ergänzt, daß er die Ver⸗ 
mögensrechte von Sowjetbürgern im Auslande einſchließlich der erb⸗ 
rechllichen Verhältniſſe der ausländiſchen Rechtsordnung unterſtellt. 
Er folgt hierbei der Theorie, die Rabinowilſch, JW. 1924, 
643 ff., aufgeſtellt und mit einigen Rundſchreiben der Zentralbehörden, 
insbeſ. mit dem Rundſchreiben Nr. 42 des VK. f. Auswärtiges v. 
12. April 1922 begründet hat. In dieſem Rundſchreiben, das ſich 
an die Bevollmächtigten Vertreter Sowjetrußlands im Auslande wen⸗ 
det, war geſagt, daß nach der Abſicht der Sowjetregierung das durch 
ihre Dekrete geſchaffene Rechtsſyſtem, nur die Vermögensverhältniſſe 
innerhalb der Sowjetrepublik regele, während diejenigen Verhältniſſe, 
deren Objekte ſich außerhalb der Republik befänden, nach dieſen 
Dekreten nicht beurteilt werden könnten und den örtlichen Geſetzen 
unterlägen, wenn auch die Subjekte dieſer Rechtsverhältniſſe ruſ⸗ 
ſiſche Staatsangehörige ſeien. Danach habe der Sowjetkonſul im 
Auslande auch ſolche Vermögensrechte der Sowjetbürger zu ichüben, 
die von dem Sowjetrecht nicht anerkannt ſeien. Rabinowitſch 
erblickt in dieſer Verfügung des VK. f. Auswärtiges den Ausſpruch 
der Sowjetregierung, daß ſie hinſichtlich der Vermögensrechte der 
Sowjetbürger im Auslande die Anwendung der lex rei sitae ver⸗ 
lange, und iſt dementſprechend der Anſicht, daß, wenn 3. B. in. 
Deutſchland das deutſche Recht die Anwendung von Sowjetrecht vor⸗ 
ſchreibe, letzteres auf deutſches Recht zurückberweiſe und daß dieſe 
Nückverweiſung in Deutſchland im Rahmen des Art. 27 EGBGB. zu 
befolgen ſei. 

Seitdem hat die Rabinowitſch'ſche Anficht die deutſche und 
wie es ſcheint auch die franzöſiſche Rechtſpr. weſentlich beeinflußt, weil 
fie in hervorragender Weiſe dazu geeignet ſchien, die Schwierigkeiten 
aus dem Wege zu räumen und die Hemmungen zu beſeitigen, die ſich 
bei der Auwendung des ſomjetruſſiſchen Erbrechts, tusbef. auf die 
ſtaatenlos gewordenen ruſſiſchen Emigranten, ergaben. 

In dem neuen Werk von Makarom „Das Ruſſiſche Zwiſchen⸗ 
privatrecht“ wird die zuletztgenannte Theorie wiederholt. Wiederum 
wird das fo viel zitierte Rundſchreiben des Von. f. Ausw. v. 12. April 
1922 herangezogen. Allein es iſt Makarow entgangen, daß die 
gleiche Stelle, von der das Rundſchreiben Nr. 42 ausgegaugen iſt, 
das VK. f. Auswärtiges, in einer neueren Rundverfügung (Nr. 329 
v. 23. Okt. 1925) die von Rabin owitſch einge ührte Auslegung 
des Rundſchreibens von 1922 aufs ſchärfſte abgelehnt hat, indem 
es ausführt, daß das Zirkular von 1922 die Frage der Kolliſion ver⸗ 
ſchiedener Rechesſyſteme überhaupt nicht berühre. Z veck des Zirku⸗ 
lars ſei nur geweſen, den Konſulaten und bevollmächtigten Vertre⸗ 
tungen im Auslande eine Richtleunie zu geben in den Sale, in denen 
beim völligen Fehlen einer Kolliſion zwiſchen zwei Geſetzgebungen 
die Frage des Schutzes einer beſtimmten Kategorle von Rechten auf⸗ 
tauche, die völlig und unſtreitig unter die Wirkung einer beſtimmten 
Geſetzgebung falle. Ohne im geringſten eine Kolliſionsnorm auf⸗ 
ſtellen zu wollen, habe das Zirkular diejenige in der Konſularpraxis 
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unſtreitige Lage darſtellen wollen, bei der der Schuß der Vermögens⸗ 
rechte auch dann durch die Konſulate erfolgen müſſe, wenn das Hei⸗ 
matsrecht und das Recht des Aufenthaltsſtaates auseinanderfielen. 
So könne z. B. der Sowjetkouſul einem Sowjetbürger bei der Ver⸗ 
wirklichung ſeines Rechts auf ein Grundſtück zur Seite ſtehen, ob⸗ 
gleich in der Sowjetunion ein Privateigentum an Grundſtücken nicht 
anerkannt werde. Vor allem aber weiſt das neue Rundſchreiben 
darauf hin, daß das Rundſchreiben Nr. 42 ſchon deswegen nicht als 
Norm des Kolliſionsrechts aufgeſaßt werden könne, weil das Somjete 
geſetz eine derartige Norm nich! enthalte und eine Reſſortverſügung 
niemals eine fehlende geſetzgeberiſche Norm erſetzen könne. Deswegen, 
ſo ſchließt das Rundſchreiben, beſtehe kein Hindernis, daß ein aus⸗ 
ländiſches Gericht zur Entſcheidung einer Frage Sowjetrecht an⸗ 
wende. 

Durch die Verweiſung auf dieſe authentiſche Interpretation 
iſt der Nachweis geführt, daß die Theorie Rabinowit ſch', die in 
dem neuen Buche Makarows vertreten wird, hinſichtlich der Ver⸗ 
mögensrechte der Sowjetbürger im Auslande nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den kann, ein Beweis, wie gefährlich es iſt, eine Theorie auf eine Reſ⸗ 
ſortverfügung zu gründen. Im Erbrecht biegt Makarow die Theorie 
übrigens bereits ab. Hierzu nötigt ihn die Erläuterung des Vt. für 
Juſtiz v. 26. Febr. 1923, in der davon die Rede iſt, daß, wenn ein aus⸗ 
ländiſcher Staat den Nachlaß von Sowjetbürgern nach Perſonalprinzip 
behandele, ein Hindernis vom Standpunkte des Sowjetrechts nicht 
vorhanden ſei. Damit iſt die Anſicht von Rabinowitſch, daß 
das Sowjetrecht eine Rückverweiſung auf die lex rei sitae enthalte, 
wiederum widerlegt. Makarow aber vermeidet eine entſchiedene 
eigene Stellungnahme zu der wichtigen Frage. Einerſeits ſagt er im 
Verfolg der oben dargelegten Grundſätze über die Behandlung der 
Vermögensrechte der Sowjetbürger im Auslande, daß vom Stand⸗ 
punkt der Sowjetrechtsordnung die Beerbung der Sowjetbürger im 
Auslande nach der lex rei sitae zu erfolgen habe, andererſeits er⸗ 
klärt er, daß zufolge des letzterwähnten Rundſchreibens die Be⸗ 
erbung auch im Auslande nach Sowjetrecht erfolgen könne. Ein 
Verſuch, dieſen Widerſpruch zu löſen, iſt nicht gemacht. Richtiger wäre 
es geweſen, hier klar zu jagen, was tft. nämlich, daß das Sowjet⸗ 
recht auch beim Erbrecht eine Rückverweiſung auf die lex rei sitae 
nicht enthält. 

Im übrigen hat Makarow feine urſprüngliche Auffaſſung, 
wonach auf dem Gebiete des Sowjetrechts die lex loci contractus gem. 
Art. 7 ZPO. nicht nur für die Form, ſondern auch für den Inhalt des 
Schuldverhältniſſes maßgebend iſt, wohl zufolge der Kritik von 
Korezki, a. a. O., modifiziert. Er läßt jetzt neben der lex loci 
contractus auch die lex loci solutionis zu, letztere jedoch nur, wenn 
der Erfüllungsort in der UdSSR. liegt. Die Wahl überläßt er der 
Parteiautonomie. Hier folgt er ſichtlich der von ihm angeführten 
Entſch. des Senats v. J. 1906 Nr. 57, die auf dem Wege über die 
Parteiautonomie den Zwieſpalt der zwiſchen den Prinzipien der lex 
loci contractus und der lex loci solutionis ſchwankenden Judi⸗ 
Katur löſen will. Makarow will aber bei einem im Auslande ge» 
ſchloſſenen Vertrage die lex loci contractus nur zulaſſen, wenn 
die betreffende Vertragsgattung im Sowjetrecht anerkannt it. Ma⸗ 
karow läßt alſo die Regel des 88 ukr. Ausländergeſ. v. 1922 
fallen und nimmt an, daß ſie durch 87 ZPO. als das ſpätere Geſetz 
außer Kraft geſetzt ſei, ſoweit ſie ihm widerſpreche. Dieſer Stand⸗ 
punkt iſt zutreffend. Makarow hat, als er das Buch ſchrieb, 
nicht gewußt, daß jenes ukr. Ausländergeſetz durch ein neues Aus⸗ 
ländergeſetz v. J. 1926 erſetzt worden ift, in dem der frühere 8 8 nicht 
wiederholt iſt, da 87 ZPO. ihn erſetzt. Es muß aber bezweifelt wer⸗ 
den, ob das Sowjetrecht in der Frage, ob ausländiſches oder inlän⸗ 
diſches Recht anzuwenden iſt, wirklich auf die Parteiautonomie ab⸗ 
ſtellt. Es iſt ja bekannt, daß das Sowjetrecht der Parteidispoſition 
einen geringen Spielraum läßt. In der Tat iſt die Norm des 
$7 ZO. weit unbeſtimmter, als es 3 707 der zariſtiſchen ZPO. 
war, dem 87 des neuen Geſetzes ſichtlich nachgebildet iſt. Während 
§ 707 die im Auslande errichteten Rechtsgeſchäfte dem auslan⸗ 
diſchen Recht unterwarf, beſtimmt $7 der Sowjet⸗ZPO. lediglich, 
daß die am Errichungsorte geltenden Geſetze „in Betracht zu ziehen 
ſeien“, fo daß das Ermejjen des Richters (nicht dagegen die Par⸗ 
teiautonomie) zu eutſcheiden haben dürfte. In dieſer Beſtimmung 
erſcheint das Somjetrecht taſtend: man iſt durchdrungen vom 
Territorialitätsprinzip, fühlt aber, daß das ausländiſche Recht nicht 
immer ausgeſchloſſen werden kann. So vermeidet man eine klare 
Grenzziehung. Bedenken muß weiter die Formulierung von Mar 
karow erregen, daß das ausländiſche Recht nur inſoweit in der 
Sowjetunion angewendet werden könne, „als es ſich um Schuldver⸗ 
häliniſſe handelt, die dem im Zivilkodex aufgeſtellten Kreis der 
Schuldverhältniſſe entſprechen“. Hier, wie noch an einer anderen 
Sıelle ſeines Buches, nimmt Makarow offenbar an, daß das 
Sowjetrecht einen numerus clausus der Verträge habe. Das iſt 
durchaus nicht der Fall. Wie ſich aus Ziff.? des Dekrets über die 
privalrechtl. Grundrechte v. 22. Mai 1922 (. Freund: Zivilr. Som» 
jetrußlands, S. 103) ergibt, beſteht das Recht, Verträge aller Art 
zu ſchließen, ſoweit ſie nicht ausdrücklich verboten ſind. Danach 
befteht kein Bedenken, etwa aus einem im Auslande geſchloſſenen 
Verwahrungsvertrag in der UdSSR. Rechte nach ausländiſchem Recht 
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herzuleiten, obgleich das Sowjetrecht den Verwahrungsvertrag nicht 
regelt. Widerſpruch erregt auch die Auffaſſung, daß ein im Auslande 
abgeſchloſſener Dienſtvertrag in der Sowjetunion nicht nach auslän⸗ 
diſchem Recht beurteilt werden könne, da die Dienſtverhältniſſe in der 
Sowjetunion durch den Arbeitskodex geregelt würden, der nicht privat⸗ 
rechtlich ſei, ſondern zum öffentlichen Recht gehöre. Dieſe Auffaſſung 
mochte noch unter dem alten Arbeitsgeſezbuch von 1918 am Platze 
fein, als tatſächlich der Arbeitsvertrag völlig unter öffentlich⸗recht⸗ 
licher Regelung ſtand und der Parteidispoſition entrückt war. Das 
neue ArbGG B., Ausgabe 1922, dagegen iſt zwar außerordentlich 
ſtark mit öffentlich⸗ rechtlichen Beſtimmungen durchſetzt, ähnlich, wie 
dies auch im deutſchen Arbeitsrecht der Fall iſt, man kaun aber, 
will man die landläufige Scheidung in öffentliches und Privatrecht 
aufrechterhalten, nicht umhin, den Arbeitsvertrag nach dem heutigen 
Sowjetrecht als einen privatrechtlichen Vertrag aufzufaſſen, jo daß 
aus dem angeblich öffentlich⸗rechtlichen Charakter dieſes Vertrages 
kein Bedenken herzuleiten iſt, ihn auch in der Sowjetunion ge⸗ 
gebenenſalls nach dem ausländiſchen Recht zu behandeln. 

Von den obigen Abweichungen abgeſehen, wird man den Ergeb⸗ 
niſſen Makarows insbeſ. im Familienrecht zuſtimmen dürfen. Der 
beſondere Vorzug der neuen Arbeit iſt die rechtsvergleichende Gegen⸗ 
überſtellung des zariſtiſchen und des ſowjetiſtiſchen ruſſiſchen Rechts, 
worauf bereits der Titel des Buches hinweiſt, der von „ruſſiſchem“ 
Zwiſchenprivatrecht ſpricht. Dieſe Gegenüberſtellung iſt nicht ohne 
praktiſche Bedeutung, ſie iſt aber vor allen Dingen deswegen inter⸗ 
eſſant, weil ſie wieder den Beweis liefert, daz das alte ruſſiſche 
Recht, wenn es auch formell beſeitigt worden iſt, doch wieder unter 
den neuen Geſetzen durchſchimmert, worauf auch Wenger in ſeinem 
geiſtvollen Aufſatz „Zum Zivilrecht Sowjetrußlands“, Archiv für 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, XX, I ff. hinweiſt. Beſonders wird 
man das Kapitel über die ruſſiſche Literatur des internationalen 
Privatrechts mit Intereſſe ſtudieren. 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß die von Makarow 
eingeſchlagene Methode einer dogmatiſchen Darſtellung des inter⸗ 
nationalen Privatrechts die allein richtige iſt. Es iſt durchaus not⸗ 
wendig, die verſtreuten und lückenhaften Kolliſionsnormen, die das 
Sowjetrecht bietet, in ein Syſtem zu bringen. Die Kritik, die 
Korezki, a. a. O., hiergegen richtet, geht fehl. Korezki will als 
Gegenſtand des internationalen Privatrechts in der Gegenwart in 
erſter Linie nur die unmittelbare Regelung der internationalen Be⸗ 
ziehungen gelten laſſen. In ſeinem intereſſanten Aufſatz „Probleme 
des internationalen Handelsrechts im Sowletrecht“ (Oſtrecht 1926, 
746 ff., 867 ff., 965 ff.) hat er dieſe Methode befolgt und dabei zwei⸗ 
fellos ſehr Intereſſantes gegeben. Ein Kolliſionsrecht werden wir 
aber ſelbſt dann nicht entbehren können, wenn ſich das jetzige Netz 
der Staatsverträge noch ſehr weſentlich verdichtet haben wird, und auch 
Korezki kommt nicht um die Notwendigkeit herum, Kolliſions⸗ 
normen aufzuſtellen (vgl. feinen bereits zit. Aufſatz im Boten für 
Sowjetjuſtiz). 

Bei einer Neuauflage des Makar o wiſchen Buches würde 
es ſich empfehlen, die zahlreichen ſprachlichen Härten, die es auſweiſt, 
zu beſeitigen. RA. Dr. Heinrich Freund, Berlin. 


Die Modernifierung des türkiſchen Nechts. 
1 

Die Reform des türkiſchen Rechts ſchreitet mit Rieſenſchritten 
vorwärts. Schier unerſchöpflich iſt das Parlament in der Produktion 
neuer Geſetze. Nicht weniger als 269 Vorlagen, darunter verſchiedene 
von großem Umfange und einſchneidender Bedeutung, hat die Große 
Türkiſche Nationalverſammlung in Angora in ihrer letzten Sitzungs⸗ 
periode verabſchiedet, wie der Präſident der Nationalverſammlung bei 
feiner Rede in der Schlußſitzung am 10. Juni 1926 feſtſtellen konnte. 

Nachdem die Türkei mit der Abſchaffung des Kalifats am 
3. März 1924 ſich endgültig von der iſlameſchen Theorie des Religions⸗ 
ſtaates losgeſagt und zur modernen Staatsauffaſſung bekannt hatte, 
nachdem ſie ferner in der neuen Verfaſſung v. 20. April 1924 die 
Fundamente für den weiteren Ausbau eines republikaniſchen Staats⸗ 
weſens errichtet hatte, ſucht ſie jetzt durch Beſeitigung der Reſte des 
alten religiöſen Rechts und durch Verbeſſerung der bisherigen un⸗ 
zureichenden Geſetzeskodifikationen ſich ein modernes, den Bedürf⸗ 
niſſen der Gegenwart entſprechendes Recht zu ſchaffen. Neben zahl⸗ 
reichen Verwaltungsgeſetzen kommt hier namentlich die Reform des 
Prozeßrechts in Betracht, wie ſie vor allem durch die Prozeßordnungs⸗ 
novelle v. 22. April 1924 und durch das Geſetz betreffend die Organi⸗ 
ſation des Kaſſationshofs in Angora vom Mai 1926 angebahnt 
worden iſt und wohl noch weiter durchgeführt werden wird. Wichtig 
ſind auch die Rechtsanwaltsordnung v. 3. April 1924 und das 
Richtergeſetz v. 3. März 1926. 

Von der allergrößten Bedeutung aber ſind die in der letzten 
Sitzungsperiode der Nationalverſammlung verabſchiedeten großen 
Juſtizgeſetze, durch die nahezu das geſamte materielle Recht auf 
völlig neue Grundlagen geſtellt worden iſt. Zwei Reformen ſind hier 
zu unterſcheiden: Die Strafrechtsreform, die am 1. Juli 1926 bereits 
in Kraft getreten iſt, und die Privatrechtsreſorm, die am 4. Okt. 
1926 in Kraft treten ſoll. 
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Am 1. März 1926 hat die Große Nationalverſammlung das 
neue türkiſche Strafgeſetzbuch angenommen, das aus 592 Artikeln 
beſteht und dem italieniſchen Codice penale nachgebildet iſt. Es wurde 
am 3. März 1926 im Geſetzblatt (resmi dscheride) Nr. 320 ver⸗ 
kündet. Am 26. April 1926 beſchloß die Große Nationalverſammlung 
ein Einführungsgeſetz dazu, das im Geſetzblatt Nr. 364 am 5. Mai 
1926 verkündet wurde und ebenfalls am 1. Juli in Kraft ge⸗ 
treten iſt. 

Die am 4. Okt. 1926 in Wirkſamkeit tretenden Privatrechts⸗ 
geſetze ſind: 

1. Das von der Großen Nationalverſammlung am 17. Febr. 
1926 angenommene und am 4. April im Geſetzblatt Nr. 339 ver⸗ 
kündete, aus 933 Artikeln beſtehende Zivilgeſetzbuch, das eine Über⸗ 
ſetzung des Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs v. 10. Dez. 1907 mit 
verhältnismäßig geringfügigen ſachlichen Abweichungen it; 

2. das aus 49 Artikeln beftehende, am 19. Juni in Nr. 402 
des Geſetzblattes verkündete Einführungsgeſetz zum Zivilgeſetzbuch 
v. 29. Mai 1926; 

3. das Obligationenrecht v. 22. April 1926 mit 544 Artikeln, 
verkündet am 8. Mai 1926 im Geſetzblatt Nr. 366, das eine Über⸗ 
ſetzung der erſten beiden Abteilungen des Schweizeriſchen Obligationen⸗ 
rechts v. 30. März 1911 faſt ohne jede ſachliche Abweichung darſtellt; 

4. das aus 1015 Artikeln in vier Büchern beſtehende, am 
28. Juni in Nr. 406 des Geſetzblattes verkündete Landhandelsgeſetz⸗ 
buch v. 29. Mai 1926, das in teilweiſer Anlehnung an das deutſche 
Handelsgeſetzbuch und den italieniſchen Codice di commercio vom 
1. Jan. 1883 geſchaffen worden iſt und eine umfaſſende Kodifikation 
des geſamten Handelsrechts einſchließlich des Wechſel⸗ und Scheck⸗ 
rechts, des Verſicherungsrechts und des Rechts der Genoſſenſchaften 
und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung darſtellt; 

5. das Einführungsgeſetz v. 29. Mai 1926 zum Landhandels⸗ 
geſetzbuch mit 15 Artikeln, das am 20. Juni in Nr. 403 des 
Geſetzblatts verkündet worden iſt. 

Mit dieſen Geſetzen hat die Türkei ſich ein modernen Anforde⸗ 
rungen genügendes Rechtsſyſtem geſchaffen. Hoffentlich gelingt es, 
dieſes einer ganz anderen Kulturwelt entſtammende Recht dem tür⸗ 
kiſchen Volke auch innerlich nahe zu bringen und es zu einem 
wirklichen Kulturfaktor zu machen. LGR. Dr. Pritſch, Berlin. 


II. 


Das neue Türkiſche BGB. lehnt ſich eng an das Schweizer 
ZGB. an, aus dem es zum größten Teil — unter Zugrundelegung 
des franzöſiſchen Textes — überſetzt worden iſt. Abgeſehen von der 
Einführung des für die Türkei gänzlich neuen Rechtsgrundſatzes über 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ſind von be⸗ 
ſonders in die Augen ſpringenden Veränderungen gegenüber dem 
früheren Recht folgende zu nennen: Die Gleichſtellung der 
Perſonen ohne Rückſicht auf das Geſchlecht wird im 
Gegenſatz zu der bisher bevorzugten Stellung des Mannes im Fa⸗ 
milien⸗ und Erbrecht konſeguent durchgeführt. Die Vielehe, die be⸗ 
reits durch ein früheres Geſetz einſtweilen unterdrückt, ſpater aber 
wieder zugelaſſen war, iſt jetzt abgeſchafft; ebenſo das bisher dem 
Ehemann zuſtehende Recht, die Ehe durch einſeitige Willenserklärung 
aufzulöſen. Die Zivilehe wird eingeführt. Zu erwähnen iſt 
ferner die Einführung einiger Rechtsinſtitute, wie Eigentumsvorbehalt 
und Sicherungsübereignung, die das alte türkiſche Recht nicht kennt. 
Eine Neuerung iſt auch die gleichmäßige geſetzliche Regelung des 
Familien» und Erbrechts für ſämtliche türkiſche Staatsangehörige 
ohne Unterſchied der Religion. In dem bisherigen türkiſch⸗iſlamiti⸗ 
ſchen Zivilrecht fehlte eine Regelung des Familien⸗ und Erbrechts. 
Für die Mohammedaner waren die alten islami-figh-Beſtimmungen 
maßgebend, während für Andersgläubige ſtaatliche Vorſchriften über⸗ 


haupt nicht vorhanden waren. 


Von dem Schweizer ZGB. unterſcheidet ſich das neue türkiſche 
Recht in einigen den türkiſchen Verhältniſſen angepaßten Beſtim⸗ 
mungen über den Perſonenſtand. So tritt die Volljährigkeit mit Voll⸗ 
endung des 18. Lebensjahres ein (bisher gab es im Zivilrecht nur den 
Begriff der Mannbarkeit, deren Eintritt für Knaben mit dem voll⸗ 
endeten 16., für Mädchen mit dem vollendeten 14. Lebensjahr ange⸗ 
nommen wurde); die Volljährigkeitserklärung kann nach dem voll⸗ 
endeten 15. Lebensjahr erfolgen (nach Schweizer Recht ſind die 
Altersgrenzen 20 und 18 Jahre). Der Mann kann nach vollendetem 
18., die Frau nach vollendetem 17. Lebensjahr die Ehe eingehen (nach 
Schweizer Recht erſt nach vollendetem 20. bzw. 18. Lebensjahr). Zu 
den Ehenichtigkeitsgründen gehört in der Türkei auch die Milchver⸗ 
wandtſchaft. Im ehelichen Güterrecht ſchließlich iſt im Gegenſatz zum 
Schweizer Recht die Gütertrennung als geſetzlicher Güterſtand ein⸗ 
eführt. 
5 Das neue türkiſche Recht der Schuldverhältniſſe iſt gleichfalls 
nach Schweizer Vorbild geſtaltet worden; jedoch beſchränkt ſich dieſe 
Rezeption auf den revidierten Teil des ſchweizeriſchen Obligationen⸗ 
rechts, d. h. bis Art. 55. Man hat diejenigen Beſtimmungen fortge⸗ 
laſſen, die ſich auf ſpezifiſch ſchweizeriſche Verhältniſſe beziehen. 

Das Einfch. zum neuen Türk BGB. (Gef. Nr. 864 vom 29. Mai 
1926) beſteht aus 49 Artikeln; ſeine Beſtimmungen ſind zum großen 
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Teile aus den Schlußvorſchriften des Schweizer ZGB. übernommen 
worden. Nur die ſpezifiſch ſchweizeriſchen Beſtimmungen der Art. 32, 
33, 39, 40, 41, 42, 46, 48 ſowie die Art. 52—61 find ausgelaſſen. Da⸗ 
gegen ſind im türkiſchen Einf. folgende Artikel neu eingefügt: 
Art. 8, der eine Verordnung für die bisherigen Wakufſtiftungen in 
Ausſicht ſtellt; Art. 44 u. 45, die prozeßrechtliche Beſtimmungen 
über Verſäumnisverfahren, Einſpruchsfriſt, Reviſion uſw. enthalten; 
Art. 46, der Vorſchriflen über Zwangsvollſtreckung enthält; Art. 47 
u. 48, die den Tag des Inkrafttretens und Anweisungen an den 
Juſtizminiſter enthalten. Hinſichtlich der Übergangsbeſtimmungen iſt 
feſtgeſetzt, daß die unter der Herrſchaft des alten türkiſchen Rechts 
entſtandenen Rechtsverhältniſſe im allgemeinen — bis auf wenige, 
insbeſ. ſachenrechtliche Ausnahmen — beſtehen bleiben und auch wei⸗ 
terhin nach den Beſtimmungen des alten Rechts behandelt werden; 
die Beteiligten können jedoch günſtigere Beſtimmungen des neuen 
Rechts, z. B. über die Verjährung, für ſich in Anſpruch nehmen. 
Bemerkenswert iſt noch, daß unter dem alten Recht geſchloſſene Ehen 
mit mehreren Frauen noch weiter anerkannt werden, ihre Auflöſung 
aber ausſchließlich nach neuem Recht beurteilt wird. 

Eine Beſprechung des neuen HGB. bleibt für ſpäter vorbehalten. 
Erwähnt feien hier nur einige Beſtimmungen des Einf®. dazu. Art. 12 
beſtimmt, daß die Vorſchriften des Geſetzes betr. ausländiſche 
Aktien⸗ und Verſicherungsgeſellſchaften vom 30. Nov. bis 13. Dez. 
1914, ſowie der Novelle dazu vom 10.—23. Aug. 1915 weiter in 
Geltung bleiben. Die übrigen Artikel behandeln die Weitergeltung 
der bisherigen Beſtimmungen für bereits vor Inkrafttreten des 
neuen HGB. abgeſchloſſene Handelsgeſchäfte, ausgeſtellte Wechſel, 
deren Indoſſamente, Annahme und ihre Kraftloserklärung. Die Han⸗ 
delsregiſter werden bis zu ihrer Einrichtung bei den Gerichten durch 
die jetzigen, bei den Handelskammern geführten Regiſter erſegzt. 

Vizekonſul Kurt Sell, Berlin. 


Entgegnungen. 


Schuldenzahlung durch den Liquidator deutſchen Ver- 
mögens im Ausland. 

Die Entgegnung v. Zwehls JW. 1926, 1319 auf meine Aus⸗ 
führungen zu dem Urteil van Peihegem w. Staakmann, Horſchitz 
& Tielecke ZW. 1926, 321 darf nicht unwiderſprochen bleiben. 

Ich habe a. a. O. nicht geſagt, daß in jenem Falle der SchH. 
die Verweiſung des Gläubigers durch den deutſchen Schuldner auf 
deſſen im Heimatland des Gläubigers ſequeſtriertes Vermögen für zu⸗ 
läſſig erklärt habe, ſondern vielmehr, daß das Gericht in gleicher 
Weiſe wie der Deutſch⸗Franzöſiſche GemSch cg. in Sachen Walch 
w. Veſper den Gläubiger auf das ſequeſtrierte Vermögen verwieſen 
habe. Das iſt auch zutreffend. Verklagt waren, wie v. Zwehl 
richtig anführt, Sequeſter und Geſellſchafter als Geſamtſchuldner. 
Demgegenüber hat der Sequeſter geltend gemacht, daß die Klage gegen 
die ſequeſtrierte Geſellſchaft als „irrecevable“ anzuſehen ſei, da die 
Verurteilung der Geſellſchaft den Liquidationserlös verringern und im 
vorliegenden Falle ſogar vollkommen aufzehren würde. Das Gericht 
hat dieſen Einwand als rechtsirrtümlich bezeichnet, und zwar mit der 
a. a. O. zitierten Begründung und dementſprechend den Scqueſter, aller- 
dings als Geſamtſchuldner neben dem Geſellſchafter, verurteilt. Die 
Frage, ob das ſequeſtrierte Vermögen wegen Verbindlichkeiten der Ge⸗ 
ſellſchaft hafte, iſt alſo vom Gericht mit eingehender Begründung be⸗ 
jaht worden. Daß dies im vorliegenden Falle nicht auf einen Ein⸗ 
wand des Schuldners hin geſchehen iſt, ſondern von Amts wegen, be⸗ 
ruht darauf, daß der Sequeſter von vornherein mitverklagt war. 
v. Zwehl irrt offenbar, wenn er meint, daß eine Berweiſung des 
Gläubigers auf das ſequeſtrierte Vermögen der Geſellſchaft aus tat⸗ 
ſächlichen Gründen hätte erfolglos bleiben müſſen, da es ſich um eine 
Lieferung eines großen Poſtens von Ammoniakſulfat handelte, zu der 
der Sequejter wohl ſchwerlich in der Lage geweſen wäre. Das Gericht 
hat die Sache auch unter dieſem Geſichtspunkt geprüft und aus⸗ 
geſprochen, daß der Einwand des Sequeſters, er habe nicht die nötige 
Erfahrung, um einen Lieferungsvertrag auf Ammoniakſulfat aus⸗ 
zuführen, unerheblich ſei, da die Sequeſter die Verpflichtung hätten, 
die Geſchäfte der Geſellſchaft in dem Maße fortzuführen, wie es die 
Liquidation erfordere. Talſächlich iſt ja auch dann eine Verurteilung 
des Sequeſters, wie v. Zwehl ſelbſt angibt, erfolgt. 

Eine Verurteilung der Geſellſchaft, vertreten durch ihren Se⸗ 
queſter, mußte im übrigen auch deswegen ausgeſprochen werden, weil 
nach Art. 164 des belgiſchen Code de commerce die Verurteilung 
der Geſellſchaſter auf Grund ihrer ſolidariſchen Haftung erſt erfolgen 
kann, wenn eine Verurteilung der off G. ſelbſt vorliegt. 

Landrichter Dr. Bukofzer, Berlin. 


Franzöſiſche Handhabung des gc. in Elſaß-Lothringen 
und freies Recht. 

In meinem Artikel über „Eine franzöſiſche Gedenkſchrift zur 

Einführung des franzöſiſchen Zivilrechts in Elſaß⸗Lotringen“ (JW. 

1926, 1875) hatte ich u. a. den Beitrag des franzöſiſchen LGPr. 


Kleinere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Carré de Malberg über die franz. Nechtſprechung in Elſaß⸗ 
Lothringen von 1918—1925 und die Art beſprochen, in der Ernſt 
Fuchs dieſe Arbeit zur Stützung ſeiner freirechtlichen Anſichten in 
feinem Aufſatz („Juſtiz“ 1926, 349) herangezogen hatte. Zu dieſen 
Ausführungen erläßt nun Fuchs (JW. 1926, 2167) eine Enigeg⸗ 
nung, die ich nicht unerwidert laſſen kann. Fuchs' Entgegnung 
richtet ſich zu einem großen Teile gegen Ausführungen, die ich über⸗ 
haupt nicht gemacht habe. Er behauptet, daß ich ſeine „Vaterlands⸗ 
liebe verdächtige, weil er einen franzöſiſchen Nationaliſten anrufe“. 
Ich habe aber von ſeiner Vaterlandsliebe mit keinem Worte ge⸗ 
ſprochen und mit keinem Worte den leiſeſten Zweifel an ihr ange⸗ 
deutet. Ich habe nur ſeinen guten Geſchmack und die Unbefangen⸗ 
heit ſeiner Tatſachenwürdigung beſtritten. Fuchs beteuert, daß ihn 
bei dem von mir kritiſierten Aufſatz „ausſchließlich die Liebe zu dem 
unter dem herrſchenden Rechtsrabuliſtentum ſchwer leidenden deut⸗ 
ſchen Volke treibe“. Ich habe aus ſeinen Ausführungen keinen an⸗ 
deren Eindruck gewonnen, kann aber freilich auch nach Prüfung 
ſeiner Entgegnung die Anſicht nicht aufgeben, daß ihn das leiden⸗ 
ſchaftliche Beſtreben zur Befreiung des deutſchen Volkes von dem, 
was er „Rechtsrabuliſtentum“ nennt, im vorl. Falle erheblich miß⸗ 
leitet hat. 

Mit dieſer Feſtſtellung entfällt wohl auch der Hauptgrund für 
feine Kennzeichnung meines Artikels als „patriotiſcher Einſpruch“ 
und für den von ihm gegen mich erhobenen Vorwurf des Chau⸗ 
vinismus. Denn wenn Fuchs weiterhin meint, daß mich ſchon die 
Anführung eines Franzoſen als Gewährsmann „ſchmerze“, ſo iſt 
dies eine Unterſtellung, zu der nichts in meinem Aufſatz eine Ver⸗ 
anlaſſung gibt. Schon die Art, in der ich die anderen Beiträge zu 
der von mir behandelten Gedenkſchrift beſprochen habe, hätte, wie 
mir ſcheint, Fuchs erkennen laſſen können, daß ich von jedem 
nationaliſtiſchen Überſchwang frei bin, unter dem ich ſelbſt und meine 
elſäſſiſchen Landsleute nur zu ſehr gelitten haben. 

Fuchs hält mir — offenbar als Zeichen meiner beſonderen 
juriſtiſchen Rückſtändigkeit oder chauviniſtiſchen Voreingenommenheit 
— vor, daß ich ſogar in der beſonderen Frage der Art der Schadens⸗ 
erſazbemeſſung immer noch den Vorzug der franzöſiſchen Necht- 
ſprechung vor der deutſchen bezweifle, und führt anſchließend hieran 
eine Anzahl von Ausſprüchen anerkannter deutſcher, franzöſiſcher 
und italieniſcher Autoritäten als Beweis für die Verwerflichkeit der 
herrſchenden deutſchen Rechtsfindungsmethode an. Auch zu dieſen 
Ausführungen vermag ich in meinem Aufſatze keinen Anlaß zu er⸗ 
blicken. Ich habe zwar gegenüber den Ausführungen von Fuchs über 
den Buchſtabendienſt der deutſchen Rechtſprechung bemerkt, daß auch 
die herrſchende franzöſiſche Schule vor dem Vorwurfe des Haftens 
am Buchſtaben der einzelnen Vorſchriften keineswegs geſichert ſei. Aber 
mit dieſer kurzen Bemerkung, die übrigens Fuchs ſelbſt nicht be⸗ 
ſtreitet. habe ich ſelbſtverſtändlich zu der weitſchichtigen Frage, ob 
die deutſche oder die franzöſiſche Methode der Rechtsanwendung und 
Geſchesauslegung im augemeinen den Vorzug verdient, keine Stel⸗ 
lung nehmen wollen, und im übrigen habe ich mich mit dieſer 
Frage in meinem ganzen Aufſatz abſichtlich nicht befaßt. Hierzu 
bot eine Beſprechung der Gedenkſchrift über die Einführung der 
frangdjifchen Privatrechtsgeſetzgebung in Elſaß⸗Lothringen weder einen 
zwingenden Anlaß noch den erforderlichen Raum; wie auch der Rah⸗ 
men der gegenwärtigen Erwiderung ein Eingehen auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand nicht geſtattet. Von den 13 Beiträgen, aus denen die von mir 
beſprochene Gedenkſchrift beſteht, äußert ſich nur Carrs etwas ein⸗ 
gehender über jene Frage, indem er den Unterſchied zwiſchen der 
deutſchen und der franzoſiſchen Rechtshandhabung in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen auf die Verſchiedenheit der franzoſiſchen und deutſchen Geiſtes⸗ 
art zurückzuführen ſucht, die den deutſchen Richter veranlaſſe, auf 
wiſſenſchaftlichem und philoſophiſchem Wege den Willen des Geſetz⸗ 
gebers ermitteln zu wollen, während der franzöſiſche Richter die 
Rechtsfindung als ein Mittel zur Erreichung bejtimmter „wirtſchaft⸗ 
licher und menſchlicher Zwecke“ betrachte. Demgegenüber habe ich 
bemerkt, daß die verſchiedene Art der deutſchen und franzöſiſchen 
Rechtshandhabung im allgemeinen weniger auf einer Verſchiedenheit 
der Geiſtesart als auf der von anderen Mitarbeitern der Gedenkſchrift 
beklagten und von Car rs ſelbſt anerkannten Tatſache beruhe, daß 
die franzöſiſche Geſetzgebung auf faſt allen für die richterliche Tätig⸗ 
keit in Betracht kommenden Gebieten weit mehr hinter der ſozialen 
und wirtſchaftlichen Entwicklung zurückgeblieben iſt als die deutſche. 
Ich habe weiter an den von Carrs angeführten Beiſpielen der 
„freieren“ franzöſiſchen Geſetzesanwendung gezeigt, daß es ſich nur 
in einem Falle, eben bei der Frage der Schadensberechnung, um An⸗ 
wendung deutſcher Privatrechtsgeſetze, in allen anderen Fällen da⸗ 
gegen um die — größtenteils übrigens auf eine höchſt bedenkliche 
Auslegung einer Verordnung des Kriegsminiſters aus den erſten 
Tagen des Waffenſtillſtandes und auf eine überſpannte Auffaſſung von 
den Wirkungen der Abtretung auf die Geſetzeslage in abgetretenen 
Gebieten geſtützte — verfrühte Erſetzung geltender öffentlich⸗rechtlicher 
deutſcher Geſetze durch franzöſiſche Rechtsgrundſätze handelt. Ich 
konnte daher ſehr wohl die — wie Fuchs zugeben wird — noch 
immer recht beſtrittene Frage der Bemeſſung des Schadenserſatzes 
dahingeſtellt ſein laſſen und mich mit der Hervorhebung begnügen, 
daß die franzöſiſche Methode der Schadenserſabemeſſung jedenfalls 
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unter den gegenwärtigen elſaß⸗lothringiſchen Verhältniſſen wegen 
der durch ſie erleichterten Berückſichtigung der politiſchen Parkei⸗ 
ſtellung gewiſſen Bedenken begegnet. 

In der Tat haben Carrés Beiſpiele mit einer „freieren“ Ge⸗ 
ſetzeshandhabung durch die franzöſiſchen Richter und einer Berückſich⸗ 
tigung „wirtſchaftlicher und menſchlicher Zwecke“ nur höchſt ent⸗ 
fernte Beziehungen. Die Verſagung des durch die elſaß⸗lothringiſche 
Geſetzgebung gewährleiſteten Rechtswegs für Schadenserſatklagen 
gegen öffentliche Verbände auf Grund der franzöſiſchen Ausgeſtaltung 
der Trennung der Gewalten, die Wiedereinführung des Grundſatzes 
der bindenden Kraft des ſtrafrichterlichen Urteils für den Zivilrichter, 
die Ausſchließung des Zeugenbeweiſes gegenüber Urkunden uſw. ent⸗ 
ſpringen vielmehr lediglich dem Drange der franzöſiſchen Richter der 
Übergangszeit, die Spuren der deutſchen Herrſchaft, die zwar nicht 
nach dem endgültigen Verſailler Vertrag, aber nach den urſprüng⸗ 
lichen und von vielen franzöſiſchen Organen noch jahrelang feſtge⸗ 
haltenen Abſichten der franzöſiſchen Nationaliſten mit Rückwirkung 
auf 1871 wieder beſeitigt werden ſollten, möglichſt ſchnell aus der 
Welt zu ſchaffen. Ebenſo wie nur aus dieſer Gedankenrichtung ſich er⸗ 
klären läßt, wenn die noch während des Waffenſtillſtandes, alſo vor 
dem Inkrafttreten der Abtretung von Elſaß⸗Lothringen, vorgenom⸗ 
mene Verſendung von annexionsfeindlichen, „neutraliſtiſchen“ Flug⸗ 
blättern durch einen in Deutſchland wohnenden Elſäſſer nach Elſaß⸗ 
Lothringen von einem franzöſiſchen Gericht auf Grund des noch nicht 
eingeführten franzöſiſchen StGB. als hochverräteriſches Komplott be- 
ſtraft werden konnte i), und wie nur aus dieſer Vorſtellung das 
allen Grundſätzen ziviliſierter Geſetzgebung hohnſprechende Verfahren 
der franzöſiſchen Regierung bei der Einführung von franzöſtſchen Ge⸗ 
ſetzen in Elſaß⸗Lothringen, das von mir JW. 1925, 23 erörtert 
wurde, ſich einigermaßen begreifen läßt. Daß das Streben der fran⸗ 
zöſiſchen Richter nach möglichſt ſchneller Ausrottung der „institutions 
boches“ gelegentlich auch ſolchen franzöſiſchen Rechtsgrundſätzen und 
-methoden zum beſchleunigten Durchbruch verholfen hat, die vor den 
deutſchen den Vorzug verdienen oder über deren Vorzug ſich ſtreiten 
läßt, liegt mir fern zu leugnen. Wegen dieſer — übrigens recht ſpär⸗ 
lichen — Ausnahmen aber alle Abweichungen der franzöſiſchen Ge⸗ 
richte von der früheren deutſchen Übung unter den Geſichtspunkt 
der „freien Rechtsanwendung“ zu ſtellen und die in Wirklichkeit 
maßgebenden politiſchen Beſtrebungen und nationaliſtiſchen Ten⸗ 
denzen zu überſehen, bedeutet eine völlige Verkennung des Sachver⸗ 
halts. Eine ſolche Deutung iſt nur möglich, wenn man entweder — 
wie der Nationaliſt Carré de Malberg — jene Beſtrebungen 
und Tendenzen ohne weiteres für gerechtfertigt hält, aber nach außen 
immerhin gegenüber neutralen Beobachtern eine notdürftige Bemän⸗ 
telung durch wiſſenſchaftliche Theorien als wünſchenswert erachtet 
oder wenn man — wie der für die Befreiung des deutſchen Volkes 
vom „Rechtsrabuliſtentum“ kämpfende deutſche Freirechtler Fuchs — 
durch ſein leidenſchaftliches Streben nach dieſer Befreiung dazu ver⸗ 
führt wird, jeden, der ſeine Theorien bekennt, ohne Rückſicht auf 
die Mängel, die ſeiner Perſon und ſeiner Beweisführung anhaften, 
ohne weiteres als Geſinnungsgenoſſen und Gewährs mann in Anſpruch 
nehmen. 

Carrés Nationalismus tritt — wie Fuchs zugibt — in ſei⸗ 
ner Arbeit unverkennbar hervor. Seine Theſe von der „freien“, von 
„wirtſchaftlichen und menſchlichen Geſichtspunkten“ geleiteten Rechts⸗ 
handhabung der franzöſiſchen Juriſten wird durch die von ihm ange⸗ 
führten Beiſpiele offenkundig nicht beſtätigt. Von den anderen Mit⸗ 
arbeitern der Gedenkſchrift, die nach ihrer Stellung mindeſtens in 
gleichem Maße wie er zur Beurteilung der Verhältniſſe in der Lage 
ſind, erkennen mehrere die Rückſtändigkeit des franzöſiſchen Rechts 
gegenüber dem deutſchen an. Von ihnen verſucht keiner, insbeſ. auch 
nicht der Darſteller der deutſchen Rechtſprechung vor 1918, dieſe gegen⸗ 
über der Funuß gn zurückzuſetzen. Aber das alles hält Fuchs 
nicht ab, Carrés Ausſprüche über die Verſchiedenheit der deutſchen 
und franzöſiſchen Methoden, weil ſie zu ſeiner Theorie ſtimmen, als 
Beweis für deren Richtigkeit ins Feld zu führen und ſie ſogar als 
„ein wundervoll ſcharfes Gemälde des in ſechs Jahren von ihm durch⸗ 
lebten Gegenſatzes zwiſchen deutſcher und franzoöſiſcher Jurisprudenz“ 
und als ein „beſonderes welthiſtoriſches Zeugnis“ dafür zu ver⸗ 
werten, daß die „beſondere deutſche Art von vermeintlicher Wiſſen⸗ 
schaftlichkeit die auslandiſchen Juriſten von uns abſtößt“ (ſ. „Juſtiz“ 
d. a. O. S. 358 oben). Ich wiederhole, daß es mir nicht einfällt, des⸗ 
halb feine Vaterlandsliebe anzuzweifeln oder „patriotiſchen Einſpruch“ 
zu erheben. Ich muß aber zu meinem Bedauern dabei beharren, daß 
eine ſolche Beweisführung von geringem Geſchmack und von ge⸗ 
ringem Sinn für unbefangene Tatſachenwürdigung zeugt. 

Ich kann aber auch den Vorwurf nicht zurücknehmen, daß 
Fuchs Carrés Außerungen zum Teil unrichtig wiedergibt, ſie 
noch einseitiger und abſprechender erſcheinen laßt, als ſie in Wirk⸗ 
lichkeit ſind. Hierbei muß ich zugeben, daß ich bedauerlicherweiſe die 


1) Siehe darüber meinen Aufſatz „Eine Wiedergutmachungs⸗ 
ſchuld Frankreichs“ (DI. 1920, 772). 
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Anführung des Carre ſchen Satzes, daß der Zweck für den fran⸗ 
zöſiſchen Richter die Mittel heilige, in dem Artikel von Fuchs über⸗ 
ſehen habe. Dagegen muß ich daran feſthalten, daß Fuchs den 
Schlußſatz des Carréſchen Aufſatzes, in dem dieſer das Ergebnis der 
Zuſammenarbeit der franzöſiſchen und alt⸗elſaß⸗lothringiſchen Rich⸗ 
ter zuſammenfaßt, in unrichtiger und den Sinn verſchärfender Weiſe 


wiedergibt. Der Satz lautet: 


Empruntant à leurs ool- 
legues originaifes d’Alsace et 
Lorraine une diseipline ju- 
ridique qui ne leur était 
point coutumiere, les Ma- 
gistrats venus de l'intèrieur de 
la France ont vu avec une joie 
infinie les Juristes d’Alsace et 
Lorraine assouplir, de leur cöt 
au rythme frangais, ce que leurs 
interprétations avaient antéri- 
eurement de trop rigoureux. Et 
de oette pénétration réoi- 
proque, si profitable pour 
tous, ont surgi des solutions 
qui, tout en respectant le cadre 
impose par les eirconstances, 
ont honor6 la France, en se 


Fuchs gibt dies in der Juſtiz 
wieder: 

Die im Richtertum und in der 
Anwaltſchaft gebliebenen Alt⸗ 
elſäſſer aber haben ſich — fo hät⸗ 
ſchelt Carrs — wie wir in der 
franzöſiſchen Juſtiz zu unſerer 
unendlichen Freude ſehen, in dem 
ihnen ſo ganz ungewohnt geweſenen 
franzöſiſchen Richtertum ſehr raſch 
eingefühlt. An Stelle der früheren 
harten Auslegung hat dieſe unſere 
gemeinſame Arbeit Löſungen 
gezeitigt, die zwar ganz im Rah⸗ 
men der dem Lande vorläufig auf⸗ 
erlegten Geſetzgebung blieben, ſich 
aber franzöſiſchem Geſetz und 
franzöſiſcher Rechtſprechung nä⸗ 


rapprochant de la loi et de la 
jurisprudence frangaise. 


Zu meinem Vorwurfe, daß in dieſer Wiedergabe die Anerken⸗ 
nung der „juriſtiſchen Zucht“ der in Deutſchland gebildeten Richter 
und die „Förderung beider Teile durch die gegenſeitige Befruchtung“ 
verſchwunden ſei, erklärt nun Fuchs, daß nach ſeiner Annahme von 
„juriſtiſcher Zucht“ überhaupt nicht die Rede ſei, „discipline juri- 
dique“ vielmehr einen „juriſtiſchen Wiſſenszweig“ bedeute. Ich halte 
dieſe Überſetzung für durchaus unrichtig und glaube, daß jeder wirk⸗ 
liche Kenner der franzöſiſchen Rechtsſprache dies ebenſo beftätigen 
wird wie die von mir aus äußerſter Vorſicht befragte Perſönlichkeit. 
Schon im Deutſchen wird man ſchwer ſagen können, einen „Wiſſens⸗ 
zweig leihen“ oder „annehmen“; im Franzöſiſchen, das in der Unter⸗ 
ſcheidung der Synonyme ſehr viel ſchärfer iſt, wäre eine entſprechende 
Wendung völlig unmöglich. Was Carré nach Fuchs' Meinung 
ſagen will, hätte er etwa mit „initier dans une science“ od. ähnl. 
ausdrücken müſſen. Zudem kommt „discipline“ i. S. von „Zucht“, 
„ſtrenger Methode“ in Carrés (S. 58 Zeile 12 von unten und 
S. 60 Zeile 16 von unten) Aufſatz noch an zwei anderen Stellen, 
und zwar auch hier in Verbindungen wie „discipline qudiciare“, 
„discipline des juristes“, i. S. von „Wiſſenszweig“ überhaupt nicht. 
vor, wogegen für wiſſenſchaftliche Kenntnis eines Rechtsgebietes richtig 
„science“ gebraucht wird (S. 58 Zeile 2 von oben). 

Es tut mir leid, Fuchs, der ſeine Abneigung gegen philo⸗ 
logiſche Methoden in juriſtiſchen Dingen ſo lebhaft betont, an dieſer 
Stelle mit ſolchen begegnen zu müſſen. Es iſt in der Tat aber nicht 
wohl zu vermeiden. Denn wenn man den Eingang des ſtreitigen 
Satzes richtig, wie von mir angegeben, überſetzt, und weiterhin die 
„gegenſeitige für alle ſo ergiebige Befruchtung“ nicht mit Fu chs durch 
die blaſſe Wendung „unſere gemeinſame Arbeit“ widergibt, ſo wird 
man in jenem Satze zwar nicht einen „Lobſpruch“ ſehen — wie Fuchs 
fälſchlich von mir behauptet —, ebenſowenig aber auch eine „beredte 
Abſage an die deutfche ſyſtemlogiſche Jurisprudenz“, wie er fie ſeiner⸗ 
ſeits aus ihr entnehmen will, wohl aber eine „Anerkennung“ der 
deutſchen juriſtiſchen Zucht der alt⸗elſaß⸗lothringiſchen Richter, der 
Berechtigung ihrer Methode gegenüber einer Geſetzgebung von der 
Art der deutſchen und der gegenſeitigen Förderung bei der gemein⸗ 
ſchaftlichen Rechtsfindung. 

Eine ähnliche Verſchärfung der Außerungen Carrés iſt es 
übrigens auch, wenn Fuchs ihn von dem BGB. als von einem „un⸗ 
geſchlachten und ſchweren Werkzeug“ ſprechen läßt („Juſtiz“ a. a. O. 
S. 360), während jener es — immerhin erheblich milder — als ein 
„ziemlich ſchweres Werkzeug von weſentlich deutſcher Formung“ be⸗ 
zeichnet ((. Carré a. a. O. S. 59). Auch in ſeiner Entgegnung hält 
ſich Fuchs von dieſem Fehler nicht frei. So foll Carré nach ihm 
„darlegen“, wie die franzöſiſchen Richter mit dem „pedantiſchen, 
schwerfälligen BGB.“ einigermaßen fertig geworden ſeien. In Wirk- 
lichkeit aber nennt Carré das deutſche Geſetzbuch weder „pedantiſch“ 
noch „ſchwerfällig“, ſondern ſpricht nur von der „peinlich genauen 
Faſſung“ der deutſchen Geſetze, die „in Verbindung mit ihrer Methode 
und ihrem neuzeitlichen Inhalt“ in den meiſten Fällen die Erörterung 
ausgeſchloſſen habe (. Carré a. a. O. S. 58 [forme méticuleuse]). 
Ich glaube nicht, daß man Fuchs hiernach von dem Vorwurfe frei⸗ 
ſprechen kann, daß feine Wiedergabe der Ausführungen Car rss 
dieſe noch gehäfliger erſcheinen läßt, als ſie in Wirklichkeit ſind. 

RG R. Dr. Schwalb, Leipzig. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 


1. 58 134, 244 BGB.; 83 Ziff. 2 Ausf Beſt. v. 
8. Mai 1923 z. Valutaſpek VO. v. gl. Tage. Die Ab⸗ 
rede: Zahlung „in effektiven Devifen“ iſt gleich⸗ 
bedeutend mit der „ausdrücklichen“ Bedingung der 
Zahlung in ausländiſcher Währung. Eine ſolche 
Abrede macht, wenn ſie gegen geſ. Beſtimmungen 
verſtößt, in der Regel nur die Zahlungsbeſtim⸗ 
mung, nicht das ganze Geſchäft nichtig. Geſchäfte 
mit oberſchleſiſchen Hütten in den jetzt polni⸗ 
ſchen Gebieten find Einfuhrgeſchäfte.] 

Das BG. weiſt den von der Bekl. in erſter Linie erhobe⸗ 
nen Einwand der Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts v. 6. Juli 
1923 gemäß 8 2 Abſ. 1, 88 ValutaſpekVO. v. 8. Mai 1923 
(RGBl 1,275) wegen Vereinbarung der Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes in ausländiſcher Währung aus einer doppelten Er⸗ 
wägung zurück. In erſter Linie entnimmt es dem Schreiben 
der Bekl. v. 22. Aug. 1923, dem die Kl. nicht widerſprochen 
hat, daß die Bekl. nicht verpflichtet geweſen ſei, ihre Kauf⸗ 
preisſchuld nur in holländiſchen Gulden bzw. in engliſchen 
Pfunden zu zahlen, ſondern daß fie nach § 244 BGB. auch 
in deutſchen Mark habe erfüllen können. Aber auch wenn man 
annehme, daß die Befugnis zur Markzahlung nicht gegeben, 
der Kaufpreis vielmehr ausſchließlich in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung zu zahlen ſei, fo beſchränke ſich doch die Nichtigkeit nur 
auf dieſes Zahlungsabkommen, erſtrecke ſich aber nicht auf das 
Geſchäft ſelbſt, da dieſes zunächſt ohne die Zahlungsabrede 
geſchloſſen worden und letztere für den Beſtand des Geſchäfts 
nach dem Willen der Parteien nicht weſentlich ſei. Die Revi⸗ 
ſion rügt Verletzung des § 2 der genannten VO. und bittet um 
Nachprüfung, ob nicht das ganze Kaufgeſchäft hierdurch nichtig 
ſei. An ſich hat — wie der erkennende Senat in Übereinſtim⸗ 
mung mit RG. 107, 110 bereits mehrfach entſchieden hat (vgl. 
Dres e 711.239 23 Au Ass 923 
676/23; v. 2. Okt. 1925, II 543/24 in RG. 111,316) — die 
Preisvereinbarung in einer ausländiſchen Währung nicht die 
Bedeutung eines „ausdrücklichen“ (effektiven) Bedingens der 
Zahlung in dieſer ausländiſchen Währung i. S. des 8244 
Abf. 1 BGB. 2. Halbſatz; eine derartige Feſtſetzung der Schuld 
ſtellt allein noch kein zur Beſeitigung der Befugnis auf 
Markzahlung ausreichendes Übereinkommen dar, vielmehr iſt 
eine ganz unzweideutige Vereinbarung, daß in ausländiſcher 
Währung gezahlt werden ſolle, für den Ausſchluß des in 8 244 
Abſ. 1 BGB. ausgeſprochenen Grundſatzes zu erfordern. Eine 
ſolche Vereinbarung muß aber in dem von der Bekl. unwider⸗ 
ſprochen gebliebenen Vermerk „Zahlbar gegen Duplikatfracht⸗ 
brief in effektiven Deviſen“ auf jeder der der Bekl. über⸗ 
ſandten 35 Rechnungen regelmäßig unmittelbar unter dem in 
ausländischer Währung (holl. Gulden bzw. £) errechneten Be⸗ 
trage erblickt werden. Denn das Wort „ausdrücklich“ in 8 244 
Abſ. 1 BGB. 2. Halbſatz ſoll in deutſcher Sprache das gleiche 
beſagen wie „effektiv“. Indem das BG. dieſen Vermerk auf 
den zum großen Teil nach dem Schreiben der Bekl. v. 
22. Aug. 1923 liegenden Rechnungen nicht beachtet und nicht 
berückſichtigt, daß die Bekl. nach Ausweis des Schriftwechſels, 
wie auch in den Inſtanzen nicht beſtritten geweſen iſt, alle 
Zahlungen effektiv in holl. Gulden bzw. K geleiſtet hat, ver⸗ 
letzt das BG. Auslegungsgrundſätze der 88 133, 157 BGB. 
Danach iſt der erſte Grund des BG. allerdings nicht ſtich⸗ 
haltig. Der Ausnahmefall der „ausdrücklichen“ Vereinbarung 


der Zahlung der Schuld in ausländiſcher Währung (§ 244 
Abſ. 1 BGB. 2. Halbſatz) iſt gegeben. Aber der eventuelle 
Grund des BG., der auf rechtlich bedenkenfreier Feſtſtellung, 
daß dieſe Zahlungsabrede nach dem Willen der Parteien für 
den Beſtand des Kaufgeſchäfts nicht weſentlich war, beruht, 
trägt dieſen Teil der Entſcheidung. Er findet übrigens eine 
weitere Stütze darin, daß dieſe Abmachung über die Zahlungs⸗ 
weiſe, die lediglich auf einer mündlichen Beſprechung gelegent⸗ 
lich eines Beſuches des Vertreters der Kl. bei dem der Bekl. 
beruht, unſtreitig niemals ſchriftlich feſtgelegt worden iſt, ob⸗ 
gleich ſie im Widerſpruch mit dem den Vertragsinhalt wieder⸗ 
gebenden Beſtätigungsſchreiben der Bekl. v. 6. Juli 1923 ſteht. 
Die Parteien hätten daher, wenn ſie ihr den Wert beigemeſſen 
hätten, daß das Geſchäft mit ihrer Gültigkeit ſtehen und fallen 
ſollte — wegen deren die Kl. nach dem Inhalt des Schreibens 
v. 22. Aug. 1923 bereits Bedenken hegte —, bei dem großen 
Umfang des Geſchäfts ſicherlich ihre ſchriftliche Erklärung ver⸗ 
anlaßt. Im übrigen mag auch darauf hingewieſen werden, daß 
ein ſehr großer Teil der Lieferungen inſofern als Einfuhran⸗ 
ſchlußgeſchäfte i. S. des 83 Ziff. 2 Ausf Beſt. v. 8. Mai 1923 
(RGBl. 279) zur ValutaſpekulationsVO. vom gleichen Tage 
(RGBl. 275) anzuſehen iſt, als die Lieferwerke der Kl. zum 
großen Teil Hütten in dem polniſch gewordenen Teil Ober⸗ 
ſchleſiens waren, z. B. die Bismarckhütte, die Marthahütte 
(Kattowitz), die Baildonhütte (vgl. die Frachtbriefe in der 
braunen Mappe). Für Einfuhranſchlußgeſchäfte aber findet 
nach 8 3 Ziff. 2 jener AusfBeſt. die Vorſchrift des § 2 Abſ. 1 
ValutaſpekulationsVO. keine Anwendung. Danach wäre 
eine Vereinbarung der Parteien über die Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes in effektiven holl. Gulden oder £ inſoweit zuläſſig und 
daher nicht nach §8 der zit. VO. v. 8. Mai 1923 nichtig 
(vgl. die Urt. des erk. Sen. v. 30. Okt. 1925 II 55/25 und v. 
11. Dez. 1925 II 78/25). 

(U. v. 17. Sept. 1926: 529/25 II. — Berlin.) [Ku.] 


2. § 138 BGB. Nichtigkeit eines Lieferungs- 
vertrages wegen vereinbarter Irreführung der 
für die Erteilung der Einfuhrbewilligung und 
Deviſengenehmigung zuſtändigen deutſchen Be⸗ 
hörden über die Höhe des Kaufpreiſes.] 

Abſchluß und Erfüllung des Lieferungsvertrags der Par⸗ 
teien erforderte neben der Einfuhrbewilligung (VD. v. 16. Jan. 
1917, RGBl. 41) die Genehmigung der Reichsbank zufolge 
der VO. v. 8. Febr. 1917 (RGBl. 105). Für die Entſchlie⸗ 
ßung der zuſtändigen Stellen hierüber war neben der Bedarfs⸗ 
frage die Preishöhe von Bedeutung. Im Bewußtſein dieſer 
Erheblichkeit haben die Parteien in beiderſeitigem Einverſtänd⸗ 
nis den Behörden gegenüber den Kaufpreis von 170 ſchwe⸗ 
diſchen Kr. auf nur 165 Kr. angegeben. Die Bekl. hat 
ſpäter dem Kl. zur Abgeltung der Mühewaltung bei der von 
ihm übernommenen Verſendung der Ware eine Aufbeſſe⸗ 
rung des Kaufpreiſes auf 185 Kr. bewilligt. Auch dies 
haben die Parteien, als ſie nach dem Ablauf der Ein⸗ 
fuhrbewilligung einen neuen Antrag auf Einfuhrerlaubnis 
ſtellten, den Behörden in Täuſchungsabſicht verſchwiegen. 
Hieraus folgt die Nichtigkeit des Lieferungsvertrags. Das 
Übereinkommen über die Irreführung des Reichskommiſſars 
für die Einfuhrbewilligung und der Reichsbank waren mit 
den Anſchauungen ehrbarer Volkskreiſe über die Wahrung 
von Anſtand und Redlichkeit im Verkehr mit den Behörden un⸗ 
verträglich und iſt daher nichtig ($ 138 Abſ. 1 BGB.). 

(U. v. 7. Okt. 1924; III 1069/23. — Stuttgart.) 


3. 88 781, 116 BGB. Eine Urkunde iſt ungeach⸗ 
tet ihres Wortlautes als ſelbſtändiges Schuldan⸗ 
erkenntnis nur zu betrachten, wenn der Schuld⸗ 
ner ein ſolches begründen wollte. Das ein frühe⸗ 
res beſtätigende Schuldanerkenntnis begründet 
fein neues Schuldverhältnis.] 

Die Streitteile lebten als Angehörige des Deutſchen 
Reichs in Apia. Als der Bekl. im Jahre 1920 mit ſeiner 
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Frau nach Deutſchland zurückkehrte, machte ihn der Kl. zu 
ſeinem Bevollmächtigten. Er ſollte die Gelder, die ihm der 
Kl. zugehen laſſen würde, in Empfang nehmen, beſtmöglich 
verwalten und zur Bezahlung von Verbindlichkeiten des Kl. 
verwenden. Die — in fremder Währung — eingetroffenen Be⸗ 
träge wurden von dem Bekl. der Bank in St. G. auf ſeinen 
Namen in Verwahrung gegeben. Sodann wurden von den 
Bekl. aus eigenem Antrieb des beklagten Ehemanns folgende 
Urkunden ausgeſtellt und dem Kl. übermittelt: 1. Schuld⸗ 
ſchein. Wir bekennen hiermit, Herrn Guſtav K. und 
deſſen Ehefrau Elſa K., beide in Apia wohnhaft, folgende 
Beträge zu ſchulden. Dresden, den 25. Mai 
1921. — 2. Wir bekennen hiermit, Herrn K. und deſſen 
Ehefrau 150 Dollar zu ſchulden. Dresden, den 8. Aug. 
1921. — Im Juni bzw. September (7) 1921 ließ der Bell. 
dieſe Beträge durch die Bank in deutſches Geld umtauſchen. 
Als er nach Monaten dem Kl. von dieſer „für ihn“ vor⸗ 
genommenen Verwaltungsmaßnahme Kenntnis gab, war dieſer 
damit nicht einverſtanden. In einem Briefe v. 1. Jan. 1922 
verlangte er von dem Bekl., daß dieſer „die ſämtlichen ihm 
anvertrauten Gelder einſchließlich der aufgelaufenen Zinſen“ 
bei der Bank in St. G. zu ¼ auf den Namen feiner Ehefrau 
und zu ½ unter dem Namen des Kl. oder, wenn das un⸗ 
praktiſch ſei, unter dem des Bekl. „auf Franken⸗Kreditoren⸗ 
Rechnung anlege“ und bis allerſpäteſtens 5. März tele⸗ 
graphiere: „Geregelt“. Dieſes Stichwort ſolle bedeuten: „Ich 
erkenne Ihren Anſpruch an und habe Ihre ſämtlichen Gelder 
ohne jeden Abzug für Spekulationen in gewünſchter Weiſe 
deponiert.“ Der Bekl. ließ das Depot (Mark⸗Depot) bei der 
Bank auf Frau K. umſchreiben und telegraphierte am 18. Febr. 
1922: „Geregelt“. Der Reviſion, daß die Urk. v. 25. Mai und 
8. Aug. 1921 und das Antworttelegr. des Bekl. v. 18. Febr. 
1922 ſelbſtändige (konſtitutive) Schuldanerkenntniſſe ſeien, iſt 
nicht beizutreten. Zu einem Schuldanerkenntniſſe i. S. des 
8 781 BGB., das eine ſelbſtändige, vom urſprünglichen 
Schuldverhältnis losgelöſte Forderung des Gläubigers be⸗ 
gründen ſoll, gehört vor allem eine dahin zielende Abſicht 
des Schuldners (RG. 75, 51); Urt. VI 390/16 v. 1. Febr. 1917; 
RGRͤKomm. 5. Aufl. § 781 Anm. 3 BGB.). Eine ſolche 
Abſicht der Bekl. vermißt das BG. Es verkennt nicht, daß der 
Wortlaut der Urkunden v. 25. Mai und 8. Aug. 1921 zu⸗ 
gunſten der Kl. ſpricht. Aber es führt erhebliche Gegengründe 
an. Der Gedanke, ſolche Schuldſcheine auszuſtellen, iſt von 
dem Bekl. ausgegangen. Er war als Treuhänder zur Ver⸗ 
wahrung und Verwaltung der Gelder des Kl. berufen und 
ſollte dabei nach den Grundſätzen verfahren, die er bei der 
Verwaltung ſeines eigenen Vermögens befolgte. Die Gelder 
ſollten, wenn ſie auch bei der Bank auf den Namen des Bekl. 
angelegt werden mußten, nicht in deſſen Eigentum übergehen, 
und der Bekl. ſollte daraus die Gläubiger des Kl. befriedigen. 
Damit war die Begründung eines Darlehensſchuldverhält⸗ 
niſſes, das den Bekl. zum Eigentümer der Gelder gemacht 
hätte, nicht vereinbar. So kam das BG. zu der Überzeugung, 
daß dieſe Urkunden nur den Schutz der Kl. gegen Dritte be⸗ 
zweckten, während im Verhältnis der Streitteile unterein⸗ 
ander das alte Auftragsverhältnis fortdauern ſollte. Dieſe 
Würdigung des Sachverhalts liegt im weſentlichen auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet, das der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
verſchloſſen iſt. Zu rechtlichen Bedenken gibt ſie keinen An⸗ 
laß (vgl. RG. 61, 320 oben). Damit haben die beiden Ehe⸗ 
frauen aus dem Rechtsſtreit auszuſcheiden. Denn ihre Namen 
ſind zwar in den beiden Urkunden enthalten, aber an den 
zwiſchen den Ehemännern beſtehenden rechtlichen Beziehungen, 
dem Auftragsverhältnis, haben ſie keinen Anteil. Dagegen 
ſind auch von der Reviſion keine Einwendungen erhoben wor⸗ 
den. Daher war die Reviſion der Kl. im vollen Umfang, die 
des Kl. aber inſoweit zurückzuweiſen, als ſie ſich gegen die 
beklagte Ehefrau richtet. Dagegen war der Reviſion des Kl. 
gegen den beklagten Ehemann nicht jeder Erfolg zu verſagen. 
Das Auftragsverhältnis, das zwiſchen dieſen beiden beſtanden 
hatte, iſt nach der Annahme des BG. vom Kl. — durch den 
Brief v. 1. Jan. 1922 — gelöſt worden (8 671 BGB.). Des⸗ 
halb ſei der Bekl., meint der Vorderrichter, zur Zurückgabe 
der ihm anvertrauten — ihm bei der Bank in St. G. in aus⸗ 
ländiſcher Währung gutgeſchriebenen — Gelder verpflichtet 
— * 


1) JW. 1911, 40. 
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geweſen. Es habe aber bei dem Widerruf des Auftrags nur 
mehr ein Markguthaben bei der genannten Bank beſtanden. 
Zu dieſer Umwandlung ſei der Bekl. auf Grund der ihm er⸗ 
teilten weitgehenden Vollmachten berechtigt geweſen. Zwar 
ſei es auffallend, daß der Bekl. ſeinem Auftraggeber von 
dieſer ſehr wichtigen und unter Umſtänden gefährlichen Ver⸗ 
waltungsmaßnahme nicht ſofort, ſondern erſt nach Monaten 
Mitteilung gemacht und für dieſe Verzögerung keine Auf⸗ 
klärung gegeben habe; aber daß er ſich für den Fall des von 
ihm erwarteten Steigens der Mark „durch Rückumwechſelung 
der Deviſen des Kl. einen unberechtigten Spekulationsgewinn 
habe ſichern wollen, ſei ein nicht bewieſener Verdacht des 
Kl.“ Dieſe Schlußfolgerung iſt zwar tatſächlicher Art, aber 
es muß dem Kl. zugegeben werden, daß der Vorderrichter das 
Antworttelegramm des Bekl. v. 18. Febr. 1922, das an einer 
anderen Stelle des Urteils doch wenigſtens als „Beweis⸗ 
mittel“, als „Tatſachengeſtändnis“ anerkannt worden iſt, hier 
gänzlich außer acht gelaſſen hat. Abgeſehen davon wird von 
der Reviſion vor allem geltend gemacht, daß dieſe Draht- 
mitteilung des Bekl. im Zuſammenhalt mit dem voraus⸗ 
gegangenen Brief des Kl. eine vertragliche „Einigung“ dar⸗ 
ſtelle, die auch dann, wenn ſie kein neues Schuldverhältnis 
im Sinne des $ 781 BGB. begründe, doch immerhin im 
Rahmen des alten von rechtserheblicher Bedeutung ſei. Darin 
muß der Reviſion beigetreten werden. Denn in der Rechtſpr. 
des RG. — JW. 1906, 74212; 1916, 960; Urt. VII 585/05 
v. 9. Okt. 1904, VI 75/16 v. 1. Mai 1916, III 279/18 vom 
19. Nov. 1918 — iſt auch das fog. beſtätigende (deklara⸗ 
toriſche) Schuldanerkenntnis anerkannt, das ebenfalls ver⸗ 
tragliche Eigenſchaft hat, aber kein neues Schuldverhältnis 
begründen, ſondern das alte, ſoweit die Anerkennnung reicht, 
dem Zweifel und dem Streit entrücken, und die Geltend⸗ 
machung von Einwendungen, die der Schuldner damals 
kannte, für ſpäter ausſchließen will (NORKomm. a. a. O. 
Anm. 3). Im vorliegenden Fall ſcheint zwiſchen den Parteien 
darüber geſtritten worden zu ſein, ob der Bell. bei richtiger 
Auslegung des beiderſeitigen Briefwechſels zum Umtauſch 
der ausländiſchen Gelder in deutſches Geld berechtigt war, 
und ob er dieſen Umtauſch für den Kl. oder aber — zum 
Zwecke einer Spekulation — für ſeine eigene Rechnung 
vorgenommen hat. Auf dieſe Einwendungen ſollte der Bell. 
verzichten und das ſcheint er, ſoweit die Sachlage ohne die 
nicht vorgetragenen, dem Antworttelegramm v. 18. Febr. 
1922 vorausgegangenen und nachgefolgten Briefe des Bekl. 
überblickt werden kann, durch die Abſendung dieſer Draht⸗ 
mitteilung auch getan zu haben. Darüber durfte das BG. 
nicht mit der Bemerkung hinweggehen, daß der Bekl. offenbar 
den Kl. nur hinhalten wollte, bis der — nicht vorgetragene 
— gleichzeitig abgeſandte Brief des Bekl. bei ihm eintreffe. 
Dabei iſt ſowohl 8 116 BGB. als der für das Zuſtande⸗ 
kommen von Verträgen geltende Rechtsgrundſatz überſehen, 
daß jeder Teil ſeine Willenserklärungen ſo gegen ſich gelten 
laſſen muß, wie fie von dem Gegner nach Treu und Glauben 
im Verkehr aufgefaßt werden durften (Staub⸗Koenige, 
HGB. 10. Aufl. Anh. zu § 361 Anm. 91 S. 313 unten). 
(U. v. 22. Nov. 1924; 350/24 IV. — Dresden.) [fa.] 


4. 8 242 BGB. Gegenüber einer Freizeich⸗ 
nungsklauſel ſtellt Unterlaſſung von Eindeckung 
zu billigeren Zeiten noch kein vertretbares Ver- 
ſchulden dar.] 7) 

In dem von den Parteien geſchloſſenen Lieferungsvertrag 
findet ſich folgende Beſtimmung: „Für jedes Angebot und 
jeden daraus folgenden Auftrag gilt neben den geſetzlichen 
Beſtimmungen als ausdrücklich vereinbart, daß wir von der 
Lieferungspflicht befreit ſind, falls durch weitere Verſchär⸗ 
fungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe — insbeſ. ſteigenden 
Nohſtoffmangel, erhöhten Mangel an Arbeitskräften und 
Transportmitteln, Erhöhung der Arbeitslöhne —, durch Be⸗ 
ſchlagnahme oder anderweitige Verordnungen und Maßnahmen 
des Bundesrats, der Militär⸗ oder Eiſenbahn⸗ oder Zivil⸗ 
behörden, ſowie durch höhere Gewalt Herſtellung, Lieferung 
oder Verſand verhindert oder erheblich erſchwert werden.“ 


Zu 4. Die Höchitrichterlihe Beurteilung der Freizeichnungs⸗ 
vorbehalte zu der Zeit, wo derartige Vorbehalte an der Tagesord⸗ 
nung waren, war nicht von Unebenheiten frei. Das Werden zu be⸗ 
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Die Bekl. hat nicht geliefert, die Kl. deshalb Schadenserſatz⸗ 
anſprüche erhoben. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
BG. den Anuſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Das RG. hat aufgehoben. Das BG. ſtellt feſt, daß die Bekl. 
im Augenblick des Rücktritts in der Tat nicht liefern konnte, 
da die Fabrikation der Ware wegen Rohſtoffmangels unmög⸗ 
lich war, ferner daß nach Wiederaufnahme der Fabrikation 
der Preis derart geſtiegen war, daß dies als eine erhebliche 
Erſchwerung der Herſtellung und Lieferung i. S. der Ver⸗ 
tragsklauſel gelten könne. Gleichwohl verſagt er der Bell. 
das Recht, ſich auf die Vertragsklauſel zu berufen, da die 
Erfüllungshinderniſſe keine vertretbaren geweſen ſeien. Zwar 
geſteht er der Bekl. zu, daß ſie nicht verpflichtet geweſen ſei, 
die Ware fertigzuſtellen und vom 1. Juli 1919 ab bereit zu 
halten, weil die fertige Ware ein längeres Lagern ſchlecht 
verträgt und ſolches auch unnötig war, da, ſofern Roh⸗ 
materialien vorhanden waren, die Herſtellung ohne Schwierig⸗ 
keit und Zeitverluſt bewirkt werden konnte. Das BG. hält 
die Bekl. jedoch für verpflichtet, mit der Möglichkeit einer 
Verteuerung der Rohmaterialien zu rechnen und dagegen 
Vorſorge zu treffen, ſolange dies noch ohne übermäßige Auf⸗ 
wendungen möglich geweſen ſei. Bekl. habe mit Rückſicht auf 
den großen, auf lange Friſt getätigten Abſchluß die Mög⸗ 
lichkeit gehabt, ihre Dispoſitionen von langer Hand zu 
treffen, und die Kl. habe darauf rechnen können, daß ſich die 
Bekl. nicht von vorherſehbaren Ereigniſſen, wie ſtarker Ver⸗ 
teuerung der Rohmaterialien, unvorbereitet überraſchen laſſen 
werde. Hätte ſich die Bekl. Mitte September 1919 ein⸗ 
gedeckt, was damals noch offenbar ohne übermäßige Auf⸗ 
wendung möglich geweſen ſei, jo würde ſie der Rohſtoffmangel 
im November 1919 überhaupt nicht berührt haben. Auch 
wenn in dieſem Falle mit Rückſicht auf die inzwiſchen ge⸗ 
ſtiegenen Rohſtoffpreiſe das Geſchäft für ſie verluſtbringend 
geweſen ſein ſollte, hätte fie ſich dann doch nicht auf den 
Lieferungsvorbehalt berufen können: denn die Klauſel befreie 
die Bekl. nur davon, durch übermäßige Aufwendungen ſich 
die Lieferungsmöglichkeit zu ſchaffen. Würde man die 
Klauſel anders auslegen, und in ihr eine allgemeine Frei⸗ 
zeichnung für jeden Fall weſentlicher Preisſteigerung er⸗ 
blicken, jo würde dadurch dem Vertrage jedes erhebliche, von 
der Bekl. zu tragende Riſiko genommen. Derartige Klauſeln 
ſeien zwar in der Zeit des allgemeinen Warenhungers häufig 
vorgekommen, aber ſie ſeien unkaufmänniſch und nicht zu 
vermuten, zumal im vorliegenden Falle, wo die Kl. keines⸗ 
wegs um jeden Preis zum Vertrage habe kommen wollen, 
ſondern ihrerſeits ſehr genaue Bedingungen geſtellt habe. 
Dieſe Ausführungen des BG. ſind nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Es handelt ſich hier um eine typiſche Vertrags⸗ 
klauſel, die nach Schluß des Krieges, wo die Entwicklung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe in Deutſchland durchaus ungewiß 
war, ganz allgemein üblich war. Das BG. bezeichnet dieſe 
aus der Not der Zeit geborene Maßregel, durch welche die 
Verkäufer ſich in der Tat vor jedem Riſiko freizeichnen woll⸗ 
ten, und wodurch der deutſche Handel zeitweilig namentlich 
dem Auslande gegenüber diskreditiert worden iſt, als un⸗ 
kaufmänniſch; derartige wirtſchaftspolitiſche Geſichtspunkte 
haben jedoch bei der Auslegung einer an ſich klaren Ver⸗ 
tragsklauſel auszuſcheiden, und namentlich iſt es nicht an⸗ 


urteilen, iſt ſchwieriger als das Gewordene. Um ſo mehr intereſſiert 

das vorſtehende m. E. beifallswerte Urteil aus einer Zeit, wo man 

jener Rechtserſcheinung in einer gewiſſen zeitlichen Entfernung gegen⸗ 

überſteht. Der in Frage ſtehende Freizeichnungsvorbehalt lautet: 

„Für jedes Angebot und jeden daraus folgenden Auf⸗ 

trag gilt neben den geſetzlichen Beſtimmungen als aus⸗ 

drücklich vereinbart, daß wir von der Lieferungspflicht be⸗ 

freit ſind, falls durch weitere Verſchärfungen der wirtſchaft⸗ 

lichen VBerhäliniffe — insbeſondere ſteigenden Rohſtoff⸗ 

mangel, erhöhten Mangel an Arbeitskräften und Transport⸗ 

mitteln, Erhöhung der Arbeitslöhne — durch Beſchlagnahme 

oder anderweitige Verordnungen und Maßnahmen des Bun⸗ 

desrats, der Militär⸗ oder Eiſenbahn⸗ oder Zivilbehörden, 

ſowie durch höhere Gewalt Herſtellung, Lieferung oder 
Verſand verhindert oder erheblich erſchwert werden.“ 

Der Vorbehalt war gemacht nicht von einem Herſteller, ſon⸗ 

dern von einem Händler in Fertigwaren. Dieſer hat nach dem 

Urteil ſeiner Pflicht dadurch genügt, daß er den Auftrag an den 

Herſteller, der ſtets für ihn gearbeitet hatte und allein die Waren 

herſtellen Konnte, übergab. Die unter Berückſichtigung der Wirt⸗ 
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gängig, eine ſolche typiſche Vertragsklauſel verſchieden aus⸗ 
zulegen, je nachdem ob ſich der Käufer aus Warenhunger 
zum Geſchäft gedrängt oder ob er im übrigen ſeine Inter⸗ 
eſſen dem Verkäufer gegenüber ſtark vertreten hat. Aus der 
Vertragsbeſtimmung, daß die Bekl. bis zum Abruf, ſpäteſtens 
bis zum 31. Dez. die Ware für die Kl. koſtenlos auf Lager 
zu halten hatte, folgt keine Verpflichtung der Bekl., die Ware 
noch vor Abruf rechtzeitig herzuſtellen und zu lagern, denn 
nach der Auskunft der Handelskammer in Berlin v. 27. Febr. 
1922 ſollte damit nur geſagt ſein, daß der Kl. aus einer 
etwaigen Lagerung Koſten nicht erwachſen ſollten. Bekl. 
hatte alſo nur dafür zu ſorgen, daß ſie lieferungsbereit war, 
wenn der Abruf erfolgte. Dafür aber hatte ſie Vorſorge 
getroffen. Denn ſie hatte die genaue Spezifikation bereits 
am 3. März 1919 den Ruberoidwerken überſandt mit 
der Weiſung, daß auf Abruf die Ware hergeſtellt werden 
jollte, was innerhalb kürzeſter Friſt in 3 Tagen, ja in 
24 Stunden geſchehen konnte. Wenn man mit dem BG. die 
Bekl. für verpflichtet halten wollte, mit einer Verteuerung 
der Rohſtoffe zu rechnen und ſich dementſprechend beizeiten, 
wo dies noch ohne übermäßige Aufwendungen möglich war, 
einzudecken, ſo iſt nicht recht verſtändlich, welche Bedeutung 
dann noch der Lieferungsvorbehalt rückſichtlich des Rohſtoff⸗ 
mangels hatte. Der einzige Zweck, den die Bekl. mit der 
Freizeichnungsklauſel verfolgte, beſtand doch gerade darin, 
das Riſiko, das in der Verſchlechterung der wirtſchaftlichen 
Lage, insbeſ. in dem Steigen der Rohſtoffe und Löhne für 
die geſamte Preisentwicklung lag, von ſich abzuwälzen. Es 
iſt auch nicht recht einzuſehen, wie die Bekl., die doch nicht 
produzierte, ſondern nur ein Bauartikelgeſchäft betreibt, ſich 
ſelbſt überhaupt mit Rohſtoffen hätte verſehen ſollen; gemeint 
iſt wohl, daß die Bekl. auf die Ruberoidwerke einwirkte, daß 
dieſe ſich für den hier fraglichen Auftrag rechtzeitig und hin⸗ 
reichend mit Rohſtoffen verſahen bzw. ſich ſolche ſicherten. 
Allein die Bekl. genügte ihrer Vertragspflicht, wenn ſie, was 
unſtreitig geſchehen iſt, rechtzeitig den Auftrag den Ruberoid⸗ 
werken erteilte. Eine Eindeckung mit Rohſtoffen war der Bekl. 
um ſo weniger zuzumuten, als ſie dadurch gezwungen wurde, 
immerhin nicht unerhebliche Kapitalien feſtzulegen, während 
ſie erſt 30 Tage nach der Lieferung Bezahlung für die Ware 
erhielt. Da ferner mit einer Steigerung der Preiſe immer 
gerechnet werden muß, hätte die Bekl. danach eigentlich ſtets 
ſofort nach Vertragsabſchluß ſich wegen der Rohſtoffe ſicher⸗ 
ſtellen müſſen, ſo daß in Wirklichkeit der Fall der Vertrags⸗ 
klauſel niemals in Wirkſamkeit treten konnte. Abgeſehen 
hiervon darſ man nicht die Pflichten des Verkäufers aus der 
Erkenntnis heraus beurteilen, wie ſich uns gegenwärtig die 
Entwicklung der damaligen wirtſchaftlichen Verhältniſſe dar⸗ 
ſtellt. Damals wurde dieſe Entwicklung ſehr verſchieden und 
entgegengeſetzt beurteilt; es fehlte nicht an beachtlichen Stim⸗ 
men, die mit dem Friedensſchluß mit einer aufſteigenden 
Konjunktur rechneten. So gut wie die Löhne und Preiſe 
ſprunghaft ſtiegen, wurde auch wieder mit einem Sinken ge⸗ 
rechnet. Unter ſolchen Umſtänden kann man überhaupt nicht 
von einem vertretbaren, alſo ſchuldhaften Unterlaſſen recht⸗ 
zeitiger Eindeckung mit Rohſtoffen ſprechen, wenn die Bekl. 
der Meinung ſein durfte, daß die Rohſtoffpreiſe wieder ſinken 
würden. Auch brauchten ſteigende Preiſe, da ſie in der da⸗ 


ſchaft, wie ſie damals beurteilt wurde, gehörige, insbeſondere recht⸗ 
zeitige Beſchaffung, durfte er dem Herſteller überlaſſen. 

Das vorſtehende Urteil des 2. 35. billigt den Standpunkt des 
Erkenntniſſes des 1. 35. RG. 100, 258: Der Verkäufer dürfe 
ſich auf den Freizeichnungsvorbehalt ſogar dann berufen, wenn er 
ſich fahrläſſig nicht richtig eingedeckt habe, die Berufung auf den 
Sa aber nach Lage des Falles nicht gegen Treu und Glauben 
verſtoße. 

Es handelt ſich, wie das NG. betont, um eine typiſche Ver⸗ 
tragsklauſel, die nach Schluß des Krieges, wo die Entwicklung der 
Wirtſchaſtsverhältniſſe in Deutſchland durchaus ungewiß war, ganz 
allgemein üblich war. Das RG. hält den Vorbehalt für an ſich 
klar. Es mißbilligt deshalb die Heranziehung wirtſchaftspolitiſcher 
Geſichtspunkte, insbeſ. des Geſichtspunktes, der Vorbehalt ſei un⸗ 
kaufmänniſch. 

Der Vorbehalt unterlag ber richterlichen Beurteilung zu einer 
Zeit, wo die Wirtſchaftsverhältniſſe andere waren, als zur Zeit ſei⸗ 
ner Vereinbarung. Das RG. warnt daher mit Grund vor einer 
Beurteilung aus der Erkenntnis heraus, wie ſich uns n 
die Entwicklung der damaligen wirtſchaftlichen Verhältniſſe dar⸗ 
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maligen Zeit in der ſprunghaften Steigerung der Löhne und 
vor allem der Koſten ihre natürliche Erklärung fanden, noch 
gar kein Anzeichen für Warenknappheit zu fein. Soweit ein 
ungewöhnliches Steigen der Preiſe unter den Begriff der 
weiteren Verſchärfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe fiel, 
konnte die Bekl. gegebenenfalls vom Lieferungsvorbehalt Ge⸗ 
brauch machen; war die Preisſteigerung nicht ſo groß, ſo daß 
ihr die Freizeichnungsklauſel nicht zur Seite ſtand, ſo konnte 
ſie das Geſchäft eben nur mit Schaden zur Ausführung 
bringen. Inſofern übernahm die Bekl. immerhin ein ge- 
wiſſes Riſiko trotz des Lieferungsvorbehalts. Sie war alſo 
ſelbſt daran intereſſiert, ſich gegebenenfalls wegen der Roh⸗ 
ſtoffe zu ſichern; aber eine Pflicht der Kl. gegenüber über⸗ 
nahm ſie damit nicht. Treu und Glauben im Verkehr ver⸗ 
langten von der Bekl. nicht, daß ſie nicht unerhebliche Kapi⸗ 
talien feſtlegte und ſich unter Verluſt mit Rohſtoffen verſah, 
nur damit dadurch der der Bekl. an ſich zuſtehende Lieferungs⸗ 
vorbehalt außer Wirkſamkeit geſetzt wurde. In RG. 100, 258 
iſt rückſichtlich der hier fraglichen Vertragsklauſel am 20. Nov. 
1920 (I, 170/20) ausgeſprochen, daß der Verkäufer ſelbſt 
dadurch, daß er aus Fahrläſſigkeit rechtzeitige Eindeckung 
unterlaſſen und gegen ſeine Lieferanten, bei denen er ſich 
eingedeckt hatte, nicht auf reſtloſe Vertragserfüllung geklagt 
hat, ſein Recht aus der Freizeichnungsklauſel nicht verliere. 
Vielmehr könne er bei bloßem objektiven Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen der Klauſel ſich der daraus für ihn ent⸗ 
ſpringenden Vorteile bedienen, es ſei denn, daß die Anrufung 
der Klauſel wegen der beſonderen Umſtände des Falls gegen 
Treu und Glauben verſtößt. An dieſer Rechtſprechung iſt 
feſtzuhalten. Dafür, daß das Verhalten der Bekl. gegen Treu 
und Glauben verſtoßen hat, iſt nichts hervorgetreten, nament⸗ 
lich auch nach der Richtung hin, daß etwa von der Geltend⸗ 
machung der Klauſel verſpätet Gebrauch gemacht worden wäre. 
Alles, was von der Bekl. angeſichts des Lieſerungsvorbehalts 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
verlangt werden konnte, hat ſie dadurch erfüllt, daß ſie den 
ihr gewordenen Auftrag an die Ruberoidwerke weitergab, die 
ſtets für ſie gearbeitet hatten und die allein in der Lage 
waren, die verkaufte Ware herzuſtellen. Hiernach iſt die Bekl. 
gemäß dem Lieferungsvorbehalt von ihrer Lieferpflicht frei 
geworden und der Schadenserſatzanſpruch unbegründet. 

(U. v. 12. Febr. 1926; 228/25 II. — Berlin.) [Ku.] 


5. 89 242, 399, 404 BG B. „Schweizeriſche Gold⸗ 
hypotheken“ find auch ſolche, die urſprünglich für 
einen deutſchen Gläubiger entſtanden, dann durch 
Abtretung vor dem 31. Juli 1914 auf einen Schwei- 
zer übergegangen find.] 

Was unter einer ſchweiz. Goldhyp. zu verſtehen iſt, iſt in 
dem Abkommen nicht klar beſtimmt. Art. 1 enthält zwar eine 
Begriffsbeſtimmung der „Goldhypotheken i. S. dieſes Abkom⸗ 
mens“. Aber ein zuverläſſiger Anhalt für die Beurteilung der 
Streitfrage ift aus dieſer Begriffsbeſtimmung nicht zu entneh⸗ 
men. Denn abgeſehen davon, daß es mit Rückſicht auf die in ihr 
angeführten, keinerlei Beziehungen zur Schweiz vorausſetzenden 
Beiſpielsſälle ſchon zweifelhaft fein kann, ob hier überhaupt 
nicht nur der Begriff der Goldhypothek, ſondern auch der der 
ſchweizeriſchen Goldhypothek i. S. des Abkomniens feſtgeſtellt 
werden ſollte, iſt auch, wenn man dies aus der dieſen Bei⸗ 
ſpielen hinzugefügten allgemeinen Begriffsbeſtimmung der 
Goldklauſel, obſchon auch ſie nur von einem ausländiſchen, 
nicht von einem ſchweizeriſchen Gläubiger ſpricht, entnehmen 
will, doch nicht zu entnehmen, daß dieſer der urſprüngliche 
Hypothekengläubiger geweſen und die Goldklauſel mit ihm 
vereinbart ſein müſſe. Vielmehr kann nach dem Wortlaute des 
Abkommens eine zum Schutze des ausländiſchen Gläubigers 
gegen die Entwertung der deutſchen Mark dienende, die Er⸗ 

füllung der Verpflichtungen in Gold verſehende Klauſel auch 
dann als vereinbart anzuſehen ſein, wenn dieſe Klauſel ur⸗ 
ſprünglich mit einem anderen Gläubiger vereinbart war und 
erſt in dem nach dem Abkommen als maßgebend zu erachtenden 
Zeitpunkte einem durch Rechtsnachfolge an ſeine Stelle ge⸗ 


ſtellt; insbeſ. ſei die Frage des Verſchuldens, die der Geltend⸗ 
machung des Vorbehaltes entgegenſtehen könnte, aus der da⸗ 
maligen Beurteilung der Wirtſchaftslage und Entwicklung zu 
prüfen. RA. Dr. Plum, Koln. 
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tretenen ſchweizeriſchen Gläubiger tatſächlich dient. Aus dem 
Wortlaute des Abkommens kann daher der Kl. nichts für die 
von ihm vertretene Auslegung herleiten. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte und der Zweck des Abkommens ſprechen aber gegen 
dieſe Auslegung. Wie bereits der BR. unter Hinweis auf die 
dem Abkommen beigegebene erläuternde Denkſchrift ausgeführt 
hat, ſteht das Abkommen in engſtem Zuſammenhang mit der 
BR VO. v. 28. Sept. 1914) über die Unverbindlichkeit gewiſſer 
Zahlungsvereinbarungen. Da dieſe BD., wonach die vor dem 
31. Juli 1914 getroffenen Vereinbarungen, nach denen eine 
Zahlung in Gold zu erfolgen hat, bis auf weiteres nicht ver⸗ 
bindlich find, im Rechtsverkehr zwiſchen ſchweizeriſchen Gläu⸗ 
bigern und deutſchen Schuldnern zu Zweifeln und Weiterungen 
Anlaß gegeben hatte, erſchien es den beteiligten Regierungen 
erwünſcht, die Rechtsverhältniſſe der ſchweizeriſchen Goldhypo⸗ 
theken in Deutſchland im Wege gegenſeitigen Entgegenkommens 
zu regeln. Es iſt daher anzunehmen, daß die durch das Ab⸗ 
kommen gewährten Vergünſtigungen allen denjenigen ſchweize⸗ 
riſchen Goldhypothekengläubigern zugute kommen ſollten, die 
die durch die BRVO. v. 28. Sept. 1914 eine Einbuße erlitten 
hatten. Namentlich muß das von einem ſchweizeriſchen Hypo⸗ 
thekengläubiger gelten, der wie hier, ſchon vor dem Kriege eine 
Goldhypothek an einem in Deutſchland gelegenen Grundſtücke 
erworben hatte, gleichviel ob die Hypothek von Anfang an ihm 
zugeſtanden hatte oder erſt durch Abtretung auf ihn über⸗ 
gegangen iſt. Die Gründe, die die Reviſion für ihre gegen⸗ 
teilige Auffaſſung ins Feld führt, ſind nicht überzeugend. Zu⸗ 
nächſt läßt ſich dieſe Auffaſſung nicht mit dem aus 88 399, 
404 BGB. herzuleitenden Grundſatze rechtfertigen, daß durch 
Abtretung einer Forderung die Lage des Schuldners nicht 
verſchlechtert werden könne. Denn hier iſt dem Kl. ein Nachteil 
erſt dadurch entſtanden, daß ihm eine ihm erſt nach der Ab⸗ 
tretung gewährte Vergünſtigung mit Rückſicht auf die 
Staatsgehörigkeit des Zeſſionſars nachträglich in dem aus 
dem Abkommen erſichtlichen Umfange wieder entzogen worden 
iſt. Abgeſehen davon wird bei dieſem Einwande überſehen, daß 
eine Rechtsnachſolge auch in anderer Weiſe als durch Abtretung 
eintreten kann, und daß eine unterſchiedliche Behandlung dieſer 
verſchiedenen Fälle hinſichtlich der Anwendbarkeit des Abkom⸗ 
mens ſich nicht rechtfertigen läßt. Ebenſowenig läßt ſich die 
vom Kl. vertretene Auslegung damit begründen, daß die 
Sonderſtellung der ſchweizeriſchen Hypothekengläubiger von 
dieſen vielfach damit gerechtfertigt worden ſei, daß es ſich bei 
den mit einem Ausländer vereinbarten Goldklauſeln, anders 
wie bei ſolchen Vereinbarungen zwiſchen Inländern, von vorn⸗ 
herein nicht um eigentliche Goldklauſeln i. S. der BRVO. v. 
28. Sept. 1914, ſondern um Goldwertklauſeln gehandelt habe, 
die durch dieſe BD. nicht außer Kraft geſetzt ſeien. Denn ab» 
geſehen davon, daß dieſer Standpunkt, wie in RG. 101, 141 
dargelegt, unrichtig war, und, wenn er richtig geweſen wäre, 
den Abſchluß eines Abkommens mit der Schweiz erübrigt 
hätte, iſt nicht erſichtlich, daß die ſchweizeriſche Delegation ſich 
dieſen Standpunkt bei den dem Abſchluß des Abkommens zu⸗ 
grunde liegenden Verhandlungen in der Weiſe zu eigen gemacht 
hätte, daß ſie ſich auf die Geltendmachung dieſes Geſichts⸗ 
punktes beſchränkt und nicht auch etwa andere aus dem inter⸗ 
nationalrechtlichen Geltungsbereich der Geſetze entnommene 
Gründe zugunſten der ſchweizeriſchen Goldhypothekengläubiger 
heranzuziehen verſucht hatte. Auch ſonſt laſſen ſich die dem 
Abſchluß des Abkommens vorangegangenen Verhandlungen 
nicht zugunſten des Kl. verwerten. Denn nicht nur ſteht deren 
Inhalt mangels Veröffentlichung nicht zuverläſſig feſt, ſondern 
es iſt auch aus den hierüber gemachten Parteiangaben nichts 
zu entnehmen, was die Auslegung des Kl. unterftügen könnte. 
Insbeſ. kann ſich der Kl. nicht, wie die Reviſion meint, für 
ſeine Auffaſſung auf den von der Bekl. mitgeteilten dritten 
Entwurf des Abkommens berufen, weil darin nicht beſtimmt 
war, daß die Goldhypothek zum Schutze des ausländiſchen 
Gläubigers vereinbart ſein müſſe, ſondern nur geſagt war, daß 
eines dem Schutze des Gläubigers gegen die Entwertung der 
— vom Standpunkte der Schweiz aus geſehen — ausländiſchen 
d. i. der deutſchen Währung dienende Goldklauſel vorliegen 
müſſe, eine Vorausſetzung, die auch zutreffen konnte, wenn 
die Hypothek urſprünglich einem deutſchen Gläubiger zuge⸗ 
ſtanden hatte, demnächſt aber, ſei es infolge einer Rechtsnach⸗ 
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folge, ſei es infolge Wechſels der Staatsangehörigkeit des 
Gläubigers eine ſchweizeriſche Hypothek geworden war. Daß 
ſich der Kl. bei ſolcher Rechtslage nicht darauf berufen kann, 
daß das deutſch⸗ſchweizeriſche Goldhypothekenabkommen ſich als 
ein die ſchweizeriſchen Goldhypothekengläubiger bevorzugendes 
Ausnahmegeſetz darſtelle und daher einfchränfend auszulegen 
ſei, bedarf keiner weiteren Darlegung. Denn der Charakter 
des Abkommens als Ausnahmegeſetz rechtfertigt nicht, in dieſes 
eine Unterſcheidung hineinzutragen, die weder in ſeinem Wort⸗ 
laut noch in ſonſtigen Umſtänden eine Grundlage findet, ſeinem 
Zwecke widerſtreitet und wenn ſie beabſichtigt geweſen wäre, 
nach Treu und Glauben bei den Verhandlungen unzweideutig 
hätte zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Schließlich kann 
der Kl. für ſeine Auffaſſung auch nicht RG. 104, 3522) heran⸗ 
ziehen. Denn bei dem damaligen, die Entſtehungsgeſchichte des 
Goldhypothekenabkommens betreffenden Erwägungen (S. 354 
Zeile 11) ſpielte die im vorliegenden Falle vom Kl. erſtrebte 
Unterſcheidung keine Rolle und iſt daher an einen Fall, wie 
er hier zur Aburteilung gelangt, nicht gedacht. 
(Uu. v. 16. Juni 1923; 713/22 V. — Berlin.) 


6. 8 434 BGB. Beſchlagnahme durch die Be⸗ 
ſatzungsbehörde im Feindesland kann das Eigen⸗ 
tum des Vorbeſitzers beſeitigen. Der Käufer 
erlangt dann den Gegenſtand frei von Mängeln 
im Rechte. — Der Inhaber eines Warenzeichens 
darf dieſes auch zur Kennzeichnung nicht eigener 
Erzeugniſſe mit denen er Handel treibt, be⸗ 
nutzen.] 

Die Kl. erhielt auf ihre Beſtellung im Sommer 1917 
von der Bekl. einen elektriſchen Dreimotoren⸗Laufkran zum 
Preiſe von 12500 % geliefert. Die Bekl. hatte den Kran, 
der in einer belgiſchen Fabrik von der deutſchen Beſatzungs⸗ 
behörde in Beſchlag genommen und nach Deutſchland gebracht 
worden war, von dem Waffen⸗ und Munitionsbeſchaffungs⸗ 
amte („Wumba“) mit dem Rechte zur Weiterveräußerung 
überlaſſen erhalten. Sie hatte ihn dann im Anzeiger für 
Berg⸗, Hütten⸗ und Maſchinenweſen unter näheren Angaben 
über Tragkraft, Spannweite, Hubhöhe uſw. als „vollſtändig 
neu“ zum Kaufe angeboten. Auf Grund eines Schriftwechſels 
war danach die Beſtellung der Kl. erfolgt. Im Januar 1921 
erhob die Kl. Klage mit dem Antrag, 1. feſtzuſtellen, daß die 
Bekl. verpflichtet ſei, ihr allen Schaden zu erſetzen, der ihr 
dadurch erwachſe, daß die Bekl. ſtatt eines „Hadef“⸗Drei⸗ 
motorenlaufkrans, wie ſie ihn angeboten, einen aus dem 
Auslande ſtammenden Kran geliefert habe, und 2. ſie ſchon 
jetzt zur Zahlung von 12500 % nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Sie behauptete, daß im September 1920 ein auf Grund des 
FV. tätiger Ausſchuß des Feindbundes den Kran bei ihr feſt⸗ 
geſtellt und herausverlangt habe; ob ſie ihn herausgeben 
müſſe, ſei noch nicht endgültig entſchieden. Die Bekl. habe 
ihr den Kran nicht frei von Rechten Dritter verſchafft, ihn 
als eigenes Erzeugnis verkauft und den Mangel der Her⸗ 
kunft aus Belgien argliſtig verſchwiegen. Das LG. wies die 
Kl. mit dem Leiſtungsanſpruch ab, gab aber dem Feſtſtel⸗ 
lungsantrage ſtatt. Das OLG. wies auf Berufung der Bekl. 
die Klage ganz ab. Die Rev. kann keinen Erfolg haben. 
1. Mit zutreffender Begründung nimmt das BG. an, daß die 
Bekl. an dem Krane, als ſie ihn an die Kl. veräußerte, un⸗ 
beſchränktes, laſtenfreies Eigentum hatte. a) Die 
auf Anordnung der deutſchen Beſatzungsbehörde in Belgien 
ausgeführte Beſchlagnahme von Maſchinen war eine 
Kriegsmaßregel. Sie gehörte, wie die Kriegführung im gan⸗ 
zen, zu den völkerrechtlichen Handlungen und unterſtand daher 
nach Vorausſetzungen und Wirkungen den Grundſätzen des 
geltenden Völkerrechts. Es ſteht außer Zweifel, daß die 
deutſche Beſatzungsbehörde die Beſchlagnahme des Kranes in 
der Abſicht veranlaßt hat, ihn dem durch ſie vertretenen 
Deutſchen Reiche zuzueignen. Daher beſeitigte die mit Eigen⸗ 
tumsentziehung verbundene Beſchlagnahme, wenn ſie berech⸗ 
tigt war, das Eigentum des belgiſchen Vorbeſitzers an dem 
Krane. Sie war berechtigt. Auch unter der Herrſchaft des 
Abkommens betr. die Geſetze und Gebräuche des Landkrieges 
v. 18. Okt. 1907 nebſt der ihm beigefügten „Ordnung der 
Geſetze und Gebräuche des Landkrieges“ (LK O.) blieb es an⸗ 
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erkannter Grundſatz des Völkerrechts, daß das Recht eines 
kriegführenden Staates auf Selbſterhaltung allen durch 
Staatsverträge vereinbarten Regeln vorgeht. Im Fall eines 
Notſtandes konnte von den Beſtimmungen jener LO. ab⸗ 
gewichen und darüber hinausgegangen werden. Notſtand 
lag nach der maßgeblichen Überzeugung der Beſatzungsbehörde 
vor durch feindliche Blockade und Abſperrung, die danach 
trachtete, Deutſchland auszuhungern, von der nötigen Roh⸗ 
ſtoffzufuhr abzuſchließen, wirtſchaftlich zu erdroſſeln und 
kampfunfähig zu machen (RG. 105, 326328) 1). Mit Recht 
alſo lehnt das BG. den Gedanken, daß der Kran dem bel⸗ 
giſchen Vorbeſitzer „abhanden gekommen“ ſei (BGB. 8 935), 
als unzutreffend ab. b) Die Bekl. hat demnach der Kl. den 
Kran im Sommer 1917 durch Verkauf und Übergabe frei von 
Rechten Dritten (88 433, 434 BGB.) verſchafft; mit einem 
Mangel im Rechte war er nicht behaftet. Abzulehnen 
iſt ferner die Ausführung der Rev., daß der Kran dem Zu⸗ 
griff ausgeſetzt geblieben und dadurch mit einer Eigentum 
und Gebrauch beſchränkenden Eigenſchaft behaftet geweſen 
ſei, die als wertaufhebender oder wertmindernder Sach⸗ 
mangel angeſehen werden müſſe. Mochte ſchon im Sommer 
1917, zumal nach der Reichstagsentſchließung v. 19. Juli, 
von manchen damit gerechnet werden, daß Deutſchland ſeinen 
Feinden unterliegen und Bedingungen auferlegt erhalten 
könne, wie ſie ſpäter der Art. 238 FV. ausſprach, ſo war 
das doch nur eine Möglichkeit rein tatſächlicher Art. Recht⸗ 
liche Wirkungen auf Gegenſtände wie den in Belgien be⸗ 
ſchlagnahmten Kran kamen ihr ebenſowenig zu wie etwa einem 
an ſich möglichen, aber mehr oder minder unwahrſcheinlichen 
Naturereignis, das ihn künftig hätte beſchädigen oder zer⸗ 
ſtören können. Die von der Rev. angeſtellte Vergleichung 
mit baupolizeilichen Beſchränkungen geht ſchon darum fehl, 
weil dieſe auf Rechtsvorſchriften beruhen, die Beſchlagnahme 
aber unbeſchränktes Eigentum an dem Kran übertrug, dieſes 
Recht in gleichem Umſang auf die Bekl. und von ihr auf 
die Kl. überging, die Beſtimmungen des FV. und der ihn 
ausführenden Geſetze erſt mehrere Jahre danach eine recht⸗ 
lich völlig neue Lage ſchufen. 2. Das angefochtene Urteil 
erwägt ferner, daß die Kl. Schadenserſatzanſprüche aus dem 
Mangel einer zugeſicherten Eigenſchaft, da ihnen ſonſt die 
Einrede der Verjährung entgegenſteht (BGB. § 477), nur 
geltend machen könnte,, ſofern die Bekl. den Mangel arg⸗ 
liſtig verſchwiegen hätte. Auch dieſe Vorausſetzung 
eines auf den § 826 verb. mit 88 459, 463 BGB. gegründe⸗ 
ten Anſpruchs verneint das BG., ohne daß dabei eine Ver⸗ 
letzung von Rechtsregeln erſichtlich iſt. Im Einklange mit 
ſtändiger Geſetzesauslegung findet das BG., daß die Kenn⸗ 
zeichnung des Kranes durch die Bekl. mit ihrer Marke 
„Hadef“ keinen Anhalt für argliſtiges Verhalten biete, weil 
der Inhaber eines Warenzeichens dieſes nicht nur zur Kenn⸗ 
zeichnung ſeiner eigenen Erzeugniſſe, ſondern auch derjenigen 
benutzen kann, mit denen er Handel treibt (RGSt. 16, 312; 
23, 25; 30, 97). Im vorliegenden Falle habe die Ver⸗ 
wendung des Wortzeichens „Hadef“ der Kl. nur die Gewähr 
geben ſollen, daß ſie einen Kran von gleichen Eigenſchaften 
bekomme, wie die von der Bekl. ſelbſt hergeſtellten feien. 
Darin aber ſei ſie nicht getäuſcht worden; denn der Kran habe 
unſtreitig alle in ihn geſetzten Erwartungen erfüllt. Schrift⸗ 
wechſel und ſonſtige Lieferungsumſtände werden vom Vorder⸗ 
richter ohne Rechtsirrtum dahin gewürdigt, daß die Bekl. 
habe davon ausgehen dürfen; die Kl. finde in der Zu⸗ 
ſicherung, ein ureigenes Erzeugnis der Bekl. zu bekommen — 
wenn ein ſolches Verſprechen wirklich abgegeben ſein ſollte — 
nur die Gewähr für eine beſonders gute Beſchaffenheit; die 
aber ſei, wie geſagt, wirklich vorhanden geweſen. 

(U. v. 5. Nov. 1924; 625/231. — Düſſeldorf.) Ka. 

%. 8457 BGB. Weſen und Umfang der Haf⸗ 
tung beim Verkauf von Banknoten. ] 

Die Kl. kaufte im Herbſt 1919 von der Bekl. tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Kronennoten im Geſamtbetrage von 87000 Kronen. 
Hiervon wurden 20000 Kronen am 29. September und 
67000 Kronen am 9. Okt. 1919 von der Bekl. geliefert und 
von der Kl. abgenommen. Die Lieferung erfolgte in Tauſend⸗ 
kronennoten des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates, auf denen ſich 
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ein beſonderer Stempelaufdruck befand, aus dem ihre Gültig⸗ 
keit in der Tſchechoſlowakei hervorgehen ſollte. Der Lieferung 
wurde jedesmal ein Verzeichnis zugrunde gelegt, in welchem 
die Noten einzeln nach Serienzahl und Nummer bezeichnet 
waren. Die Kl. behauptet, daß ſich hierunter 75 Noten be⸗ 
funden hätten, die mit einem gefälſchten Stempelaufdruck 
verſehen und deshalb ungültig ſeien. Sie hat von der 
Bekl. mit der am 6. Sept. 1920 erhobenen Klage Erſatz⸗ 
lieferung verlangt. Wie das RG. bereits oftmals aus⸗ 
geſprochen hat, iſt ein Inhaberpapier, wie beiſpielsweiſe eine 
von einer Staatsbank ausgegebene Note oder ein vom Staate 
als Erſatz für Metallgeld in Umlauf geſetzter Geldſchein, 
im Rechtsleben ein Gebilde von doppelter Art. Einmal er⸗ 
ſcheint es als Sache mit rein körperlichen Eigenſchaften; zum 
anderen iſt es Träger des in ihm verbrieften Rechts (RG. 59, 
41, Urteil v. 23. Sept. 1923 1 408/21 Recht 1923 Nr. 220, 
ferner das zum Abdruck beſtimmte Urteil v. 28. Mai 1924 
1432/23) ). Beim Verkauf eines derartigen Wertpapiers kann 
daher eine Haftung des Verkäufers ebenſowohl deshalb ein⸗ 
treten, weil das Papier als körperliche Sache nicht die be⸗ 
dungenen Eigenſchaften beſitzt, wie deshalb, weil das in dem 
Papier verkörperte Recht nicht in dem vorausgeſetzten Um⸗ 
fange beſteht. Im vorliegenden Falle haben beide Vorinſtanzen 
die Haftbarkeit der Bekl. als Verkäuferin der durch unechten 
Stempelaufdruck verfälſchten Kronennoten nur von dem Stand⸗ 
punkte aus beurteilt, daß körperliche Sachen, nämlich tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Kronennoten über insgeſamt 87000 Kronen, den 
Gegenſtand des Kaufgeſchäfts gebildet hätten. Insbeſondere 
hat das BG., das die Fälſchung der Abſtempelung auf den 
vom Teilurteil betroffenen 75 Tauſendkronennoten als er⸗ 
wieſen anſieht, ausgeführt, daß die Kl. eine ganz andere als 
die bedungene Ware, nämlich falſch abgeſtempelte Noten ſtatt 
echter Noten mit echter Abſtempelung, empfangen habe und 
daher nicht die Vorſchriften über Gewährleiſtung wegen Sach⸗ 
mängel Platz griffen, ſondern der Erfüllungsanſpruch der Kl., 
der nur der dreißigjährigen Verjährungsfriſt unterliege, un⸗ 
verändert beſtehen geblieben ſei. Hiergegen wendet ſich die 
Reviſion mit der Rüge, daß das BG. die rechtliche Bedeutung 
der in Rede ſtehenden Noten verkannt habe. Die Noten ſeien 
echtes Geld, und nur die Frage, ob ſie durch richtige Ab» 
ſtempelung auch für die Tſchechoſlowakei weiterhin als Geld⸗ 
zeichen anerkannt worden ſeien, ſei ſtreitig geworden; der 
Mangel ordnungsmäßiger Abſtempelung ſtelle ſich aber ledig⸗ 
lich als ein Sachmangel des im übrigen vertragsmäßigen 
Kaufgegenſtandes dar. Es kann dahin ſtehen, ob dieſe Rüge 
begründet iſt und ob der Annahme des Vorderrichters, daß 
eine ganz andere Ware, als die bedungene, geliefert worden 
ſei, beigepflichtet werden kann. Jedenfalls haftet die Bekl. 
nach § 437 BGB. in vollem Umfang dafür, daß das Recht, 
das nach dem Willen der Parteien in den gelieferten Kronen⸗ 
noten verbrieft ſein ſollte, tatſächlich zu Recht beſtand. Der 
Zweck des Kaufgeſchäfts der Parteien war unſtreitig darauf 
gerichtet, daß die Kl. ſolche Kronennoten erhalten ſollte, die 
fie in der Tſchechoſlowakei als Zahlungsmittel verwenden 
konnte. Hierzu waren die öſterreichiſchen Kronennoten nur 
dann geeignet, wenn fie von der tſchechoflowakiſchen Regierung 
durch Aufdruck eines echten Stempels als gültige Zahlungs⸗ 
mittel anerkannt waren. Demgemäß hatte die Bekl. der Kl. 
für die Echtheit des Stempelaufdrucks der gelieferten Noten 
zu haften, da ſie nur auf dieſe Weiſe ihrer Verpflichtung, für 
den rechtlichen Beſtand der Noten als tſchechoſlowakiſcher Zah⸗ 
lungsmittel einzuſtehen, gerecht werden konnte. Dieſe Haft⸗ 
pflicht hat zur Folge, daß die Bekl. der Kl. für diejenigen 
Stücke, die ſich infolge falſchen Stempelaufdrucks in der 
Tſchechoſlowakei als unbrauchbare Zahlungsmittel erwieſen, 
Erſatz leiſten muß, und zwar hat dies nach 88 440, 320 ff. 
BGB. in der Weiſe zu geſchehen, daß die Bekl. der Kl. andere 
Zahlungsmittel liefert, die in der Tſchechoſlowakei als rich⸗ 
tiges Geld oder richtiger Gelderſatz anerkannt werden. Eine 
Verjährung des klägeriſchen Erſatzanſpruchs kommt nicht in 
Betracht, da die kurzen Verjährungsfriſten des 8477 BGB. 
ſich nur auf Gewährleiſtungsanſprüche wegen körperlicher 
Mängel von Sachen beziehen, den Anſpruch des Käufers 

egen den Verkäufer auf Haftung für den Beſtand des ver⸗ 
auften Rechts (8437 BGB.) aber gänzlich unberührt laſſen. 
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Auf einen ſolchen Anſpruch findet nur die regelmäßige dreißig⸗ 
jährige Verjährungsfrift Anwendung (8 195 BGB.). 
(U. v. 25. Juni 1924; 7/24 I. — Dresden.) 


8. 8312 BGB. Zur Begründung des Be⸗ 
reicherungsanſpruchs iſt neben der Behauptung 
der Vermögensverſchiebung ohne Rechtsgrund 
der Beweisantritt dahin erforderlich und ge— 
nügend, daß der vom Gegner behauptete Rechts⸗ 
grund nicht gegeben ſei.] f) 

Der Bekl. hat im Januar 1924 von der Kl. in verſchie⸗ 
denen Teilen 900 Ztr. Koks geliefert erhalten. Ihr Portier 
hat dabei jedesmal einen Schein unterzeichnet, in dem bezeugt 
war, daß die Bekl. von der Kohlenhandelsgeſellſchaft m. b. H. 
. .. Koks erhalten habe. Mit der Behauptung, daß die Be⸗ 
klagte den Koks bei ihr käuflich beſtellt habe, in jedem Falle 
aber auch durch die Lieferung auf ihre Koſten ungerechtfertigt 
bereichert ſei, hat die Kl. auf Zahlung von 2300 % nebſt 
Zinſen geklagt. Die Bekl. hat Abweiſung beantragt und gel- 
tend gemacht: Sie habe bei einem Kohlenhändler W. E. in 
Rheydt 188 800 Ztr. Koks für ihre Heizung beſtellt und den 
Preis dafür an ihn bezahlt. Einen Teil dieſer Lieferung ſtell⸗ 
ten die 900 Ztr. dar, welche die Kl. im Auftrage des E. ge⸗ 
liefert habe. Was die Klagegrundlage der ungerechtfertigten 
Bereicherung betrifft, ſo kann allerdings der Rev. darin nicht 
beigetreten werden, daß ſich aus dem unſtreitigen Sachverhalt 
ohne weiteres eine ungerechtfertigte Bereicherung der Bekl. 
auf Koſten der Kl. ergebe und daß nur der Wegfall der Be⸗ 
reicherung in Frage komme, deſſen Vorausſetzungen die Bekl. 
zu beweiſen habe. Feſt ſteht hier allerdings, daß hinſichtlich 
der 900 Ztr. Koks eine unmittelbare Vermögensverſchiebung 
zwiſchen den Parteien ſtattgefunden hat. Der Kl. liegt weiter 
aber der Beweis dafür ob, daß dieſe Vermögensverſchiebung 
eine ungerechtfertigte war, d. h. daß ihr eine gültige Zweck⸗ 
vereinbarung nicht zugrunde lag. Dieſen Beweis kann ſie 
aber nicht lediglich durch die Bezugnahme auf die Lieferſcheine 
führen. Denn dieſe ergeben nur, daß die Kl. der Bekl. den 
Koks tatſächlich geliefert hat, beſagen aber nichts darüber, 
welcher Zweck mit der Lieferung verfolgt wird, und insbeſ. 
nicht, daß die Kl. ſie im eigenen Namen und für eigene Rech⸗ 
nung gemacht hat. Die Beſcheinigungen würden ſich viel⸗ 
mehr zwanglos auch dann erklären, wenn die Sache ſich ſo 
verhielte, wie die Bekl. es behauptet, die Kl. alſo die Lieferung 
im Auftrage des E. gemacht hätte, von dem die Bekl. den 
Koks gekauft und an den ſie ihn auch bezahlt haben will. Es 
liegt in dieſen Darlegungen der Bekl. alſo nicht die Behaup⸗ 
tung des Wegfalls einer bereits eingetretenen Bereicherung, 
ſondern das mit näheren Tatſachenführungen verbundene Be⸗ 
ſtreiten der ungerechtfertigten Bereicherung. Die Kl. trifft 
alſo hier die Beweislaſt dafür, daß die Vermögensverſchie⸗ 
bung nicht einer gültigen Zweckvereinbarung gedient habe. 
Allerdings würde fie dieſer ſchon mit der Darlegung genügen, 
daß der von der Bekl. behauptete Rechtsgrund nicht vorliege, 
daß ſie alſo nicht im Auftrage des E. geliefert habe (vgl. 
RGRͤKomm. 8 812 Anm. 6; RG. v. 16. März 1917 in 
V 48/17 und v. 9. Mai 1921 in VI 26/21). Daß dieſer Be⸗ 
weis genügen würde, hat das BG. offenbar nicht erkannt, 
denn ſonſt hätte es einen entſprechenden Beweisantritt der 
Kl. herbeigeführt. Es liegt darin eine Verletzung des mate⸗ 
riellen Rechts — 8 812 BGB. —, die zur Aufhebung und 
Zurückverweiſung führen muß. Falls nunmehr der Kl. dieſer 


Zu 8. Das Urteil entſpricht den vom RG. ausgeprägten 
Grundſätzen. Der Bereicherungsanſpruch ſetzt voraus, daß ſich die 
Vermögensverſchiebung unmittelbar zwiſchen dem Veräußerer und 
dem Erwerber vollzogen hat. Er dringt nicht durch gegen den Dritten, 
an den der zunächſt Bereicherte die erworbene Sache durch Rechts⸗ 
geſchäft weiterveräußert hat (die Ausnahmen der 88 816, 822 kommen 
hier nicht in Betracht). Dieſe Lehrſätze dürfen aber nicht von der Be⸗ 
achtung der wirklichen Grundlage jedes Bereicherungsanſpruchs ab⸗ 
lenken. Nicht von dem dinglichen Bewirkungsgeſchäfte, ſondern von 
dem ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfte, das vom RG. als Zweckverein⸗ 
barung gekennzeichnet wird, iſt auszugehen. Nur dieſes entſcheidet 
darüber, ob ein Erwerb (auch eine Bereicherung) gerechtfertigt iſt; die 
dingliche Übertragung ſteht außerhalb dieſes rechtlichen Zuſammen⸗ 
hanges. Gewöhnlich gehen wir davon aus, daß die Schuldverpflich⸗ 
tung von denſelben Perſonen begründet worden iſt, zwiſchen denen 
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Beweis gelingt, wird zu erwägen fein, ob in der von der 
Bekl. behaupteten Zahlung des entſprechenden Kaufpreiſes an 
E. ein Wegfall der Bereicherung ($ 818 Abſ. 3 BGB.) zu 
erblicken und demnach dieſe Behauptung nachzuprüfen iſt (vgl. 
dazu JW. 1909, 2747; RG. 98, 64). 

(u. v. 19. Mai 1926; 263/25 I. — Düſſeldorf.) [Ka.] 


*. 88 1090, 1018, 1019 BGB. Beſchränkte per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeit des Inhaltes, daß die mit 
Staatszuſchuß errichtetendandarbeiterwohnun⸗ 
gen nur von „deutſchſtämmigen“ Landarbeitern 
bewohnt werden dürfen. Für den Rechtsinhalt 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit iſt 
zwar das Vorhandenſein eines ſchutzwürdigen 
Vorteils, nicht aber eines gerade wirtſchaftlichen 
Vorteils oder eines privatrechtlichen Intereſſes 
erforderlich.] 7) 

Der Landwirt F. erhielt zur Förderung der Errichtung 
einer Wohnung für Landarbeiter ſeitens des preuß. Staates 
(Miniſter für Volkswohlfahrt) aus den Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge ein zinsloſes Tilgungsdarlehen zugeſagt. 
Mit Rückſicht hierauf hat er außer einer Geldreallaſt zugun⸗ 
ſten des preuß. Staates die Eintragung einer beſchränkten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit des Inhalts bewilligt, daß die Land⸗ 
arbeiterwohnung auf die Dauer von fünfzig Jahren nur von 
deutſchſtämmigen Landarbeiterfamilien bewohnt werden darf. 
Die Eintragung dieſer Dienſtbarkeit hat das AG. Münſter als 
nicht eintragungsfähig abgelehnt: Nach 8 1090 BGB. könne 
eine perſönliche Dienſtbarkeit nur in der Weiſe beſtellt werden, 
daß entweder der Berechtigte das belaſtete Grundſtück in ein⸗ 
zelnen Beziehungen benützen könne oder daß ihm eine ſonſtige 
Befugnis zuſtehe, die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit 
bilden könne. Nur der zweite dieſer beiden Fälle ſei hier ge⸗ 
geben, für dieſen aber der nach 8 1019 BGB. erforderliche 
wirtſchaftliche Vorteil zu vermiſſen, der dem Berechtigten aus 
dem Beſtehen der Dienſtbarkeit erwachſe. Die Intereſſen des 
Staates ſeien hier von öffentlich⸗rechtlicher Natur. Die Ent⸗ 
ſcheidung RG. 61, 342 treffe „auf den vorliegenden Fall 
nicht zu“. In der hiergegen eingelegten Beſchwerde hat der 
Regierungspräſident ausgeführt: Die Förderung des Baues 
von Landarbeiterwohnungen durch zinsloſe Darlehen ſolle aus⸗ 
ſchließlich deutſchſtämmigen Landarbeitern zugute kommen. 
Deutſche Landarbeiter ſollten durch Errichtung von Wohnun⸗ 
gen ſeßhaft gemacht, von der Abwanderung zur Stadt und In⸗ 
duſtrie abgehalten, von da aufs Land zurückgezogen, und damit 
ſolle zugleich der Zuwanderung fremder, nichtdeutſcher Land⸗ 
arbeiter nach Möglichkeit entgegengewirkt werden. Namentlich 
für den dortigen Bezirk ſei dieſe Feſtſetzung von beſonderer Be⸗ 
deutung, um zu verhindern, daß die unter Aufwendung öffent⸗ 
licher ſtaatlicher Mittel errichteten Landarbeiterwohnungen 
nach einiger Zeit in den Befitz fremdſtämmiger Perſonen über⸗ 
die Bewirkung der Leiſtung ſtattgefunden hat. Das Problem beginnt, 
wenn zotjchen dieſe beiden ſich ein Dritter eingeſchoben hat, der das 
Grundgeſchäft ohne die erforderliche Vertretungsmacht abgeſchloſſen 
oder ſonſtwie den Veräußerer getäuſcht hat. Im Anſchluß an das 
vorl. Urteil ſoll dieſe Rechtslage an folgendem Beiſpiele verdeutlicht 
werden. K. hat mit dem Verkaufe ſeiner Ware den D. beauftragt. 
D. tritt dem Käufer B. gegenüber aber als Verkäufer in eigenem Na⸗ 
men auf; die Ware werde ihm von K. zugeſandt werden. Das ge⸗ 
ſchieht. B., der keinen Grund zum Mißtrauen hatte, zahlt daraufhin 
den Kaufpreis an D. Kann K. gegen B. mit dem Bereicherungs⸗ 
anſpruche durchdringen? Das RG. bejaht das hier wie bereits in 
RG. 98, 65. 

Die Begründung hierfür ruft einige Bedenken hervor. Nach 
dem geltenden Rechte iſt der Vertrag nicht deshalb unwirkſam, weil 
D. eigenmächtig die dem K. gehörenden Waren an B. verkauft hat. 
Wie D. die Erfüllung bewirken könne, iſt ſeine Sache. Er hat das 
zuſtande gebracht, indem er den K. über die Rechtslage täuſchte. B. 
hat genau die Leiſtung erhalten, auf die er nach dem gültigen Kauf⸗ 
vertrage den Anſpruch erheben konnte. Der rechtfertigende Grund 
für ſeinen Eigentumerwerb iſt gegeben; die Anwendung des $ 812 alſo 
ausgeſchloſſen. Ob. K. das dingliche Vollzugsgeſchäft anfechten könnte, 
ſteht hier nicht in Frage; jedenfalls hat er das hier nicht getan. 

Das RG. wirft dem OLG. vor, es habe nicht erkannt, daß zum 
Beweiſe des mangelnden Rechtsgrundes für den Erwerb des B. ſchon 
die Darlegung genügen würde, K. habe nicht im Auftrage des D. ge⸗ 
liefert. Mir ſcheint, daß dies eine rein interne Angelegenheit zwiſchen 
K. und D. iſt, die ſchließlich den gutgläubigen B. nichts angeht. Die 
Frage, ob die Bereicherung ungerechtfertigt ſei, muß vom Stand⸗ 
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gehen. Das LG. hat die Beſchwerde zurückgewieſen; es ſei eine 
unerläßliche Vorbedingung nach 8 1090 BGB., daß dem Br 
rechtigten aus der Berechtigung ein wirtſchaftlicher Vor⸗ 
teil erwachſe, — nur ein privatrechtliches, nicht aber ein 
öffentlich⸗rechtliches (ſtaats⸗ oder polizeirechtliches) Intereſſe 
dürfe maßgebend fein, wofür auf RG. 61, 342; KGJ. 42, 244; 
45, 227 hingewieſen und beigefügt wird, daß in der Entſch. 
KGJ. 36 A, 216, wo eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
des Inhalts, auf einem Grundſtück dürften nur Familien des 
Arbeiterſtandes in beſtimmter Anzahl wohnen, für zuläſſig er⸗ 
achtet ſei, ausdrücklich dargelegt werde, dieſe Beſtimmung habe 
im gegebenen Falle für die Berechtigten einen wirtſchaftlichen 
Nutzen. Im vorliegenden Falle liege für den preuß. Staat ein 
erhebliches öffentlich⸗rechtliches Intereſſe vor, dagegen ſei ein 
„privatrechtliches, wirtſchaftliches Intereſſe“ nicht zu erſehen. 
Der Staat könne alſo die Sicherung ſeiner Belange im vor⸗ 
liegenden Falle auf dem erſtrebten Wege nicht erreichen, da 
das Geſetz es nicht zulaſſe. Die weitere Beſchwerde führt aus, 
daß nicht nur ein öffentlich⸗rechtliches Intereſſe des Staates an 
der in Rede ſtehenden Berechtigung gegeben ſei, ſondern ein 
ebenſo großes privatrechtliches: die Nichteintragung bedeute 
für den Staat mit Beſtimmtheit eine ſchon in kürzeſter Zeit 
zu erwartende geldliche Mehrbelaſtung des Etats. Durch ver⸗ 
tragswidrige Überlaſſung von Arbeikerwohnungen an Nichte 
deutſche werde der Zuſtrom landfrember Arbeiter gefördert, der 
Abbau der Arbeitsloſigkeit in Deutſchland verhindert und ſo 
eine Entlaſtung des Landesfiskus von den Geldzuſchüſſen für 
die Erwerbsloſenfürſorge unterbunden. Auch die Beſchwerde 
beruft ſich auf die Entſch. RG. 61, 342 und weiſt darauf hin, 
daß zehn andere AG. des Bezirks die Dienſtbarkeit antragsge⸗ 
mäß in das Grundbuch eingetragen haben. Der erſte ZS. des 
KG. hat die weitere Beſchwerde unter Hinweis auf 8 79 EBD. 
dem RG. zur Entſcheidung vorgelegt. Das KG. erachtet die 
Entſch. RG. 61, 342, ſoweit ſie verlange, daß eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit für den Berechtigten wirtſchaftlichen 
Vorteil oder, was dem gleichſtehe, privatrechtliches Intereſſe 
bieten müſſe, nicht für überzeugend begründet und kennzeichnet 
ſeinen eigenen Standpunkt dahin: die perſönliche Dienſtbar⸗ 
keit ſei, auch wo ſie auf Verbietung eines beſtimmten an ſich 
dem Eigentümer zuſtehenden Gebrauchs der Sache gerichtet 
ſei, ein Recht, das eben dadurch einen eigenen Gebrauch des 
Grundſtücks durch den Berechtigten gewähren ſoll. Zu fordern, 
daß dieſer Gebrauch nur materiellen Zwecken dienen dürfe, 
liege kein Grund vor; auch bei anderen ſubjektiven Rechten 
bilde der Ausübungszweck keinen Maßſtab für die Zuläſſigkeit 
des Rechts, die Vorſchrift des § 1019 BGB. ſei nur als 
Sondervorſchrift für ſubjektiv⸗dingliche Rechte zu verſtehen 
und gelte nicht für das ſubjektiv⸗perſönliche Recht, als welches 
die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit anzuſehen ſei. Bei 
dieſer habe ſich im Rechtsleben vielfach die Zuläſſigkeit der 
Ausübung oder wenigſtens der Vorteilsziehung durch Dritte 


punkte des Erwerbers aus unterſucht werden. Und er hatte hier einen 
gültigen Anſpruch auf genau die Waren, die ihm geliefert worden 
ſind. Es ift im Geſchäftsleben durchaus üblich, daß uns jemand als 
Verkäufer etwa zehn Zentner Apfel anbietet, die er uns durch einen 
anderen zuſenden laſſen werde. Es iſt dann die Sache des Liefernden, 
daß er von ſich aus prüft, ob er die Lieferung vollziehen will oder 
nicht. Tut er das, ohne uns gleichzeitig die Rechnung und die Auf⸗ 
forderung, an ihn zu zahlen, mitzuſchicken, ſo hat er uns gegenüber 
beſtätigt, daß der Auftraggeber der wirkliche Verkäufer und der zum 
Empfange des Kaufpreiſes Berechtigte iſt. Auf dieſes Vertrauen iſt 
der Verkehr eingeſtellt. Der Liefernde mag ſich an ſeinen Auftraggeber 
halten; der iſt ihm gegenüber der eigentliche Bereicherte, und nicht iſt 
es der Empfänger. Vgl. D. 12. 6. 44: repetitio nulla est ab eo qui 
suum recepit, tametsi ab alio quam vero debitore solutum 
est. Dabei bedeutet suum recepit die Leiſtung, auf die er einen recht⸗ 
lich begründeten Anſpruch hatte. 

Schließlich gelangt das RG. zu demſelben Ergebniſſe durch die 
Anwendung des 8 818 III. Die Bereicherung des B. it weggefallen, 
weil er den bezahlten Kaufpreis nicht von D, zurückerhalten kann, 
da dieſer zahlungsunfähig iſt. Hiernach wird der Bereicherungsanſpruch 
des K. vermutlich doch, wenn auch aus anderen als den vom OLG. 
angeführten Gründen, abgewieſen werden. Es bleibt die Frage, ob 
dieſer Umweg notwendig ſei. 

Geh. Nat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 


Zu 9. Das RG. iſt mit Recht der Auffaſſung des KG. bei⸗ 
getreten. Das KG. läßt im Gegenſatz zu der früheren Auffaſſung des 
RG. die Dienſtbarkeit auch darin beſtehen, daß die tatſächliche Ver⸗ 
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durchgeſetzt, wofür beiſpielsweiſe auf § 1093 Abſ. 2 BGB. 
hingewieſen wird. Das hier in Rede ſtehende Recht zugunften 
des preuß. Staates zuzulaſſen, würde das KG. kein Bedenken 
tragen: denn es ſei auf Verbietung eines beſtimmten Ge⸗ 
brauchs gerichtet, gewähre Zwang gegen Zuwiderhandlungen 
des Eigentümers und ſei ein Recht zum Vorteil Dritter, näm⸗ 
lich deutſchſtämmiger Landarbeiter, das dem die Wohnungs⸗ 
errichtung aus öffentlichen Mitteln fördernden preuß. Staat 
zuzuſprechen ſei. In dieſem Sinne zu erkennen, ſieht das KG. 
ſich indeſſen gehindert durch RG. 61, 342, der es zwar inſo⸗ 
weit beitritt, als für die Eintragung einer beſchränkten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit ein beſtimmtes ſubjektives Privatrecht 
vorausgeſetzt, die Sicherung baupolizeilicher Vorſchriften nicht 
für genügend erachtet werde, von der es aber in der Aus⸗ 
legung des § 1090 BGB., alſo einer grundbuchrechtlichen 
reichsgeſetzlichen Vorſchrift, abweiche. Der Fall des 879 GBO. 
iſt gegeben (vgl. RG. 108, 358/359). Der weiteren Be⸗ 
ſchwerde war Folge zu geben. Im RG. 61, 338 war das RG. 
dem BG. beigetreten und hat ausgeſprochen, es gehöre zum 
Weſen ſowohl der Grunddienſtbarkeit wie der beſchränkten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit, daß das ihren Inhalt bildende Recht 
für den Berechtigten einen wirtſchaftlichen Vorteil biete oder 
bieten könne und daß man ein außerhalb des Privatrechts 
liegendes Intereſſe nicht für ausreichend erachten dürfe, um 
ein Recht, das zu feiner Befriedigung dienen ſolle, als be- 
ſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit gelten zu laſſen. Dies wird, 
und zwar nach dem Wortlaut des § 1090 BGB. für unzwei⸗ 
felhaft erachtet bezüglich derjenigen beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeiten, welche die Berechtigung geben, das Grund⸗ 
ſtück in einzelnen Beziehungen zu benützen. Für die Fälle, wo 
eine ſonſtige Befugnis in Frage ſteht, die den Inhalt einer 
Grunddienſtbarkeit bilden kann, wird es aus 88 1018, 1019 
BGB. hergeleitet, wo die Merkmale einer zuläſſigen Grund⸗ 
dienſtbarkeit aufgeſtellt ſeien: dieſe Merkmale änderten ſich 
für die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten nur inſoweit, 
als es ſich nicht um die Bedürfniſſe eines Grundſtücks, ſondern 
um die einer Perſon handle. Wenn 8 1019 ausdrücklich einen 
Vorteil für die Benützung des Grundſtücks des Berechtigten 
erfordere, ſo könne darunter nur ein wirtſchaftlicher, d. h. ein 
ſolcher verſtanden ſein, der in den privatrechtlichen Beziehun⸗ 
gen des Grundſtücks zu einem anderen Grundſtück ſeine Un⸗ 
terlage finde: eine Belaſtung, die nicht zugleich eine Verände⸗ 
rung der privatrechtlichen Beziehungen der beiden Grundſtücke 
zueinander in ſich ſchließe, und zwar eine derartige Verände⸗ 
rung, daß fie für die Benützung des Grundſtücks des Berechtig⸗ 
ten Vorteil biete, könne als Grunddienſtbarkeit nicht beſtellt 
werden. Sei dies richtig, ſo ſei damit aber auch die beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit an dieſe Vorausſetzung gebunden. 
Dieſe Übereinſtimmung bringe das Geſetz in § 1090 durch die 
Worte zum Ausdruck: „Die den Inhalt einer Grunddienſtbar⸗ 
keit bilden kann“: nur quantitative, nach dem Maßſtab der 
Belaſtung, nicht nach ihrer Art, ſeien die beiden Dienſtbarkei⸗ 
ten verſchieden. Daß eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
auch für eine Gemeinde beſtellt werden könne, ſei ebenſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich wie weiter, daß jeder Vorteil, an deſſen Erreichung 
ein privatrechtliches Intereſſe beſtehe, den Gegenſtand einer 
ſolchen Gemeindeſervitut bilden könne. Im gegebenen Falle 
aber handle es ſich um eine baupolizeiliche Vorſchrift, an 
deren Durchführung die Gemeinde ein privatrechtliches In⸗ 
tereſſe überhaupt nicht habe. Die Normen des Privatrechts 
ſeien aber nicht dazu beſtimmt, öffentlich-rechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten zum Vollzug zu verhelfen. Nur das privatrechtliche In⸗ 
tereſſe biete den vom Geſetz auch für die beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit als Vorausſetzung aufgeſtellten wirtſchaftlichen 
Vorteil. Daß dieſem Erfordernis, deſſen Aufſtellung die 
Rechtſprechung (vgl. Güthe-Triebel, GBO. Bd II 
S. 1737 unter „Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten“ in 
Nr. 1, dazu KG. 52 A, 173; 53 A, 152) und überwiegend 
auch die Rechtslehre (dagegen Brand, PrVerwBl. 27, 888; 
Maenner, Sachenrecht? § 50 Anm. 7 S. 332; Biermann, 


fügung über das dienende Grundſtück eingeſchränkt wird und daß das 
Erfordernis eines wirtſchaftlichen Vorteils oder eines privat⸗ 
rechtlichen Intereſſes des Berechtigten nicht erforderlich iſt. Die 
perſönliche Dienſtbarkeit unterſcheidet ſich von der Grunddienſtbarkeit 
insbeſondere dadurch, daß der Umfang des fubjektiv dinglichen Rechts 
durch das Bedürfnis des herrſchenden Grundſtücks beſtimmt wird, 
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Berl. Feſtg. f. Gierke 1911 S. 89 ff.; Predari, GBO. 2 
§ 19 Erl. 6 S. 330/331; Enneccerus- Wolff, Sachenrecht 
§ 112 in und zu Anm. 12; Kohler, Lehrbuch Bd. II 8 98 
S. 289 ff.) beigetreten ſind, im vorliegenden Falle auf Seite 
des Beſchwerdeführers, wie dieſer geltend machen will, ge⸗ 
nügt ſei, kann nicht zugegeben werden. Im Sinne der in 
RG. 61, 341/342 entwickelten grundſätzlichen Erwägungen ge⸗ 
nügt nicht ein volks⸗, gemein= oder insbeſ. ſtaatswirtſchaft⸗ 
licher Vorteil. Gemeint iſt vielmehr ein Intereſſe, wie es 
Schutz und rechtliche Regelung im Privatrechte findet, d. i. 
in dem Teile der Rechtsordnung, wo nicht die Herrſchafts⸗ 
und Pflichtverhältniſſe der öffentlichen Rechtsgemeinſchaft ge⸗ 
ordnet werden, ſondern die Rechtsverhältniſſe der einzelnen 
als einzelner, die der Gemeiuſchaft nicht in rechtlichem Unter⸗ 
ordnungsverhältnis, ſondern nicht anders entgegentreten wie 
jeder einzelne (Eigentümer, Schuldner, Gläubiger, Erbe u. a.). 
Ein ſolches Verhältnis kann nicht als vorliegend angenommen 
werden, wenn es ſich wie hier um die Verwendung der zu 
Zwecken der ſtaatlichen Wohlfahrtsfürſorge beſtimmten Staats⸗ 
gelder, um den Schutz des Steuerzahlers vor übermäßiger In— 
anſpruchnahme handelt. Die Intereſſenlage, deretwegen der 
Staat hier die bewilligte Dienſtbarkeit anzuſtreben erklärt, 
gehört in das Bereich der Staatshaushaltsführung, der ſtaat⸗ 
lichen Finanzwirtſchaft, und zwar dieſer nicht auf dem -Ge> 
biet wirtſchaftlicher, auf Ertrag gerichteter Betriebe, ſondern 
auf dem Gebiet, wo die wirtſchaftlichen Kräfte und Erfolgs⸗ 
möglichkeiten für das Staatsweſen auf deſſen Hoheitsrechten 
beruhen. Dies gilt auch dann, wenn man das in Rede ſtehende 
privatrechtliche Intereſſe auch in Anſehung idealer, gemein⸗ 
nütziger Zwecke, insbeſ. der berechtigten juriſtiſchen Perſon ge 
geben anliegt (Planck⸗Strecker !, 8 1090 Erl. 3d S. 708; 
KG. OLG. 41, 170; vgl. auch RG. 61, 342). Jenes Streben 
der Staatsverwaltung, Staatsgelder zweckmäßig zu verwen⸗ 
den und Mehrbelaſtung der Steuerzahler zu verhüten, bewegt 
ſich insgeſamt auf einem Gebiet, das nur öfſentlich⸗rechtlicher 
Regelung unterliegt. Für diejenige Leiſtung aber, mit der das 
— ideale, gemeinnützige — Bedürfnis einer Fürſorge für 
minderbemittelte Landarbeiter der Befriedigung entgegenge⸗ 
führt werden ſoll — Darlehen zum Wohnungsbau —, iſt 
die Beſchränkung der Verwendung des Geſchaffenen auf 
Deutſchſtämmige kein Vorteil oder mindeſtens nicht der un⸗ 
mittelbare Vorteil, wie ihn die Entſcheidung RG. 61, 338 ff. 
erfordern zu müſſen glaubt. Ein Intereſſe des Staates an der 
bewilligten Dienſtbarkeit iſt nur auf dem Gebiet der ſtaatlichen 
Finanzgebahrung abzuſehen. Es kann nun aber überhaupt 
nicht für geboten erachtet werden, für den Rechtsinhalt einer 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit das Erfordernis eines 
wirtſchaftlichen Vorteils oder eines privatrechtlichen Intereſſes 
aufzuſtellen. Inſoweit werden die grundſätzlichen Ausführun⸗ 
gen der Entſcheidung RG. 61, 338 ff. nicht aufrechterhalten. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in ihrer Begründung mit 
Recht die Vorſchrift des 8 1019 Satz 1, wonach die Grund⸗ 
dienſtbarkeit nur in einer für die Benutzung des Grundſtücks 
des Berechtigten Vorteil bietenden Belaſtung beſtehen kann, 
trotz ihrer Nichterwähnung in § 1090 Abſ. 2 auf die für die 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten getroffene Regelung 
mitbezogen worden iſt oder ob der Satz 1 des 8 1019 als durch 
die Auslegungsregel des § 1091 erſetzt zu gelten hat. Denn 
nach den Regeln der allgemeinen Erfahrung wird mit der Be⸗ 
ſtellung einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ohne einen 
damit verbunden Vorteil nicht zu rechnen ſein: wenn nach 
81091 für deren Umfang im Zweifel das persönliche Bedürf⸗ 
nis des Berechtigten beſtimmend ſein ſoll, ſo iſt eben in der 
Befriedigung dieſes — vordem nicht oder nicht in gleichem 
Maße befriedigten — Bedürfniſſes der Vorteil des Berechtig⸗ 
ten zu finden, der für ihn mit der Bewilligung des Rechtes 
verbunden iſt. Das Fehlen eines Vorteils oder wenigſtens 
eines ſchutzwürdigen Vorteils kann die Rechtsſchutzbedürftigkeit 
für das Verlangen einer Dienſtbarkeitsbeſtellung in Frage 
ſtellen, — dies nach allgemeinen Grundſätzen. Von der Vor⸗ 


während Inhalt und Umfang der perſönlichen Dienſtbarkeit freier 
Vereinbarung unterliegt und nur im Zweifel das perſönliche Bedürf⸗ 
nis des Berechtigten den Maßſtab für den Umfang der Dienſtbarkeit 
bildet (vgl. auch Oberneck, Grundbuchrecht? Bd. 1 S. 405; Pre⸗ 
dari, 2. Aufl. S. 473; Biermann, Anm. 3 zu 81091). Von 
dieſem Geſichtspunkte aus iſt das Erfordernis eines wirtſchaftlichen 
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ausſetzung eines Vorteils überhaupt abzuſehen, beſteht kein 
Anlaß. Aber es iſt nicht gerechtfertigt, dieſen Vorteil als einen 
wirtſchaftlichen zu kennzeichnen und damit ein Gültigkeitser⸗ 
fordernis der Rechtsbeſtellung dem Bereich entfernterer Be⸗ 
weggründe zu entnehmen. Grundſätzlich muß ſich das Bedürf⸗ 
nis des Berechtigten, wie es in § 1091 vorausgeſetzt iſt, zur 
Verfolgung mit Rechtsbehelfen des Privatrechts eignen; nicht 
für jedes Bedürfnis oder Intereſſe wird dies zutreffen. Aber 
dieſes Erfordernis iſt entſcheidend nicht aus entfernteren Be⸗ 
weggründen, aus Zweckrichtungen zu beurteilen, ſondern aus 
der unmittelbar gegebenen Rechtslage. Nach dieſer aber iſt für 
den hier gegebenen Fall und unter dem hier in Rede ſtehenden 
Geſichtspunkt die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſtellung zu bejahen. 
Hier begibt ſich der Staat in Verfolgung öffentlich⸗ rechtlicher 
Zwecke und Aufgaben auf den Boden des Privatrechts: was er 
zu ſchaffen anſtrebt, iſt eine Schöpfung privatrechtlichen Ur⸗ 
ſprungs — ein Grundſtückseigentum, ein Wohngebäude —, 
dazu leiht er finanziellen Beiſtand in Geſtalt eines privatrecht⸗ 
lichen Darlehens. Er gebietet nicht durch öffentlich- rechtliche 
Norm, etwa unter Androhung von Strafe oder ſonſtigem 
Rechtsnachteil, daß das ſo geſchaffene Beſitztum einer beſtimm⸗ 
ten zweckgemäßen Verwendung vorbehalten bleibt, ſondern er 
ſucht das von ihm angeſtrebte, privatrechtlich begründete Ver⸗ 
hältnis zu dem von der ſtaatlichen Fürſorge Bedachten in 
einem den ſtaatlichen Zwecken entſprechenden Sinne auszuge⸗ 
ſtalten. Darin, daß das geſamte Verhältnis, in dem dieſe 
Zwecke verfolgt werden, privatrechtlich geſtaltet iſt, liegt die 
Zuläſſigkeit der Dienſtbarkeitsbeſtellung begründet. Dafür 
kommt es nicht darauf an, ob dieſe Zwecke in irgendeinem 
Sinne als privatrechtliche Intereſſen aufgefaßt werden können, 
ihrem Weſen nach denjenigen Lebensverhältniſſen zugehören, 
die im Privatrecht ihren Schutz und ihre Regelung zu finden 
beſtimmt ſind: vielmehr iſt entſcheidend, daß der Staat hier 
nicht dem einzelnen kraft Hoheitsrechts gebietet, ſondern in 
privatrechtlicher Gleichſtellung ſich mit ihm einläßt. Geſchieht 
dies letztere, ſo iſt nicht abzuſehen, warum der Staat in ſolchem 
Falle von der Benutzung privatrechtlicher Rechtsbehelfe aus⸗ 
geſchloſſen wäre. Die Dienſtbarkeit, durch deren Beſtellung die 
Erreichung jener ſtaatlichen Zwecke geſichert werden ſoll, be⸗ 
ruht auf einem Bedürfnis des Berechtigten und darf dem pri⸗ 
vatrechtlich geſtalteten Rechtsverhältnis eingefügt werden, weil 
dieſes insgeſamt dem Privatrecht zugehört. Anderes mag ſich 
ergeben, wenn das Verhältnis des einzelnen zum Gemein⸗ 
weſen bereits durch öffentlich-rechtliche Normen als ein öffent⸗ 
lich⸗rechtliches geregelt iſt, — in dieſes Verhältnis die privat⸗ 
rechtliche Begründung einer Dienſtbarkeit einzufügen, wird 
grundſätzlichen Bedenken begegnen: wie unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt der in RG. 61, 338 ff. entſchiedene Fall hingeſehen 
darauf, daß dort bereits eine baupolizeiliche Vorſchrift für 
das zu regelnde Verhältnis vorlag, zu beurteilen ſein möchte, 
kann unerörtert bleiben, da ähnliches hier nicht in Frage ſteht. 
In der älteren Rechtſprechung insbeſ. des gemeinen Rech⸗ 
tes ſind vielfach ſogenannte Gemeindeſervituten als beſchränkte 
Gebrauchsrechte für die Mitglieder der Gemeinde zugelaſſen 
worden (RG. 4, 132; 14, 214; 44, 146; vgl. auch Prot. III, 
437 ff.). Daß die Gemeinde, die hier jeweils als der — allein 
— Berechtigte anerkannt iſt, inſoweit einen wirtſchaftlichen 
Vorteil i. S. des in RG. 61, 338 ff. Ausgeführten für ſich an⸗ 
geſtrebt oder erlangt hätte, kann regelmäßig nicht geſagt wer⸗ 
den. Die Zwecke, die die Gemeinde verfolgt, ſind von ihrem 
Standpunkt aus regelmäßig nur öffentlich⸗rechtlicher Natur, 
— auf das Wohlergehen und die Förderung der Gemeindege⸗ 
noſſen gerichtet, zu deren Fürſorge die Gemeinde kraft ihrer 
öffentlich⸗rechtlichen Stellung als Rechtsperſönlichkeit, in der 
die Gemeinſchaſt organiſiert iſt, berufen erſcheint. Ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Vorteil oder ein eigenes privatrechtliches Intereſſe 
mag gegebenenfalls in der Perſon der Gemeindeglieder oder 
einzelner von ihnen vorliegen, die Gemeinde verfolgt ihre 
öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben; aber die privatrechtliche Rechts⸗ 
form der (beſchränkten perſönlichen) Dienſtbarkeit ſteht ihr 
dafür offen, weil ſie für die Verwirklichung jener Aufgaben ſich 
auf den Boden des Privatrechts begibt (vgl. Prot. III, 439 bef. 
in Abſ. 2). Hiernach iſt in der in Rede ſtehenden Bewilligung 


Vorteils für den Berechtigten, d. h. eines ſolchen, an deſſen Er⸗ 
reichung der Berechtigte ein privatrechtliches Intereſſe hat, abzuleh⸗ 
nen. Dienſtbarkeiten zum Vorteile der Allgemeinheit und zur Be⸗ 
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für den preuß. Staat ein für eine beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit zuläſſiger Rechtsinhalt zu finden. Die Eintra⸗ 
gung iſt aus dem bisher angegebenen Grunde weiterhin nicht 
zu verſagen. Indeſſen war weiter zu prüfen, ob etwa der be⸗ 
antragten Eintragung ein ſonſtiges rechtliches Bedenken ent⸗ 
gegenſteht. In dieſer Hinſicht war im beſonderen zu erwägen: 
Von dem in 88 1090, 1018 als möglich gekennzeichneten 
Inhalt einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit kommt hier 
nur ein Verbot in Betracht, auf dem Grundſtück gewiſſe Hand⸗ 
lungen vorzunehmen, nämlich daſelbſt andere als „deutſch⸗ 
ſtämmige“ Landarbeiter und ihre Familien, alſo „fremdſtäm⸗ 
mige“ Landarbeiter und ihre Familien wohnen zu laſſen. Daß 
diefes Verbot eine Handlung trifft, die Kraft des Eigentums 
am Grundſtück an ſich erlaubt, darin als Befugnis des Eigen⸗ 
tümers enthalten iſt — nicht nur nach den Grundſätzen der 
perſönlichen Freiheit oder der Gewerbefreiheit erlaubt er⸗ 
ſcheint (Plank⸗Strecker ', § 1090 Erl. 3b S. 707; RGR⸗ 
Kom. 81090 Erl. 6 vgl. mit § 1018 Erl. 8; dagegen En⸗ 
neccerus-Wolff, Sachenrecht 8 106 II 2 zu Anm. 14, 15 
auf S. 350) —, kann keinem Zweifel unterliegen. In Frage 
kommt aber die grundſätzlich anzuerkennende weitere Beſchrän⸗ 
kung, daß die den Eigentümern des belaſteten Grundſtücks auf⸗ 
erlegte Unterlaſſungspflicht auf die Beſchränkung in der tat⸗ 
ſächlichen Herrſchaft über das Grundſtück gerichtet iſt, nicht 
etwa bloß Auf eine Beſchränkung in der rechtlichen Verfügung 
darüber, daß mithin die dem Grundſtückseigentümer durch 
die Dienſtbarkeit auferlegte Beſchränkung ſich im tatſäch⸗ 
lichen Gebrauch oder in der tatſächlichen Beſchaf⸗ 
fenheit des Grundſtücks auswirkt und auf dieſem Gebiet 
in die Erſcheinung tritt (hierüber beſ. Kohler, Lehrb. II 
8 94 II 5 S. 271 ff; 8 98 VI S. 293). Eine Beſchränkung des 
Eigentums i. S. der 58 1090, 1018 dahin, daß auf dem 
Grundſtücke gewiſſe Handlungen nicht vorgenommen werden 
dürfen, kann nur Handlungen zum Gegenſtand haben, welche 
ſich i. S. des 8903 BGB. als ein „Verfahren mit der Sache“ 
darſtellen und inſofern eine Ausübung der aus dem Eigentum 
fließenden Befugniſſe ſind. Die Gewährung einer Wohnung 
in einem Hauſe an andere Perſonen iſt eine ſolche Handlung: 
das Grundſtück, auf dem das Haus ſteht, wird in ſeiner Be⸗ 
nutzung wie das Haus ſelbſt und ſeine Beſchaffenheit weſent⸗ 
lich dadurch beeinflußt. Iſt der Eigentümer in der Wahl der 
Perſonen, denen er die Benutzung des Grundſtücks, insbeſ. 
z. B. das Bewohnen des Hauſes geſtatten darf, nach Art oder 
Zahl oder beidem beſchränkt (vgl. z. B. den Fall KJ. 36 A, 
216 ff., 220), fo liegt inſoweit eine Beſchränkung des Eigen⸗ 
tümers darin, mit dem Grundſtück nach Belieben zu verfahren, 
dann vor, wenn jene Einſchränkung auf das Grundſtück andere 
Wirkungen äußert als eine uneingeſchränkte Benutzung. Mit 
Recht ii in der angefochtenen Entſch. KGJ. 36 A, 216, wo 
die Beſchränkung dahin ging, daß das Haus nur von Familien 
des Arbeiterſtandes, und zwar nur von drei ſolchen Familien 
ohne Koſtgänger bewohnt werden dürfe, darauf abgeſtellt, ein 
nur in dieſem eingeſchränkten Maße bewohntes Haus habe 
einen anderen Verkehrscharakter, werde anders benutzt und ſei 
auch anders zu unterhalten als ein Laus, wo Familien ver⸗ 
ſchiedener Stände oder zahlreiche Familien oder Koſtgänger 
wohnen: woraus zutreffend der rechtliche Schluß gezogen wird, 
daß dieſe Beſchränkung den Inhalt einer Dienſtbarkeit bilden 
könne. Auch unter dieſem Geſichtspunkt iſt im vorliegenden 
Falle kein Bedenken gegen die beantragte Eintragung zu ent⸗ 
nehmen. Sowohl in der Beſchränkung auf Landarbeiter wie in 
der Ausſchließung „fremdſtämmiger“ — die nähere Klar⸗ 
ſtellung dieſer letzteren Feſtſezung noch vorbehalten — treten 
in ausreichendem Maße Momente hervor, die gegenüber dem 
Falle, wo der Eigentümer in der Wahl der Bewohner nicht 
beſchränkt iſt, auf eine Verſchiedenheit in der tatſächlichen Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks hinweiſen. Daß von keiner bloß 
rechtlichen Beſchränkung geſprochen werden kann, bedarf keiner 
Ausführung: es ſoll nicht verboten ſein, „fremdſtämmigen“ 
Landarbeitern das Haus in irgendeiner rechtlichen Form 
(Kauf, Miete, Nießbrauch) zu überlaſſen; vielmehr ſoll ihnen 
das tatſächliche Bewohnen verwehrt ſein, gleichviel ob eine Be⸗ 
rechtigung am Grundſtück für den „Fremdſtämmigen“ beſteht 


friedigung idealer Intereſſen ſind von der Praxis und der Rechtslehre 
ganz allgemein für zufällig erklärt worden. Die vorſtehende Entſch. 
des RG. geht allerdings nicht ſoweit, ſondern verlangt immerhin noch 
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oder nicht. Daß die vorgeſchriebene Beſchränkung dieſes Be⸗ 
wohnens dem Hauſe einen anderen Verkehrscharakter gibt, eine 
andere Benutzung und Unterhaltung mit ſich bringt, als es 
bei einem nicht unter ſolcher Beſchränkung ſtehenden Grund⸗ 
ſtück der Fall wäre, iſt ebenſowohl bezüglich der Beſchränkung 
auf Landarbeiter überhaupt wie auf deutſchſtämmige Land⸗ 
arbeiter und ihre Familien anzuerkennen. Das Haus erhält 
dadurch den Verkehrscharakter eines ländlichen Anweſens von 
der bei der deutſchen landwirtſchafttreibenden Bevölkerung ge⸗ 
wohnten Art, — eines deutſchen Bauernhauſes mit den dafür 
in Bauweiſe, Ausſtattung, Benutzung und Unterhaltung üb⸗ 
licherweiſe zu ſtellenden Anforderungen. Es beſteht kein An⸗ 
halt dafür, daß dieſe Beſonderheiten nach Lage des hier ge⸗ 
gebenen Falles ſich nicht in der tatſächlichen Benutzung des 
Grundſtücks, wie ſie dem Eigentümer zukommt, auswirken. Es 
iſt mithin in Anſehung der hier bewilligten Dienſtbarkeit eine 
Einſchränkung des Eigentums am Grundſtück in Bezug auf 
deſſen Grundſtücksqualität gegeben. Weiterer Aufklärung bedarf 
es indeſſen noch bezüglich des Erforderniſſes, daß die allein 
zugelaſſenen Bewohner Landarbeiter (Landarbeiterfamilien) 
„deutſchen Stammes“, „deut ſchſtämmige“ Landar⸗ 
beiter ſein müſſen. Abgeſehen davon, daß der dafür gewählte 
Ausdruck in den aktenmäßigen Unterlagen ſchwankt — außer 
den angeführten kommt auch das Wort „deutſch“, als Gegen⸗ 
ſatz „landfremd“ vor —, iſt die hiermit verſuchte Bezeichnung 
nicht beſtimmt genug, um zweifelsfrei richtig verſtanden zu 
werden. Iſt anzunehmen, daß damit lediglich die deutſche 
Staats⸗ (Reichs⸗) Angehörigkeit erfordert fein ſoll, fo beſteht 
kein rechtliches Bedenken; der Ausdruck wäre aber dann dem- 
entſprechend richtigzuſtellen. Andernfalls würde eine Beſchrän⸗ 
kung, die eine nähere Prüfung der Abſtammungsverhältniſſe 
im Einzelfall und nach ſonſtigen Merkmalen erfordern würde, 
gegenüber den im beſonderen für das Grundbuch zu ſtellenden 
Anforderungen nicht als ausreichend ausgedrückt gelten können. 
Für die Vorausſetzungen und Erforderniſſe, die bezüglich der 
„Deutſchſtämmigkeit“ gemeint ſein ſollen, wäre dem Eintrag 
im Grundbuch kein klarer, beſtimmter Inhalt zu entnehmen. 
Das AG. (Grundbuchamt) hat daher zunächſt durch Zwiſchen⸗ 
verfügung auf die Klarſtellung des Antrags in dieſer Hin⸗ 
ſicht hinzuwirken und danach den Antrag unter Abſtandnahme 
von dem bisherigen Grunde ſeiner Abweiſung weiter zu be⸗ 
handeln. 


(Beſchl. v. 14. Okt. 1925; VB 22/25. — Münſter.) [Sch.] 


10. 81234 BG B.; 5 368 HG B. Der Pfand⸗ 
verkauf durch Veräußerung ausländiſcher No⸗ 
ten erfolgt regelrecht nach den Vorſchriften der 
8 1234 Ab BG B., § 368 H GB.; regelwidriger 
Verkauf erzeugt Schadenserſatzanſprüche, die 
Zug um Zug gegen Zahlung der aufgewerteten 
Pfandſchuld berichtigt werden müſſen.] 


Am 16. März 1922 kaufte der Kl. bei der Bekl. 6 Meter 
Stoff um 2400 4. Da er kein bares Geld bei ſich hatte, gab 
er der Bekl. 10 Dollar in Pfand mit dem Verſprechen, am 
andern Morgen das Kaufgeld zu bringen. Am andern Tage 
bot der Kl. der Bekl. 2400 46 an, die Bekl. weigerte ſich aber, 
gegen dieſen Betrag die 10 Dollar herauszugeben. Am 
18. März 1922 hat ſie fie zum Kurſe von 278.4 an die 
Dresdner Bank veräußert. Die Klage iſt erhoben auf Grund 
des 8 1223 Abſ. 2 BGB. und danach ſchlüſſig, denn die Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich auch auf den Verpfänder, der zugleich 
perſönlicher Schuldner iſt (vgl. RG. 90, 72 1); 92,282). Der 
Streit der Parteien über die Höhe der Pfandforderung iſt 
dadurch erledigt, daß der Kl. die von der Bekl. geforderte 
Summe zu zahlen bereit iſt. Wenn alſo die Bekl. die als 
Pfand erhaltenen 10 Dollar noch beſäße, müßte ſie unbedenk⸗ 
lich zu deren Herausgabe verurteilt werden. Nun hat aber 
die Bekl. die 10 Dollar nicht mehr, ſie hat ſie am 18. März 


einen ſchutzwürdigen Vorteil. Wenn das RG. im Gegenſatz zu dem 
KG. die dend „Landarbeiter deutſchen Stammes“ oder „deutſch⸗ 
ſtämmige“ Landarbeiter nach dem Spezialprinzip nicht für ausreichend 
erachtet und deshalb zur Klarſtellung die Sache an das AG. zurück⸗ 
verwieſen hat, ſo iſt dieſer Standpunkt gerechtfertigt. 
Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 
1) IW. 1917, 659. 
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1922 an die Dresdner Bank veräußert. Dieſer Verkauf ver⸗ 
ſtößt in zwiefacher Weiſe gegen die Vorſchriften über die 
Pfandveräußerung. Auch wenn man davon ausgeht, daß die 
Schuld des Kl. am 17. März 1922 fällig war, und daß da⸗ 
mals die Bekl. dem Kl. den Verkauf des Pfandes angedroht 
hat, ſo durfte die Bekl. doch den Verkauf nicht ſchon am 
18. März 1922 vornehmen, und ſie durfte das Pfand nicht 
freihändig veräußern. Nach § 1234 Abſ. 2 BGB. in Ver⸗ 
bindung mit $ 368 HGB. mußte zwiſchen der Androhung 
und dem Verkauf ſelbſt eine Friſt von einer Woche liegen, und 
nach $ 1235 BGB. war der Verkauf entweder im Wege öffent⸗ 
licher Verſteigerung oder, da die 10 Dollar einen Börſenpreis 
hatten, durch eine gemäß § 1221 BGB. dazu befugte Perſon 
zum laufenden Preiſe zu bewirken. Der Verſtoß gegen $ 1235 
BGB. beeinträchtigt nach § 1243 Abſ. 1 BGB. die Recht⸗ 
mäßigkeit des Pfandverkaufs überhaupt und macht das Vor⸗ 
gehen der Beil. zu einem rechtswidrigen Eingriff in das 
Eigentum des Kl., für den die Bekl. nach der rechtlich be⸗ 
denkenfreien Feſtſtellung des BR. ſchadenserſatzpflichtig iſt. 
Nach § 249 BGB. muß alſo die Bekl. den Zuſtand herſtellen, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Um⸗ 
ſtand nicht eingetreten wäre. Dieſer Umſtand iſt der rechts⸗ 
widrige Verkauf der 10 Dollar durch die Bekl. Wenn die 
Bekl. ſie nicht verkauft hätte, ſo befände ſie ſich noch in ihrem 
Beſitz und müßte ſie jetzt an den Kl. herausgeben. Das kann 
die Bekl. nicht, wohl aber kann ſie und muß ſie deshalb auch 
dem Kl. andere 10 Dollar verſchaffen. Gerade dadurch wird 
der Zuſtand herbeigeführt, zu deſſen Herſtellung die Bekl. 
nach § 249 BGB. verpflichtet iſt. Wer Schadenserſatz leiſten 
muß, weil er beſtimmte einzelne (ſog. Spezies-) Sachen nicht 
herausgeben kann, iſt, wenn es ſich um Gattungsſachen han⸗ 
delt, andere Sachen von gleicher Art und Güte zu liefern ver⸗ 
pflichtet. Das iſt in der Rechtſprechung des RG. anerkannt 
(vgl. RG. 106, 88). Indem das BG. dem Kl. nur 1 in 
Geld zuſprach, hat es gegen dieſen Grundſatz verſtoßen, außer⸗ 
dem dem Kl. etwas zuerkannt, was er gar nicht verlangt hat. 
Dem Begehren des Kl., 10 Dollar zu erhalten, ſteht auch der 
Umſtand nicht entgegen, daß er ſelbſt noch die Gegenleiſtung 
zu entrichten hat. Allerdings kann im gegenwärtigen Falle 
nicht die bei Schadenserſatzforderungen in Geld übliche Unter⸗ 
ſchiedsberechnung aufgemacht werden, es wird wie bei der 
Erfüllungsklage zur Leiſtung Zug um Zug verurteilt werden 
müſſen. Die Erwägungen des BG., daß der Kl. die 10 Dollar 
nicht mehr hätte, wenn ſie ihm ſchon früher ausgehändigt 
worden wären, ſind nicht ſchlüſſig. Der Kl. hat die 10 Dollar 
noch nicht erhalten, alſo kann er ſie noch verlangen. Die Aus⸗ 
führungen des BU. find hier in nicht ganz klarer Weiſe von 
dem Gedanken getragen, daß die Geldentwertung berückſichtigt 
werden muß. Das wird allerdings geſchehen müſſen, aber in 
anderer Weiſe, als der BR. angenommen hat, nämlich bei 
der Feſtſetzung des Betrages, den der Kl. zu zahlen hat, um 
feine am 16. März 1922 eingegangene Schuld von 2430 % 
zu tilgen. 

(U. v. 19. Febr. 1924; 527/23 VII. — Frankfurt a. M.) 


11. 8 611 HG B. Ausländiſche Währung als 
Wertmeſſer.] 

Im November 1920 wurde der Handel in oſtind. Baum⸗ 
wolle der fragl. Art in Hamburg im weſentlichen in engliſcher 
Währung getätigt. Dieſe Währung iſt alſo der handels⸗ 
übliche Wertmeſſer für den gemeinen Handelswert, welchen 
Güter der fraglichen Art und Beſchaffenheit an ihrem Be⸗ 
ſtimmungsort bei Beginn der Entlöſchung hatten (8 611 
HGB.). Denn dieſer gemeine Handelswert entſpricht dem 
durch die tatſächlichen Verhältniſſe bedingten objektiven Wert 
der Ware zu der maßgeblichen Zeit und an dem maßgeblichen, 
Ort. Es kommt hinzu, daß das BG. aus dem zwiſchen dem 
Konnoſſementsinhaber und der beklagten Reederei beſtehenden 
Vertragsverhältnis im vorliegenden Fall ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum die Schlußfolgerung gezogen hat, daß verein⸗ 
barungsgemäß ein etwa nach 8 611 HGB. zu gewährender 
Erſatz in engliſcher Währung zu erfolgen habe. Dabei iſt zu 
beachten, daß die Haftung der Reederei auf Grund des Kon⸗ 
noſſementes von ihren Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag 
verſchieden iſt, und daß der wegen verlorener Güter aus dem 
Konnoſſement hergeleitete Anſpruch über die Erſtattung des 
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bloßen Sachwertes nach $ 611 HGB. hinausgehen kann 
(Schaps, Seerecht 8 606 Anm. 3; 8 642 Anm. 3; 8 651 
Anm. 7). 

(U. v. 22. Nov. 1923; 298/23 I. — Hamburg.) 


* 12. 885,6 Pat G.; Bek. v. 6. Juli 1921. Nolan 
Act. 86 Bek. der Reichsregierung betr. die Be⸗ 
gründung, Erhaltung oder Wiederherſtellung 
von gewerblichen Schutzrechten der Angehörigen 
der Vereinigten Staaten von Amerika v. 6. Juli 
1921 iſt rechtsgültig. Der Begriff der „Be⸗ 
nutzung“ i. S. 86 deckt ſich mit 85 PatG. und um⸗ 
faßt nicht nur das Herſtellen, ſondern auch das 
Inverkehrbringen, Feilhalten und Gebrauchen. 
Zum Begriff des „guten Glaubens“. ) 


Für den amerikaniſchen Staatsangehörigen B. iſt das 
deutſche Reichspatent Nr. 293 723 v. 1. Febr. 1913 mit dem 
folgenden Anſpruch eingetragen: „Vorrichtung zum Anzeigen 
der Kühlwaſſertemperatur bei Verbrennungskraftmaſchinen, 
dadurch gekennzeichnet, daß die Thermometerkugel in dem 
freien Raum über dem Kühlwaſſerſpiegel und in unmittel⸗ 
barer Berührung mit der dieſen Raum füllenden Atmoſphäre 
angebracht iſt.“ Dieſes Patent war wegen der Nichtzahlung 
der Jahresgebühr i. J. 1917 erloſchen und iſt auf Grund der 
Bek. v. 6. Juli 1921 (RG Bl. 844) wieder in Kraft getreten. 
Die Bekl. vertreibt derartige Wärmemeſſer, die unter das 
Patent fallen. Die Kl. iſt ausſchließliche Lizenznehmerin des 
Patents. Sie hat auf Unterlaſſung der Herſtellung, des Ge⸗ 
brauchs, Feilhaltens und Inverkehrbringens ſolcher Wärme⸗ 
meſſer, ſowie auf Rechnungslegung und Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht geklagt. Die Bekl. hat geltend gemacht, 
ihr ſtehe auf Grund des 36 der gedachten Bek. ein Weiter⸗ 
benutzungsrecht zu, da ſie bereits vor der Veröffentlichung der 
Bek. derartige Wärmemeſſer feilgehalten habe. Die Klage 
wurde abgewieſen, die Berufung zurückgewieſen. Auch die 
Reviſion der Kl. hatte keinen Erfolg. Aus den Ausführungen 
des BG. ergibt ſich die Feſtſtellung: die Bekl. hat laut Liefer⸗ 
ſcheinen der Matador⸗Apparatebau⸗Geſellſchaft vom 14. bis 
29. Juni 1921 und deren Rechnungen v. 6., 7., 11. und 
12. Juli 1921 von dieſer Gefahrenwärmemeſſer zum Zwecke 
des Wiederverkaufes bezogen und ſolche laut ihren Rechnungen 
v. 5., 6. und 12. Juli 1921 an andere geliefert, ihre Liefe⸗ 
rung auch ſchon am 15. Juni 1921 anderen angeboten. Das 
BG. entnimmt daraus, daß die Bekl. die Wärmemeſſer vor 
dem 14. Juli 1921 vertrieben und dadurch, da ihr guter 
Glaube nicht widerlegt ſei, ein Weiterbenutzungsrecht gegen⸗ 
über dem Patent 293 723 auf Grund des § 6 Bek. v. 6. Juli 
1921 erworben habe. Die geſetzliche Grundlage der Entſchei⸗ 
dung bildet alſo die Beſtimmung dieſes $6. Gegen die Rechts⸗ 
gültigkeit dieſer Beſtimmung und ihre Auslegung durch das 
BG. richtet ſich der Hauptangriff der Reviſion. Sie meint in 
erſter Reihe: die Reichsregierung ſei zum Erlaß einer ſolchen 
Beſtimmung gar nicht befugt geweſen, da ſie ſich dabei nicht 
in dem Rahmen der ihr in dem Geſetz v. 6. Juli 1921 er⸗ 
teilten Ermächtigung gehalten habe. Dieſe Frage iſt, da es 
ſich nach dem Folgenden in der Bek. um eine Rechtsverord⸗ 
nung handelt, von den Gerichten nachzuprüfen. Es ergibt ſich 
dabei aber die Rechtsbeſtändigkeit des $ 6. Nachdem die Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika das Geſetz v. 3. März 
1921 betr. Verlängerung der Friſten für die Einreichung von 
Patentanmeldungen ..., die jog. Nolan Act, erlaſſen und 
damit auch für den Ausländer unter der Vorausſetzung der 
Gegenſeitigkeit die Möglichkeit geſchaffen hatten, eine Reihe 


Zu 12. Die Entſch. wirft eine Reihe von Fragen auf, die ſich 
an die ſog. Nolan Act und an die im Anſchluß an dieſe erlaſſene 
Bekauntmachung der Reichsregierung v. 6. Juli 1921 knüpfen. Am 
eingehendſten wird die grundlegende Frage erörtert, ob der 8 6 die⸗ 

»ſer Bekanntmachung rechtsgültig iſt. Mir war ein Zweifel nach 
dieſer Richtung bisher nicht gekommen und auch aus der deut⸗ 
ſchen Literatur iſt mir ein ſolcher nicht bekannt. Nach den zutref⸗ 
fenden Ausführungen des RG. ſcheint mir auch der von der Reviſion 
aufgeworfene Zweifel ganz unberechtigt zu ſein. Ebenſo iſt die An⸗ 
ſicht des RG. zutreffend, daß durch den mit den Vereinigten Staaten 
abgeſchloſſenen Friedensvertrag die im Teil X des VV. aufgeführten 
Rechte nicht ohne weiteres den Amerikanern zuſtehen, ſondern daß es 
dazu einer — bisher nicht ergangenen — Eutſchließung und Er⸗ 
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von ungünſtigen Folgen zu beſeitigen, die für ihre in den 
Vereinigten Staaten angemeldeten oder erteilten Patente ent⸗ 
ſtanden waren, nahm Deutſchland das zum Anlaß, durch 
ein Geſetz die Vorausſetzung für eine entſprechende Behand⸗ 
lung der Ausländer in Deutſchland zu ſchaffen. Die grund⸗ 
legenden Beſtimmungen wurden in dem Gef. z. Sicherung von 
gewerbl. Schutzrechten dtſch. Reichsangeh. im Ausland vom 
6. Juli 1921 (RG Bl. 828) niedergelegt. Im 81 iſt beſtimmt: 
„Den Angehörigen eines ausländiſchen Staates können hin⸗ 
ſichtlich der Begründung, Erhaltung oder Wiederherſtellung 
gewerbl. Schutzrechte zur Behebung nachteiliger Folgen des 
Krieges Vergünſtigungen, die über die Vorſchriften der 88 15 
bis 17 AusfGzF V. hinausgehen, gewährt werden, wenn und 
ſoweit es erforderlich iſt, um den deutſchen Reichsangehörigen 
den Genuß gleichartiger Vergünſtigungen in dem ausländiſchen 
Staate zu verſchaffen. Die Beſtimmung darüber wird von der 
Reichsregierung getroffen.“ Wie die Begr. d. Entw. zu dem 
Gef. (vgl. Vhdl. d. RT. 368 Aktenſtück Nr. 2289 [S. 1976 f.) 
und die Ausf. des Berichterſtatters, Abg. Dr. Marx, bei der 
zweiten Beratung des Entw. (vgl. Sten. Sitzungsberichte des 
RT. 350 S. 4297) ergeben, überließ man die näheren Beſtim⸗ 
mungen hinſichtlich jedes in Frage kommenden ausländ. Staa⸗ 
tes der Reichsregierung deshalb, weil man beabſichtigte, die 
Beſtimmungen unverzüglich der jeweiligen Lage der Geſetz⸗ 
gebung und Rechtſprechung im Auslande anzupaſſen und ges 
gebenenfalls abzuändern. Die Reichsregierung ſollte alſo nach 
ihrer Kenntnis der ausländ. Beſtimmungen und ihrem Ermeſ⸗ 
ſen die Beſtimmungen treffen. Man ließ ihr weiten Spielraum. 
Es blieb alſo ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen überlaſſen, welche 
Anordnungen ſie für erforderlich hielt, um den Deutſchen im 
Auslande gleichartige Vergünſtigungen zu verſchaffen. Eine 
Nachprüfung, ob die einzelnen Anordnungen erforderlich waren, 
ſteht dem Gericht nicht zu. Dieſe hat ſich vielmehr nur darauf 
zu richten, ob in der Anordnung etwa die Grenze der Ermäch⸗ 
tigung überhaupt überſchritten iſt. Dafür liegt hier nichts vor. 
Was die Rev. dazu vorträgt, kann auch einen ſolchen Vorwurf 
nicht begründen. Am allerwenigſten kann dazu die Erwägung 
der Rev. dienen: die Bek. ſtelle die Deutſchen zu günſtig; die 
Anordnungen würden nicht genügen, den Deutſchen in Ame⸗ 
rika gleichartige Vergünſtigungen zu verſchaffen. Ob das letz⸗ 
tere der Fall war, konnte ja auch erſt aus der Stellungnahme 
der ausländiſchen Staaten und ihrer Gerichte erkannt werden. 
Gerade um ihr durch ſchleunige Abänderungen Rechnung zu 
tragen, wurde die Befugnis der Regierung geſchaffen. Bis zur 
entſprechenden Anderung der Beſtimmungen bleiben dieſe in 
Kraft. Es läßt ſich aber auch nicht annehmen, daß $ 6 die den 
Amerikanern im 85 gewährte Vergünſtigung zu ſehr ein⸗ 
ſchränkt. Die den Vereinigten Staaten durch § 5 i. Verb. mit 
§ 6 gewährte Vergünſtigung geht in jedem Falle über die⸗ 
jenigen der 88 15—17 Ausf. z. VV. hinaus, da die dort 
vorgeſehenen Friſten bereits abgelaufen waren. Auch der 
Reichstag hat offenbar kein Bedenken gegen den Erlaß der 
Bek. gehabt. Denn ein mit der ſpäteren Bek. genau überein⸗ 
ſtimmender Entwurf zu ihr lag, wie die erwähnte Begründung 
ergibt, dem Entwurfe zu dem Geſetz v. 6. Juli 1921 bei und 
iſt von keiner Seite beanſtandet worden. Es kann der Revi⸗ 
ſion aber auch nicht zugegeben werden, daß die Beſtimmung 
des § 6 Bek. die Gegenſeitigkeit gegenüber den Amerikanern 
nicht wahrt. Die Nolan Act gewährte in den Art. 1 und 2 
die dort vorgeſehenen Vergünſtigungen den Untertanen ande⸗ 
rer Länder nur, wenn dieſe den Bürgern der Vereinigten 
Staaten „die weſentlich gleichen Verlängerungsvergünſti⸗ 
gungen“ gewährten. Es ſollte damit keineswegs, wie die Revi⸗ 
ſion annimmt, erreicht werden, daß nun die Stellung der Ame⸗ 


klärung der Vereinigten Staaten bedarf. Das RG. nimmt auch mit 
Recht an, daß derjenige, welcher vor der Veröffentlichung der Be⸗ 
kanntmachung den patentierten Gegenſtand feilgehalten hat, ſich auf 
den 8 6 ſtützen kann, und beruft ſich dafür zutreffend auf die ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung des 85 Pat®., der als Vorbild für den 8 6 
gedient hat, ſowie auf den Sinn und Zweck der Bekanntmachung. 
Wenn das Urteil ſich für dieſe Auslegung auch noch auf die entſpr. 
Vorſchrift in Art. 3 der Nolan Act beruft, wo ebenfalls von einem 
„begonnenen Verkauf“ die Rede iſt, ſo iſt dieſes Argument zutreffend, 
aber es bedurfte desſelben eigentlich nicht. Die deutſche Bekannt⸗ 
machung ſpricht zwar in der Einleitung davon, daß in den Ver⸗ 
einigten Staaten den deutſchen Reichsangehörigen Vergünſtigungen 
zugeſtanden ſind, die den Vorſchriften der Bekanntmachung gleich⸗ 
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rikaner in Deutſchland hinſichtlich der Kriegsfolgen für die 
Patente in jeder Beziehung genau die gleiche war wie die der 
Deutſchen in Amerika. Denn eine Verſchiedenheit ergab ſich 
ſchon aus der verſchiedenartigen Patentgeſetzgebung. So kennt 
das amerikaniſche Geſetz insbeſ. kein Erlöſchen des rechtswirk⸗ 
ſam erteilten Patents infolge der Nichtzahlung von Jahres⸗ 
gebühren, da in den Vereinigten Staaten nur die Anmeldungs⸗ 
und die Erteilungsgebühr vor der Patenterteilung erhoben 
wird. Die Patente der Amerikaner aber waren in Deurſchland 
während des Kriegszuſtandes inſoweit, als für ſie Jahres⸗ 
gebühren zu zahlen waren, erloſchen, da dieſe Gebühren da⸗ 
mals nicht gezahlt werden konnten. Ihre Wiederherſtellung 
lag, wenn auch in der Nolan Act wegen der anders gearteten 
Verhältniſſe eine gleiche Maßregel nicht vorgeſehen war, i. S. 
der dort verlangten gleichartigen Vergünſtigung. Keineswegs 
verlangte dieſe aber, daß nun hinſichtlich ſolcher Patente der 
Amerikaner in Deutſchland genau ſo ſtand wie der Deutſche in 
Amerika hinſichtlich der einmal erteilten Patente. Der Grund⸗ 
gedanke der Nolan Act iſt vielmehr ein anderer. Es ſollten 
gewiſſe ungünſtige Folgen des Krieges für die Patente und 
ihre Anmeldung beſeitigt werden, aber es ſollten dadurch die 
Rechte, die gutgläubig von Bürgern der Vereinigten Staaten 
oder ihnen gleichgeſtellten Perſonen an kollidierenden Paten⸗ 
ten oder aus der Benutzung der Patente entſtanden waren, 
von den neu erteilten oder rechtskräftig gewordenen Patenten 
nicht berührt werden. Genau dem entſpricht auch die Rege⸗ 
lung, die in der Bek. v. 6. Juli 1921 getroffen iſt. Insbeſ. 
ſpricht auch nur dies der 86 aus. Wenn inſoweit die ameri⸗ 
kaniſchen Beſitzer von deutſchen Patenten unter Umſtänden er⸗ 
heblicher in ihren Rechten beeinträchtigt werden als in der 
Regel die deutſchen Beſitzer amerikaniſcher Patente auf Grund 
des Art. 3 der Nolan Act, jo iſt das nur eine Folge des nun 
einmal beſtehenden Unterſchiedes in der Patentgeſetzgebung der 
beiden Länder, die inſoweit den ſtärkeren Verluſt der Ameri⸗ 
kaner an ihren deutſchen Patenten als Kriegswirkung bedingte. 
Dieſer Rechtszuſtand hat auch durch den zwiſchen Deutſchland 
und den Ver. Staaten am 25. Aug. 1921 abgeſchloſſenen, am 
20. Okt. vom dtſch. RT. genehmigten FV. (RG Bl. 1921, 1369) 
keine Anderung erfahren. Dieſer Vertrag ordnet in Art. die 
Verpflichtung Deutſchlands an, den Ver. Staaten alle Rechte 
... und Vorteile zu gewähren, die zugunſten dieſer Staaten 
in dem Vertrage von Verſailles feſtgeſetzt ſind, und führt im 
Art. II Ziff. 1 ausdrücklich als ſolche die im Teil X jenes Ver⸗ 
trages aufgeführten Rechte auf, zu denen auch diejenigen hin⸗ 
ſichtlich des gewerbl. E. (Art. 306—311) gehören. Aus Abſ. 2 
jenes Art. II Ziff. 1 iſt nun — wie RG. 107, 50 f. näher be- 
gründet — zu entnehmen, daß dieſe Rechte keineswegs ohne 
weiteres den Bürgern der Ver. Staaten zuſtehen ſollten, ſon⸗ 
dern daß es dazu einer beſonderen Entſchließung und Er⸗ 
klärung der Ver. Staaten bedürfen ſollte. An einer ſolchen 
aber fehlte es. An dieſer Anſicht iſt für die hier in Betracht 
kommende Zeit auch gegenüber den Ausführungen des inländi⸗ 
ſchen Vertreters der Kl. feſtzuhalten, der in der mündl. Ver⸗ 
handlung, um die ſofortige Wirkſamkeit des Art. II Ziff. 1 
Abſ. 2 d. dtſch.⸗amerik. FV. zu begründen, auf die verſchieden⸗ 
artig geſtaltete Zuſtändigkeit der amerik. geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften einerſeits zum Abſchluß von Verträgen, andererſeits 
zum Erlaß von Geſetzen hingewieſen hat. Übrigens hat auch 
der Court of Appeals of the District of Columbia den in den 
vorſtehenden Ausführungen vertretenen Standpunkt eingenom⸗ 
men (vgl. Jungblut: GewRSch. u. UrhR. 1926, 105). Aber 
auch, wenn man annehmen wollte, daß der dtſch.⸗ amerik. FB. 
den Ver. Staaten ohne weiteres die Rechte aus Art. 306 ff. 
BB., insb. aus Art. 307, gegeben hat, jo würde das doch nichts 


artig ſind. Dieſes „gleichartig“ darf aber nicht ſo gepreßt werden, daß 
die Vorſchriften in beiden Geſetzen übereinſtimmen müfjen. Dies iſt 
ſchon deshalb nicht möglich, weil — worauf das Urteil auch hinweiſt 
— die grundlegenden Patentgeſetze in beiden Vertragsſtaaten vielfach 
voneinander abweichen, ſo daß auf ſie nicht ganz gleiche Beſtim⸗ 
mungen aufgepropft werden können. Ich betone dies deshalb, weil das 
Urteil am Schluſſe bei der Frage, ob der Bekl., der vor der Vekannt⸗ 
machung nur feilgehalten hatte, auch berechtigt iſt, zu den anderen 
Benutzungsarten des 8 4 PatG., alſo zum Herſtellen, Inverkehr⸗ 
bringen, Gebrauchen, überzugehen, meint, daß dagegen aus den Be⸗ 
ſtimmungen der Nolan Act Bedenken herzuleiten wären. An und 
für ſich ſteht das RG. bez. des 8 5 PatG., dem der 8 6 der 
Bekanntmachung nachgebildet iſt, auf dem Standpunkt, daß der Vor⸗ 
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an der Beurteilung des vorliegenden Sachverhalts ändern kön⸗ 
nen. Denn die ſchon einmal für die Bekl. aus dem 8 6 Bek. 
entſtandenen Benutzungsrechte würden durch eine ſpätere Ande⸗ 
rung der Geſetzgebung nicht ohne weiteres wieder beſeitigt 
ſein. Ferner hat aber auch offenbar nach der übereinſtimmen⸗ 
den Anſicht Deutſchlands und der Vereinigten Staaten an der 
durch den Nolan Act und die Bek. v. 6. Juli 1921 erfolgten 
Regelung durch den Friedensvertrag nichts geändert werden 
ſollen. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß die Vereinigten 
Staaten auch jetzt noch die Nolan Act aufrechterhalten und 
weitere Anordnungen auf Grund des Art. 307 Abſ. 2 VV. 
nicht getroffen haben. Danach bedarf es keiner näheren Er⸗ 
örterung, ob die in der Bek. getroffene Regelung nicht ſogar 
mit den Beſtimmungen des Art. 306 ff. VV. zu vereinbaren 
wäre. Zu Unrecht bemängelt die Reviſion weiterhin, daß das 
BG. den Begriff der „Benutzung“ i. S. des 86 Bek. zu weit 
ausgelegt habe. Sie meint: In den vor dem 14. Juli 1921 
vorgenommenen Handlungen der Bekl. liege höchſtens ein 
Feilhalten, und dieſes genüge nach Maßgabe der zur Aus⸗ 
legung heranzuziehenden Nolan Act nicht. Richtig iſt, daß 
nur ein Feilhalten der Thermometer durch die Bekl. feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Aber mit Recht nimmt das BG. an, daß 
dieſes eine „Benutzung“ i. S. des 8 6 darſtelle. Es iſt keines⸗ 
wegs abwegig, wie die Reviſion meint, zur Erläuterung jenes 
Begriffes die Beſtimmungen des Patentgeſetzes heranzuziehen. 
Denn die Bek. wendet ſich als deutſche Beſtimmung, insbeſ. 
im 86, in erſter Reihe an Deutſche, und es iſt daher durchaus 
angezeigt, zur Erklärung eines Ausdruckes Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen heranzuziehen, die denſelben Ausdruck gebrauchen, und 
ebenſo die allgemein bekannte Auslegung, welche der Aus⸗ 
druck in der Rechtſprechung und im Schrifttum Deutſchlands 
allgemein gefunden hat. Der Wortlaut des § 6 Bek. ſtimmt 
nun, abgeſehen von dem Zuſatz „in gutem Glauben“, faſt 
völlig mit demjenigen des § 5 PatG. und ebenſo auch im 
weſentlichen mit dem des $7 PatVerlG. überein. Daß aber 
unter den Begriff des „Inbenutzungnehmens“ in dieſen beiden 
Beſtimmungen alle diejenigen Handlungen fallen, die im 8 4 
PatG. als ausſchließliche Befugnis des Patentinhabers auf⸗ 
geführt ſind, alſo nicht nur das Herſtellen, ſondern auch das 
Inverkehrbringen, Feilhalten und Gebrauchen, hat entgegen 
einzelnen im Schrifttum vertretenen Anſichten die herrſchende 
Anſicht des Schrifttums und ebenſo die Rechtſprechung des 
RO. ſtändig angenommen (vgl. RG. 56, 226; 80, 151); 110, 
2242)). Daran iſt auch hier feſtzuhalten; es iſt kein Grund er⸗ 
ſichtlich, das Wort „Benutzen“ in der Bek. v. 6. Juli 1921 
anders aufzufaſſen als in den ſonſtigen patentrechtlichen Ge⸗ 
ſetzen. Zuzugeben iſt der Reviſion allerdings, daß bei der 
Auslegung der Bek. nicht lediglich die anderen deutſchen 
patentrechtlichen Beſtimmungen heranzuziehen ſind, ſondern 
daß dabei auch Anlaß und Zweck der Bek. zu berückſichtigen 
find, die auf die Beſtimmungen der Nolan Act hinweiſen. Es 
ergibt ſich daraus aber kein Grund gegen die obige Aus⸗ 
legung. Denn auch Art. 3 der Nolan Act gibt dem Bürger 
der Vereinigten Staaten das Recht, trotz des rechtswirkſam ge⸗ 
wordenen Patents eine vor dem Erlaß des Geſetzes begonnene 
„Herſtellung, Benutzung oder einen Verkauf“ fortzuſetzen. Es 
iſt alſo auch hier ausdrücklich von einem „begonnenen Ver⸗ 
kauf“, nicht lediglich vom „Herſtellen“ die Rede. Es ſpricht 
deshalb der Nolan Act nicht dagegen, daß das Wort „Be⸗ 
nutzen“ auch im 86 Bek. in dem ſonſt üblichen Sinne ger 
braucht iſt. Auch Sinn und Zweck der Bek. weiſen in derſelben 
Richtung. Es ſollte neben den Intereſſen der amerikaniſchen 
Staatsangehörigen auch der Beſitzſtand des Deutſchen ge⸗ 
ſchützt werden, der ſeinen Betrieb bereits auf die Verwertung 


benutzer nicht auf die frühere Benutzungsart beſchränkt iſt, ſondern 
innerhalb der vier Benutzungsarten des 8 4 wechſeln darf (vgl. RG. 
26, 64; JW. 1902, 233). Ebenſo: Seligſohn, Komm. z. Pat, 
6. Aufl. S. 161; Kiſch, Handb., S. 196; Starck: „Gew. Rechtsſch. 
und Urh.“ 1921, 44; a. M. Kohler, Handbuch, S. 479; Iſay, 
4. Aufl. S. 289. Das RG. ſcheint auch jetzt noch bez. des 8 5 Pat. 
auf demſelben Standpunkt zu ſtehen, denn es wäre ſonſt nicht erklär⸗ 
lich, warum es ſeine Bedenken nur aus den Beſtimmungen der 
Nolan Act herleitet. Was nun den Inhalt des amerikaniſchen Ge⸗ 
ſetzes betrifft, ſo kann m. E. das RG. bei ſeinen Bedenken nur an 
den Art. 3 gedacht haben, in dem es heißt, daß ein in Gemäßheit des 
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der Erfindung eingerichtet hatte. Dieſe Erwägungen greifen 
aber nicht nur bei dem Herſteller Platz, ſondern auch bei dem⸗ 
jenigen, der die unter Benutzung der Erfindung hergeſtellten 
Waren vertrieben hat. Der Umſtand, daß der Patentinhaber 
dadurch in der Regel mehr in ſeinen Rechten eingeſchränkt 
wird als der Erfinder gegenüber dem Vorbenutzer, kann zu 
einer anderen Beurteilung nicht führen. Es ſollten eben die 
Belange aller Beteiligten gewahrt werden. Ebenſowenig kann 
der Reviſion darin beigetreten werden, daß das BG. den Be⸗ 
griff des „guten Glaubens“ i. S. § 6 verkannt habe. Dieſes 
Erfordernis iſt bereits in verſchiedenen anderen Beſtimmungen, 
welche ähnliche Verhältniſſe regeln, aufgeſtellt worden; ſo im 
Art. 308 VV. und in Art. 1 und 2 Bern Abk. v. 30. Juni 
1920. Irgendeine nähere Regelung dieſes Erforderniſſes iſt 
dort ebenſowenig wie im 86 Bek. erfolgt. Es iſt alſo aus 
dem Zuſammenhang ſowie dem Sinn und Zweck der Be⸗ 
ſtimmung zu entnehmen, welche Anſorderungen daran zu 
ſtellen ſind. Der gute Glaube muß ſich natürlich auf das Recht 
des Patentinhabers beziehen. Gutgläubig benutzt danach die 
Erfindung derjenige, der von dem Patent des Inhabers über⸗ 
haupt nichts weiß oder doch darauf vertraut, daß es zu der 
Zeit, als er es in Benutzung nahm, erloſchen iſt. Die ganz 
allgemeine Annahme, daß vielleicht ſpäter einmal das Wieder⸗ 
inkrafttreten des Rechts angeordnet werden könne, kann dem 
guten Glauben nicht entgegenſtehen, auch wenn bereits ge- 
wiſſe Beſtimmungen, insbeſ. im VV., darauf hinweiſen. Dieſer 
iſt ja auch von den Vereinigten Staaten gar nicht ratifiziert 
worden. Ob überhaupt ſeine oder ähnliche Beſtimmungen 
zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten Geltung 
erhalten würden, war nicht abzuſehen. Es kann deshalb der 
von Iſay, „Die Lage der deutſchen Patente in den Ver⸗ 
einigten Staaten unter Berückſichtigung der amerikaniſchen 
Rechte in Deutſchland“ (GewRSch. u. UrhR. 1922, 65) ver⸗ 
tretenen Anſicht: der gute Glaube liege nur vor, wenn der 
Benutzer von dem erloſchenen Patent überhaupt nichts ge⸗ 
wußt habe, da er ſonſt mit dem Wiederaufleben habe rechnen 
müſſen und das Patent auf ſeine Gefahr benutze, nicht bei⸗ 
getreten werden. Für die oben vertretene Anſicht ſpricht auch 
die Entſtehungsgeſchichte der entſprechenden Beſtimmung des 
Patentverlängerungsgeſetzes (vgl. die Materialien zu dieſem 
Geſetz — GewRSch. u. UrhR. 1920, 73 f.). Es war im 82 
des erſten Entwurfs auch beſtimmt, daß der Zwiſchenbenutzer 
das Patent „vor dem Inkrafttreten des Geſetzes in gutem 
Glauben“ benutzt haben müſſe. Später wurde das dahin ge⸗ 
ändert, daß im 87 lediglich die Benutzung vor dem 1. April 
1920 gefordert wurde. Das Geſetz wurde am 27. April 1920 
beſchloſſen und trat am 14. Mai 1920 in Kraft. Man ging 
alſo auch hierbei davon aus, daß derjenige, der das Patent 
vor dem 1. April benutzt hatte, unwiderleglich im guten Glau⸗ 
ben war. Man wird daher den guten Glauben des Benutzers 
dann anzunehmen haben, wenn er zur Zeit der Benutzung 
von dem Patent überhaupt nichts wußte, oder das Erlöſchen 
kannte und mit einem ſpäteren Wiederinkrafttreten des Pa⸗ 
tents durch beſondere Geſetzgebungsmaßnahmen nicht mit 
irgendwelcher Beſtimmtheit rechnete, es ſei denn, daß er mit 
den Benutzungshandlungen bereits begonnen hatte, als das 
Patent noch in Kraft war. Grobe Fahrläſſigkeit in der 
Nichtkenntnis wird man in entſprechender Anwendung des 
8 932 Abſ. 2 BGB. der Kenntnis in beiden Fällen gleich⸗ 


Art. 2 erteiltes Patent nicht das Recht eines Bürgers der Vereinigten 
Staaten auf Fortſetzung der Herſtellung, des Gebrauchs oder des be⸗ 
gonnenen Verkaufs verkürzen oder ſonſt berühren darf, und daß 
in der Fortſetzung der Herſtellung, des Gebrauchs oder des Ver⸗ 
kaufes keine Verletzung liegen ſoll. An und für ſich kann es ſchon 
zweifelhaft ſein, ob durch dieſe Beſtimmung der Übergang von einer 
Benupungsart zur anderen verboten ſein ſollte. Ich ſehe davon ab, 
weil, ſelbſt wenn dies der Fall wäre, daraus noch kein Rückſchluß 
auf die Auslegung der deutſchen Beſtimmung gemacht werden kann. 
Es braucht nur das Grundſatzliche, nämlich das Weiterbenutzungsrecht 
des Vorbenutzers, überein zuſtimmen. Die Ausgeſtaltung im einzel⸗ 
nen kann dagegen verſchieden ſein, denn dieſe wird ſich nach der inne⸗ 
ren Geſetzgebung des einzelnen Staates richten. Ebenſo wie das 
Urteil vorher bei der Auslegung des Wortes „Benutzung“ im 8 6 auf 
die Rechtſprechung des RG. zu der entſprechenden Beſtimmung im 
85 Bezug nimmt, muß dies auch bei dem faſt gleichen Wortlaut bez. 
der hier in Rede ſtehenden Frage der Fall ſein. 

Zuzuſtimmen iſt der Auslegung, welche das RG., im Gegen⸗ 
ſatz zu Iſay, den Worten „im guten Glauben“ gibt. Es geht zu weit, 
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zuſtellen haben. Es werden daher die beſonderen Verhältniſſe 
jedes Falles zu berückſichtigen ſein, insbeſondere auch die Stel⸗ 
lung und Erfahrung des Benutzers. Aus ihnen wird zu ent⸗ 
nehmen ſein, ob etwa dem Benutzer die Nolan Act und die 
Vorbereitung entſprechender geſetzgeberiſcher Maßnahmen in 
Deutſchland bekannt waren oder bei üblicher Sorgfalt bekannt 
ſein mußten, und welche Schlüſſe er daraus gezogen hat. Daß 
das BG. bei der Prüfung des guten Glaubens hiernach von 
einer unrichtigen Auslegung ausgegangen iſt, ergibt ſein Ur⸗ 
teil nicht. Unzutreffend iſt allerdings ſeine Anſicht, daß dem 
Unterlaſſungskläger allgemein die Beweislaſt dafür obliege, 
der gute Glaube ſei nicht vorhanden. Dieſer genügt vielmehr 
ſeiner Pflicht zunächſt, wenn er darlegt, der Gegner habe eine 
Handlung vorgenommen, welche in fein Patentrecht eingreift. 
Und es iſt dann Sache des Gegners, ein Recht dazu zu be⸗ 
weiſen. An dieſen Beweis werden allerdings nicht zu hohe 
Anforderungen zu ſtellen ſein, da ein lückenloſer Nachweis 
kaum zu führen iſt. Es wird daher in der Regel genügen, 
wenn die von dem Benutzer darzulegenden näheren Umſtände 
keinen Anhalt für böſen Glauben ergeben, und es wird dann 
Sache des Gegners ſein, beſondere gegen den guten Glauben 
ſprechende Tatſachen geltend zu machen. Den Ausführungen 
des BG. iſt aber die Feſtſtellung zu entnehmen, daß die Bekl. 
nicht mit einem Wiederaufleben des Patents gerechnet hat, 
daß ſie insbeſ. die in Betracht kommenden geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen nicht gekannt und nach der Art ihres Geſchäfts 
auch nicht die Verpflichtung gehabt hat, ſich ihre Kenntnis zu 
verſchaffen. Die weitere Bemerkung des BG. kann daher nach 
dem Zuſammenhang nur dahin verſtanden werden, daß es 
unter den feſtgeſtellten Umſtänden Sache der Kl. war, ganz 
beſondere Umſtände darzulegen, welche den guten Glauben 
ausſchließen. So verſtanden enthalten die Ausführungen 
keinen Rechtsirrtum. Im übrigen handelt es ſich lediglich 
um Tatſachenwürdigung, die offenbar auch das Vorbringen 
der Kl. dazu nicht geeignet erſcheinen ließ, die Kenntnis der 
Bekl. darzulegen. Sind hiernach die Vorausſetzungen für die 
Anwendung des §6 Bek. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, fo 
kann ſich nur noch fragen, ob damit ohne weiteres die Klag⸗ 
anſprüche fallen. Steht der Bekl. auf Grund des 8 6 ein Be⸗ 
nutzungsrecht überhaupt zu, ſo gebührt ihr ein ſolches i. S. 
84 PatG. jedenfalls inſoweit, als fie es vorher ausgeübt hat. 
Die Bekl. kann alſo weiter derartige Wärmemeſſer feilhalten, 
und zwar nicht nur ſolche, die von der Matador⸗Apparatebau⸗ 
Geſellſchaft hergeſtellt ſind. Denn wenn man auch die aus 8 6 
Bek. hergeleitete Benutzung auf die bisherige Art beſchränken 
wollte, könnte das doch nur dazu führen, die anderen Be⸗ 
nutzungsarten — Herſtellen, Inverkehrbringen, Gebrauchen — 
auszuſchließen, niemals aber die ausgeübte Benutzungsart nur 
gerade in dem beſonderen, früher innegehaltenen Rahmen zu⸗ 
zulaſſen. Ob dem Benutzer auch die anderen Benutzungsarten 
einzuräumen ſind — wogegen aus den Beſtimmungen der 
Nolan Act Bedenken herzuleiten wären —, kann dahingeſtellt 
bleiben. Aus tatſächlichen Erwägungen ſtellt der BR. feſt, 
daß die Bekl. bisher die Thermometer weder ſelbſt hergeſtellt 
noch von anderen Herſtellern als der Matador⸗Apparatebau⸗ 
Geſellſchaft bezogen hat, und daß es daher an jeder Beſorgnis 
fehlt, die Bekl. werde dieſe Handlungen ſelbſt vornehmen. Es 
kann nicht anerkannt werden, daß die Bekl. entgegengeſetzte, 
ſchlüſſige Tatſachen vollbracht hat, wie die Reviſion das aus⸗ 


wenn Iſay (Komm. S. 300) die Anſicht vertritt, ſeit dem Berner 
Abk. v. 30. Juni 1920 (dem Amerika nicht beigetreten war) mußte 
jeder mit dem Wiederaufleben der mangels Gebührenzahlung erloſche⸗ 
nen deutſchen Patente der Amerikaner und umgekehrt rechnen und 
daher ſei bei jedem, der nach dieſem Datum ein ſolches Patent in 
Benutzung nähme, guter Glaube nicht mehr vorhanden. Von dieſem 
Standpunkt auß würden in dem vorliegenden Rechtsſtreit die Be⸗ 
nutzungsfälle der Bekl., die ſamtlich erſt im Juni und Juli 1921 
ſtattfanden, außer Betracht bleiben mäſſen, da fie nicht im guten 
Glauben erfolgt wären. Das Urteil will demgegenüber mit Recht unter 
Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe jedes Falles prüfen, ob 
dem Benutzer die Nolan Act und die Vorbereitung entſprechender ge⸗ 
ſetzgeberiſcher Maßnahmen in Deutſchland bekannt waren oder bei 
üblicher Sorgfalt bekannt ſein mußten, und welche Schlüſſe er daraus 
gezogen hat. Dieſen Standpunkt hat das RG. unter dem 7. Juli 1926 
noch in zwei anderen Urteilen (1, 280/1925 und 1, 363/1925), „Gew. 
Rechtsſch. u. Urhdt.“ 1926, 475 u. 478, vertreten. 
SR. Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 
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führt. Danach aber fehlt es an einer wefentlichen Voraus⸗ 
ſetzung der entſprechenden Unterlaſſungsklage, und die Revi⸗ 
ſion unterliegt der Zurückweiſung. 

(u. v. 7. Juli 1926; 444,25 I. — Berlin.) Sch.] 

* 13. Neben der Anwendung des Kol Sch. vom 
28. Juli 1921 wegen Kriegsſchädenerſatzanſprüche 
iſt — im Gegenſatz zu ſonſtigen Kriegsſchäden⸗ 
erſatzanſprüchen — die Anwendung des Reichs⸗ 
beamtenhaftpflichtgeſetzes v. 22. Mai 1910 aus⸗ 
geſchloſſen.] 

Mit Recht hat das BG. zunächſt die Frage geprüft, ob 
die ordentlichen Gerichte zur Entſcheidung über den Elägeri- 
ſchen Anſpruch berufen ſeien. Stellt ſich nämlich der ihm zu⸗ 
grunde liegende Schaden als Kriegsſchaden i. S. des 8 2 
KolSchcG. dar, fo iſt „für die Geltendmachung des Erſatz⸗ 
anſpruchs“ — nach $ 19 daſelbſt — „der ordentliche Rechts- 
weg ausgeſchloſſen“. Die Entſchädigungsfeſtſetzung kann viel⸗ 
mehr nur in dem durch Geſetz v. 30. Juli 1921 (RG Bl. 
1046) geordneten Verfahren durch die Spruchkammer des 
Reichsentſchädigungsamtes und im zweiten Rechtszuge das 
Reichswirtſchaftsgericht erfolgen. ($ 1 des genannten Ge⸗ 
ſetzes.) Der geſetzgeberiſche Grund daſür iſt nicht nur in 
dem Wunſche, eine möglichſt raſche Befriedigung des Ge⸗ 
ſchädigten zu erreichen, ſondern vor allem in der Abſicht zu 
ſuchen, den Ausgleich des Schadens, den der Krieg namentlich 
durch Vernichtung von Sachwerten angerichtet hat, mehr nach 
Billigkeitsgrundſätzen und wirtſchaftlichen Geſichtspunkten als 
nach den ſtrengen Normen des bürgerlichen Rechtes herbei» 
zuführen. Zutreffend geht das BG. davon aus, daß das 
KolSchcd. fi) auch auf Kriegsſchäden beziehe, zu deren Ent⸗ 
ſtehung auch ein Beamtenverſchulden oder ein Amitsmißbrauch 
mitgewirkt habe. Irrig iſt aber ſeine Annahme, daß der 
Geſchädigte bei dem Vorliegen eines ſolchen Kriegsſchadens 
Anſprüche nicht nur auf Grund des KolSchG. vor dem Reichs⸗ 
entſchädigungsamte, ſondern auch auf Grund des Reichs- 
beamtenhaftungsgeſetzes vom 22. Mai 1910 vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten erheben dürfe. Sie ſteht ebenſo mit dem 
Wortlaute wie mit dem Sinne und Zwecke des § 19 a. a. O. 
in Widerſpruch und würde das, was der Geſetzgeber erreichen 
wollte, in zahlreichen Fällen vereiteln. Für Anſprüche gegen 
das Reich auf Erſatz von Kriegsſchäden als ſolcher iſt nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des RG. der ordentliche Rechts⸗ 
weg verſchloſſen (RG. 89, 2071) u. 2212); 96, 74 ff.); 101, 
263 4)). Sie wurzeln, da Kriegserklärung und Kriegsführung, 
deren Folgen die Schäden find, ſich als ſtaatliche Hoheitsrechte 
darſtellen, im öffentlichen Recht und gehören, ſolange der 
Geſetzgeber nichts Gegenteiliges beſtimmt, nicht zu den durch 
8 13 GWG. den ordentlichen Gerichten zugewieſenen Streit⸗ 
ſachen. Nach 8 35 Kr. v. 13. Juni 1873 ſollten, „für alle 
durch den Krieg verurſachten Sachſchäden, welche nach dem 
Kr. nicht oder nicht hinreichend entſchädigt werden, der 
Umfang und die Höhe der etwa zu gewährenden Entſchädigung 
und des Verfahrens ihrer Feſtſtellung durch jedesmaliges 
Sondergeſetz des Reiches geregelt werden“. Als ſolche Geſetze 
kommen für den Weltkrieg das Geſeg über die Feſtſtellungen 
von Kriegsſchäden im Reiche v. 3. Juli 1916 (RGBl. 675), 
das Verdrängungs⸗, Kolonial⸗ und das Auslandsſchädengeſetz 
— ſämtlich v. 28. Juli 1921 (RG Bl. 1021 ff., 1031 ff und 
1038 ff.) ſowie das Geſetz über die Feſtſetzung von Entſchädi⸗ 
gungen uſw. v. 30. Juli 1921 (RGBl. 1046 ff.) in Betracht. 
Wie das RG. jedoch gleichfalls wiederholt ausgeſprochen hat, 
konnte das Reich, wenn die Vorgänge, welche einen Schaden 
als Kriegsſchaden erſcheinen ließen, zugleich den Tatbeſtand 
des § 1 des Geſetzes v. 22. Mai 1910 erfüllen, ſowohl vor als 
auch nach dem Erlaſſe des Geſetzes v. 3. Juli 1916 auf Grund 
der Amtspflichts⸗ oder Dienſtpflichtsverletzung ſeiner Beamten 
oder Soldaten in Anſpruch genommen werden. Daß dieſe 
Befugnis des Geſchädigten weder durch 8 35 Kr G. noch durch 
§ 6 RBG. ausgeſchloſſen werde, iſt in RG. 93, 198 ff. aus⸗ 
geführt und daß ihr das Geſetz v. 3. Juli 1916 nicht entgegen⸗ 
ſtehe, iſt in dem zum Abdruck beſtimmten Urteil v. 27. April 
1923 (III 477/22) in eigehender Begründung dargelegt worden 
(vgl. auch RG. 101, 262/63). Das gleiche kann jedoch für den 
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Geltungsbereich des Kol Sch. nicht angenommen werden. Es 
unterſcheidet ſich in zahlreichen und weſentlichen Punkten von 
dem Geſetze v. 3. Juli 1916. Dieſes bezweckt, wie ſchon die 
Überſchrift zeigt und wie ſich aus den 88 1 und 3 klar ergibt, 
nur die Feſtſtellung der Inlandskriegsſchaden, läßt aber 
durch dieſe Feſtſtellung keinen Rechtsanſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung für den Geſchädigten entſtehen (§S 15). Es gewährt 
ihm alſo lediglich eine Ausſicht auf künftige geſetzliche An⸗ 
erkennung ſeiner Erſatzforderung, ändert aber an ſeiner bis⸗ 
herigen Rechts ſtellung dem Reiche gegenüber nichts. Anders 
das Kol Sch., das den Erſatz von Kriegsſchäden in den ehe⸗ 
maligen deutſchen Schutzgebieten zum Gegenſtande hat und 
demgemäß in § 1 eine Erſatzpflicht für das Reich begründet. 
Es hat alſo eine ganz andere Bedeutung als das Geſetz vom 
3. Juli 1916. Während dieſes nur einer künftigen Regelung 
des Erſatzes von Inlandskriegsſchäden die Wege ebnet und 
ihrer Vorbereitung dient, will das Kol Sch. eine volle Löſung 
der Kolonialſchädenfrage herbeiführen. Es will die Pioniere 
des Deutſchtums in den Kolonien hinſichtlich der erlittenen 
Kriegsſchäden, nach Möglichkeit und innerhalb der durch die 
Finanzlage des Reiches gezogenen Grenzen ſofort und end⸗ 
gültig entſchädigen“ (vgl. amtliche Begründung). Von dieſen 
Geſichtspunkten aus muſſen die einzelnen Beſtimmungen des 
Geſetzes gewertet werden. Es ſieht unter anderem als erſtat⸗ 
tungsfähige Kriegsſachſchäden diejenigen an, welche die un⸗ 
mittelbare Folge von Kriegsmaßnahmen jeder Art (8 2 Nr. 1), 
die unmittelbare Folge einer Wegnahme oder Wegſchaffung 
von Gegenſtänden, ſofern ſie nur im Zuſammenhange mit dem 
Kriege ſteht (8 2 Nr. 3) oder die unmittelbare Folge von 
Bränden, ſonſtigen Zerſtörungen, Diebſtählen, Erpreſſungen 
oder Plünderungen ſind, es ſei denn, daß das Fehlen eines 
Zuſammenhangs der Schadensentſtehung oder des Schaden⸗ 
umfangs mit dem Kriege nachgewieſen wird (§ 2 Nr. 2). Allen 
dieſen ſchädigenden Ereigniſſen kann ſelbſtverſtändlich eine 
Amtspflichts⸗ oder Dienſtpflichtsverletzung deutſcher Beamten 
oder Soldaten zugrunde liegen, muß aber nicht. In keiner 
feiner Beſtimmungen gibt das Kol SchG. nun zu erkennen, daß 
es eine rechtlich verſchiedene Behandlung der Fälle, welche 
neben einem Tatbeſtande des § 2, das zugleich den einer Amts⸗ 
oder Dienſtpflichtsverletzung aufweiſen, und derjenigen, bei 
welchen das nicht zutrifft, zulaſſen will oder gar verlangt. Eine 
ſolche würde auch den oben erörterten Zwecken des Geſetzgebers 
ſowie ſeiner Abſicht, hinſichtlich der Kolonialkriegsſchäden klare 
Verhältniſſe zu ſchaffen und dem Reichsfiskus möglichſt bald 
einen Überblick über die an ihn geſtellten Forderungen zu 
verſchaffen, — deshalb auch die Ausſchlußfriſt des § 12 für 
die Anmeldung und Geltendmachung der Erſatzanſprüche — 
zuwiderlaufen. Auf Grund dieſer Erwägungen kann dem den 
ordentlichen Rechtsweg ausſchließenden 8 19 Kol Sch. nur die 
Bedeutung beigemeſſen werden, daß Kriegsſchädenerſatzanſprüche, 
welche der Geſchädigte nach § 2 daſelbſt geltend zu machen in 
der Lage iſt, auch nicht von anderen rechtlichen Geſichts— 
punkten aus, alfo auch nicht unter Berufung auf das RBHG. 
v. 22. Mai 1910 vor dem ordentlichen Richter gebracht werden 
dürfen. Deshalb erkennt es ſeinem Wortlaute, Sinne und 
Zwecke nach bei einem, ſeine Anwendbarkeit rechtfertigenden 
Tatbeſtande etwaige Amtspflichtsverletzungen als beſonderen 
und ſelbſtändigen Haftungsgrund nicht an. Damit iſt die An⸗ 
wendung des RBHG. v. 22. Mai 1910 ausgeſchloſſen. Eine 
ſolche Löſung der Kolonialſchädenfragen ſteht auch, wie im 
Gegenſatze zum BG. bemerkt werden ſoll, nicht mit Art. 131 
RV. in Widerſpruch. Denn dieſer verbietet dem Geſetzgeber 
nicht — vgl. Abſ. 2 daſ. — in einzelnen beſtimmten Schadens» 
fällen beſonderer Art den Grundſatz der Reichs⸗ und Staats⸗ 
verantwortlichkeit für vorſätzliche und fahrläſſige Amtspflichts⸗ 
verletzungen auszuſchalten oder zu durchbrechen (vgl. RG. 102, 
166 ff.) und die Feſtſtellung einer wie in dem Kol Sch. ges 
regelten Reichshaftung den ordentlichen Gerichten zu entziehen 
und anderen Behörden zuzuweiſen. Liegt alſo ein Kriegsſchaden 
i. S. des 8 2 KolSchG. vor, fo iſt der Rechtsweg unzuläſſig. 
(U. v. 29. Mai 1923; 448/22 III. — Berlin.) 


14. Art. 296 VV. findet auf Rechtsverhält⸗ 
niſſe in Deutſchland lebender Nichtdeutſcher 
keine Anwendung. Zahlungsverbote (VO. v. 
30. Sept. 1914) gegen feindliche Staatsange⸗ 
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hörige find mit rückwirkender Kraft aufgeho⸗ 
ben, VV. Art. 297 Ausf G. zum BB. 827 BD. vom 
11. Jan. 1920. 


Die Kl., die urſprünglich auf Zahlung des Kaufpreiſes 
für dem Bekl. käuflich gelieferte Waren geklagt hat und nach 
Befriedigung wegen des Kaufpreiſes im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits in der Berufungsinſtanz am 2. Mai 1923 nur noch 
Zinſen der Kaufpreisforderung für die Zeit v. 17. Okt. 1914 
bis zum 2. Mai 1923 fordert, iſt eine engliſche Firma in 
Birmingham in England, während der Bell. öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger iſt. Art. 296 des VV., der in Abf. 1 
von den vor dem Kriege, in Abſ. 2 von den während des 
Krieges fällig gewordenen Schulden handelt, hat aber nur 
Schuldverhältniſſe zwiſchen Staatsangehörigen einer der ver⸗ 
tragſchließenden Mächte, die im Gebiete dieſer Macht wohnen, 
und Staatsangehörigen einer gegneriſchen Macht, die in deren 
Gebiet wohnen, zur Vorausſetzung. Daher findet auch 8 22 
der Anlage zu Art. 296 in dem für das Ausgleichsverfahren 
beſtimmt iſt, daß der Zinſenlauf mit dem Fälligkeitstage 
beginnt, falls die zu zahlende Schuld im Laufe des Krieges 
fällig geworden iſt, anderenfalls mit dem Tage der Er⸗ 
öffnung der Feindſeligkeiten, keine unmittelbare Anwendung. 
Dagegen iſt das deutſche Zahlungsverbot gegen England 
v. 30. Sept. 1914 (RGBl. 421) zunächſt auf das Rechts⸗ 
verhältnis der Parteien anwendbar, weil es ohne Rückſicht 
auf die Staatsangehörigkeit den in Deutſchland wohnenden 
Schuldnern Zahlungen nach Großbritannien, Irland und den 
britiſchen Kolonien verbietet, indem es beſtimmt, daß ſchon 
entſtandene oder noch entſtehende vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche ſolcher natürlicher oder juriſtiſcher Perſonen, die in 
jenen Gebieten ihren Wohnſitz oder Sitz haben, v. 31. Juli 
1914 an, oder wenn ſie erſt an einem ſpäteren Tage zu er⸗ 
füllen ſind, von dieſem Tage an bis auf weiteres als ge⸗ 
ſtundet gelten, und daß Zinſen für die Dauer der Stundung 
nicht gefordert werden können (8 2 Abſ. 1). Dieſe VO. kommt 
für das zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis 
zunächſt zur Anwendung, weil ſie öffentliches Recht bildet 
und eine Kriegsmaßregel zum Schutze des Deutſchen Reichs 
und zur Schwächung des Feindes darſtellt. Der vom BG. 
angegebene Grund, daß das ganze Rechtsverhältnis im all⸗ 
gemeinen dem deutſchen Recht unterſtehe, wäre nur geeignet, 
die Anwendbarkeit von Rechtsſätzen des deutſchen Privat⸗ 
rechts zu begründen. Aber die VO. it mit rückwirkender 
Kraft aufgehoben. Denn gemäß Art. 297 Abſ. 1a ſind „die 
von Deutſchland getroffenen, in 8 3 der beigefügten Anlage 
näher beſtimmten außerordentlichen Kriegsmaßnahmen und 
Übertragungs VO. betreffend die Güter, Rechte und Inter⸗ 
eſſen von Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten 
Mächte ... ſofort aufzuheben. Die Berechtigten werden in 
die fraglichen Güter, Rechte und Intereſſen wieder eingeſetzt 
und treten in den vollen Genuß nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 298. Im Anſchluß an die engliſchen 
und franzöſiſchen Bezeichnungen im engliſchen und franzöſi⸗ 
ſchen Text private proparty, rigths and interests bzw. biens, 
droits et intérsts prives find hierunter alle Vermögenswerte 
einſchließlich Zinsanſprüche zu verſtehen, die Gegenſtand des 
Privatrechts ſein können. Es handelt ſich alſo nicht etwa 
nur um dingliche Rechte. Das ergibt ſich übrigens auch aus 
9 14 Abſ. 1 der Anlage zu Art. 297, in dem ausdrücklich die 
Anwendbarkeit des Abſchnitts auf „Schulden“ und „Gut⸗ 
haben“ feſtgeſtellt wird. Nach § 3 Abſ. 1 der erwähnten An⸗ 
lage „fallen i. S. des Art. 297 und dieſer Anlage unter den 
Begriff der außerordentlichen Kriegsmaßnahmen Maßnahmen 
jeder Art, Maßnahmen der Geſetzgebung, der Verwaltung, 
der Rechtſprechung und ſonſtige bezüglich des feindlichen Guts 
bereits getroffene oder erſt nachträglich zu treffende, deren 
Zweck iſt oder ſein wird, dem Eigentümer die Verfügung 
über ſein Gut zu entziehen, ohne das Eigentum ſelbſt an⸗ 
zutaſten; namentlich alſo Überwachungs⸗, Zwangsverwal⸗ 
tungs⸗, Sequeſtrationsmaßnahmen oder Maßnahmen mit dem 
Zweck, die feindlichen Guthaben zu beſchlagnahmen, zu ver⸗ 
werten oder zu ſperren.“ In Ausführung der Beſtimmung 
des Art. 297 (betreffend Aufhebung von Kriegsmaßnahmen) 
iſt durch 827 Abſ. 1 des deutſchen AusfG. v. 31. Aug. 1919 
zum VV. (RG Bl. 1530 ff.) „die Reichsregierung ermächtigt, 
zu beſtimmen, wann und in welcher Weiſe die während des 


Krieges gegen das feindliche Ausland erlaſſenen Ausnahme⸗ 
vorſchriften außer Kraft treten“. In Gemäßheit dieſes 8 27 
Abſ. 1 und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf ihn in den 
Eingangsworten iſt durch die VO. v. 11. Jan. 1920 Anl. 1 
Ziff. 1 (RGBl. 32) das erwähnte Zahlungsverbot v. 30. Sept. 
1914 außer Kraft geſetzt worden. Mit Recht nimmt das BG. 
in Übereinſtimmung mit der Entſch. des Gr. Sen. des RWG. 
v. 28. Okt. 1922 an, daß die Aufhebung des gedachten Zah⸗ 
lungsverbots durch die VO. v. 11. Jan. 1920 mit rück⸗ 
wirkender Kraft und in dem Sinne geſchehen iſt als wenn das 
Zahlungsverbot niemals erlaſſen worden wäre. Denn der 
Sinn der grundlegenden Beſtimmung des oben wiedergegebe⸗ 
nen Art. 297 Abſ. 1a iſt unzweifelhaft der, daß Deutſchland 
alle Kriegsmaßnahmen gegen die Staatsangehörigen der alli⸗ 
ierten und aſſoziierten Mächte ſo als ob ſie niemals getroffen 
ſeien und unter völliger Beſeitigung aller ihrer Wirkungen 
aufzuheben habe, um die von den betreffenden deutſchen 
Kriegsmaßnahmen geſchädigten Ausländer in den vollen Ge⸗ 
nuß ihrer Rechte zurückzuverſetzen. Das BG. ſtützt ſich für 
feine Auslegung weiter auch auf die Beſtimmung des $ 22 
Abſ. 4 der Anlage zu Art. 296 a. a. O., wonach der Zinſen⸗ 
lauf vom Tage der Eröffnung der Feindſeligkeiten oder wenn 
die zu zahlende Schuld erſt im Laufe des Krieges fällig 
geworden iſt, vom Fälligkeitstage an beginnen ſoll. Das 
erſcheint nicht unzuläſſig, wenn auch § 22 unmittelbare An⸗ 
wendung nur auf Forderungen und Schulden finden foll, 
die zwiſchen in Deutſchland wohnenden deutſchen Staats⸗ 
angehörigen und Staatsangehörigen der feindlichen vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten beſtehen. Danach kann die VO. v. 
11. Jan. 1920, ſoweit engliſche Staatsangehörige als Gläu⸗ 
biger in Betracht kommen, nur dahin ausgelegt werden, 
daß das Zahlungsverbot ihnen gegenüber als mit rückwirken⸗ 
der Kraft beſeitigt anzuſehen iſt. Das gleiche gilt daher auch 
von der Vorſchrift des § 2 Abſ. 1 des Zahlungsverbots, daß 
Zinſen für die Dauer der Stundung nicht gefordert werden 
können. f 


(u. v. 20. März 1924; 583/23 II. — Berlin.) 


**. 8 606 Ab ſ. 4 3 PO. ſetzt eine nach dem maß⸗ 
gebenden ausländiſchen Rechte gültige Ehe vor⸗ 
aus. IU) 


Die Parteien haben am 3. Jan. 1917 vor dem Standes⸗ 
amt in Berlin die Ehe geſchloſſen. Der Bekl. iſt in Radom 
in Ruſſiſch⸗Polen geboren und beſaß zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung die ruſſiſch⸗polniſche und beſitzt jetzt die polniſche 
Staatsangehörigkeit. Die Kl. iſt als ungariſche Staats⸗ 
angehörige geboren. Die Eheſcheidungsklage iſt vom LG. und 
KG. wegen Unzuſtändigkeit des deutſchen Gerichts abgewieſen. 
Nach 8606 Abſ. 1 ZPO. iſt grundſätzlich für die Scheidung der 
Ehe das LG., bei welchem der Ehemann ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, ausſchließlich zuſtändig. Das gilt an ſich 
auch, wenn beide Ehegatten oder einer von ihnen Ausländer 
find. Eine Ausnahme begründet 8606 Abi. 4 ZPO. Es 
fragt ſich, ob beide Parteien Ausländer ſind. Hinſichtlich 
des Bekl. beſteht kein Zweifel. Bezüglich der Kl. ſtellt 
das BG. nur feſt, daß fie als ungariſche Staatsangehö⸗ 
rige geboren iſt, alſo vor der Heirat Ungarin war. Ob 
und welchen Einfluß die Eheſchließung auf die Staatsan⸗ 
gehörigkeit der Kl. gehabt hat, unterſucht das BG. nicht. 
Es ſagt nur, daß beide Ehegatten Ausländer ſeien, und 
die weiteren Ausführungen legen die Annahme nahe, daß 
das BG. der Auſicht iſt, die Kl. ſei durch die Heirat Ruſſin 
geworden. Das kann aber nicht richtig ſein. Allerdings er⸗ 
kangen Ausländerinnen durch die Ehe mit einem Ruſſen die 
ruſſiſche Staatsangehörigkeit (8 855 des Geſetzb. f. d. Aufl. 
Reich v. 1899: Cahn“!, Reichs⸗ u. Staatsangeh. S. 530; 
Keller⸗Trautmann, 1913 S. 758). Allein nach ruſſ. 
Recht iſt eine vor einem deutſchen Standesamt einge⸗ 
gangene Ehe, ſofern nicht eine Trauung durch einen zu⸗ 
ſtändigen Geiſtlichen hinzukommt, wirkungslos. Durch eine 
vom Standpunkt des ruſſiſchen Rechts nichtige Ehe kann 
aber die ruſſiſche Staatsangehörigleit nicht erlangt ſein (RG. 


Zu 15. Vgl. hierzu dieſes — bereits RG. 105, 363 — abgedr. 
Urteil Schöndorff, Iherings Jahrb. 1925, 53 ff. 
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70, 143) 1). Nach dem für die Frau inſoweit maßgebenden 
ungariſchen Recht verliert allerdings diejenige Frau ihre 
ungariſche Staatsbürgerſchaft, welche ſich mit einem nicht⸗ 
ungariſchen Staatsangehörigen verheiratet (8 34 der ung. 
Geſetz⸗Art. über den Erw. u. Verluſt der ung. Staatsbürgerſch. 
v. J. 1879, Cahn a. a. O. S. 556, Keller⸗ Trautmann 
a. a. O. S. 745). Vorausgeſetzt wird aber auch hier eine nach 
ungariſchem Recht gültige Ehe (vgl. Endemann 5%. 1914, 
113, 119 zu 6, Zitelmann, Intern. Privatr. 2 S. 620). 
Ob die Ehe der Parteien nach ungariſchem Recht gültig iſt, hat das 
BG. nicht geprüft. Wäre ſie es, ſo hätte die Kl. die ungariſche 
Staatsangehörigkeit verloren, ohne eine andere wiedererlangt 
zu haben. In ſolchem Falle würde aber die Kl. nicht Aus⸗ 
länderin i. S. des 8 606 3PO. fein und dieſe Vorſchrift 
daher keine Anwendung finden (RG. 70, 1432); Warn. 1921 
Nr. 35, LG. 1921, 3094). Die Zuſtändigkeit des LG. 
Berlin wäre alſo nach 8 606 Abſ. 1 begründet. Die Frage, 
ob die in Berlin geſchloſſene Ehe nach ungariſchem Rechte 
gültig iſt, kann aber dahingeſtellt bleiben. Denn wenn auch die 
Kl. Ausländerin ſein ſollte, iſt für 8606 Abſ. 4 kein Raum. 
Dieſe Vorſchrift iſt mit Rückſicht darauf gegeben, daß Schei⸗ 
dungsurteile inländiſcher Gerichte häufig von dem Staate, dem 
die ausländiſchen Ehegatten angehören, nicht anerkannt werden. 
Es ſoll alſo der Erlaß eines deutſchen Scheidungsurteils ver⸗ 
mieden werden, das in dem Heimatſtaat des Ehemannes nicht 
anerkannt wird (Urt. v. 20. Okt. 1910, IV 601/09, Warn. 
1911 Nr. 61; JW. 1911, 555; R. 70, 1438); 85, 153, 
156). Nun erkennt allerdings das ruſſiſche Recht eine von 
einem deutſchen Gerichte ausgeſprochene Eheſcheidung nicht 
an. Allein trotzdem liegen im vorl. Falle die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 606 Abſ. 4 nicht vor. Der Konflikt 
zwiſchen ausländiſchem und inländiſchem Rechte, der durch 
$ 606 bj. 4 vermieden werden ſollte, kann nicht ent⸗ 
ſtehen: Die Ehe, die geſchieden werden ſoll, iſt zwar nach 
deutſchem Recht gültig, aber nicht nach dem daneben in Be⸗ 
tracht kommenden ruſſiſchen Recht. Letzteres kann alſo, da 
es den Beſtand der Ehe nicht anerkennt, auch deren Scheidung 
nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Das Scheidungsurteil des 
deutſchen Richters würde nicht nur nicht in Widerſpruch mit 
dem ruſſiſchen Recht treten, ſondern geeignet ſein, einen dem 
ruſſiſchen Recht entſprechenden Zuſtand, das Nichtbeſtehen der 
Ehe, herbeizuführen. Wollte man die Scheidung durch den 
deutſchen Richter nicht zulaſſen, ſo könnte die Ehe überhaupt 
nicht geſchieden werden. Das BG. will dieſe Erwägungen 
nicht gelten laſſen. Sie ſeien nicht geeignet, die zwingende 
Beſtimmung des 8606 Abſ. 4 aus dem Wege zu räumen. 
Das deutſche Gericht könne eine poſitive Vorſchrift des 
deutſchen Rechts nicht deshalb außer acht laſſen, weil Aus⸗ 
länder unter Verletzung der in ihrem Heimatsſtaate gel⸗ 
tenden Geſetze in Deutſchland zu einer Ehe geſchritten ſeien. 
Die letztere Erwägung kann ſchon deshalb nicht zutreffend 
ſein, weil das deutſche Recht ſelbſt die Nichtbeachtung des 
Heimatsrechts der Ehegatten veranlaßt, indem es im Art. 13 
Abſ. 3 EG. die Beobachtung der deutſchen Eheſchließungs⸗ 
form zwingend zur Bedingung der Gültigkeit der Ehe 
macht. Es kann aber auch nicht zugegeben werden, daß 
§ 606 Abſ. 4 ſeinem Wortlaut nach in einem Falle, wie 
dem vorliegenden, die Scheidung der Ehe durch den deutſchen 
Richter verbietet. Denn wenn dort geſagt iſt, daß die Schei⸗ 
dungsklage im Inlande nur erhoben werden kann, wenn das 
inländiſche Gericht „auch“ nach den Geſetzen des Staates 
(für die Scheidungsklage) zuſtändig iſt, dem der Ehemann an⸗ 
gehört, ſo iſt damit vorausgeſetzt, daß eine Scheidung nach 
dem ausländiſchen Recht rechtlich möglich iſt, m. a. W., daß 
eine nach dem Rechte des Heimatſtaates des Ehemannes gül⸗ 
tige Ehe beſteht. Aus ähnlichen Erwägungen hat bereits 
RG. 70, 139, bei. S. 143/44 in einem Falle, in dem 
der Ehemann Ruſſe, die Ehefrau Deutſche war, die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des 8 606 Abf. 4 für unanwendbar erklärt. 


(u. v. 16. Nov. 1922; 752/21 IV. — Berlin) [. 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [Begriff der „öffentlichen Kundgebung“ 
i. S. des 84 Nr. 2 Amn VO. v. 21. Aug. 1925. 

Für den § 2 Nr. 4 Amn VO. v. 21. Aug. 1925 genügt 
nicht ſchon, daß die Kundgebung von beliebig Vielen wahr⸗ 
genommen werden konnte, vielmehr liegt dem Ausdruck 
„öffentliche Kundgebung im politiſchen Kampfe“ der Begriff 
bewußter Hervorkehrung der Offentlichkeit zu Kampfzwecken 
zugrunde; es ſoll die Kundgebung gekennzeichnet werden, bei 
denen der oder die Täter aus eigenem Antriebe an die Offent⸗ 
lichkeit treten, um die Offentlichkeit ihres Auftretens („Demon⸗ 
ſtration“) als politiſches Kampfmittel zu verwenden, d. h. um 
dadurch ihre politiſchen oder wirtſchaftlichen Kampfbeſtre⸗ 
bungen irgendwie zu fördern oder zu ſchützen (RGurteil 
II 519/25 v. 8. März 1925 und II 115/26 v. 15. April 1926). 

(3. Sen. v. 23. Sept. 1926; 3 D 459/26.) A.] 


2. [Die Überfhreitung des Umfangs der 
Auslieferungsbewilligung ſtellt ſich als die 
„Verletzung einer reviſiblen Rechtsnorm dar. Die 
angebliche Irrigkeit des Motivs der Ausliefe⸗ 
rung iſt prozeßrechtlich unerheblich. }) 

Der Verteidiger rügt, daß die von der ungariſchen Re⸗ 
gierung bewilligte Auslieferung ſich nicht auf die von dem 
Schwurgericht feſtgeſtellte Tat erſtrecke. Die Rüge iſt zwar 
zuläſſig, aber nicht begründet. Bei ihrer Prüfung iſt davon 
auszugehen, daß allerdings der Umfang der Auslieferungs⸗ 
bewilligung den Umfang der gegen den Angeſchuldigten zu⸗ 
läſſigen Strafverfolgung beſtimmt, und daß ein gegen dieſen 
Grundſatz begangener Verſtoß als die Verletzung einer Rechts⸗ 
norm anzuſehen ſein würde, auf welche die Reviſion geſtützt 
werden könnte. Zwar enthält das Reichsrecht unmittelbar 
einen Rechtsſatz des bezeichneten Inhalts nicht, er muß aber 
als ein allgemein anerkannter Grundſatz des heutigen Völker⸗ 
rechts angeſprochen werden, deſſen allgemeine Regeln in dem 
vorliegenden Falle der Sachbeurteilung zugrunde zu legen 
ſind, da ein Auslieferungsvertrag mit Ungarn, deſſen Be⸗ 
ſtimmungen ſonſt in erſter Linie zu beachten ſein würden, nicht 
beſteht. Mag auch nach den heutigen Anſchauungen die Be⸗ 
ſtrafung wenigſtens ſchwererer Verbrechen als gemeinſame Auf⸗ 
gabe aller Kulturſtaaten erſcheinen, ſo ſteht es doch, ſolange 


Zu 2. Gegen einen Teil der vom RG. in dieſem Falle (der 
die Offentlichkeit ſehr lebhaft beſchäftigt hat) aufgeſtellten Sätze be⸗ 
ſtehen erhebliche Bedenken. Sie bedürfen der Erörterung, auch wenn 
das Endergebnis des RG. richtig ſein ſollte. Daß ſich die Ausl. auf 
den gleichen tatſächlichen Sachverhalt und den gleichen ſtrafrechtlichen 
Tatbeſtand bezogen hat, wegen deſſen der Angekl. verurteilt iſt, 
mag zutreffend ſein Strafrechtlich gibt es keinen politiſchen Mord. 
Das iſt aber nicht ohne weiteres entſcheidend. Denn trotzdem iſt die 
Behauptung des NG. nicht richtig, es komme „auf die Unter⸗ 
ſuchung, ob die ungariſche Regierung nur durch eine irrtümliche Be⸗ 
urteilung der von ihr geprüften Tat zur Erteilung der Ausl.⸗Bewilli⸗ 
gung veranlaßt ſei, überhaupt nicht an“. 

I. Da zwiſchen Deutſchland und Ungarn ein Ausl.⸗Vertrag 
nicht beſteht, ſind die allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätze heran⸗ 
zuziehen. Für ihre Erkenntnis aber find die vorhandenen Ausl.⸗ 
Verträge von Wichtigkeit. In dieſen Verträgen iſt der Grundſatz 
der Spezialität der Ausl. bekanntlich ſehr verſchieden formuliert. 
Stets aber iſt es nach dem eigenen Ausdrucke des RG. „felbft- 
verſtändliche Vorausſetzung“ der Ausl., „daß auch dasjenige Delikt, 
wegen deſſen verurteilt wird, zu den im Vertrage vorgeſehenen Ausl.⸗ 
Delikten gehört“ (jo RGSt. 34, 68 für den Beutſch⸗Großbrit. Ver⸗ 
trag v. 14. Mai 1872). Ebenſo R St. 27, 413 (416) für den Vertrag 
zwiſchen Preußen und den Ver. Staaten v. 16. Juni 1852; 21, 
180 für den Preuß.⸗Niederl. Vertrag v. 17. Nov. 1850; 31, 429 
für den Deutſch⸗Niederl. Vertrag v. 31. Dez. 1896; 30, 440 (444) 
und 37, 88 für den Deutſch⸗Schweiz. Vertrag v. 24. Jan. 1874; 33, 
388 und 41, 272 für den Deutſch⸗Belg. Vertrag v. 24. Dez. 1874 
(vgl. auch Mettgenberg, 3. f. intern. Recht 18, 428 ff.). Gegen 
die Verwertbarkeit der hier zitierten Entſch. läßt ſich der Einwand 
denken, daß das RG. in ihnen nur die Verurteilung auf Grund 
eines anderen ſtrafgeſetzlichen Tatbeſtandes (3. B. fahrl. Falſcheid 
anftatt Meineid uſw.) für unzuläſſig erklärt habe, während es ſich 
im vorl. Falle nur un die politiſche Färbung des von vorn 
herein angenommenen Tatbeſtandes Mord handle. Taßſächlich iſt 
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nicht beſondere hierüber abgeſchloſſene Verträge oder andere 
dieſem völkerrechtlich gleich zu bewertende Tatſachen das 
Gegenteil ergeben, in dem freien Ermeſſen eines jeden Staates, 
ob und inwieweit er ſich in Anerkennung jener Anſchauungen 
im Einzelfalle zur Auslieferung eines beſtimmten Verbrechers 
an einen anderen Staat bereitfinden laſſen will. Der die Aus⸗ 
lieferung nachſuchende Staat muß ſich alſo an die Schranken 
halten, innerhalb deren der erſuchte Staat die begehrte Aus⸗ 
lieferung zu gewähren für angezeigt erachtet hat. Dieſer 
zunächſt rein völkerrechtliche Grundſatz gilt, weil er als ſolcher 
allgemein anerkannt ift, gemäß Art. 4 Verf. v. 11. Aug. 
1919 zugleich als bindender Beſtandteil des deutſchen Reichs⸗ 
rechts, ſo daß ſeine Verletzung einen Gegenſtand zuläſſiger 
Reviſionsbeſchwerde abgeben würde. Es iſt alſo zu prüfen, ob 
der Angekl. wegen einer Tat verurteilt iſt, auf die ſich ſeine 
Auslieferung durch Ungarn nicht erſtreckt. Die Frage iſt zu 
verneinen. Nach der Verbalnote des Königlich ungariſchen Mini⸗ 
ſteriums des Außeren v. 31. Jan. 1925 iſt die Auslieferung 
„wegen des im Monat Nov. 1923 im Tegeler Walde ver⸗ 
übten Verbrechens des Mordes an D. und wegen des mit 
dieſem Morde im Zuſammenhange ſtehenden Verbrechens des 
Raubes“ bewilligt. Daraus ergibt ſich, da beſondere Um⸗ 
ſtände, die eine andere Auffaſſung erheiſchen könnten, nicht 
erſichtlich ſind, die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung des Aus⸗ 
gelieferten ebenſo unter jedem einzelnen der beiden bezeichneten 
ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte, wie unter dem eines tateinheit⸗ 
lichen Zuſammentreffens beider Verbrechen. Es laſſen ſich 
mithin aus der Tatſache, daß der Angekl. nur wegen Er⸗ 
mordung des D., begangen zu der Zeit und an dem Orte, 
den die Verbalnote angibt, verurteilt worden iſt, keine Be⸗ 
denken gegen die Zuläſſigkeit der Verurteilung herleiten. Der 


m. W. ein Fall dieſer letzteren Art vom RG. bisher noch nicht ent⸗ 
ſchieden worden (das NG. hat lediglich in 34, 380 abweichend von 
den oben zit. Entſch. die Zuläſſigkeit einer Aburteilung wegen Ver⸗ 
ſuchs auf Grund des Preuß.⸗Franz. Vertrages bejaht, obwohl nur 
das vollendete Delikt auf der Ausl.⸗Liſte ſtand). Für diejenigen 
Schriftſteller, die nur den Begriff des abſoluten politiſchen 
Delikts (Hoch⸗ und Landesverrat u. dgl.) anerkennen, wie 3. B. von 
Martitz, Internat. Rechtshilfe in Strafſachen II (1897), 198 ff.; 
Mettgenberg, Attentatsklauſel S. 64, gibt es dieſe Schwierig⸗ 
keit allerdings überhaupt nicht. Für ſie kann nur der Fall der 
Idealkonkurrenz oder der Konnexität zwiſchen pol. und nichtpol. 
Delikt in Frage kommen, nicht aber kann der gleiche Deliktstatbeſtand 
hier politiſcher, dort nichtpol. Art ſein. Dieſe abſolute Theorie liegt 
den meiſten vom Deutſchen Reiche geſchloſſenen Ausl.⸗Verträgen 
zugrunde (vgl. Mettgenberg, Der Ausl. Fall Fort, Z. f. Volk. R. 
12, 300 ff., beſ. 319/21). Von dieſem Standpunkt aus wäre die Tat 
des Angekl. jedenfalls nichtpol. Art, fie könnte höchſtens mit einer 
pol. zuſammenhängen, was aber die Reviſion gar nicht behauptet. 
Anders für die Vertreter der m. E. theoretiſch richtigeren Unter⸗ 
ſcheidung von abſolut und relativ pol. Delikten, wonach alſo 
jedes Delikt unter gew. Vorausſetzungen pol. Charakter annehmen 
kann. Ihr Begründer Lam maſch, der der Frage der Zuläſſigkeit 
einer veränderten rechtlichen Qualifikation der Tat eingehende Aus⸗ 
führungen widmet, meint, die Gefahr einer Täuſchung des aus⸗ 
liefernden Staates über den wirklichen Charakter der Tat ſei bei 
rechtlichen Abweichungen nicht ſo groß wie bei einer Abweichung 
in tatſächlicher Hinſicht (Auslieferungspflicht und Aſylrecht, 
1887, 764). Auch werde der Auszuliefernde in der Regel die Möglich⸗ 
keit haben, vor der Ausl. auf den pol. Charakter der Tat hin⸗ 
zuweiſen. Hieraus zieht L. den Schluß, es ſei unbedenklich, dem 
requirierenden Staate vertragsmäßig das Recht zuzubilligen, 
unter einem veränderten rechtl. Geſichtspunkte zu verurteilen, und 
zwar ſogar dann, wenn die Ausl. unter dem neuen Geſichtspunkte 
überhaupt nicht hätte ſtattfinden dürfen. Jndeſſen macht L. eine Aus⸗ 
nahme gerade für den hier praktiſchen Fall, daß die Tat ſich 
nunmehr als ein pol. Delikt darſtelle (S. 765; vgl. auch denſelben 
in Holtz. Hdb. d. Völkerrechts III, 561 ff.). Vor allem aber hält L. 
dann, wenn eine beſondere Vereinbarung über dieſen Punkt nicht 
getroffen iſt, eine Aburteilung nur wegen eines überhaupt auf der 
Ausl.⸗Liſte ſtehenden Delikts für zuläſſig. Auch Kohler, Intern. 
Strafrecht 1917, 164 ſagt: „Jede Ausl. gilt als unter der ſtill⸗ 
ſchweigenden Vorausſetzung gemacht, daß die Tat auch in der vom 
Gericht angenommenen Qualifikation ſich als Ausl.⸗Delikt darſtellt. 
Würde ſie ſich als Nichtauslieferungsdelikt erweiſen, ſo ſtünde ſie 
außerhalb der Strafbefugnis des Gerichts. Noch mehr natürlich wenn 
ſie ſich als ein jeder Ausl. entzogenes pol. Delikt darſtellte.“ Sehr 
deutlich beſtimmt der von Kohler zit. Deutſch⸗Bulgariſche Vertrag 
v. 29. Sept. 1911 Art. 16: „Ergibt ſich in der Beurteilung der Tat, 
deretwegen die Ausl. ſtattgefunden hat, gegenüber den mit dem Ausl.⸗ 
Antrag vorgelegten Schriftſtücken eine ſolche Veränderung des rechtl. 
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Verteidiger bemängelt dieſe auch lediglich aus einem andern 
Grunde, nämlich deshalb, weil die Verurteilung nicht wegen 
gemeinen Mordes, ſondern wegen eines politiſchen Mordes 
erfolgt ſei, die Auslieferung wegen eines ſolchen aber nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen nicht habe ſtattfinden 
dürfen und auch nicht ſtattgefunden habe. An dieſer Aus⸗ 
führung iſt ſo viel richtig, daß die völkerrechtliche Handhabung 
der Auslieferung grundſätzlich zwiſchen gemeinen und poli⸗ 
tiſchen Straftaten unterſcheidet. Daß auch die ungariſche Re⸗ 
gierung denſelben Standpunkt vertritt, kann nach dem Inhalt 
der erwähnten Verbalnote nicht zweifelhaft ſein. Denn ſie 
weiſt zur Begründung der Auslieferungsbewilligung darauf 
hin, daß bei der meritoriſchen Prüfung des deutſchen Aus⸗ 
lieferungsbegehrens auch der politiſche Charakter des Mordes 
auf Grund der durch den Königlichen Gerichtshof in Györ 
eingeholten Daten geprüft ſei, daß aber die den ungariſchen 
Polizeibehörden zur Verfügung ſtehenden Daten die Behaup⸗ 
tung des Angekl., der fragliche Mord ſei ausſchließlich oder 
hauptſächlich aus politiſchen Beweggründen begangen, nicht 
bekräftigt hätten. Es muß hiernach davon ausgegangen 
werden, daß bei der Entſchließung der ungariſchen Regierung 
die Frage nicht ungeprüft geblieben iſt, ob ſich der dem An⸗ 
gekl. zur Laſt gelegte Mord als ein politiſches Verbrechen dar⸗ 
ſtellt. Die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung und Verurteilung 
des Angekl. kann nicht mit der Behauptung beanſtandet wer⸗ 
den, daß in dieſer Hinſicht die Auffaſſung der ungariſchen 
Regierung nicht zutreffend geweſen ſei. Entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr allein, daß die Auslieferung des Angekl. wegen eines 
Verbrechens gegen $ 211 StGB. tatſächlich erfolgt iſt und daß 
daher auch ſeine Verurteilung wegen dieſer Straftat erfolgen 
konnte. Der in dieſer Geſetzesbeſtimmung aufgeſtellte Tatbeſtand 


Geſichtspunktes, daß es zweifelhaft wird, ob unter dem neuen Geſichts⸗ 
punkt eine Ausl. wegen der Tat zu beanſpruchen geweſen wäre, ſo 
bedarf es zur Fortführung des Verfahrens der Zuſtimmung des er⸗ 
ſuchten Teils.“ Nach Art. 4 Nr. 2 des Deutſch⸗Tſchechoſlow. Ver⸗ 
trages v. 8. Mai 1922 iſt die Ausl.⸗Pflicht ſchlechthin für pol. Straf⸗ 
taten ausgeſchloſſen. Dieſer neue Vertrag bekennt ſich alſo jedenfalls 
nicht mehr ausdrücklich zur abſoluten Theorie. Mettgenberg 
bemerkt in ſeinen Erläuterungen (Die Verträge mit der Tſchecho⸗ 
ſlowakei über Rechtshilfe in Strafſachen 1925) Anm. 62, eine Ande⸗ 
rung der rechtl. Beurteilung ſei nur inſoweit zuläſſig, als der Tat⸗ 
beſtand dadurch nicht ſeine Eigenſchaft als nach dem Vertrage aus⸗ 
lieferungspflichtige Straftat verliere. Es müſſe alſo z. B. geprüft 
werden, ob der Tatbeſtand nicht zu einem pol. Delikt werde uſw. 

II. Es fragt ſich nun, welche Sätze in Ermangelung eines 
Ausl.⸗Vertrages zu gelten haben. Das RG. ſelbſt hat in der 
obigen Entſch. ebenſo wie z. B. in 55, 286 ausdrücklich anerkannt, 
daß auch die allgemeinen völkerrechtl. Ausl.⸗Regeln von dem Grund⸗ 
ſatze der Spezialität beherrſcht werden (vgl. auch G. A. Walz, Die 
Bedeutung des Art. 4 N Verf. für das nationale Rechtsſyſtem, 
Z. f. Völkerrecht 13, 1925, 165 ff.); doch hat es den Anſchein, als 
ob dieſes Anerkenntnis des RG. ſich nur auf den Satz beziehen ſoll, 
daß der Angekl. nur wegen einer unter die Ausl.⸗Bewilligung fal⸗ 
lenden Tat verurteilt werden dürfe. Indeſſen bilden auch die in 
den Ausl.⸗Verträgen enthaltenen Beſchränkungen einer Anderung 
der rechtl. Qualifikation der Tat einen Teil des allgemeinen völkerr. 
Grundſatzes der Spezialität (vgl. hierzu die obigen Zitate aus Lam⸗ 
maſch). Zum mindeſten hätte die gegenteilige Auffaſſung des Be⸗ 
weiſes bedurft. 

Nicht anders ſteht es aber auch mit der Behandlung der pol. 
Delikte. „Der Grundſatz der Nichtausl. pol. Verbrecher kann und muß 
heute als gemeines Recht bezeichnet werden“, heißt es in dem dieſem 
Grundſatz an ſich wenig wohlwollend gegenüberſtehenden Gutachten 
v. Liſzts f. d. 16. Deutſchen Jur Tag 1882 (v. Liſzt, Strafrecht⸗ 
liche Auffäge und Vorträge I, 107; vgl. ferner Lammaſch a. a. O. 
S. 247 ff; Mettgenberg, Schweiz. Z. f. Str. R. 36, 235; 
Löwenfeld, 3StW. 5, 48; Zettel, Hbd. d. int. Pr. u. Str. R. 
1893, 267). Allerdings: „Die Anerkennung des Prinzips ſchließt die 
Anerkennung von Ausnahmen nicht aus“ (v. Liſzt a. a. O. 108). Die 
Ausnahme betrifft aber nach der belg. Attentatsklauſel und allg. Völker⸗ 
recht nur den Fall des Attentats gegen das Staatsoberhaupt oder eines 
feiner Familienmitglieder. Wenn Lammaſch (S. 313 ff.) fie auf 
jeden Meuchelmord, d. h. auf jeden nicht im offenen Kampfe ver⸗ 
übten Mord ausdehnen will, ſo iſt dieſer Vorſchlag jedenfalls nicht 
allgemein anerkanntes Völkerrecht geworden (gegen ihn beſonders 
v. Martitz a. a. O. 237 ff.). Fraglich iſt nur, ob der Begriff des 
relativen pol. Delikts dem außervertraglich geltenden Völkerrecht 
entſpricht und ob es überhaupt allgemein anerkannte völkerrechtliche 
Grundſätze über die Begriffsbeſtimmung des pol. Delikts gibt. 
Wie ſich aus den obigen Ausführungen des RG. unmittelbar 
ergibt, wollte die ungariſche Regierung jedenfalls der Unterſcheidung 
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unterſcheidet nicht, ob die Tat im einzelnen Falle aus poli⸗ 
tiſchen Beweggründen hervorgegangen iſt oder politiſchen 
Zwecken dienen ſollte oder nicht; er umfaßt gleichmäßig den 
politiſchen und den unpolitiſchen Mord. Wohl mag da, wo der 
politiſche Charakter der Tat gegeben iſt, dieſer Umſtand für 
die ſtrafrechtliche und völkerrechtliche Beurteilung des Ver⸗ 
brechens — z. B. für die Anwendbarkeit einer Amneſtie und 
für die Bewilligung einer begehrten Auslieferung durch die 
erſuchte Regierung — von Bedeutung ſein, das iſt aber nichts 
dem Morde Eigentümliches, würde vielmehr bei jedem anderen 
Verbrechen oder Vergehen, das der Vorbereitung, Förderung 
oder Durchführung eines politiſchen Unternehmens dienen 
ſollte, in der gleichen Weiſe zutreffen. Bezog ſich aber, wie 
nicht bezweifelt werden kann, die Ausliekerung des Angekl. 
vorbehaltlos auf denſelben Verbrechenstatveſtand, wegen deſſen 
er verurteilt iſt, ſo kommt es auf die Unterſuchung, ob die 
ungariſche Regierung nur durch eine irrtümliche Beurteilung 
der von ihr geprüften Tat zur Erteilung der Auslieferungs⸗ 
bewilligung veranlaßt ſei, überhaupt nicht an. Es gibt keinen 
allgemein anerkannten völkerrechtlichen Grundſatz des Inhalts, 
daß ein ſolcher Irrtum, ſei es in jedem Falle, ſei es wenig⸗ 
ſtens dann, wenn er die politiſche Natur der in Frage 
kommenden Tat betraf, die einmal bedingungslos erteilte 
Auslieferungsbewilligung nachträglich ohne weiteres hinfällig 
mache. Ob die ungariſche Regierung völkerrechtlich in der Lage 
geweſen wäre, die erbetene Auslieferung ausdrücklich an Be⸗ 
dingungen und insbeſondere an den Vorbehalt zu knüpfen, 
daß die Vorausſetzung einer unpolitiſchen Natur des Mordes 
durch die weitere Unterſuchung nicht widerlegt werde, kann 
dahingeſtellt bleiben, da ſie tatſächlich die Auslieferung an 
keine Bedingung geknüpft hat. Die in der Verbalnote ent⸗ 
haltenen Erörterungen über die unpolitiſche Natur des von 
dem Angekl. begangenen Mordes ſind nicht als eine Ein⸗ 
ſchränkung der erteilten Auslieferungsbewilligung aufzufaſſen, 
ſondern verfolgen erſichtlich nur den Zweck, die ungariſche 
Regierung gegen eine grundſätzliche Verwertung ihrer Ent⸗ 
ſchließung im Falle künftiger Auslieferungsbegehren bei anders 
gearteter Sachlage zu ſchützen. Es bedarf daher auch keiner 
Prüfung, ob ſich überhaupt der von dem Angekl. begangene 
Mord nach dem von dem Schwurgericht feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt als ein politiſches Verbrechen herausgeſtellt hat und 
ob die für die Beurteilung dieſer Frage in der Rechtslehre als 
entſcheidend befürworteten völkerrechtlichen Grundſätze mit 
einer derartigen Übereinſtimmung aufgeſtellt und befolgt 


von pol. und nichtpol. Morde entſcheidende Bedeutung für die Frage 
der Ausl. beilegen ; fie hätte alſo wegen eines pol. Mordes nicht aus⸗ 
geliefert. Sonſt hätten die vom RG. erwähnten Erörterungen der 
Verbalnote über die unpol. Natur des Mordes keinen Sinn. Den 
Fall der Konnexität mit einem abſ. pol. Delikt hat die ungar. 
Regierung hierbei offenbar nicht im Auge gehabt; denn es heißt in 
der Verbalnote, die Behauptung des Angekl., der Mord ſei aus pol. 
Beweggründen begangen, ſei nicht bekräftigt worden. Ob dieſe Er⸗ 
örterungen einen Vorbehalt darſtellen ſollen oder nicht, iſt unerheblich. 
Ich verweiſe auf das obige Zitat aus Kohler, wonach jede Ausl. 
auch ohne ausdrückliche Hervorhebung unter der vom RG. ver⸗ 
mißten Vorausſetzung fteht. 

Ob freilich die Behauptung des Angell., ſeine Tat ſei ein pol. 
Mord, richtig iſt, läßt ſich in Ermangelung aller Unterlagen natür⸗ 
lich nicht beurteilen. Es wird hier insbeſ.die Differenz zwiſchen der 
Motivtheorie und der Zwecktheorie bedeutſam ſein, inſofern als der 
Täter möglicherweiſe zwar aus einem pol. Motiv, nicht aber zur 
Erreichung eines unmittelbaren pol. Endzwecks gehandelt hat. 
Der Angekl. ſelbſt behauptete nach der obigen Entſch. nur, „aus 
pol. Beweggründen“ gehandelt zu haben. Das wäre nicht ge⸗ 
eignet, die Rechtmäßigkeit der Ausl. zu erſchüttern (vgl. die Auße⸗ 
rungen des damaligen RIM. Radbruch zum Falle Fort, Z. f. 
Völk. R. 12, 309 und die Antwort des Abg. Herzfeld S. 311). 


III. Das RG. wirft ſchließlich noch die Frage auf, ob der 
Angekl. aus einer ſolchen völkerrechtlichen Regel perſönlich Rechte 
für ſich herleiten könnte. M. E. müſſen zwei Fälle unterſchieden 
werden: 1. Der Ausgelieferte kann grundſätzlich nicht rügen, daß 
der erſuchende Staat die Auslieferung nicht hätte verlan zen, der er⸗ 
ſuchte Staat ſie nicht hätte bewilligen dürfen, weil es ſich um ein 
pol. Delikt handle. Denn pol. Delikten gegenüber beſteht zwar 
keine Ausl.⸗Pflicht, wohl aber ein Ausl.⸗Recht (RG. 29, 288; 
42, 309; 59, 313; Hatſchek, Völkerrecht 1926, 108). Bedenklich 
erſcheint dagegen der weitere vom RG. mitunter geltend gemachte 
Grund, der Ausl.⸗Vertrag oder die ſpezielle Ausl. Bewilligung ge⸗ 
währe, weil zwiſchen den beteiligten Regierungen geſchloſſen, dem 
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werden, daß ſie als allgemein anerkannte Regeln des Völker⸗ 
rechts i. S. von Art. 4 RVerf. v. 11. Aug. 1919 zu betrachten 
ſind. Keinesfalls gibt es eine ſolche Regel des Inhalts, daß 
die Auslieferung wegen eines politiſchen Verbrechens ſchlecht⸗ 
hin und ohne Rückſicht auf die diesbezügliche Auffaſſung des 
um die Auslieferung angegangenen Staates unzuläſſig und 
die im Widerſpruche dazu erfolgte Auslieferung ohne recht⸗ 
liche Wirkung ſei. Es braucht daher auch nicht entſchieden zu 
werden, ob, wenn fie beſtände, der Angekl. nach dem ange⸗ 
zogenen Art. 4 Verf. perſönlich hieraus Rechte für ſich her⸗ 
leiten könnte. 

(2. Sen. v. 18. März 1926; 2 D 79/26.) A.] 


Layeriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. Art. 109 Abſ. 3 RVerf. Nur derjenige, der nach 
früherem Rechte im Zeitpunkte des Inkrafttretens der 
RVerf. berechtigt war, ein Adelsprädikat zu führen, darf 
es in Zukunft als Namensbeſtandteil fortführen. Inſo⸗ 
weit hat Art. 109 Abſ. 3 RVerf. keine rückwirkende Kraft. f) 


Da der Vater des Beſchwerdeführers in der Pfalz geboren wurde, 
war er nach dem dort damals geltenden franzöſiſchen Rechte als von 
unehelichen Vater Frh. v. A. anerkanntes Kind berechtigt, den Namen 
ſeines Vaters zu führen (Art. 338 Code civil; Zachariä⸗Crome, 
Lehrbuch d. franz. Zivilrechts, 8. Aufl. Bd. 3 S. 553 ff.). Allein daraus 
folgt noch nicht, daß er nach dem pfälziſchen Rechte auch befugt wäre, 
das Adelsprädikat ſeines Vaters anzunehmen. Der Code civil ent- 
hält über den Erwerb und Verluſt des Adels keine Vorſchriften. Zur 
Zeit feiner Publikation (1804) gab es in Frankreich einen Adel 
überhaupt nicht. Er war von der franzöſiſchen Revolution abgeſchafft 
worden. Kaiſer Napoleon ſchuf i. J. 1808 zwar einen neuen Adel, 
ohne jedoch den alten Adel wiederherzuſtellen. Dies geſchah erſt 1814. 
Im übrigen gingen auch das franzöſiſche und das pfälziſche Recht be⸗ 
züglich der Frage, auf welche Weiſe der Adel erworben und verloren 
wird, davon aus, daß es ſich nicht um eine Angelegenheit des bürger⸗ 
lichen Rechts, ſondern um eine ſolche des öffentlichen Rechts handelt. 
Aus den Beſtimmungen des franzöſiſchen Rechts über die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der unehelichen Kinder kann alſo nur der Schluß gezogen 
werden, daß ein anerkanntes uneheliches Kind berechtigt war, den 
Familiennamen ſeines Erzeugers zu führen, nicht aber der, daß es auch 
deſſen Adel erwarb. 

Nach den Normen des öffentlichen Rechts, alſo hier, da es ſich 
feſtgeſtelltermaßen um einen nichtbayeriſchen deutſchen Adel handelt, 
nach den Grundſätzen des gemeinen deutſchen Adelsrecht wird der 
Adel, wie im Schrifttum und in der Rechtſprechung allgemein aner⸗ 
kannt iſt, nur durch eheliche Abſtammung oder Legitimation, nicht 
aber durch bloße Anerkennung eines unehelichen Kindes übertragen. 


Ausgelieferten keine unmittelbaren Rechte, er dürfe daher die Legali⸗ 
tät der Ausl. nicht bemängeln (vgl. Mettgenberg, 3. f. Völk. R. 
12, 170). Das RG. ſelbſt hat in 12, 381 (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 
3a zu 8337) einen anderen Standpunkt eingenommen (ebenſo Loh⸗ 
mann, Der Deutſch⸗Griech. Ausl.⸗Vertrag 1909, 167). Ebenſo 
wie Ausl. Verträge find allgemein anerkannte Völkerrechtsregeln i. S. 
des Art. 4 Verf. „unmittelbar und ohne weiteres für Individuen und 
Staatsorgane berechtigend und verpflichtend“ (Anſchütz, Anm. 2 
zu Art. 4 RVerf.). 2. Anders liegt es aber, wenn der ausl. Staat wie 
hier zu erkennen gegeben hat, daß er die Ausl. nicht bewilligt hätte, 
wenn er das Delikt anders beurteilt hätte. Dann kann der Rev. 
nicht entgegengehalten werden, der ausl. Staat habe nur von ſeinem 
Rechte Gebrauch gemacht, auch über ſeine Ausl.⸗Pflicht hinaus aus⸗ 
zuliefern. Denn er wollte nur ausliefern, weil er ſich für ver⸗ 
pflichtet hielt. Es läge dann alſo — immer vorausgeſetzt, daß es 
ſich wirklich um ein pol. Delikt handelt — eine Verletzung der richtig 
ausgelegten Ausl.⸗Bewilligung vor, die der Ausgelieferte mit der 


Rev. rügen könnte. 8 
LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 1. Auch die Vertreter der Anſicht, daß dem Art. 109 
Abſ. 3 Verf. als einer authentiſchen Interpretation rückwirkende 
Kraft zukomme, werden dem Ergebnis des Beſchluſſes zuſtimmen. 
Der Vater des Beſchwerdeführers hatte den Namen ſeines außerehe⸗ 
lichen Erzeugers ohne Adelsprädikat erworben. Das bloße Inkraft⸗ 
treten der RVerf. begründete für den Beſchwerdeführer kein Recht, 
das Adelsprädikat des Großvaters ſeinem Namen als neuen Beſtand⸗ 
teil einzufügen. Ihm hatte nicht das beſondere Adels⸗, ſondern das 
allgemeine bürgerliche Recht die Führung des Adelsprädikats verſagt; 
für feinen Namen hatte die vor ihrer Entſcheidung durch die Verf. 
beſtehende Streitfrage, ob das Adelsprädikat einen Beſtandteil des 
Familiennamens bilde, oder ob ſein Übergang andern als den Vor⸗ 
ſchriften des allgemein⸗bürgerlichen Rechts zu folgen habe, überhaupt 
keine Bedeutung gehabt; die Entſcheidung dieſer Streitfrage durch die 
Verf. berührte alſo jenen Namen nicht, auch wenn dieſer Entſchei⸗ 
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Es kann alſo keinem Zweifel unterliegen, daß der Vater des 
Veſchwerdeführers uach dem vor dem Inkrafttreten der RVerf. v. 
14. Aug. 1919 geltenden Recht nicht befugt war, ſich „Freiherr von 
W.“ zu nennen, und es könnte ſich lediglich noch um die Frage han⸗ 
deln, ob hieran durch den Art. 109 Abf. 3 Verf. etwas geändert 
wurde. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Nach der bezeichneten Verfaſſungsbeſtimmung gelten Adelsbe⸗ 
zeichnungen nur als ein Teil des Namens und dürfen nicht mehr ver⸗ 
liehen werden. Dieſe Vorſchrift kann — ſoweit es ſich um Perſonen 
handelt, die ſchon vor dem Jukrafttreten der RVerf. geboren waren — 
nur dahin ausgelegt werden, daß derjenige, der im Zeitpunkte des 
Inkrafttretens der Verfaſſung berechtigt war, eine Adelsbezeichnung 
zu führen, berechtigt ſein ſoll, ſie auch in Zukunft fortzuführen, aber 
nicht mehr als Adelsbezeichnung, ſondern als Beſtandteil ſeines nun⸗ 
mehr bürgerlichen Namens. 

Sie wird allerdings, wie in dem Beſchluß des Senats vom 
25. Jan. 1922 (Samml. 22, 38 ff.) ausgeführt iſt, vielfach in einem 
weiteren Sinn ausgelegt, insbeſ. in der preuß. VO. v. 3. Nov. 1919 
dahin, daß Perſonen, die beim Inkrafttreten der Verf. infolge uns 
ehelicher Geburt den Namen ihrer adeligen Mutter oder auf Grund 
ihrer Annahme an Kindes Statt den Namen des adeligen Annehmenden 
ohne Adelsbezeichnung führten, berechtigt ſein ſollten, durch Erklärung 
gegenüber dem zuſtändigen Standesamt ihrem Namen die Adelsbezeich⸗ 
nung hinzuzufügen. Hier wird alſo der Beſtimmung des Art. 109 Abſ. 3 
rückwirkende Kraft in dem Sinne beigelegt, daß auch Perſonen, die nach 
dem vor der MVerf. geltenden Recht zweifellos nicht adelig waren, 
berechtigt ſein ſollen, in Zukunft die Adelsbezeichnung als Namens⸗ 
beſtandteil zu führen. Das RG. (RG. 109, 253) ) hat die Rechts⸗ 
gültigkeit dieſer — übrigens ſeit 1. Juli 1922 (BD. v. 12. Mai 
1922) aufgehobenen preuß. VO. anerkannt, weil es ſich hierbei nicht 
um eine Neuverleihung des Adels, jondern um ein Verfahren der 
Namensänderung handelt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob aus dem in dieſer VO. zum 
Ausdruck gebrachten Grundſatz für den gegenwärtigen Fall, in dem es 
ſich nicht um außereheliche Abſtammung von einer adeligen Mutter 
oder um Adoption durch einen Adeligen, ſondern um außereheliche Er⸗ 
zeugung durch einen adeligen Vater handelt, überhaupt Schlüſſe ge⸗ 
zogen werden könnten; denn der Sen. hält trotz der entgegenſtehen⸗ 
den anderen Meinungen an der in dem Beſchluß v. 25. Jan. 1922 
vertretenen engeren Auslegung des Art. 109 Abſ. 3 feſt. Es kann, 
wie in dieſem Beſchluß ausgeführt wurde, unmöglich angenommen wer⸗ 
den, daß gerade in dem Augenblick, in dem der Adel und ſeine be⸗ 


dung Rückwirkung beizumeſſen wäre. Der Fall liegt nicht anders als 
die JW. 1921, 421 behandelte, mecklenburgiſche Angelegenheit, wo 
dem Enkel des durch rescriptum prineipis legitimierten Sohnes eines 
adligen Vaters die Verbindung des Adelsprädikats mit ſeinem Namen 
trotz der Anrufung der RVerf. nicht zugebilligt werden Konnte. 
Vorausſetzung für das Yutrefjen der Entſcheidung iſt freilich, daß 
der Vater des Beſchwerdeführers nach dem damals geltenden pfäl⸗ 
ziſchen Recht nicht befugt geweſen ſei, das Adelsprädikat ſeines außer⸗ 
ehelichen Erzeugers, deſſen Name ihm als enfant naturel reconnu 
zweifellos zuſtand, als Namensbeſtandteil zu führen. Der Beſchluß 
folgert das Vorliegen dieſer Vorausſetzung aus dem Eingreifen des 
gemeinen deutſchen Adelsrechts, das unſtreitig die Übertragung des 
Adels auf ein uneheliches Kind durch deſſen Anerkennung nicht zuläßt. 
— In ſeiner Totalität konnte dies Adelsrecht für die Pfalz jedenfalls 
keine Geltung beanſpruchen. Soweit ſich ſein Inhalt mit den dem 
Adel durch die bay. Verfürk. von 1818 zugeſtandenen Rechten deckte, 
ſollte er dem Adel der damals als Rheinkreis bezeichneten Pfalz nur 
rückſichtlich ſolcher Beſtimmungen zukommen, „die mit den Geſetzen 
und beſonderen Inſtitutionen des Rheinkreiſes vereinbarlich ſind“, 
Entſchließung vom 5. Okt. 1818. Es ſollten, wie Seydel, Bay. 
Staatsrecht 1, 601 zutreffend ausführt, die Adelsvorrechte danach in 
das geſchloſſene Syſtem des in der Pfalz geltenden franzöſiſchen Rechts 
keine Lücken reißen. Man kann nicht behaupten, daß die Regeln über 
die Zugehörigkeit zum Adel und die aus ihr folgende Befugnis zur 
Führung von Adelsprädikaten in das hier in Frage kommende 
Syſtem des Code civil eine ſolche Lücke reißen würden. Das Namens⸗ 
recht iſt begrifflich kein Teil des Adelsrechts; die Regelung der Füh⸗ 
rung des Familiennamens hat grundſätzlich mit der Regelung der Füh⸗ 
rung des Adelszeichens nichts zu tun; das andert ſich erſt, wenn der 
Familienname kraft Gewohnheits⸗ oder Geſetzes rechtes das Adels⸗ 
prädikat in ſich aufnimmt. Die RVerf, hat dieſen Schritt nunmehr für 
das Geſamtgebiet des Deutſchen Reichs getan; ob dieſe Entwicklung 
ſich bereits vorher in den deutſchen Einzelſtaaten — unter Umſtänden 
vielleicht auch nur in deren Teilgebieten — vollzogen hatte, bedarf 
jedesmal beſonderer Unterſuchung. Daß in der Pfalz, dem Teilgebiet 
eines monarchiſchen Staates, der ſeinen Adel durch eine Adelsmatrikel 
kontrollierte, das Adelsprädikat gewohnheitsrechtlich — ein etwaiges 
Geſetz ſolchen Inhalts ift nicht vorhanden — ſeine ſelbſtändige Bedeu⸗ 
tung eingebüßt hatte und damit zum Namensbeſtandteil geworden war, 
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ſonderen Rechte aufgehoben wurden, einer Menge von Perſonen, die 
bisher nicht zur Führung eines adeligen Namens berechtigt waren, die 
Befugnis verliehen werden ſollte, ihrem bürgerlichen Namen eine 
Adelsbezeichnung beizufügen und dadurch den Schein eines Adels zu 
erwecken, der, wie es in ſolchen Fällen wohl meiſtens gehofft wird, 
im Laufe der Zeiten bei einer Anderung der dermaligen Verhältniſſe 
in einen wirklichen Adel übergehen ſoll. 

Der Beſtimmung des Art. 109 Abs. 3 RVerf. muß alſo die oben 
gekennzeichnete Rückwirkung verſagt werden. Daß dem Art. 109 
Abf. 3 nicht ſchlechthin rückwirkende Kraft zukommt, vertritt auch 
das RG. (RG. 103, 1941); 109, 252). Es muß alſo bei der Aus⸗ 
legung ſein Bewenden haben, daß nur der, der nach früherem Recht 
im Zeitpunkte des Inkrafttretens der RVerf. berechtigt war, ein 
Adelsprädikat zu führen, es in Zukunft als Namensbeſtandteil fort⸗ 
führen darf. 

(BayObeG., Beſchl. v. 19. Juni 1926, Reg. III Nr. 50/26.) 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


1. 1. Wird in Deutſchland eine Klage aus einem 
Lebensverſicherungsvertrag, der in Rußland mit einer 
amerikaniſchen Geſellſchaft geſchloſſen wurde, erhoben, 
ſo muß die Klage nicht dem Hauptbevollmächtigten der 
deutſchen Zweigniederlaſſung, ſondern der Hauptnieder- 
laſſung der Geſellſchaft zugeſtellt werden. 2. Das Dekret 
der Sowjetregierung vom 18. November 1919 über die 
Annullierung der Lebens verſicherungs verträge hat nur 
territoriale Bedeutung. Dem Verſicherungsanſpruch wird 
keineswegs die Einklagbarkeit endgültig genommen. 3. Der 
Kläger iſt aber nicht berechtigt, überall da, wo ſich Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft befindet, ſeinen Anſpruch gericht⸗ 
lich geltend zu machen. Der Sachlage entſpricht lediglich, 
daß die Hauptniederlaſſung der Geſellſchaft verklagt wer⸗ 
den kann. 7) 

Der ſchweizeriſche Staatsangehörige B. hat i. J 1906 in 
St. Petersburg bei einer amerikaniſchen Geſellſchaft ſein Leben ver⸗ 
ſichert. Im Jahre 1919 konfiszierte die Sowjetregierung das geſamte 
Vermögen der ruſſiſchen und ausländischen Verſicherungsgeſellſchaften. 
Die Verpflichtungen aus den Verſicherungsverträgen hat die Sowjet⸗ 
regierung dabei nicht übernommen. Die Policen wurden annulliert. 


wird ſchwerlich dargetan werden können. Es iſt alſo mit dem Beſchluß 
anzunehmen, daß der Großvater des Beſchwerdeführers das Adels⸗ 
prädikat feines außerehelichen Erzeuger trotz jeiner Anerkennung als 
Namensbeſtandteil nicht führen durfte. 

Auch im Mutterland des Code civil iſt übrigens der rechtliche 
Charakter des Adelsprädikats bis in die neueſte Zeit hinein ſtreitig 
geblieben. Lévesque, Du droit nobiliaire frangais Nr. 136, 
151 und Tournade, Etude sur le nom de famille et les titres 
de noblesse S. 129, 141 faſſen die Adelstitel, n’etant plus au- 
jourd’hui que des éléments purement deécoratifs des noms, als 
partie intégrante der Familiennamen, die wie dieſe und mit dieſen 
erworben wurden. Dagegen laſſen Baudry-Lacantine rie 
(Guyot), Précis de droit civil (13) I, 84, Golin-Capitant, 
Cours élémentaire de droit civil francais (4) S. 363, Planiol, 
Traité &l&mentaire de droit civil S. 157, Cass.-red. 3. Auguſt 
1908, Sirey 1914, 1. 291, den Übergang der Adelstitel ſich nach 
dem alten Recht der Adelsprädikatsübertragung vollziehen, verjagt 
die Rechtſprechung, C. Paris I, 18. Juli 1893, Sir ey 1894, 2. 85, 
dem Adoptierten die Führung des Adelstitels ſeines Wahlvaters. 
Freilich verkennen manche Anhänger dieſes Standpunkts nicht, daß 
die Fortgeltung des Adelsrechts für die Übertragung von Adels⸗ 
titeln & Pesprit general du droit moderne widerſpreche. 

Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 


1) JW. 1922, 29. 


Zu 1. A. 1. Die Auslegung des 8 89 Reichsgeſetz über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen v. 12. Mai 1901 in dem 
Sinne, als ob der Hauptbevollmächtigte einer ausländiſchen Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft in Deutſchland zur Empfangnahme der Klagen und 
zur Prozeßführung nicht ermächtigt ſei, falls es ſich um Klagen aus 
Verſicherungsverträgen handelt, die im Auslande geſchloſſen worden 
ſind, iſt kaum zutreffend. Das Geſetz lautet ausdrücklich, daß der 
Hauptbevollmächtigte als ermächtigt gilt, „alle“ Ladungen in Deutſch⸗ 
land in Empfang zu nehmen. Nach der Auslegung des KG. IE 
dieſe Beſtimmung „nur auf Angelegenheiten der inländiſchen Zweig⸗ 
niederlaſſung“ erſtrecken. Es iſt aber zunächſt ganz klar, daß nicht 
nur Klagen aus den im Inlande geſchloſſenen Verſicherungsverträgen 
allein dem Hauptbevollmächtigten zugeſtellt werden können. Handelt 
es ſich z. B. um eine Klage aus einem im Inlande geſchloſſenen 
Miet⸗ oder Dienſtvertrage oder um eine Klage ex delieto uſw., 
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Nachdem B. von Rußland entflohen und in Berlin anſäſſig wurde, 
verklagte er die amerikaniſche Geſellſchaft in Berlin (wo die Geſell⸗ 
ſchaft Vermögen beſitzt) und forderte die Auszahlung des Abfindungs⸗ 
betrages, den die Geſellſchaft laut den Policebedingungen in Fällen 
der Aufhebung des Verſicherungsvertrages auszuzahlen verpflichtet 
iſt. Die Klage wurde vom LG. J Berlin wegen Nichtzuſtändigkeit 
der deutſchen Gerichte zurückgewieſen. Die Berufung war erfolglos. 
Das Reichsgeſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
v. 12. Mai 1901 hat unter gewiſſen Vorausſetzungen die aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungsunternehmungen zugelaſſen und zum Schutz 
der Vertragsgegner dieſen Geſellſchaften und der bei ihnen Verſicherten 
gewiſſe Sicherheitsvorſchriften gegeben (88 85 ff. a. a. O.). Insbeſon⸗ 
dere iſt, um für das inländiſche Geſchäft einen unverrückbaren und 
für die deutſchen Behörden jederzeit greifbaren Mittelpunkt dieſer 
Unternehmungen in Deutſchland zu ſchaffen, die Beſtellung eines 
Hauptbevollmächtigten vorgeſchrieben, der innerhalb des Reichsgebietes 
feinen Wohnſitz haben muß (§ 85 Abſ. 2 Ziff. 3). Im 8 89 a. a. O. 
iſt weiter angeordnet, daß für Klagen, die aus dem inländiſchen 
Verſicherungsgeſchäft gegen die Unternehmungen erhoben werden, das 
deutſche Gericht zuſtändig iſt, wo die Niederlaſſung ſich befindet. 
Dieſer § 89 gibt den inländiſchen Verſicherungsnehmern, die im In⸗ 
land mit der inländiſchen Zweigniederlaſſung den Verſicherungsvertrag 
abgeſchloſſen haben, den beſonderen Schutz, daß die vertragsmäßige 
Ausſchließung des Gerichtsſtandes der inländiſchen Niederlaſſung ver⸗ 
boten iſt, ein ausſchließlicher Gerichtsſtand des Ortes der inländiſchen 
Niederlaſſung hat durch § 89 a. a. O. nicht geſchaffen werden ſollen. 
Zweck und Zuſammenhang dieſer geſetzlichen Beſtimmungen ergibt, 
daß der Hauptbevollmächtigte der ausländiſchen Geſellſchaft zu deren 
Vertretung nur inſoweit als bevollmächtigt gilt, als es ſich um 
Verſicherungsverträge und Anſprüche handelt, die durch die 88 85 ff. 
a. a. O. beſonders geregelt und geſchützt werden ſollten. Das ſind aber 
nur ſolche Verſicherungsverträge und Anſprüche, die mit der inlän⸗ 
diſchen Zweigniederlaſſung abgeſchloſſen find. Darüber hinaus zu ſchützen 
auch ſolche Verträge, die im Auslande mit ausländiſchen Zweignieder⸗ 
laſſungen abgeſchloſſen worden ſind oder werden, lag für das deutſche 
Recht kein erſichtlicher Anlaß vor; einen ſo weitgehenden Zweck hat 
das Verſicherungsaufſichtsgeſetz nicht gehabt und auch nicht verfolgt. 
Demgegenüber erbringt die Faſſung des 8 86 Abf. 2 Ziff. 3 nichts 
zugunſten des Kl. Wenn es dort heißt, daß der Hauptbevollmächtigte 
als ermächtigt gilt, auch alle Ladungen und Verfügungen für die 
Unternehmungen in Empfang zu nehmen, ſo bezieht ſich dies nur 
auf Angelegenheiten der inländiſchen Zweigniederlaſſung. Auch ledig⸗ 
lich in dieſem Sinne iſt die geſetzliche Vertretungsmacht des Haupk⸗ 
bevollmächtigten unbeſchränkbar. — Hier liegt nun ein Verſiche⸗ 
rungsvertrag vor, der in Rußland i. J. 1906 mit der dort tätigen, 
behördlich auch zugelaſſenen Zweigniederlaſſung von einem Schweizer 
abgeſchloſſen worden iſt. Daß die Abwicklung dieſes Verſicherungs⸗ 


ſo unterliegt es ja keinem Zweifel, daß auch derartige Klagen dem 
Hauptbevollmächtigten zugeſtellt werden dürfen, und zwar nicht weil 
fie im Zuſamnienhange mit dem inländiſchen Verſicherungsgeſchäft 
ſtehen, ſondern weil die Klage in Deutſchland erhoben werden darf. 
In dieſer Beziehung beſteht aber kein Unterſchied zwiſchen einem 
Anſpruch, der in Deutſchland entſtanden iſt, und jedem anderen An⸗ 
ſpruch, der in Deutſchland gerichtlich geltend gemacht werden kann. 
Die allgemeine geſetzliche Beſtimmung, wonach Klagen gegen einen 
Ausländer in Deutſchland erhoben werden können, falls der Bell. 
Vermögen in Deutſchland beſitzt, enthält keine Ausnahme zugunſten 
der ausländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften. 

2. Die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für Klagen aus 
Verſicherungsverträgen, die in Rußland geſchloſſen worden ſind, wird 
vom KG. nur aus dem Grunde abgelehnt, weil anſtatt des urſprüng⸗ 
lichen Erfüllungsorts (St. Petersburg) zur Zeit infolge des ruſſiſchen 
Umſturzes als Erfüllungsort nur noch der Ort der Hauptniederlaſſung 
der Geſellſchaft in Amerika gelten kann. Dieſe Begründung iſt aber 
m. E. vollſtändig ungenügend. Die Geſellſchaft wurde ja in Deutſch⸗ 
land nicht aus dem Grunde verklagt, weil Deutſchland infolge des 
ruſſiſchen Umſturzes als Erfüllungsort gelten kann, ſondern nur 
aus dem Grunde, daß die Bekl. Vermögen in Deutſchland beſitzt. 
Die Zuständigkeit der deutſchen Gerichte könnte nur dann abgelehnt 
werden, wenn man annehmen könnte, daß die Parteien einen aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtsſtand vereinbart haben, und daß dieſe Verein⸗ 
barung bis jetzt ihre Kraft bewährt. Dieſe Meinung wird aber vom 
KG. ſelbſt abgelehnt. Beſteht alſo überhaupt kein vereinbarter aus⸗ 
ſchließlicher Gerichtsſtand oder — beſteht er jedenfalls nicht mehr, fo 
kann die Klage in Deutſchland nach den allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte er⸗ 
hoben werden. Auf. RA. Dr. J. Rabinowitſch, Berlin. 


B. Es iſt nicht richtig, daß der inländiſche Hauptbevollmächtigte 
einer ausländiſchen Verſicherungsunternehmung nur inſoweit zu ihrer 
Vertretung befugt iſt, als es ſich um „Angelegenheiten der inländi⸗ 
ſchen Zweigniederlaſſung“ handelt. Aus § 86 Abſ. 2 Nr. 3 BAG. er⸗ 
gibt ſich, daß er ermächtigt iſt, „die Unternehmung zu vertreten“. 
Seine Vertretungsmacht iſt ſomit keineswegs nur auf „Verſicherungs⸗ 
verträge und Anſprüche, die mit der inländiſchen Zweigniederlaſſung 
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verhältniſſes nach Beendigung der geſchäftlichen Tätigkeit dieſer 
ruſſiſchen Zweigniederlaſſung der Zweigniederlaſſung hier in Berlin 
übertragen worden iſt oder durch ſie erfolgt, hat der Kl. nicht be⸗ 
hauptet, die Bekl. auch beſtritten. Bei dieſer Sachlage kann der 
RA. K. gemäß 88 86, 89 a. a. O. nicht als ermächtigt zur Ver⸗ 
tretung der Bekl. und Empfangnahme der Klage angeſehen werden. 
Eine anderweitige Vollmacht iſt nicht behauptet. 

Dem LG. Konnte aber jedenfalls im Ergebnis auch darin bei⸗ 
getreten werden, daß das angegangene Gericht nicht zuſtändig iſt. 
Unſtreitig iſt, daß für das in Rußland eingegangene Verſicherungs⸗ 
verhältnis Petersburg als Erfüllungsort, die Geltung ruſſiſchen 
Rechts und die Zuſtändigkeit der Gerichte in Petersburg vereinbart 
geweſen iſt. Das ergibt auch das Vorbringen der Parteien zweifels⸗ 
frei. Nach dem großen Umſturz in Rußland ſind die Zweignieder⸗ 
laſſungen und Agenturbüros der Bekl. nebſt ihrem in Rußland 
befindlichen Vermögen in gleicher Weiſe wie die ruſſiſchen Lebens⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften von der Sowjetregierung nationaliſiert wor⸗ 
den. Durch Dekret v. 18. Nov. 1919 wurden außerdem alle Lebens⸗ 
verſicherungsverträge annulliert. Durch Art. 2 EinfVO. zum ruſſi⸗ 
ſchen BGB. iſt ſchließlich beſtimmt worden, daß keinerlei Streitig⸗ 
keiten über bürgerliche Rechtsverhältniſſe, die vor dem 7. Nov. 1917 
entſtanden ſind, zur Verhandlung vor den Gerichten oder ſonſtigen 
Behörden der Republik zugelaſſen werden. Daß die Annullierung der 
Lebensverſicherungsverträge nur territoriale Bedeutung hat, ergibt die 
authentiſche Interpretation durch die Erläuterung der dritten Abtei⸗ 
lung des Volkskommiſſariats für Juſtiz v. 28. Aug. 1923 (abgedr. 
im Oſtrecht 1926, 208). Der Wegfall der Möglichkeit, in Petersburg 
an dem vereinbarten Erfüllungsort zu leiſten, führt nicht die Nichtig⸗ 
keit der ganzen Verpflichtung herbei, ſondern bewirkt nur, daß die 
Verpflichtung an einem anderen, der Sachlage angemeſſenen Orte zu 
erfüllen iſt (RG. 107, 122 )). Aus dieſer Erwägung folgt auch, 
daß dem Verſicherungsanſpruch keineswegs die Einklagbarkeit über⸗ 
haupt endgültig genommen worden iſt, ſelbſt wenn die ausſchließliche 
Zuſtändigkeit der Gerichte in Petersburg vereinbart geweſen ſein 
ſollte. Nicht gerechtfertigt iſt aber der Standpunkt des Kl., daß er nun 
überall da, wo ſich Vermögen der Geſellſchaft befindet, auch ſeine 
Anſprüche gerichtlich geltend machen könne. Der Sachlage entſpricht 
lediglich, daß die Hauptniederlaſſung der Bekl. auf Erfüllung in An⸗ 
ſpruch genommen werden kann und hierauf verklagt werden muß; 
an die Stelle der vereinbarten Gerichte in Petersburg ſind die ameri⸗ 
kaniſchen Gerichte der in Amerika anſäſſigen Hauptniederlaſſung der 
Bekl. getreten, die möglicherweiſe auch ſchon vorher neben den 
ruſſiſchen Gerichten zuſtändig waren. Dem angegangenen deutſchen 
Gericht fehlt jedenfalls die Zuftändigkeit. i 

(KG., 24. 3S., Urt. v. 19. Juni 1926, 24 U 3482/26.) 
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abgeſchloſſen find‘, beſchränkt, ſondern er iſt nach außen hin zur 
Vornahme aller Rechtsgeſchäfte ohne jede Ausnahme ermächtigt 
(Bruck, Lg. 1911, 182). Das interne Auftragsverhältnis iſt für 
den Dritten belanglos. Der Hauptbevollmächtigte verpflichtet die 
Unternehmung ſelbſt dann, wenn er die ihm erteilte Anweiſung über⸗ 
ſchreitet. 

Seiner unbeſchränkten und unbeſchränkbaren Vertretungsmacht 
entſpricht ſeine Ermächtigung zur Empfangnahme aller Ladungen und 
Verfügungen für die Unternehmung (886 Abſ. 2 Nr. 3 VAG.) . Es 
Rönnen ihm daher rechtswirkſam Ladungen und Verfügungen von 
Gerichts⸗, Steuer- und ſonſtigen Behörden uſw. zugeſtellt werden, 
auch wenn ſie ſich nicht auf Angelegenheiten der inländiſchen Zweig⸗ 
niederlaſſung beziehen. Der Hauptbevollmächtigte iſt das Alter ego 
der Unternehmung. Seine Vollmachten ſind abſichtlich ſo umfang⸗ 
reiche, um jede Weiterung, die ſich aus dem ausländiſchen Sitz der 
Geſellſchaft ergeben könnte, auszuſchließen. 

Gegenſätzlich zu der Vertretungsmacht des Hauptbevollmächtig⸗ 
ten ift der Umfang des Gerichtsſtandes der Niederlaſſung (8 89 VAG.) 
abgegrenzt. Er iſt als unausſchließbarer Gerichtsſtand nur für Klagen 
begründet, „die aus dem inländiſchen Verſicherungsgeſchäft gegen die 
Unternehmung erhoben werden“. Die Beſchränkung auf das in⸗ 
ländiſche Verſicherungsgeſchäft (8 87 VAG.) der ausländiſchen Unter- 
nehmung entſpricht der Grundtendenz des Geſetzes, dem Inländer die 
gerichtliche Verfolgung ſeiner verſicherungsrechtlichen Anſprüche gegen 
den Ausländer unter allen Umſtänden im Inlande zu ermöglichen. 
Der deutſche Geſetzgeber hat kein Intereſſe daran, dieſe Erleichterung 
auch ausländiſchen Verſicherungsnehmern der ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaft zuteil werden zu laſſen. Daher iſt der Gerichtsſtand der in⸗ 
ländiſchen Niederlaſſung nicht für Anſprüche aus der von einem Deut⸗ 
ſchen im Ausland mit der in Deutſchland zum Geſchäftsbetrieb zu⸗ 
gelaſſenen ausländiſchen Geſellſchaft abgeſchloſſenen Verſicherung ge⸗ 
geben (RG. v. 14. Jan. 1910, Veröffentl. d. Reichsaufſichtsamts 1910 
Anhang S. 54 Nr. 524), geſchweige denn ſür Anſprüche eines Aus⸗ 
länders (Schweizer), der im Ausland (Rußland) mit einer ausſändi⸗ 
ſchen (amerikaniſchen) Geſellſchaft, welche auch in Deutſchland zum 
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Frankfurt a. M. 


2. Art. 21, 30 EGG BGB.; 8 44 Ruſſ. (Sowjet⸗) 36 B.; 
88 133, 135, 136 Ruſſ. (Sowjet⸗) Fam B. Die Anwendung 
der Vorſchriften des Sowjetrechts über die Ermittelung 
der tatſächlichen Abſtammung mit rückwirkender Kraft 
bei einem im Jahre 1910 von einer verehelichten Frau 
Geborenen verſtößt gegen Art. 30 EG BGB. 

Der Kl. iſt i. J. 1910 von einer verheirateten Mutter geboren, 
deren Ehemann ruſſiſche Staatsangehörigkeit beſaß. Seine Ehelichkeit 
wurde von dem Ehemann der Mutter binnen der damals im ruſſ. Gef. 
vorgeſchriebenen jährlichen Friſt und überhaupt bis zu feinem i. Ss 
1913 erfolgten Tode nicht beſtritten. Nunmehr erhebt der Kl. eine 
Feſtſtellungsklage gegen ſeine Mutter und eine ruſſiſche hochgeſtellte 
Perſon ) (letzt Emigrant und ſtaatenlos), und zwar gegen die 
Erſte: daß er ihr unehelicher Sohn und nicht von ihrem verſtor⸗ 
benen Ehemann erzeugt ſei, und gegen den Herrn Y, daß dieſer 
ſein natürlicher Vater ſei, evtl. daß der Kl. ihm gegenüber die Kin⸗ 
desrechte nach 8 133 des Sowjet⸗Familiench B. von 1918 beſitze. Der 
Kl. behauptet, daß in der Sache die Vorſchriften des jetzigen Sowjet⸗ 
rechts Anwendung finden ſollen, laut deren kein Unterſchied zwiſchen 
ehelicher und unehelicher Abſtammung gemacht und als Grundlage 
der Familien⸗ bzw. Erbrechte bloß die katſächliche Abſtammung an⸗ 
erkannt wird. 

Zur Frage, ob und in welchem Umfange in dieſem Streitfalle 
die Sowjetgeſeze anwendbar ſeien, wurden zahlreiche Rechtsgutachten 
dem LG. und dem OGL. unterbreitet, und zwar von RA. Dr. Hein⸗ 
rich Freund und von dem ruſſiſchen RA. Eugen von Fal⸗ 
Ro v Sky. 

LG. Wiesbaden hat zwar das Sowjetrecht für anwendbar er⸗ 
Kannt, jedoch die Klage aus dem Grunde abgewieſen, daß ſie laut 
844 (Sowjet⸗) 3G B. verjährt fei. 

OLG. Frankfurt a. M. hat die Berufung des Kl. zurückge⸗ 
wieſen. Die eingelegte Reviſion wurde zurückgezogen. 

Es kann die von dem LG. in den Vordergrund gerückte Frage 
der Verjährung dahingeſtellt bleiben, da die Abweiſung 
der Klage aus anderen Rechtsgründen gerechtfertigt iſt. 

Der Hauptantrag des Kl. umfaßt zwei Feſtſtellungen, welche 
im Verhältnis von Vorfrage und Hauptfrage zueinanderſtehen: Ein⸗ 
mal die Feſtſtellung, daß Kl. nicht eheliches Kind aus der Ehe ſeiner 
Mutter mit K iſt, zum andern die Feſtſtellung, daß Kläger von dem 
M unehelich erzeugt iſt. Kann die erſte Frage nicht bejaht werden, 
ſo muß zugleich die in dem Antrag begehrte Feſtſtellung überhaupt 
entfallen. Für beide rechtlichen Tatbeſtände iſt das in Betracht kom⸗ 
mende materielle Recht ſelbſtändig zu ermitteln. Für die erſte Frage 
gilt der allgemeine Rechtsſatz, von dem Art. 18 EH BGB. als 
einſeitige Kolliſionsnorm nur einen Anwendungsfall darſtellt, daß die 
Frage, ob ein Kind ehelich geboren iſt, nach dem z. Z. der Ok 
burt vorhandenen Perſonalſtatut des Ehemanns der Mutter zu be⸗ 
urteilen iſt. Dies Statut entſcheidet, ob ein Kind, das während des 
Beſtehens der Ehe geboren wird, als ehelich oder unehelich zu gelten 
hat. Der Ehemann der Mutter des Kl. beſaß z. Z. der Geburt un⸗ 
ſtreitig die ruſſiſche Staatsangehörigkeit. Für die erwähnte Vorfrage 
iſt ſomit das ruſſiſche Recht maßgebend. Das gleiche gilt für die zweite 
Frage. Auch hier fehlt eine unmittelbar anzuwendende deutſche Kol⸗ 
liſionsnorm, Art. 21 Ec BGB. handelt nur von der Unterhalts⸗ 
pflicht und ähnlichen Anſprüchen, alſo von den Folgen einer unehe⸗ 
lichen Erzeugung. Art. 20 behandelt nur das Verhältnis zwiſchen 


Geſchäftsbetrieb zugelaſſen iſt, einen Lebensverſicherungsvertrag ab⸗ 
geſchloſſen hat. 

Neben dem Gerichtsſtand der Niederlaſſung bleiben die allgemei⸗ 
nen und beſonderen Gerichtsſtände beſtehen. Das gilt vor allem für 
den Gerichtsſtand des Vermögens (8 23 ZPO.), der in Frage kommt, 
wenn der Kl. keinen Wohnſitz (Sitz) in Deutſchland hat. Nach RG. 
27, 421 hat eine ausländiſche Verſicherungsunternehmung ihren Sitz 
dort, wo der Mittelpunkt ihrer geſchäftlichen Tätigkeit liegt, d. h. 
wo ſie domiziliert iſt. Demgegenüber kommt der inländiſchen Nie⸗ 
derlaſſung, mögen auch von ihr aus ſelbſtändig Verſicherungsverträge 
abgeſchloſſen werden, nicht die Bedeutung eines Wohnſitzes (Sitzes) 
zu. Somit iſt in dem vorliegenden Fall der angerufene Gerichtsſtand 
zwar nicht als Gerichtsſtand der Niederlaſſung i. S. des § 89 BAG,, 
wohl aber als Gerichtsſtand des Vermögens i. S. des 8 23 ZPO. ge⸗ 
geben. Die Gefahr, daß das zur Befriedigung und Sicherſtellung der 
inländiſchen Verſicherungsnehmer dienende Vermögen von Auslän⸗ 
dern oder Inländern für Anſprüche mit Beſchlag belegt werden kann, 
die in keinem Zuſammenhange mit dem Verſicherungsbetrieb zu 
ſtehen brauchen, iſt erheblich gemildert: Zwangsvollſtreckung oder 
Arreſtvollziehung in Anſehung der Beſtände des Prämienreſervefonds 
iſt nur inſoweit zuläſſig, als für den Anſpruch, zu deſſen Gunſten ſie 
ergehen ſoll, die Zu ührung zum Prämienreſervefonds vorgeſchrieben 
und tatſächlich erfolgt iſt (861 Abſ. 2 VAG. i. d. Faſſ. der VO. v. 
29. Apeil 1920 [RG Bl. S. 1433] und des Gel. v. 19. Juli 1923 
[RG Bl. I, 684). Proj. Dr. Bruck, Hamburg. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Mutter und Kind. Es iſt beſtritten, in welcher Weiſe die Lücke auszu⸗ 
füllen ift... Der Senat hält die rechtsähnliche Anwendung des 
Art. 21 für geboten. Der in ihm ausgeſprochene Rechtsſatz ſtellt 
nur die Anwendung einer allgemeinen gleichlautenden Norm eines 
Oberſatzes dar. Es entſcheidet ſomit für die Frage der Feſtſtellung 
der unehelichen Vaterſchaft das Perſonalſtatut der Mutter z. Z. der 
Geburt. Hierfür ſpricht einmal, daß im weſentlichen die aus einer un⸗ 
ehelichen Zeugung entſpringenden Leiſtungen ins Gewicht fallen und 
in ihnen ſomit das Rechtsverhältnis gipfelt, andererſeits ift die rechts⸗ 
ähnliche Anwendung im Hinblick auf die Geſchichte des Geſetzes 
geboten. 

Nach dem Perſonalſtatut der Mutter des Kl. z. Z. der Geburt 
kommt ſomit auch das ruſſiſche Recht für die Hauptfrage zur An⸗ 
wendung. 


Für die weitere Frage, welches ruſſiſche Recht anzuwenden iſt, 
ſind daher die zeitlichen Kolliſionsnormen des ruſſiſchen Rechts eben⸗ 
falls entſcheidend. Sie muüſſen an ſich dem jetzt geltenden ruſſiſchen 
Recht entnommen werden. Es wird hier von dem allgemein gültigen 
Satz auszugehen ſein, daß früher entſtandene Rechtsverhältniſſe hin⸗ 
ſichtlich der Frage ihrer Entſtehung nach altem Recht zu beurteilen 
ſind, ſoweit ſich nicht das neue Recht rückwirkende Kraft beilegt. 


Eine Rückwirkung der in Betracht kommenden Normen kann 
ſomit nur aus 8 133 Anm. 2 Familiench B. gefolgert werden. Die 
in dieſer Beſtimmung angeordnete Rückwirkung muß aber einſchrän⸗ 
kend ausgelegt werden. Denn es handelt ſich um eine Ausnahme von 
einem allgemeinen Grundſatz und zudem um eine Spezialbeſtimmung. 
Die Rückwirkung kommt daher nur für den Tatbeſtand des 8 133 
ſelbſt und nicht für die anderen Beſtimmungen des Familien B., 
insbeſ. die 88135 u. 136 in Frage. Für dieſe iſt eine Rückwirkung 
geſetzlich nicht angeordnet. Es fällt ferner ins Gewicht, daß das 
Sowjet⸗Familienrecht für die Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft 
beſondere Verfahren in den 88 139 ff. eröffnet, welches feiner Natur 
nach für die Fälle, die aus 88 135 u. 136 der früheren Zeit angehört 
hätten, nicht angewandt werden kann. Rückwirkende Kraft iſt daher 
lediglich für den Tatbeſtand des § 133 im Umfange der Anm. 2 Fa⸗ 
milienGB. gegeben. Nach dieſer Beſtimmung muß aber die eingangs 
erwähnte Vorfrage in verneinendem Sinne entſchieden werden. 


Nach dem klaren Wortlaut dieſer Beſtimmung ſind außereheliche 
Kinder, auch wenn ſie vor dem 20. Dez. 1917 geboren ſind, den 
ehelichen gleichgeſtellt. Für ſie gilt nur die tatſächliche Abſtammung, 
und es wird hinſichtlich ihrer kein Unterſchied zwiſchen ehelicher und 
außerehelicher Verwandtſchaft gemacht, insbef. ſtehen die aus einem 
ſolchen Verhältnis entſprungenen Kinder den ehelichen gleich. Unter 
„außerehelichen“ Kindern i. S. der maßgebenden Anm. 2 können aber 
nur ſolche Kinder verſtanden werden, welche außerhalb einer beſtehen⸗ 
den Ehe geboren worden oder als uneheliche Kinder anerkannt 
worden waren. Es muß ſich um Kinder gehandelt haben, welche bisher 
nach altem Recht die Stellung außerehelicher Kinder hatten. Es iſt 
einleuchtend, daß ihre Stellung rückwirkend gebeſſert werden ſollte. 
Es kann aber nicht angenommen werden, daß das neue Recht an den 
früher eingetretenen oder feſtgeſtellten Familienſtand rütteln wollte. 
Ein dahingehender Wille des Geſetzes, welches in dieſem Falle Zwie⸗ 
ſpalt und Streit in die älteſten Familienverhältniſſe — man denke 
an erbrechtliche Folgen — bringen konnte, hätte einen Klaren nicht 
mißzuverſtehenden Ausdruck finden müſſen. Für dieſe Auslegung 
ſpricht ferner das ſchon erwähnte Fehlen einer Anordnung für Rück 
wirkung der Tatbeſtände der S$ 135 u. 136, ferner die Einrichtung 
eines beſonderen Verfahrens für den Erſatz einer nicht freiwillig ge⸗ 
währten Vaterſchaftsbeſcheinigung. Der Kl. war aber nach dem alten 
ruſſiſchen Recht endgültig eheliches Kind der Eheleute X, da der 
Vater während der geſetzlichen Friſt die Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage unterlaſſen hatte, mochte der Kl. auch innerhalb der beſtehenden 
Ehe von dem Bekl. empfangen worden ſein. 


Eine rückwirkende Feſtſtellung, daß Kl. kein eheliches Kind aus 
der Ehe X war, iſt daher nicht möglich. Für ſeine Statuten ſind die 
altruſſiſchen Geſetze endgültig entſcheidend. Damit entfällt die Grund⸗ 
lage für die im Hauptantrag begehrte Feſtſtellung. Auch der Hilfs⸗ 
antrag muß aus den gleichen Erwägungen ſcheitern. 

Die ſich aus 8 133 ergebenden Kindesrechte kann der Kl. nur 
haben, falls der 8 133 in vollem Umfange rückwirkende Kraft hat. 
Das iſt aber nach dem Vorgeſagten zu verneinen. Nur wenn der Kl. 
ſchon nach altem Recht ein uneheliches Kind geweſen wäre, hätte er 
die aus § 133 Somjet-FamilienGB. ſich ergebenden Rechte für ſich 
in Anſpruch nehmen können. Die Klage iſt daher in vollem Umfange 
unbegründet. 


Zu dem Ergebnis müßten aber auch weitere rechtliche Er⸗ 
wägungen führen, ſelbſt wenn man eine Rückwirkung alter familien⸗ 
rechtlicher Beſtimmungen auf Grund des § 4 EG. EowjetBGB. anneh⸗ 
men oder der Rückwirkung aus § 133 Abſ. 2 Familien B. eine aus⸗ 
gedehntere Auwendung geben würde. 

Es könnte ſich alsdann hinſichtlich des § 4 zunächſt die Frage 
ergeben, ob überhaupt das erſt i. J. 1922 verkündete Sowjet BGB. 
auf frühere ruſſiſche Staatsangehörige Anwendung findet, welche ſchon 
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vor dem Inkrafttreten die ruſſiſche Staatsangehörigkeit verloren 
haben und nunmehr ſtaatenlos find. Der Anwendung des ſpäter ent⸗ 
ſtandenen Rechts müßten erhebliche Bedenken entgegenſtehen, da es 
einer geſunden Logik, welche die Anwendung jeden Rechts begleiten 
muß, widerſprechen würde, wenn die Ausſtoßung aus einem Staats⸗ 
verbande Rechte erzeugte, die vorher nicht vorhanden geweſen wären. 
Auch könnte die Geltendmachung ſolcher Rechte den guten Sitten zu⸗ 
widerlaufend erſcheinen und ſomit nach § 30 EGBGB. in Deutſch⸗ 
land ausgeſchloſſen ſein. Es bedarf aber keiner abſchließenden Stel⸗ 
lungnahme zu dieſer Frage, weil ſie einmal die ſelbſtandige Rückwir⸗ 
kung der Rechte aus dem i. J. 1918 erlaſſenen Familien GB. nicht 
berührt, und weil zum andern der Anwendung der vom Kl. angezoge⸗ 
nen Beſtimmungen dieſes Familienrechts ohnehin Art. 30 EGBGB. 
aus anderen Erwägungen entgegenſteht. Es kann zwar geſagt wer⸗ 
den, daß die Anwendung der in den $$ 133, 135, 136 Sowjet⸗ 
Familienrecht enthaltenen Rechtsſätze, welche dem unehelich erzeugten 
Kinde, obſchon es während einer gültigen Ehe geboren iſt und bis⸗ 
her unangefochten als eheliches gegolten hat, das Recht geben, jederzeit 
die Rechte aus ſeiner natürlichen Abſtammung in Anſpruch zu neh⸗ 
men, nicht gegen die guten Sitten verſtößt. Denn das Kind kann 
ſelbſt nicht für die Tatſache ſeiner Erzeugung verantwortlich gemacht 
werden, und die Verfolgung ſeiner von der maßgeblichen Rechts⸗ 
ordnung gegebenen Rechte kann nichts aus dem Grunde, weil es 
dieſe Rechte hat, dem allgemeinen Sittengeſetz widerſtreiten, während 
das Ziel, die Feſtſtellung einer unehelichen Vaterſchaft, ſelbſt einen 
ſolchen Verſtoß nicht enthält. 


Trotzdem muß die Anwendung dieſer Rechtssätze, und zwar auch 
im konkreten vorliegenden Fall als gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßend erachtet werden. Die öffentliche Ordnung in 
Deutſchland beruht zu einem weſentlichen Teil auf dem klaren 
und feſtgeordneten Familienſtand ſeiner Einwohner. Die deutſchen 
Vorſchriften über eheliche Abſtammung geben — ſoweit ſie deutſche 
Staatsangehörige betreffen — dieſer Ordnung eine geſicherte Grund⸗ 
lage. Sie beruhen auf dem Grundſatz, daß einmal feſtſtehend ge⸗ 
wordene Familienverhältniſſe auch für alle Zukunft als feſtſtehend er⸗ 
achtet werden. Durch dieſe Regel wird vermieden, daß Streit und 
Zwiſtigkeit über die Grundlage der Zuſammengehörigkeit der Fa⸗ 
milien nach Ablauf gewiſſer im öffentlichen Intereſſe geſetzter Fri⸗ 
ſten entſtehen können. Es muß daher als ein Verſtoß gegen dieſe 
die Ordnung gewährleiſtenden Rechtsſätze erſcheinen, wenn die An⸗ 
wendung fremder Rechtsſätze die Ordnung zu zerſtören droht. Dies 
iſt aber der Fall, wenn nach ausländiſchem Recht die unbeſchränkte 
Feſtſtellung eines unehelichen Vaterſchaftsverhältniſſes zugelaſſen iſt, 
während nach deutſchem Recht die Zugehörigkeit des Kindes zu einer 
beſtimmten Familie feſtſteht und rechtliche Beziehungen zu einem 
anderen fremden Familienkreis ausgeſchloſſen ſind. In einem ſolchen 
Falle iſt der ſogenannte ordre public verletzt und geſtört. Es iſt auch 
noch allgemein zu berückſichtigen, daß bei dem entſcheidenden Per⸗ 
ſonalſtatut der ausländiſchen Mutter ſich ſolche Anſprüche auch gegen 
einen deutſchen, angeblich unehelichen Vater richten könnten. 

Aber auch abgeſehen von dieſen allgemeinen Erwägungen muß 
die Anwendung des fremden Rechts im vorliegenden Fall als gegen 
den dem Art. 21 EGBGB. zugrunde liegenden Zweckgedanken ver⸗ 
ſtoßend angeſehen werden. Art. 21 läßt für die aus einer unehelichen 
Erzeugung entſpringenden Pflichten das Perſonalſtatut der Mutter 
3. Z. der Geburt entſcheidend fein. Er ſchränkt aber ausdrücklich dieſe 
Rechtsregelung wieder ein, indem er beſtimmt, daß nicht weitergehende 
Anſprüche geltend gemacht werden können, als nach deutſchen Geſetzen 
begründet ſind. Dieſe Beſtimmung erſcheint als Anwendung des 
Grundſatzes aus § 30 EGBGB. Es muß ſomit als gegen den Zweck 
eines deutſchen Geſetzes verſtoßend angeſehen werden, wenn allgemein 
aus einer unehelichen Erzeugung gegen den Vater Rechte hergeleitet 
werden, welche nach deutſchem Recht nicht begründet ſind. Es han⸗ 
delt ſich hier nicht um eine Einſchränkung der Anſprüche der Höhe 
nach. Auch dort, wo ſolche Anſprüche überhaupt nach deutſchem Recht 
entfallen, ſind ſie ausgeſchloſſen. Vor deutſchen Gerichten iſt der 
ausländiſche Erzeuger auch in den Fällen befreit, in welchen ein An⸗ 
ſpruch nach deutſchem Recht überhaupt zur Entſtehung gelangen kann, 
4. B. wegen der Wirkung der Einrede der mehreren Zuhälter, wenn 
das ausländiſche Recht dieſe Einrede nicht kennt oder ihr nur eine be⸗ 
ſchränkte Wirkung einräumt (vgl. z. B. Art. 144 Sowjet⸗Familien⸗ 
recht; übereinſt. Staudinger, Art. 21 Note 3). Es mag zwar 
unter Umſtänden als unbillig erſcheinen, daß der ausländiſche Erzeuger 
durch die Tatſache ſeiner Belangung vor deutſchen Gerichten auf Koſten 
des Kindes beſſer geſtellt erfchetirt. Dieſe Unbilligkeit muß aber gegen⸗ 
über der poſitiv rechtlichen Regelung außer Betracht bleiben. Im 
vorliegenden Fall kommt nun zwar Art. 21 nicht unmittelbar zur An⸗ 
wendung; vielmehr ergibt ſich die Anwendung des ruſſiſchen Rechts 
erſt aus der Geltung des dieſer Beſtimmung zugrunde liegenden allge⸗ 
meinen Rechtsſatzes. Für die Frage, ob das hiernach geltende aus⸗ 
ländiſche Recht gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtößt, 
muß aber die Einſchränkung des Art. 21 maßgebend ſein. Denn 
wollte man den Oberſatz unter Außerachtlaſſung dieſer Einſchränkung 
anwenden, ſo würde damit der Zweck der Einſchränkung vereitelt 
werden, weil das uneheliche Vaterſchaftsverhältnis gerade in den im 
Art. 21 behandelten Leiſtungen gipfelt. Außerdem könnte die Klage 
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auf Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft nur dann prozeſſual zu⸗ 
läſſig erſcheinen, wenn die Möglichkeit der Geltendmachung der Fol⸗ 
gen beſteht (§ 256 ZRO.). 
(OLG. Frankfurt a. M., Urt. v. 3. bis 17. Dez. 1925, 3 U 272/25.) 
Mitgeteilt vom ruſſiſchen RA. Eugen von Falkopſky, Berlin. 


Berlin. Landgerichte. 


I. Art. 29 EGBGB. Perſonenrecht der in Deutſch⸗ 
land wohnenden, jetzt ſtaatenlos gewordenen Ruſſen: 
Deutſches Recht iſt anwendbar, nicht Sowjetrecht, auch 
micht früheres ruſſiſches Recht. f) 

Die Parteien, die früher die ruſſiſche Staatsangehörigkeit im 
zariſtiſchen Rußland beſaßen, haben dieſe als Emigranten infolge 
Nichteintragung gemäß dem Dekret des Allruſſiſchen Zentralexekutiw⸗ 
Komitees und des Rates der Volkskommiſſare v. 15. Dez. 1921 
verloren, find alſo ſtaatenlos. Das nach Art. 29 EGBGB. zu er⸗ 
mittelnde anwendbare Recht kann das frühere ruſſiſche Recht, das in 
dem zariſtiſchen Rußland Geltung hatte, nicht fein, da dieſes im 
ganzen durch die Geſetzgebung der Sowjet-Union beſeitigt ift, das auf⸗ 
gehobene Recht eines untergegangenen Staatsgebildes aber auf gegen⸗ 
wärtige Rechtsbeziehungen jetzt ſtaatenloſer Perſonen nicht mehr an⸗ 
wendbar iſt. Der Anwendbarkeit des Rechtes der Sowjet⸗Union aber 
ſteht — wie der Vorderrichter in Anlehnung an die Ausführungen 
Falkovſkys in JW. 1925, 1235 — zutre end angenommen 
hat, die Erwägung entgegen, daß der Sowjetſtaat mit feinen Rechts⸗ 
ſätzen, insbeſ. auch denen des Familienrechts, nicht eine organiſche 
Fortentwicklung des alten ruſſiſchen Rechtsgebildes darſtellt, ſondern 
ſich unter Vollziehung eines völligen Bruches mit der Vergangenheit 
nach völlig abweichenden Grundſätzen neu aufgebaut hat. Mangels jeg⸗ 
licher Rechtskontinuität zwiſchen dem jetzigen ruſſiſchen Staatsgebilde 
und dem früheren ruſſiſchen Reiche nebſt deſſen jetzt ſtaatenloſen ehe⸗ 
maligen Angehörigen kann nach dem von Falkopſky zutreffend 
dargelegten Zweck der Beſtimmung des Art. 29 EH BGB. von einer 
Beugung der ſtaatenloſen ruſſiſchen Auswanderer unter das fie ver⸗ 
leugnende Sowjetrecht nicht die Rede fein. 

Es bleibt demgemäß nach Art. 29 EGBGB. nur die Auwen⸗ 
dung deutſchen Rechtes auf die perſönlichen Rechtsbeziehungen der 
Parteien übrig. 

(LG. III Berlin, 19. ZK., Entſch. v. 24. Jan. 1926, 4 8 193/25.) 
Mitgeteilt von LG Dir. Seelert, Berlin. 


* 
Frank furt a. M. 

2. Art. 297 VV. Anſprüche Deutſcher gegen ſolche 
Perſonen, die bei Kriegsausbruch und Abſchluß des Frie⸗ 
densvertrages ihren Wohnſitz in England hatten, können 
nur im Ausgleichsverfahren geltend gemacht werden. 7) 

(LG. Frankfurt a. M., Urt. v. 7. Mai 1925. 12 0 6/26.) 

Urt. abgedr. JW. 1926, 2004. 

* 


Zu 1. Die Frage iſt angeſichts der großen Anzahl 
der im Deutſchen Reich lebenden ruſſiſchen Emi⸗ 
granten von großer praktiſcher Wichtigkeit. — Vgl. 
zu der Frage der Staatenloſigkeit auch Mersmann⸗Soeſt/ Wohl 
(Magnus), Die deutſch⸗ruſſiſchen Vorträge, 1926, 58 Anm. 3 und 
Magnus, Tabellen zum intern. Recht, H. 1 Zivilprozeßrecht, 
Bl. 49. Das LG. J Berlin, 10. Ziv K., hat am 6. Nov. 1926 in 
Sachen 20 R 416/26 in gleicher Weiſe entſchieden. D. S. 


Zu 2. A. Anm. RA. Dr. Ernſt Wolff, JW. 1926, 2004. 


B. Das LG. weiſt die Klage wegen mangelnder Aktivlegiti- 
mation des Kl. ab und führt dazu aus, durch Kgl. Proklamation 
v. 9. Sept. 1914 ſei die Zahlung der Schuld dem Amerikaner 
verboten worden und auf Grund des Trading with the enemy 
amendment aot v. 27. Nov. 1914 ſei die Forderung dem Custo- 
dian of enemy property vorbehalten worden. Durch Art. 297 
d. VV. und 88 1 und 3 der Anl. dazu, ſeien alle außerordentlichen 
Kriegsmaßnahmen beſtätigt worden. Da der VV. deutſches Reichs⸗ 
geſetz geworden ſei, ſo hätten die genannten engliſchen Geſetze auch 
für deutſche Reichsangehörige bindende Wirkung erlangt. Dem⸗ 
gemäß ſei der Bekl. verpflichtet, feine Schuld an den Custodian 
zu zahlen und der Kl. nur berechtigt, Anſprüche im Wege des 
Ausgleichsverfahrens an das Deutſche Reich zu ſtellen. Zur Er⸗ 
hebung der Klage auf Zahlung ſei er nicht mehr befugt. 

Zu den Urteilen iſt — wie ſchon in Beſprechung A (E. Wolff) 
hervorgehoben worden iſt, zu bemerken, daß das Ausgleichsver⸗ 
fahren mit der Sache nichts zu tun hat. Weder in dem Sinne — 
wie der Kl. meint —, daß die geltendgemachte Forderung im 
Ausgleichsverfahren zu regeln ſei, da der Bekl. nicht die eng⸗ 
liche Staatsangehörigkeit beſitzt, noch — wie das Urteil aus⸗ 
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Freiburg. 


3. Ein im Ausland unter Beobachtung der Form⸗ 
vorſchriften des Ortes des Vertragsſchlußes geſchloſſener 
Veräußerungsvertrag über ein deutſches Grundſtück iſt 
gültig. f) 

Der Einwand d. Bekl., der Kaufvertrag vom 9. Nov. 1923 ſei 
rechtsunwirkſam, weil er von einem Bafler und keinem deutſchen 
Notar abgeſchloſſen ſei und weil er der Formvorſchrift des 8 313 
BGB. entbehre, iſt hinfällig. 

Beide Parteien ſind Schweizer Staatsbürger, der Vertrag iſt 
in Baſel geſchloſſen, die Parteien haben ſich für alle Verpflichtungen 
aus dem Vertrag den Geſetzen des Kantons Baſel⸗Stadt unterworfen. 


führt —, hinſichtlich eines Entſchädigungsanſpruchs des Kl. an das 
Deutſche Reich, für den das Liquidationsſchädengeſetz maßgebend iſt. 

Doch dieſer Punkt iſt weniger wichtig. Von weiteſtgehendem 
Intereſſe iſt dagegen die irrige Rechtsauffaſſung, die in den die 
Entſcheidung tragenden Ausführungen zutage tritt. Das Urteil 
ſteht auf dem Standpunkt, da der VV. deutſches Reichsgeſetz ſei 
— was zweifellos richtig iſt! — hätte das engliſche Zahlungs⸗ 
verbot und der Trading with the enemy amendment aot für 
deutſche Reichsangehörige bindende Geltung erlangt. Offenbar hat 
das Urteil damit nicht gemeint, die engliſche und dementſprechend 
auch die ganze übrige alliierte Wirtſchaftskriegsgeſetzgebung ſei auf 
dem Umweg über den VV. innerſtaatliches deutſches Recht ge⸗ 
worden. Davon kann natürlich keine Rede ſein. Aber 
auch in der Form, daß deutſche Gerichte die alliierte Wirtſchafts⸗ 
Kriegsgeſetzgebung mittelbar — etwa auf Grund einer Ver⸗ 
weiſungsklauſel nach Art des intern. Privatrechts — anzuwenden 
hätten, iſt der Gedanke unrichtig. Bindend iſt für die deutſchen 
Gerichte der VV. und damit Art. 297 d und 88 1 u. 3 der Anl. 
dazu. Danach werden die außerordentlichen Kriegsmaßnahmen 
beſtätigt, aber Kriegsmaßnahmen i. S. dieſer Vorſchriften ſind nicht 
etwa die alliierte Wirtſchaftskriegsgeſetzgebung, ſondern die auf 
Grund dieſer Geſetze im Einzelfall in Anſehung eines beſtimmten 
Rechtsgutes nern Sequeſtrations⸗, Liquidations⸗ oder ſon⸗ 
ſtigen Maßnahmen. Das geht klar aus $1 der Anl. hervor. 

Durch dieſe Beſtimmungen werden die mesures, deren Gültig⸗ 
tigkeit beſtätigt wird, im Gegenſatz zur legislation de guerre 
concernant les biens, droits et intéréts ennemis geſtellt. Nur die 
Gültigkeit der mesure, nicht dagegen die Gültigkeit der législation 
wird beſtätigt. Das Urteil befindet ſich daher im Irrtum, wenn es 
annimmt, daß dieſe legislation in irgendeiner Weiſe für deutſche 
Gerichte bindend geworden ſei. Damit der deutſche Gläubiger vor 
deutſchen Gerichten ſeinen Anſpruch geltend machen kann, kommt 
es nicht darauf an, ob der Cuſtodian nach der engliſchen Wirt⸗ 
ſchaftskriegsgeſetzgebung berechtigt iſt, die Forderung einzuziehen, 
ſondern ob er in conereto Maßnahmen gegen die Forderung erg if⸗ 
fen hat. Zweifellos könnte der engliſche Cuſtodian die vorlicgende 
Forderung ſequeſtrieren und gegebenenfalls einziehen, da der 
Schuldner in ſeinem Amtsbereich wohnt, die Forderung daher ſeiner 
Gewalt unterworfen iſt, und da in Anſehung der hier fraglichen 
Forderung das Ausgleichsverfahren nicht Platz greift. Soweit es 
ſich um eine ausgleichsfähige Forderung handeln würde, beſteht 
das Liquidationsrecht des Cuſtodians zweifellos nicht, da ſonſt 
der Zweck des auf Gegenſeitigkeit aufgebauten Art. 296 vereitelt 
werden würde. Aber der Euſtodian hat von dieſem ihm zuſtehenden 
Recht offenbar keinen Gebrauch gemacht; denn vom Bekl. wird nur 
hypottetiſch vorgebracht, ſelbſt wenn die Forderung beſtände, ſei 
fie dem Ausgleichsverfahren unterworfen oder richtiger, der Be⸗ 
ſchlagnahmebefugnis des Cuſtodian unterſtellt. 

Solche Fälle, in denen der Cuſtodian oder das entſprechende 
Organ in den andern alliierten Staaten ſich nicht mit der Ein⸗ 
ziehung einer Schuld befaßt, können ſehr häufig vorkommen, ent⸗ 
weder weil er von der Exiſtenz der Schuld keine Kenntnis hat, oder 
weil er beim Beſtreiten des Schuldners die Sache für ausſichtslos 
hält, zumal ihm die nötigen Beweismittel in den meiſten Fällen 
nicht ſo zur Verfügung ſtehen, wie dem Gläubiger. Der Erfolg 
eines Urteils, wie des vorliegenden, wäre in dieſen Fällen, daß der 
Schuldner gegebenenfalls zu Unrecht von ſeiner Schuld befreit 
wird, und daß andererſeits der Glaubiger nicht einmal den mageren 
Entſchädigungsanſpruch gegen das Reich auf Grund der Liquida⸗ 
tionsſchädengeſetzgebung beſitzt, weil ja eben ein ihm gehörendes 
Gut nicht liquidiert worden iſt. Es kann daher m. E. keinem 
Zweifel unterliegen, daß in Fällen, wo ein nicht dem Ausgleichs⸗ 
verfahren unterliegender Anſpruch nicht von einer konkreten Maß⸗ 
nahme des Cuſtodian betroffen worden iſt, — örtliche Zuſtändigkeit 
vorausgeſetzt —, dem deutſchen Gläubiger vor deutſchen Gerichten 
ein verfolgbarer Anſpruch gegen ſeinen Schuldner zuſteht. Das Ge⸗ 
richt hätte in dem von ihm entſchiedenen Falle in eine fachliche 
Prüfung des Anspruchs eintreten müſſen. 

Zuſammenfaſſend kann man die Rechtslage in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art, wie folgt, kennzeichnen: 

1. Hat der Schuldner an den Euftodian die Schuld bezahlt, 
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Es iſt in der Klage nur die Zahlung des Reſtkaufpreiſes und Scha⸗ 
denserſatz wegen Verzugs des Bekl. in der Erfüllung der obliga⸗ 
toriſchen Verpflichtung zur Zahlung der Kaufpreisraten und die 
Übernahme der Steuern und Laſten, die die Kl. infolge der Nicht⸗ 
erfüllung weiter auslegen mußten, begehrt. 

Der Klaganſpruch geht nicht auf eine dingliche Verfügung 
über das Grundſtück. Zwar haben ſich die Kl. im fraglichen Vertrag 
als Gegenleiſtung nach Erfüllung der Zahlung zu einer ſolchen Ver⸗ 
fügung und Mitwirkung hierzu verpflichtet, und da es ſich um ein 
deutſches Grundſtück in Weil handelt, unterliegt ein ſolches ding⸗ 
liches Erfüllungsgeſchäft zweifellos nach Form⸗ und Rechtsanwen⸗ 
dung dem Recht der belegenen Sache, dem deutſchen Recht; er iſt 
dazu alſo die dingliche Einigung, Auflaſſung, Eintragsbewilligung 


fo iſt der Anſpruch des Gläubigers nach Artikel 297d 88 1 und 3 
der Anlage erloſchen. 

2. Hat der Schuldner nicht an den Cuſtodian gezahlt, der 
Cuſtodian aber eine Maßnahme ergriffen, beiſpielsweiſe die Forde⸗ 
rung beſchlagnahmt, mit der Abſicht, ſie gegebenenfalls auf Grund 
eines von ihm gegen den Schuldner erwirkten Urteils einzuziehen, 
ſo iſt der Anſpruch des Gläubigers in der Schwebe. Soweit der 
Schuldner ſchließlich an den Cuſtodian zahlt oder an den Cuſtodian 
zu zahlen verurteilt wird, iſt der Anſpruch erloſchen. Darüber 
hinaus behält der Gläubiger ſeinen Anſpruch. 

3. Hat der Cuſtodian ſich nicht mit der Forderung befaßt, ſo 
kann ſie vor deutſchen Gerichten eingeklagt werden. 

4. Iſt der Cuſtodian mit einer gegen den Schuldner gerichteten 
Klage von ſeinen Landesgerichten abgewieſen worden, ſo ſteht der 
Rechtsverfolgung vor deutſchen Gerichten nichts im Wege. Der 
Einwand der entſchiedenen Sache greift nicht durch, da es ſich um 
verſchiedene Parteien handelt. Der Cuſtodian klagt nicht als Ver⸗ 
treter des Gläubigers, ſondern auf Grund Staatshoheitsrecht. 

Würde nach Erlaß eines verurteilenden Erkenntniſſes des 
deutſchen Gerichtes der Cuſtodian die Forderung beſchlagnahmen, 
ſo könnte der Schuldner an ihn zahlen, dem deutſchen Urteil mit 
der Klage aus 8 767 3PO. begegnen, und die Vollſtreckung des 
deutſchen Urteils würde auf dieſe Weiſe undurchführbar werden. 
Iſt aber einmal die Vollſtreckung, etwa in Deutſchland befindliches 
Vermögen des Schuldners, durchgeführt, ehe der Cuftobien ſich mit 
der Sache befaßt hat, ſo iſt die Forderung erloſchen und für ein 
Eingreifen des Cuſtodian beſteht kein Raum mehr. 

Durch den VV. iſt der deutſchen Rechtshoheit in weitem 
Umfang Eintrag geſchehen; die deutſchen Gerichte haben allen 
Anlaß, dieſe Beſchränkung eines wichtigen Staatshoheitsrechts nicht 
noch über den Sinn des VV. hinaus zu erweitern. 

OLGR. De. Bolte, Düſſeldorf. 


C. Der vorſtehenden Auffaſſung ſchließe ich mich voll an. Aus 
dem Tatbeſtand des Urt. JW. 1926, 2004 ließ ſich nicht mit Be⸗ 
ſtimmtheit erkennen, ob eine konkrete Beſchlagnahme des feind⸗ 
lichen Treuhänders erfolgt war. Meine Zuſtimmung zu dem Urt. 
beruhte auf der Annahme, daß eine ſolche Beſchlagnahme tatſäch⸗ 
lich ausgeſprochen war. Das bloße Recht des Treuhänders, die 
Forderung einzuziehen, hebt auch nach meiner Auffaſſung die Ver⸗ 
ſügungsbefugnis des Gläubigers nicht auf, vielmehr iſt notwendig, 
daß eine wirkliche Beſchlagnahme, eine ſogenannte Veſting Order 
(vgl. JW. 1926, 1936) ergeht. Dies iſt auch der Standpunkt des 
NG. Die grundlegende Entſcheidung RG. 107, 44 ff. = JM. 1924, 
97 wird nicht etwa mit den Beſtimmungen des VV. und der eng⸗ 
liſchen Kriegs⸗ und Nachkriegsgeſetzgebung begründet, vielmehr die 
Feſtſtellung verlangt, daß die ſtreitige Forderung von England „tat⸗ 
ſächlich beſchlagnahmt“ worden war. 

RA. Dr. Ernſt Wolff, Berlin. 


Zu 3. Die Entſcheidung deckt ſich mit der von der deutſchen 
Theorie und Praxis außerhalb des örtlichen und zeitlichen Geltungs⸗ 
bereichs des Liegenſchaftsrechtes des BGB. allgemein vertretenen Auf⸗ 
faſſung (vgl. RG. 63, 20; 79, 78 und die dort zit. Literatur). Dieſer 
Standpunkt iſt jedoch für den Geltungsbereich des Liegenſchaftsrechtes 
des BGB. nicht allgemein anerkannt. Er entſpricht zwar der grund⸗ 
ſätzlichen Auffaſſung der meiſten Schriftſteller (ogl. Staudinger, 
Art. 11 Anm. II, D u. F 3, RGRKomm. 8313 Anm. 5; Plauck, VI 
Art. 11 Anm. 4) und wird ausdrücklich von Lindemann⸗Soer⸗ 
gel, Art. 11 Anm. 4 und, mit ausführlicher Begründung, von Wal⸗ 
ter Oertly, „Die Vornahme öffentlich zu beurkundender Rechts⸗ 
geſchäfte in ausländiſchen Formen“, Zürich 1921, S. 92 ff., eingenom⸗ 
men, wird aber von Fiſcher⸗ Henle, Anm. 2 zu Art. 11 beſtritten. 

Der letztere ſtützt ſeine Anſicht einmal auf 8 98 GBD., nach dem 
landesgeſetzlich beſtimmt werden kann und z. B. in Art. 12 Bay⸗ 
ABO. und 8 23 Bad ABO. auch tatſächlich beſtimmt worden 
iſt, daß die Auflaſſung vom Grundbuchbeamten nur nach Vorlegung 
einer nach 8 313 BGB. erforderlichen Urkunde entgegengenommen 
werden „ſoll“. Dieſe reinen Verfahrensvorſchriften vermögen aber das 
geltende Privatrecht nicht abzuändern. Zunächſt gelten ſie an ſich 
eben nur für Verträge, die im örtlichen und zeitlichen ausſchließlichen 
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und Eintragung erforderlich, deren beide erſten Erforderniſſe die 
Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt Weil oder zur Be 
urkundung vor einem badiſchen Notar nötig machen (88 873, 925 
BGB., Art. 11 Abſ. 2 u. 143 EG. z. BGB., § 20 6rBD., 8 15 AG. 
z. GO .). Die Frage der Form⸗ und Rechtsanwendung iſt für den 
obligatoriſchen Kaufvertrag aber nach andern Geſichts⸗ 
punkten zu beurteilen, wie beim dinglichen Erfüllungsgeſchäft. Der 
Rechtsweg vor den deutſchen Gerichten ſteht auch den Ausländern 
offen, wenn die Gerichte nur örtlich und ſachlich zuſtändig ſind, auch 
wenn das zu beurteilende Rechtsverhältnis nach internationalem 
Privatrecht und den entſprechenden Beſtimmungen des EG. z. BGB. 
ausländiſchem Recht unterliegt. Nach dem Entw. II z. BGB. ſollte 
das Schuldverhältnis unter Lebenden nach den Geſetzen des 
Ortes beurteilt werden, an dem das Rechtsgeſchäft zum Abſchluß ge⸗ 
langt, ſofern nicht von den Beteiligten die Anwendung der Geſetze 
eines anderen Ortes vorausgeſetzt ſei. Wenn dieſe Beſtimmung auch 
nicht ins Geſetz aufgenommen wurde, ſo entſpricht ſie doch den man⸗ 
gels gegenteiliger Beſtimmungen anzuwendenden Grundſätzen des 
internationalen Privatrechts (vgl. Planck, Vorbem. 3 zu Art. 7—31 
EG. z. BGB.). Bez. der Form der obligatoriſchen Geſchäfte ſoll 
nach Art. 11 EG. z. BGB. jedenfalls die Beobachtung der Geſetze 
des Ortes genügen, an dem das Rechtsgeſchäft vorgenommen wurde, 
alſo hier des Schweizer Rechts. Abſ. 2 Art. 11 EG. 3. BGB. dagegen 
bezieht ſich nur auf den dinglichen Vertrag, der hier noch beſonders 
inſofern aus dem Kaufvertrage ausgeſchaltet iſt, als bemerkt iſt, daß 
die Übertragung der Liegenſchaft im Grundbuch Weil erſt nach voll⸗ 
ſtändiger Bezahlung des Kaufpreiſes zu erfolgen habe, ſobald der 
Käufer es verlangt. Als beiderſeitiges Domizil für die obligatoriſche 
Vertragserfüllung, alſo auch für den Ort der Zahlung iſt ander⸗ 
ſeits Baſel vereinbart. 

Ob das Formerfordernis des 8 313 BGB., das für einen 
Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem Grundſtück zu übertragen, gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung verlangt, beſteht oder nicht, richtet ſich grundsätzlich nach dem 
Recht des Ortes des Vertragsſchluſſes. Dies iſt entſchieden für den 
Fall, wenn das betreffende Grundſtück innerhalb des Rechtsgebiets 
des Deutſchen Reiches liegt, in dem bis zur Grundbuchanlegung kein 
Formerfordernis beſtand (RGR Komm. Note 5 zu 8 313; RG. 64, 38; 
79, 781). Entſprechend hat die JW. 1926, 626 mitget. Entſch. memel⸗ 
ländiſche Notariatsurkunden als öffentliche Urkunden und Grund⸗ 
a Rechtserklärungen nach $2I GrBO. in Deutſchland zu⸗ 
gelaſſen. 

NG. 63, 18 betont, daß für das obligatoriſche Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsgeſchäft die örtlichen Geſetze des Ver⸗ 
tragsſchluſſes maßgebend ſeien. Der vorgelegte Kaufver⸗ 
trag entſpricht nun zweifellos und unbeſtritten dem Erfordernis der 
öffentlichen Beurkundung, wie ſie das Recht des Vertragsortes — 
Art. 657 360 B. — für Grundſtückkaufverträge vorſchreibt. Eine 
Legaliſation der Unterſchrift des Notars nach 8 2 Geſ. v. 1. Mai 
1878 (betr. die Legaliſation von Urkunden) iſt nicht notwendig, da die 
Echtheit anderweit bewieſen eiſt. 

Aus dieſem hiernach rechts wirkſamen Kaufvertrag 
iſt alſo der Bekl. entſpr. 88 320, 273, 433 Abſ. 2 BGB., nach 88 74, 
211,82 Schweizer Obligationenrechts zur Zahlung des fälligen Reſt⸗ 
Kaufpreiſes zu verurteilen, ohne daß er eine gleichzeitige Verurteilung 
der Kl. zur Übereignung des Grundſtücks Zug um Zug verlangen 
kann 

(SG. Freiburg i. Br., 2. ZK, Urt. v. 1. Juni 1926, II ZH 424/25.) 


Geltungsbereich des § 313 abgeſchloſſen find. Aber ſelbſt wenn fie 
für alle Veräußerungsverträge über deutſche Grundſtücke Geltung be⸗ 
anſpruchen könnten, ſo hätte das nur zur Folge, daß der Käufer 
ſeinerſeits auf Grund des materiell⸗rechtlich gültigen Auslandsver⸗ 
trags einen klagbaren Anſpruch gegen den Verkäufer auf Abgabe 
ſämtlicher, zur Grundſtücksübertragung alſo auch der gem. 8 313 er⸗ 
forderlichen Erklärungen vor den zuſtändigen inländiſchen Behörden 
ätte. 

3 Der zweite Einwand gründet ji) auf Art. 30 EGBGB. Der 
Einwand fällt im vorliegenden Fall ſchon deshalb in ſich zuſammen, 
weil die Grundſätze und ſogar die Faſſung der ſchweizeriſchen Vor⸗ 
ſchriften über den Grundſtücksverkehr (insbeſ. Art. 657 Schwach B.) 
den deutſchen Vorſchriften weiteſtgehend entſprechen. Aber auch davon 
abgeſehen erlaubt eben das Geſez allgemein den Abſchluß von Rechts⸗ 
geſchäften in fremden Formen, „und in dem Gebrauch dieſer geſetz⸗ 
lichen Erlaubnis kann unmöglich eine betrügliche Handlungsweiſe 
liegen“ (von Bar, Theorie u. Praxis des internationalen Privat⸗ 
rechts 1889 J, 351). Auf die weitere Frage, ob nicht überhaupt ein 
vor einem Baſler Notar geſchloſſener Grundſtücks kaufvertrag den 
Anſprüchen des 8 313 BGB. entſpricht, braucht deshalb nicht einge⸗ 


gangen zu werden. } 
RA. Friedrich Vortiſch jg., Lörrach. 
1) JW. 1912, 634. 
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B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
Länder. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. Die „Reichsmilchverordnung“ iſt rechtsungültig. 

Der Gerichtshof iſt zu dem Ergebniſſe, daß die Verordnung zur 
Anderung der Regelung des Verkehrs mit Milch „Reichs milch O.“ 
v. 6. Juni 1924/4. Juli 1925 RGBl. 1924, I, 643; 1925, I, 96 
rechtsungültig ſei, zum großen Teil in übereinſtimmung mit den vier 
Gutachten des Prof. Dr. Stier⸗Somlo aus dem Grunde gelangt, 
weil nach Beendigung des Krieges derartige ReichsVO. auf Grund 
des ErmächtigungsG. v. 4. Aug. 1914 überhaupt von neuem nicht 
erlaſſen werden durften. 
Die Reichsmilch VO. ſtützt ſich auf zwei Grundlagen, nämlich 
einmal auf die BRVoO. über Kriegsmaßnahmen und ſodann auf 
8 41 BAND. über Speiſefette, der bei der Aufhebung zahlreicher 
ſonſtiger Vorſchriſten dieſer VO. durch VO. des RErnährungs Min. 
v. 30. April 1921 (RGBl. 500) ausdrücklich aufrechterhalten worden 
iſt. Die Reichsmilch VO. beruht ihrerſeits wieder nach der ausdrück⸗ 
lichen Angabe ihres Einganges auf den dem Bundesra:e durch 83 „RG. 
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftl. Maßnahmen uſw. 
v. 4. Aug. 1914” (RGBl. 327) gegebenen Voelmach en. Das gleiche 
trifft ſowohl bei der VO. über Speiſefette, wie bei allen Vorläuferin⸗ 
nen der hier fraglichen VO. des RErnährungs Min. v. 6. Juni 1924 zu. 
Sei es direkt, ſei es durch Vermittlung der Speiſefett⸗ oder Kriegs⸗ 
maßnahmen O. v. 20. Juli 1916, hängen alle dieſe VO. hinſicht⸗ 
lich ihrer Rechtsgültigkeit vollſtändig vom Ermächtigungsgeſetze (8 3) 
und ſomit insbeſ. davon ab, daß fie innerhalb der Grenzen der er⸗ 
teilten Ermächtigung bleiben, und daß das ErmächtigungsG. z. Z. 
ihres Ergehens noch eine Rechtsgrundlage für ſie darſtellte. Das alſo 
bleibt zu prüfen. 

Das ErmächtigungsG. gibt das Recht, „geſetzliche“ Maßnahmen 
(ohne den Reichstag) anzuordnen, nur dem Bundes rate. Ob der 
Bundesrat befugt geweſen iſt, dieſe Ermächtigung an die Reichs⸗ 
miniſter bzw. gelegentlich ſogar an die Behörden der Länder weiter zu 
delegieren, kann hier dahingeſtellt bleiben. Übereinſtimmung beſteht 
jedenfalls im allgemeinen darüber, daß eine Weiterdelegation der dem 
Bundesrat übertragenen Befugniſſe, wenn überhaupt, ſo doch nur 
mit der Maßgabe und unter der Bedingung als zuläſſig zu erachten 
iſt, daß auch die Beſchränkungen der geſetzlichen Ermächtigung des 
Bundesrats, wonach es ſich bei den von ihm zu erlaſſenden VO. um 
eine Maßnahme „während der Zeit des Krieges“ handeln muß, mit 
der Subdelegation ebenfalls weitergegeben werden müſſen (vgl. 
Schmidt, Zur Theorie der Kriegsnotgeſetze, Bd. 37 der Ztſchr. für 
die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft, S. 73, 77; RGS. 107, 315 u. 
Erwägungen des Urt. des RGS. 103, 306308). 

Die Frage, wieweit die derogatoriſche Kraft geht, mit der die auf 
dem ErmächtigungsG. beruhenden BRVO. ausgeſtattet waren, und 
ob es dem Bundesrate daher zuſtand, auch RG., wie die GewO. oder 
etwa gar auch die Verfaſſung, abzuändern, ſoll hier nicht erörtert, es 
ſoll vielmehr im nachſtehenden ſtillſchweigend unterſtellt werden, daß 
jedenfalls die GewO. durch die den Geſetzen gleichſtehenden, auf 
Grund des ErmächtigungsG. ergehenden BRVO. abgeändert werden 
Konnte. Auch dann durfte nämlich der Bundesrat jedenfalls nach 
83 ErxmächtigungsG. geſetzliche Maßnahmen nur anordnen „wäh⸗ 
rend der Zeit des Krieges“. Mit dem Friedensſchluſſe, d. h. 
feit dem 10. Jan. 1920, war die Ermächtigung des Bundesrats 
ſelbſt zur Anordnung neuer geſetzlicher Maßnahmen, welche ſich zur 
Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erwieſen, erloſchen 
(vgl. Schiffer, Diktatur des Bundesrats, DIE. 1915, 1158 
bis 1161). Dabei war gleichgültig, ob etwa formell das ja auch noch 
andere Beſtimmungen, als die Ermächtigung des § 3, enthaltende 
Geſetz noch ſortbeſtand oder ob ſeine formelle Geltung ſogar ausdrück⸗ 
lich aufrechterhalten wurde. Sein Inhalt wurde damit keinenfalls 
geändert. 

Konnte danach der Bundesrat ſeit dem 10. Jan. 1920 ſolche 
geſetzliche Maßnahmen aber ſelbſt nicht mehr von neuem anordnen, 
ſo war auch diejenige Behörde, der er ſeine Befugniſſe delegiert hatte 
oder an die dieſe Befugnis übergegangen war, an jene Schranke 
gebunden. Hob ſie ihre bisherigen VO. nach dem 10. Jan. 1920 auf, 
ſo durfte ſie ſie nicht mehr von neuem erlaſſen, geſchweige denn in 
anderer Form und mit anderen Beſtimmungen. Auch der Reichs⸗ 
ernährungsMin. konnte alſo ſeit dem 10. Jan. 1920 VO. zur Ab⸗ 
hilfe wirtſchaftlicher Schädigungen auf Grund des ErmächtigungsG. 
und der auf ihm aufgebauten ſpäteren BRVO. nicht mehr erlaſſen, 
wobei ganz dahingeſtellt bleiben kann, ob und weshalb die vorher 
erlaſſenen über dieſen Zeitpunkt ohne Aufhebung durch ihn weiter 
fortbeſtanden oder aufrechterhalten worden waren und wie lange, oder 
ob auch fie mit dem Zeitpunkt ohue weiteres fortfielen. Jedenfalls 
war die Ermächtigung des 83 ErmächtigungsG., auf der fie 
alle beruhten und die für ſie alle eine unüberſteigliche Schranke bil⸗ 
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dete, mit dem Friedeusſchluſſe materiell erloſchen; es Konnte aus ihr 
und damit auch aus den auf ihr beruhenden VO. für die Zu⸗ 
kunft und für neue BO. eine Rechtsgrundlage daher nicht mehr 
hergeleitet werden. Tatſächlich hat der RErnährungs Min. aber 
unter Aufhebung der bis dahin erlaſſenen Vorſchriften über die Be⸗ 
wirtſchaftung und den Verkehr mit Milch noch nach dem 10. Jan. 
1920 ſolche neuen Anordnungen erlaſſen, nämlich ſowohl ſchon am 
30, April 1921 (RGBl. 498), als auch, unter Wiederaufhebung die⸗ 
fer VO., noch ſpäter, nämlich unterm 6. Juni 1924 die hier frag⸗ 
liche RMilch VO. Dieſe BD., insbeſ. die hier ſtreitige v. 6. Juni 1924, 
können daher, mangels einer gejeglich noch beſtehenden Ermäch⸗ 
tigung zu ihrem Erlaſſe, Rechtsgültigkeit nicht beanſpruchen. Ebenſo 
hat ſich bereits das OVG. (OVG. 79, S. 335, 338 JW. 1925, 
1630) ausgeſprochen. 

An dieſer Rechtſpr. muß der Gerichtshof auch gegenüber den 
höchſtgerichtlichen Urt. des RG. und des KG., die von der Bekf. für 
die Gültigkeit der hier fraglichen VO. ins Feld geführt ſind, und von 
obigem Standpunkte zum Teil abweichen, feſthalten, ſoweit dieſe 
Urt. überhaupt in Betracht kommen. 

(Pr OG., III. Sen., Urt. v. 23. Sept. 1926, III B 159—19/26.) 


Hamburgiſches Verwaltungsgericht. 


2. Geſ. v. 1. Juni 1870. Verluſt der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit durch 10jährigen ununterbrochenen Aufent⸗ 
halt im Ausland. f) 

Kl. war früher Deutſcher, er iſt 1899 nach Penang (P.) ausge⸗ 
gewandert mit einem Reiſepaß, gültig bis 3. Nov. 1900. In die Ma⸗ 
trikel des deutſchen Konſulats in P. hat er ſich nicht eintragen laſſen. 
Von 1899 bis 1914 iſt Kl. zweimal in Deutſchland geweſen. Einmal 
hat er einige Wochen in Hamburg in einer Penſion gewohnt, hier 
geheiratet und iſt dann nach P. zurückgekehrt. Das andere Mal hat 
er aus geſchäftlichen und geſundheitlichen Gründen eine Reiſe nach 
Europa unternommen, hat England, Holland und Frankreich beſucht 
und iſt von Zeit zu Zeit einige Wochen bei Verwandten in Hamburg 
geweſen. Das Hamb. Verw. hat feſtgeſtellt, daß Kl. mit dem 3. Nov. 
1910 die deutſche Staatsangehörigkeit verloren hat (Urt. v. 23. Juni 
1926 189/26). 

Zur Entſch. ſteht die Frage, ob der Aufenthalt des Kl. in P. 
v. 3. Nov. 1900 ab 10 Jahre lang „ununterbrochen“ i. S. des Gef. 
v. 1. Juni 1870 geweſen iſt. Die Frage, was unter ununterbrochener 
Aufenthalt“ zu verſtehen iſt, iſt ſowohl im Schrifttum wie in der 
Judikatur nicht unbeſtritten. Das RG. hat ſich in verſchiedenen Straf⸗ 
ſachen ohne eingehendere Begründung auf den Standpunkt geſtellt, 
daß die Abweſenheit von der Heimat und damit der Friſtablauf auch 
ſchon durch einen nur gelegentlichen, gleichviel aus welchem Anlaß 
und zu welchem Zwecke genommenen Aufenthalt im Inland unter⸗ 
brochen werde (RGSt. 37, 308/9; Reger, Entſch. 26, 557 und RG. 
v. 16. Dez. 1895). Demgegenüber hat die Verwaltungsrechtſprechung 
einen weſentlich anderen Rechtsſtandpunkt eingenommen. In ſehr 
eingehender Weiſe hat das PrOVerwG. 40, 417) zu der Frage Stel⸗ 
lung genommen und an der darin begründeten Auffaſſung in einem 
Urt. v. 29. Jan. 1925 ohne Einſchränkung feſtgehalten (DIZ. 1925, 
973). Danach muß es von vornherein bedenklich erſcheinen, dem 
Worte „Aufenthalt“ durch das Merkmal „ununterbrochen“ eine Be⸗ 
deutung beizulegen, die lediglich auf das phyſiſche Verhalten des Men⸗ 
ſchen auf dem Erdboden, auf dem er ſich bewegt, abzielt. Im Rechts⸗ 
finn, und allein darum handelt es ſich, iſt der Aufenthalt keine bloß 


Zu 2. Im Jahrg. 1926 der IW. bereits die vierte Entſch. eines 
oberſten Gerichtshofes zu 8 21 des Geſ. v. 1. Juni 1870 (vgl. JW. 
1926, 400, 431, 1313, 1363). 

Das Hamb. Verw. verbleibt bei der Ablehnung des vom RG. 
vertretenen Standpunkts und bei der grundſätzlichen Auffaſſung, welche 
bei den deutſchen Verwaltungsgerichten herrſcht. Ich habe in meiner 
Anmerkung zu der Entſch. des PrOVG. v. 29. Jan. 1925 (JW. 


1926, 400) dargelegt, weshalb ich trotz aller gefühlsmäßigen Bedenken 


den Verwaltungsgerichten beiſtimme. 

Im einzelnen zeigt die neue hanſeatiſche Entſch. Abweichungen 
gegenüber dem Pro. Wenn fie als das „Weſen des Aufent⸗ 
haltsbegriffs“ bezeichnet „die Anweſenheit einer Perſon in einem 
örtlichen Bezirke unter Umſtänden, die auf eine (relative) Dauer 
ſchließen laſſen und dadurch für ſie ein vom Rechte als erheblich er⸗ 
klärtes Band mit dem Bezirke darſtellen“ — fo erſcheint mir das zu 
eng gefaßt. Das PrOVG. (insbeſ. OVG. 40, 417434) ſtellt darauf 
ab, ob ernſtliche oder bleibende Beziehungen zu der Heimat erhalten 
werden ſollten, wie dies die hanſeatiſche Entſch. übrigens am Schluſſe 
auch betont. Hierfür iſt aber das Merkmal der zeitlichen Dauer des 
Aufenthalts nur eines. Es gibt auch andere. Die Geſamtlage des 
Tatbeſtandes ſoll entſcheiden. h 

Bei der Würdigung der Sachlage ſcheint mir das Hamb. Verw. 
auch ſtrenger vorzugehen als das ProVG. Während dieſes (AO, 
426) andeutet, daß man wohl eine Reiſe von Überſee her als Unter⸗ 
brechung der Friſt des 8 21 anſehen könne, hat das Hamb. Verw. im 
vorliegenden Fall eine von Hinterindien nur nach der Heimat unter⸗ 


Rech tſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


räumliche Beziehung einer Perſon, ſondern zugleich ein Zeit⸗ und 
Dauerverhältnis, das einen Beginn und ein Ende hat, und wie es 
einerſeits nicht aufgehoben wird durch augenblickliche Entfernung, 
fo wird es auch nicht durch flüchtiges Berühren eines ört⸗ 
lichen Bereiches begründet. Der Aufenthalt im Rechtsſinne iſt ein 
Zuſtandsverhältnis einer Perſon, das ſich einerſeits von dem augen⸗ 
blicklichen körperlichen Verweilen Reiſender oder Fremder abhebt 
und anderſeits von dem Begriffe des Wohnſitzes durch das Fehlen 
der dieſen kennzeichnenden Merkmale ſubjektiver Natur unterſcheidet. 
Als das Weſen des Aufenthaltsbegriffs erſcheint deshalb die Anweſen⸗ 
heit einer Perſon in einem örtlichen Bezirke unter Umſtänden, die auf 
eine (relative) Dauer ſchließen laſſen und dadurch für ſie ein vom 
Rechte als erheblich erklärtes Band mit dem Bezirke darſtellen. Mit 
dem Aufenthalt in dieſem Sinne iſt ein gelegentliches Überſchreiten 
der Grenzen eines Bezirks keineswegs unverträglich und eine vor⸗ 
übergehende Entfernung von dort reicht nicht aus, um als Aufgabe 
oder Unterbrechung des Aufenthalts zu gelten. Dieſe vom Hamb. 
BVerwG. ſchon in einem Urt. v. 26. Nov. 1923, 302/23 geteilte An⸗ 
ſicht findet eine weitere Stütze in Urteilen des BayVerwGH. (Verw⸗ 
GH. 6, 102; 13, 339 und Reger, Entſch. 188, 475) und Urt. des 
BadVerwGH. v. 20. Okt. 1925, ſchließlich in gewiſſer Weiſe auch 
durch Entſch. des großen Sen. des RWG. v. 6. März 1926. Weicht 
auch die letzte Entſch. in gewiſſer Weiſe von der Stellungnahme des 
PrOVG. ab, fo iſt doch bedeutſam, daß auch darin der rein formelle 
Standpunkt des RG. unbedingt verworfen und die Frage, wie denn 
nun gelegentliche Beſuche im Inlande bez. der 10jähr. Verluſtfriſt zu 
werten ſei, der Rechtſprechung im Einzelfall überlaſſen wird. Dieſe 
aber liegt in erſter Linie bei den Verwaltungsgerichten, die „in rem“ 
entſcheiden, während die anderen Gerichte dieſe Frage immer nur 
„implicite“ entſcheiden. . 

Das Verweilen des Kl. in Deutſchland läßt in keiner Weiſe den 
Schluß zu, daß er dadurch von neuem irgendwie ernſtliche und blei⸗ 
bende Beziehungen zu ſeinem Vaterland angeknüpft und ſo ſeinen 
in P. begründeten Aufenthalt als „Rechtstatſache“ unterbrochen hat. 

(Hamb. Verw., Urt. v. 23. Juni 1926, 184/26.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Krüß, Hamburg. 


C. Schiedsgericht für Oberſchleſien. 
(Sad Rozjemezy dla Görnego Slaska) 


1. Art. 4, 545, 558 Genfer Abkommen. Schutz wohl⸗ 
erworbener Rechte nach dem Genfer Abkommen. Zur Recht⸗ 
ſtellung des Bahnſpediteurs. f) 

Der Kl. war auf Grund eines mit der ehemaligen Kgl. Eiſenb.⸗ 
Verk.⸗Inſp. in Ratibor als Vertreterin des Preuß. Eiſenbahnfiskus 
schriftlich geſchloſſenen Vertrages v. 12. Nov. 1902 als Bahnſpediteur 
in Loslau tätig. In $ 10 des Vertrages iſt vereinbart, daß die Kün⸗ 
digung nur für einen Monatserſten zuläſſig und daß hierbei eine 
Friſt von drei Monaten einzuhalten iſt. § 11 Abſ. 2 gibt jedoch der 
Eiſenbahnverwaltung das Recht, den Vertrag „ſofort und ohne vor⸗ 
herige Kündigung aufzuheben, wenn der Unternehmer die übernom⸗ 
menen Verpflichtungen fortgeſetzt nicht pünktlich erfüllen oder in Ver⸗ 
mögensverfall geraten ſollte“. — Nachdem die Staatshoheit über Los⸗ 
lau auf Polen übergegangen war, überſandte die poln. Eiſenbahnver⸗ 
waltung am 30. Aug. 1922 dem Kl. folgendes Schreiben: 

„Laut 8 11 Ziff. 2 des mit Ihnen als Spediteur und 
dem Eiſenbahnverkehrsamt Ratibor abgeſchloſſenen Vertrages 


nommene Reiſe nicht für ausreichend erachtet. Noch dazu eine Reiſe, 
die zwecks Verheiratung unternommen worden iſt. Allerdings geht 
aus dem Urteil nicht hervor, ob die Braut Deutſche war. Wenn ein 
Auslandsdeutſcher eine ſo weite und teure Reiſe macht wie die von 
Penang nach Hamburg, um ſich aus der Heimat eine deutſche Frau 
zu holen, ſo ſollte man nach meinem Empfinden in ſolch einer Reiſe 
einen Ausdruck des Wunſches ſehen, ernſte und bleibende Beziehungen 
zur Heimat zu erhalten, und ſollte in ſolchem Falle die Friſt des 
§ 21 als unterbrochen betrachten. Oder — man komme ſchließlich zu 
der Auslegung, daß Reifen, gleichviel von welcher Dauer oder zu 
welchem Zweck, die Friſt des § 21 überhaupt nicht unterbrechen 
können — eine Auslegung, die der Faſſung des Geſetzes und der 
Bancroft⸗Verträge tatſächlich wohl am eheſten entſprechen würde. 

Es wäre dringend zu wünſchen, daß die mit jeder neuen Entſch. 


wachſenden Schwierigkeiten in der Anwendung des 8 21 endlich durch 


die Reichsgeſetzgebung beſeitigt würden. 
RA. Weck, Charlottenburg. 


Zu 1. A. Das Schiedsgericht für Oberſchleſien, deſſen Zuſtändigkeit 
JW. 1922, 1088, und deſſen Verfahrensordnung in JW. 1924, 600 
erörtert wurde, dürfte — worauf das Aktenzeichen des obigen Urteils 
hindeutet, — nicht zu den übermäßig belaſteten Gerichten gehören. Um 
ſo bedauerlicher iſt die hier gebrachte Entſch.: in den Gründen dürftig 
und im Ergebnis falſch. 

Inſofern die Klage auf Art. 545 in Verbindung mit 558 des 
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v. 12. Nov. 1902 wird dieſer genannte Vertrag eiſenbahnſeitig 
und ohne vorherige Kündigung von ſofort ab als aufge⸗ 
hoben erklärt, und werden Sie gebeten, durch Ihre Namens⸗ 
unterſchrift hierunter gefl. Kenntnis zu nehmen. Im Auftrage 
des Verkehrsamts Rybnik. 
Bahnhof Loslau, den 30. Aug. 1922. 
gez. Jan K. Eiſ.⸗Sekr.“ 

Der Kl. erachtet die vorzeitige Auflöſung des Vertrages für 
unberechtigt und fordert mit der Klage den ihm durch Nichteinhaltung 
der Kündigungsfriſt entſtandenen Schaden, den er auf 8000 % bes 
ziffert. Ferner verlangt er Rückgabe der von ihm ſ. Z. bei Abſchlie⸗ 
ßung des Vertrages hinterlegten Sicherheit von 200 . 

Die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts zur Entſch. über den er⸗ 
hobenen Schadensecſatzanſpruch läßt ſich nicht aus Art. 558 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 545 des Genfer Abkommens herleiten. Art. 545 er⸗ 
klärt die Beſtimmungen der Art. 501—544 des Abkommens, die von 
den bei übergang der Staatshoheit vorübergehend in den polniſchen 
Eiſenbahndienſt übertretenden deutſchen Eiſenbahnbeamten han⸗ 
deln, für entſprechend anwendbar auf die vorübergehend im polniſchen 
Eiſenbahndienſt beſchäftigten Angeſtellten. Unter jenen Beſtim⸗ 
mungen befindet ſich auch Art. 542, der den nach Beendigung 
der Dienſtleiſtung Abwandernden Befreiung von Fracht, Zoll, Ge⸗ 
bühren und Abgaben beim Abtransport ihrer Habe gewährt, und 
im Art. 558 iſt für dieſe aus Art. 542 ſich ergebenden Anſprüche der 
Abwandernden das Verfahren bei Ausübung der Rechte der Optanten 
für entſprechend anwendbar erklärt, für das allerdings, wenn auch 
erſt in letzter Inſtauz, das Schiedsgericht zuſtändig iſt (Art. 55 ff. 
des Genfer Abkommens). In dem vorliegenden Falle handelt es 
ſich aber nicht um einen Anſpruch auf freien Abtransport der Habe, 
ſondern um einen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichteinhaltung 
der im Vertrage v. 12. Nov. 1902 verabredeten Kündigungsfriſt, ſo 
daß Art. 558 nicht zutrifft. 

Dagegen bedarf der Entſchädigungsanſpruch des Kl. der Prü⸗ 
fung im Hinblick auf den in den Art. 4 und 5 des Genfer Ab⸗ 
kommens gewährleiſteten und dem Schiedsgericht zugewieſenen Schutz 
der erworbenen Rechte. Im Art. 4 8 1 haben Deutſchland und Polen 
ſich verpflichtet, die Rechte aller Art., die vor dem Übergang der 
Staatshoheit erworben worden find, auf ihrem Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets anzuerkennen und zu achten. 

Es entſteht die Frage, ob die Handlung der polniſchen Eiſen⸗ 
bahnbehörde, aus der der Kl. den Schadenserſatzanſpruch herleitet, 
nämlich die friſtloſe Kündigung des Bahnſpediteurvertrages, eine ſolche 


Genfer Ablk. geſtützt war und Abweiſung erfolgt iſt, wäre dagegen 
nichts zu erinnern. Anders ſteht es mit dem zweiten Teil des Urt., 
der den Schutz der wohlerworbenen Rechte des Kl. behandelt. Ob der 
Kl. als Bahnſpediteur (bahnamtlich beſtellter Rollfuhrunternehmer) 
vorwiegend Kaufmann war, konnte die Entſch. zutreffend ebenſo 
dahingeſtellt laſſen, wie die Qualifizierung ſeines Rechtsverhältniſſes 
zur Eiſenbahn, die ſich ſeiner gegenüber Dritten als eines Erfüllungs⸗ 
gehilfen bedient. Weſentlich war, daß Schwerpunkt des Streites 
nicht die Rechtsposition des Kl. bildete, ſondern die Tätigkeit der 
Eiſenbahn als einer statio fisei des bekl. Staates. Soweit die Eiſen⸗ 
bahn dem Kl. einen privatrechtlichen Vertrag aufkündigte, handelte 
ſie zweifellos als Privatperſon. Die Eiſenbahnverwaltung einſchl. 
der Direktion, welche Polen mit dem ihm zugewieſenen Gebiet von 
Deutſchland übernahm, iſt aber auch — und daran geht das Urt. 
völlig vorbei, — ein Teil der allgemeinen Staatsverwaltung (Pr GSS. 
1895, S. 11 beſ. 88 1 u. 6). Wenn nun der behl. Staat durch ſie an 
einem Tage allen bisherigen Bahnſpediteuren gekündigt hat, wie 
der Kl. vorträgt, ſo ficht der Kl. die ihm gegenüber erfolgte Kündigung 
an als die Ausführung einer generellen ſtaatlichen Anordnung, und 
dieſe öffentlich⸗rechtliche Verwaltungstätigkeit in ihrer Auswirkung 
auf die Rechte des Kl. zu prüfen, oblag ſehr wohl dem Schiedsgericht. 
Unbeſtreitbar gehört der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb 
des Kl. zu den „ſonſtigen Rechten“ des § 823 Abſ. 1 BGB. und 
damit auch zu den ſubjektiven Rechten des Axt. 4 8 2 Ziff. 3 des 
Genfer Abk. Dieſes wohlerworbene Recht wurde durch die allgemeine 
Anordnung der ſtaatlichen Eiſenbahnverwaltung getroffen. Wie falſch 
der Standpunkt des Urt. iſt, möchte ich an folgendem Beiſpiel nach⸗ 
weiſen. Geſetzt, die Eiſenbahn, die im Beſitze eines tatſächlichen Mono- 
pols iſt, wieſe ihre Stationen an, Fahrkarten an beſtimmte Perſonen 
(etwa notoriſche Mitglieder des „Volksbundes“) nicht abzugeben. 
Daß die alſo Behandelten eine zivilrechtliche Klage auf Schadenserſatz 
und Feſtſtellung der Verpflichtung der Bahn zum Abſchluß von Per⸗ 
ſonenfrachtverträgen für die Zukunft haben würden, kann angeſichts 
des Kontrahierungszwanges der Eiſenbahn (Anm. 35 Anh. von § 346 
Staub, Komm. zum OB.) nicht bezweifelt werden. Aber ebenſo 
wäre nach Art. 5 des Genfer Abk. dafür auch das Schiedsgericht zu⸗ 
ſtändig, das über die Aufhebung und Beeinträchtigung der zivilen 
Anſprüche durch die allgemeine Anordnung zu entſcheiden Hätte. 
Auf dem im Kritijierten Urt. erwähnten Wege wird der Kl. einfach 
rechtlos gemacht; denn er, der 20 Jahre für die Preuß. Eiſenbahn⸗ 
verwaltung gut genug war, wird es kaum wagen, den polniſchen Ge⸗ 
richten ſeinen Anſpruch vorzutragen, an welche ihn die vorliegende 
Entſch. verweiſt. Das Urt., für das Georges Kaeckenbeeck die 
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ſtaatliche Handlung iſt, wie ſie Art. 4 des Genfer Abkommens im 
Auge hat. Dieſe Frage muß verneint werden. — Der Vertrag v. 
12. Nov. 1902, den der Kl. über ſeine Tätigkeit als Bahnſpediteur 
mit der damaligen Kgl. Etiſenb.⸗Verk.⸗Inſp. in Ratibor als Ver⸗ 
treterin des Preuß. Eiſenbahnfiskus geſchloſſen hat, iſt ein Vertrag 
des Privatrechts, ſei es, daß er ein Angeſtelltenverhältnis des Kl. 
zur Eiſenbahnverwaltung begründete, ſei es, daß der Kl. auch als 
Bahnſpediteur ſelbſtändiger Gewerbetreibender blieb. In dem Schrei⸗ 
ben v. 30. Aug. 1922, worin vom Bahnhofsvorſtand in L. im 
Auftrage des Verkehrsamts in R. die friſtloſe Kündigung gegenüber 
dem Kl. ausgeſprochen iſt, wird die Kündigung ausdrücklich auf 8 11 
Abſ. 2 jenes Vertrages geſtützt. Die poln. Eiſenbahnverwaltung hat 
danach bei ihrem Verhalten gegenüber dem Kl. ſich ausdrücklich auf 
den Boden des Vertrages v. 12. Nov. 1902 geſtellt, und beide Par⸗ 
teien ſind darüber einig, daß der bekl. Staat als Gegenpartei die⸗ 
ſes Vertrages anzuſehen iſt. Danach ſtellt die Kündigung v. 30. Aug. 
1922 ſich als eine Handlung dar, die der eine Teil eines privak⸗ 
rechtlichen Vertrages gegenüber dem anderen Teil vorgenommen hat 
und deren Berechtigung er auf den beſtehenden Vertrag ſtützt; ſie 
iſt ein Rechtsgeſchäft, das dem Privatrecht angehört. Eine ſolche 
Handlung einer Staatsbehörde, die rein privatrechtlicher Natur iſt, 
fällt aber nicht unter Art. 4 82 Ziff. des Genfer Abkommens, 
ſie iſt keine „Anordnung“ i. S. dieſer Vorſchrift. 

Eine andere Beurteilung kann das Schreiben v. 30. Aug. 1922 
auch dann nicht finden, wenn der bekl. Staat an jenem Tage allen 
bisherigen Bahnſpediteuren gekündigt haben ſollte. Ob der Beweg⸗ 
grund des Handelns der polniſchen Eiſenbahnverwaltung das Deutſch⸗ 
tum des Kl. war, wie der Kl. offenbar geltend machen will, iſt 
im vorliegenden Falle rechtlich bedeutungslos. Es Rommt nur darauf 
an, ob der bekl. Staat die im § 11 Abſ. 2 des Vertrages für die 
vorzeitige Auflöſung beſtimmten Vorausſetzungen als gegenüber dem Kl. 
gegeben darzutun vermag. Ein ſolcher Streit gehört aber nicht vor 
das Internationale Schiedsgericht. 

Auch für den zweiten mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruch, nämlich auf Rückgabe der vom Kl. ſ. Z. auf Grund des Ver⸗ 
trages hinterlegten Sicherheit, fehlt es nach den Beſtimmungen des 
Genfer Abkommens an der Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts. Die 
Klage iſt hiernach im ganzen Umfange abzuweiſen. 

(Sch. f. Oberſchl., Urt. v. 2. Juni 1925, 0 3/24) 


Verantwortung trägt, iſt endgültig und unaufechtbar; die Urteils⸗ 
grundlage jedoch, das Genfer Abkommen, iſt mit dem Proteſt Deutſch⸗ 
lands belaſtet, und es kann nur eine Frage der Zeit ſein, wann 
dieſer Proteſt zu einer Reviſion führt. 

AGR. Dr. Otto Aufrecht, Hindenburg. 


B. Den vorſtehenden Ausführungen trete ich darin bei, daß die 
Klage nicht auf Art. 545 in Verbindung mit 558 des Genfer Able. 
begründet werden kann, da Kl. kein Angeſtellter der Eiſenbahn iſt, der 
zwiſchen ihm und der Verkehrsinſpektion Ratibor im Jahre 1902 ab⸗ 
geſchloſſene Vertrag als Privatvertrag beurteilt werden muß. Dieſer 
Vertrag konnte nur dann friſtlos gekündigt werden, wenn die im 
§ 11 des Vertrags aufgeführten Gründe vorlagen. Ob das der Fall, 
geht aus der Begründung des ſchiedsgerichtlichen Urteils nicht klar 
hervor. Der Kl. ſelbſt hat ſich nicht genau darüber ausgelaſſen. Auch 
die bekl. Regierung hat dieſen Punkt nicht berührt. Angenommen, es 
liege ein reiner Willkürakt der polniſchen Eiſenbahnverwaltung vor, 
ſo iſt der Kl. berechtigt, Entſchädigung zu fordern. Ich ſtimme weiter⸗ 
hin den vorſtehenden Außerungen dahin bei, daß der in Frage ſtehende 
Vertrag zu den im Art. 4 § 2 Abſ. 3 aufgeführten ſubjektiven Rech⸗ 
ten gehört, über deren Verletzung das Schiedsgericht nach Art. 5 des 
Genfer Abk. zu befinden hat. Aber für die Aufhebung derartiger 
ſubjektiver Rechte ift auch Art. 4 § 2 Abſ. 3 nur dann Entſchädigung 
zu leiſten, wenn fie durch Anwendung allgemeiner Gejege oder A n⸗ 
ordnungen aufgehoben ſind. Im vorliegenden Falle kommen nur 
allgemeine Anordnungen in Frage. Der Kl. findet eine ſolche 
darin, daß auf Anordnung der bekl. Regierung die Kündigung aller 
Bahnſpediteure an einem Tage erfolgt ſei. Es iſt aber weder nach⸗ 
gewieſen, daß die Regierung eine ſolche Anordnung erlaſſen hat — es 
liege immerhin auch die Möglichkeit vor, daß die zuſtändigen Eiſen⸗ 
bahnbehörden ſich über ein ſolches gemeinſames gleichmäßiges Vor⸗ 
gehen verſtändigt hätten — noch daß überhaupt eine ſolche allgemeine 
Kündigung erfolgt iſt. Nach den von mir an maßgebender Stelle ein⸗ 
gezogenen Erkundigungen iſt nur der hier behandelte einzige 
Fall der Kündigung eines Vertrags miteinem Bahn⸗ 
ſpediteur bekannt. Da alſo eine allgemeine Anordnung nicht 
vorliegt, jedenfalls vom Kl. nicht bewieſen iſt, ſo würde der Fall des 
Art. 4 82 Abſ. 3 nicht vorliegen, alſo das Schiedsgericht nicht zu⸗ 
ſtändig ſein. Dem Kl. bliebe, ſo bedauerlich das unter den jetzigen 
politiſchen Verhältniſſen für ihn iſt, nur übrig, feine Rechte aus dem 
Privatvertrag von 1902 bei den ordentlichen volniſchen Gerichten 
zu verfolgen. Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 
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D. Gemiſchte Schiedsgerichte. 


Dentſch-Zelgiſcher Gemischter Schiedsgerichtshof. 


1. 818 altes Reichs⸗ und Staats Ang G. Forderungen 
ehemals feindlicher Gläubiger können dann nicht am Aus⸗ 
gleichsverfahren teilnehmen, wenn der angeblich deutſche 
Schuldner am 10. Jan. 1920 ſtaatenlos war. 

Fraglich iſt, ob die Forderung des R. unter das Ausgleichver⸗ 
fahren fällt. Folgendes iſt unſtreitig: 

a) daß R., der am 17. Dez. 1844 in Dorſten geboren iſt, ſich 
am 14. Mai 1881 in Antwerpen niedergelaſſen hat; 

b) daß er am 21. Dez. 1881 aus der preuß. Staatsangehörigkeit 
enklaſſen iſt; 

ch daß er bis Beginn des Krieges in Antwerpen geblieben iſt; 
dann wurde er von den belg. Behörden Landes verwiejen; 

d) daß er nach Beſetzung Antwerpens durch die Deutſchen dort⸗ 
hin zurückgekehrt und bis zum Waffenſtillſtand geblieben tft; 

e) daß er ſich dann in Koln niedergelaſſen hat und am 11. Marz 
1924 in Deutſchland naturaliſiert wurde. 

Hieraus folgt, daß R. am 10. Jan. 1920 die deutſche Staatsange⸗ 
hörigkeit nicht beſaß; er hatte ſie am 21. Dez. 1881 mit Erlangung 
der Entlaſſungsurkunde verloren und erſt mit der Naturaliſation 
am 11. März 1924 wieder erworben. Allerdings hängt die Gültig⸗ 
keit der Entlaſſung gem. Art. 18 des Geſ. vom 1. Juli 1870 davon 
ab, daß der Wohnſitz binnen einer Friſt von ſechs Monaten ſeit der 
Entlaſſung ins Ausland verlegt wird; dieſe Bedingung iſt im vorl. 
Falle aber erfüllt ... denn bei der Auslegung des Begriffs „Wohn⸗ 
fig“ nach dem angeführten Geſetz muß offenſichtlich deutſches Recht 
angewandt werden und nicht Art. 13 C. c. belge, wie es der belgiſche 
Staatsvertreter will. Das belgiſche Ausgleichsamt hat auf ein Urteil 
des Bay Verw. vom 30. Juni 1920 verwieſen, das einen bayriſchen 
Staatsangehörigen weiter als Deutſchen angeſehen hat, obgleich er 
aus der Staatsangehörigkeit entlaſſen war; dieſe Entſcheidung beruht 
aber allein auf der Tatſache, daß der erwähnte Staatsangehörige in 
Deutſchland ſeinen Wohnſitz beibehalten hatte, obgleich er in Belgien 
einen neuen erworben hatte. 

Das bayriſche Gericht nimmt nun an, daß in einem ſolchen Fall 
die obenerwähnte Bedingung des Art. 18 nicht erfüllt und daß in⸗ 
folgedeſſen die Entlaſſung nichtig iſt. Ein ſolcher Ausnahmefall liegt 
hier aber nicht vor. 

Man kann auch nicht annehmen, daß nur ein ſcheinbarer Ver⸗ 
luſt der Staatsangehörigkeit vorliegt, da Art. 31 des Gel. v. 22. Juli 
1913 Deutſchen geftattet, ihre Staatsangehörigkeit auf einkachen An⸗ 
trag wieder zu erlangen. Dieſer Art. 31 betrifft nur den Fall, daß 
die Staatsangehörigkeit durch ununterbrochenen zehnjährigen Aufent⸗ 
halt im Ausland verloren iſt. Wenn dagegen eine Entlaſſung vor⸗ 
liegt, fo iſt das Band zum Heimatſtaat völlig zerſchnitten und der 
ehemalige Deutſche kann ſeine deutſche Staatsangehörigkeit nur 
durch eine eigentliche Naturaliſation wieder erlangen. 

(Dtſch.⸗Belg. Gem&h6H., Urt. v. 20. Sept. 1926, Cause B 1075.) 


* 


2. Art. 296, 297b VV. Wenn Schulden deutſcher 
Staatsangehöriger von dem belgiſchen Sequeſter ihres 
in Belgien befindlichen Vermögens bezahlt worden ſind, 
ſo ſind die Forderungen nicht auf den Sequeſter über⸗ 
gegangen, ſondern mit der Zahlung iſt die Verpflichtung 
des Schuldners erloſchen; ſie können alſo nicht mehr im 
Ausgleichsverfahren geltend gemacht werden. J) 


Die Schulden, die Gegenſtand des vorliegenden Streites ſind, 
ſind gem. Art. 11 des belgiſchen arrsté-loi vom 10. Nov. 1918 bes’ 
zahlt; dieſes beſtimmt die Aufgabe des belg. Sequeſters feindlichen Ver⸗ 
mögens folgendermaßen: „Die Hauptaufgabe des Sequeſters beſteht in 
der Verwahrung des ſequeſtrierten Vermögens. Er ergreift alle hierfür 


Zu 2. Eine deutſche Schuldnerin ſchuldete an belgiſche Gläu- 
biger beſtimmte Geldbeträge. Ihr in Belgien befindliches Vermögen 
war ſequeſtriert. Der Sequeſter hat die Schulden bezahlt und aus 
eigenem Recht gegen dieſelbe deutſche Schuldnerin im Ausgleichs⸗ 
verfahren angemeldet. Das hat der Gerichtshof mit Recht als unzu⸗ 
läſſig bezeichnet; der Sequeſter iſt Kraft öffentlichen Rechts zur Ver⸗ 
waltung und Verfügung über das Vermögen des deutſchen Schuld⸗ 
ners beſtellt und hat in dieſer Stellung Rechte und Pflichten des 
Schuldners auszuüben. Er iſt alſo Repräſentant des Schuldners 
ſelbſt, daher kann er, wenn er aus dem Vermögen und im Namen 
des Schuldners deſſen Gläubiger bezahlt, nicht in die Rechtsſtellung 
der Gläubiger einrücken. Die Zahlung an die Gläubiger iſt ein pri⸗ 
vatrechtlicher Akt und wirkt nur privatrechtlich. Kraft öffent⸗ 
lichen Rechts muß der Schuldner dieſe Maßnahme des Sequeiters 
gegen ſich gelten laſſen; aber die öffentlich⸗rechtliche Befugnis des 
Sequeſters verleiht feiner Zahlung nicht die Wirkung einer Sub⸗ 
rogation gemäß Art. 1251 III Belg. Cc. In Wirklichkeite iſt eben 
der Sequejter nur Rechtsträger, feine Handlungen ſind privatrechtlich 
ſolche des Schulduers ſelbſt. Die Ausführungen des Urteils und ſeine 
Schlußfolgerungen ſind in jeder Beziehung zutreffend. 


Rechtſprechung 
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nötigen Maßnahmen. Er veräußert, löſt die fälligen Coupons ein, 
bezahlt Verſicherungspolicen an belgiſche alliierte oder neutrale Ge⸗ 
ſellſchaften. .. Er erfüllt die Verpflichtungen des Sequeſtrierten gegen⸗ 
über dem Staat und öffentlichen Behörden. Er bezahlt Die bel⸗ 
giſchen alliierten oder neutralen Gläubiger, deren 
Forderungen fällig ſind, und nimmt alle hierfür notwendigen 
Veräußerungen vor.“ 

Die Gültigkeit der bewirkten Zahlungen iſt im vorliegenden 
Fall unbeſtritten. Die einzige Frage iſt, ob dieſe gültigen Zahlungen 
das Erlöſchen der Verpflichtung des Schuldners herbeigeführt haben — 
in dieſem Fall beſteht keine im Ausgleichsverfahren zu regelnde Schuld 
mehr — oder ob dieſe Forderungen kraft cessio legis auf den Se⸗ 
queſter übergegangen ſind. Eine ſolche cessio legis iſt unverſtändlich, 
wenn die Zahlung nicht von einem Dritten bewirkt worden iſt, ſon⸗ 
dern von dem Vertreter des Schuldners und in deſſen Namen. In 
einem ſolchen Fall iſt unbeſtreitbar, daß die beglichene Schuld erliſcht: 
die Forderung, die der Vertreter gegen den Vertretenen auf Grund der 
Zahlung möglicherweiſe erhält, iſt eine neue, die ſich völlig von der 
Forderung des Dritten unterſcheidet, ſowohl hinſichtlich ihres juriſti⸗ 
ſchen Grundes, ihrer Fälligkeit, ihrer Modalitäten, ihrer Siche⸗ 
rungen uſw. 

Im vorliegenden Fall iſt der Sequeſter durch das Geſ. v. 
10. Nov. 1918 zur Vertretung der betr. Perſon ermächtigt, und es 
iſt offenſichtlich, daß, wenn er Zahlungen geleiſtet hat, dies auf 
Grund ſeiner Ermächtigung und als Vertreter des deutſchen Schuld⸗ 
ners, nicht aber im eigenen Namen oder in dem des belgiſchen Staates 
geſchehen iſt. Wenn man infolgedeſſen annimmt, daß er eine Forde⸗ 
rung gegen den deutſchen Schuldner erworben hat, ſo würde es ſich 
um eine neue Forderung handeln, die ihren juriſtiſchen Grund und 
Urſprung in der Zahlung hat und nicht im Wege des Art. 296 zu 
regeln wäre, denn dieſer findet nur auf Forderungen aus Vorkriegs⸗ 
verträgen Anwendung. Wenn man übrigens auch zugeben wollte, 
daß der Sequeſter nicht als Vertreter des deutſchen Schuldners ge⸗ 
handelt hat, ſondern als Vertreter des beſchlagnahmenden belgiſchen 
Staates, ſo würde trotzdem die Tatſache beſtehen bleiben, daß die 
Zahlungen aus dem Vermögen des ſegueſtrierten geleiſtet ſind — 
dies aber reicht aus, um jede Möglichkeit einer cessio legis der 
Rechte der unbeteiligten Gläubiger auszuſchließen. Der einzige Zweck 
der cessio legis gem. Art. 1251 III belg. Code civil beſteht darin, 
dem Zahlenden zu geſtatten, ſich das wieder zu verſchaffen, was er 
zur Begleichung der Schuld geleiſtet hat. 

Eine derartige cessio legis iſt alſo unmöglich, wenn aus dem 
Vermögen des Schuldners ſelbſt die Schuld bezahlt worden iſt. 

Das belg. Ausgleichsamt behauptet allerdings, daß nach dem 
Syſtem des WV. der ehemalige deutſche Eigentümer endgültig in 
bezug auf das ſequeſtrierte Vermögen enteignet iſt und ſchließt hier⸗ 
aus, daß im vorliegenden Fall die Zahlungen nicht aus dem Ver⸗ 
mögen des deutſchen Schuldners, ſondern des belgiſchen Staates ge⸗ 
leiſtet worden ſind. Es iſt jedoch überflüſſig, zu prüfen, ob auf 
Grund des VV. der belgiſche Staat ſich unmittelbar die Güter der 
Deutſchen hat aneignen können, denn auf jeden Fall würde es ſich 
nur um eine Möglichkeit handeln, und es ſteht feſt, daß er davon 
keinen Gebrauch gemacht hat; er hat ſich vielmehr bei Erlaß des 
Geſ. v. 10. Nov. 1918 darauf beſchränkt, für die Aufbewahrung der 
Güter zu ſorgen, ohne jedoch das Eigentum auf den Staat zu über⸗ 
tragen. Dies folgt klar aus den Beſtimmungen jenes Geſetzes, be⸗ 
ſondern aus jener, die den Sequeſter verpflichtet, aus dem Vermögen 
die Summen zu entnehmen, die notwendig ſind, um die Verpflich⸗ 
tungen des Sequeſtrierten gegenüber dem Staat zu erfüllen; dies 
hätte keinen Sinn, wenn der Staat der Eigentümer des ſequeſtrierten 
Vermögens wäre. 

Hiernach ergibt ſich eine cessio legis alſo nicht aus den Allg. 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts; ſie könnte alſo nur ſtatt⸗ 
finden, wenn ſie durch eine Spezialbeſtimmung bezüglich der Sequeſtra⸗ 
tion feindlichen Vermögens eingeführt wäre; eine ſolche Beſtimmung 


Die Frage, die hier zu entſcheiden iſt, berührt ſich wirtſchaftlich 
mit der auch am Schluß des Urteils erwähnten, inwieweit ein deut⸗ 
ſcher Gläubiger in der Lage iſt, ſeine belgiſchen oder ſonſtigen alliier⸗ 
ten Schuldner auf das liquidierte oder ſequeſtrierte Vermögen zu ver⸗ 
weiſen. Inſoweit hält der GH. an ſeiner ſtändigen Rechtſprechung 
feſt: Eine Verpflichtung des Gläubigers, ſich an das liquidierte 
Vermögen zu halten, wird nach wie vor nicht anerkannt (vgl. Dtſch.⸗ 
Belg. Gem SchH. Devills w. Germania, Rec. V, 99; Lenoir w. Waſ⸗ 
ſermann, Rec. V, 104; Brix & Deblon w. Württemberg. Transport⸗ 
geſellſchaft, Rec. V, 696; Knoll w. Cie. beige d' Assurances géné- 
rales, Rec. V, 730). 

Das Dtſch.⸗Poln. SG. hat ſich dieſer Rechtſprechung des 
Dtſch.⸗belg. GemSchchH. angeſchloſſen (Michalowski w. Deutſche 
Bank, Rec. V, 463). Grundlegend iſt auch heute noch die Entſcheidung 
des Otſch.⸗Engl. Schcö. (Ripley w. Schlechtendahl, Rec. II, 192). 

Der Grundſatz, daß Zahlungen, die aus ſequeſtriertem Ver⸗ 
mögen namens des Schuldners bewirkt ſind, den Schuldner befreien, 
und auf Grund ihrer der Gläubiger Anſprüche im Ausgleichsverfahren 
nicht mehr erheben kann, dürfte jetzt als feſtgeſtellt anzuſehen ſein. 

RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 
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beſteht jedoch nicht: der erwähnte Art. 11 ſchreibt vor, daß mit den 
Mitteln des ſequeſtrierten Vermögens die belgiſchen alliierten oder neu⸗ 
tralen Gläubiger zu bezahlen find, ohne irgend etwas von einem 
Rückgriff des Sequeſters gegen den Schuldner zu erwähnen. 

Dieſe Entſch. ſteht nicht in Widerſpruch mit der Rechtſprechung 
des Gerichts, nach der der deutſche Schuldner einer ausgleichsfähigen 
Schuld ſeinen belgiſchen Gläubiger nicht auf Befriedigung aus dem 
ſequeſtrierten Vermögen verweiſen kann. Hiermit wird nur geſagt, 
daß nach dem VV. die Schuldentilgung nicht notwendig aus dem 
ſequeſtrierten Vermögen erfolgen muß, man kann daraus jedoch nicht 
ſchließen, daß, wenn die Schuld derart beglichen iſt, ſie trotzdem zu 
Laſten des Schuldners und zugunſten des Sequeſtrierten oder des 


ſequeſtrierenden Staates weiter beſtünde. 0 
(Dtſch⸗Belg. GemSch GG., Urt. v. 25. April 1926, Cause 1125.) 
* 


3. Art. 297 e VV.; § 4 der Anl. zu Art. 298 VV. Die 
durch 8 4 a. a. O. vorgeſchriebene Zuſtänd gkeit eines be⸗ 
ſonderen Richters für Vorkriegsſchäden gilt nur für 
Staaten, die nicht von Anfang an am Kriege teilgenom⸗ 
men haben. 

Die belgiſchen Kl. Klagen wegen Bepkekverluftes gemäß Art. 297 e 
und 304 VV. Der Verluſt iſt dadurch entſtanden, daß die eine der 
Kl. am 31. Juli 1914 ihre Rückreiſe nach Belgien in Herbeschal auf 
Anordnung der deutſchen Behörden unterbrechen mußte; ſie ſelbſt er⸗ 
reichte zu Fuß den belgiſchen Grenzbahnhof, während ihr Gepäck 
zurückbleiben mußte und trotz Nachforſchungen unauffindbar iſt. 

Das beklagte Reich wendet ein, daß der Gem SchchH. zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Entſchädigung eines derart entſtandenen Schadens 
nicht zuſtändig ſei, weil § 4 der Anl. zu Art. 297 VV. der Zuſtändig⸗ 
keit eines beſonderen Richters alle die Anſprüche unterwirft, die aus 
Handlungen nach dem 31. Juli und vor der Kriegsteilnahme der alli⸗ 
ierten oder aſſoziierten Macht eutſtanden find. 

Dieſe Auffaſſung beruht aber auf einer irrigen Auslegung der 
angeführten Beſtimmung. Dieſe betrifft nur die alliierten oder aſſo⸗ 
ziterten Mächte, die nicht von Anfang an am Kriege teilgenommen 
haben. Als die Verfaſſer des VV. eine beſondere Schadenserſaßpflicht 
Deutſchlands für die Schäden von Staatsangehörigen dieſer Machte 
während der Zeit der Neutralität begründeten, hielten fie es für an⸗ 
gemeſſen, dieſe beſondere Klaſſe von Anſprüchen auch einer beſonderen 
Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. Bezüglich der von Anfang, an krieg⸗ 
führenden Staaten beſtand hingegen kein Grund, bezüglich der Zu⸗ 
ſtändigkeit der GemSchc GH. einen Unterſchied zu machen, ob die ſchä⸗ 
digenden Maßnahmen von Deutſchland vor oder nach der offiziellen 
Kriegserklärung getroffen ſind. — Es hat offenbar nicht in der Ab⸗ 
ſicht der Verfaſſer des Vertrages gelegen, eine beſondere Inſtanz für 
die Entſchadigung der Schäden zu beſtimmen, die während der wenigen 
Tage vor dem eigentlichen Beginn der Feindſeligkeiten verurſacht 
worden ſind. 

Da Belgien von Anfang an am Kriege teilgenommen hat, be⸗ 
ſteht kein Grund, ſeine Angehörigen an einen Schiedsrichter zu ver⸗ 
weiſen, der nur fur Staatsangehörige ſolcher Staaten vorgeſehen iſt, 
die erſt in der Folgezeit in den Krieg eingetreten ſind. 

(Dtſch Belg. GemSchGH., Urt. v. 26. Juni 1926, Cause 594.) 


Deulſch-Engliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Leiſtungen auf Grund einer Anweiſung der Waf⸗ 
fenſtillſtandskommiſſion haben keine befreiende Wirkung, 
wenn die Berechnung im Ausgleichsverfahren zu erfolgen 
hat. 

Der engliſche Gläubiger hat im Juni 1914 Wechſel auf eine bel⸗ 
giſche Firma gezogen. Er hat ſie einer engliſchen Bank zum Inkaſſo 
übergeben. Dieſe hat ſie der Brüſſeler Filiale der Deutſchen Bank vor 
Kriegsausbruch zum Inkaſſo übergeben. Die Brüſſeler Filiale hat 
das Inkaſſo am 31. Juli 1914 beſorgt, hat aber das Geld der eng⸗ 
liſchen Bank nicht mehr überſenden können, ſondern es der Kl. am 
19. Aug. 1914 krebitsert. Im Jahre 1917 wurde der Betrag in Zwangs⸗ 
verwaltung genommen. Im Jahre 1919 wurde auf Anweiſung der 
Waffenſtillſtandskommiſſion der Betrag dem belgiſchen Liquidator der 
Brüſſeler Filiale der Deutſchen Bank überwieſen und von dieſer der 
engliſchen Bank des engliſchen Gläubigers kreditiert. Der Gläubiger 
lehnte jedoch auf Anweiſung des britiſchen Auswärtigen Amts die 
Gutſchrift ab, weil die Verrechnung durch das Ausgleichs verfahren 
zu erfolgen habe. . 

Das Schiedsgericht hat im Gegenſatz zu der Entſcheidung im 
Falle de Roemer wider Deutſche Bank, Case 857 Bd. 4 S. 243 der 
Samml. der Entſch. der GemSch$., die Deutſche Bank verurteilt, 
weil ſie durch die Leiſtungen auf Grund der Anweiſung der Waffen⸗ 
ſtillſtandskommiſſion nicht befreit worden ſei. 

(Diſch.⸗Engl. Gem Sch H., I. Sen., Entſch. v. 26. Okt. 1926, Case 1817.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Robinow, Hamburg. 
* 
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2. Art. 296 VV. Obligatio ex lege (3. B. 88 1601 ff. 
BGB.) iſt keine „debt“ im Sinne von Art. 296 Abſ. 1 
Ziff. 2 VV. f) 

Es handelt ſich um Unterhaltsanſprüche der ſeit 1916 in Eng⸗ 
land wohnhaften Kinder eines Deutſchen aus feiner 1912 geſchiedenen 
Ehe mit einer eugliſchen Staatsangehörigen. Der beklagte Vater iſt 
durch Urt. d. KGG. v. 25. März 1914 zur Zahlung von Unterhalts⸗ 
beiträgen verurteilt worden. Die Unterhaltsbeitrüge ſind ſeit Sept. 
1914 rückſtändig. 

Der Gem SchH. hat den gegen die Klage vom deutſchen Staats⸗ 
vertreter erhobenen Einwand als berechtigt anerkannt, daß die Unter⸗ 
haltsforderung der Kinder gegen ihren Vater eine Obligatio ex lege 
(8 1601 BGB.) ſei und nicht als Schuld „arising out of any trans- 
action or contract within the meaning of Art. 296 (2)“ angeſehen 
werden könne. Die rechtliche Natur dieſer Verpflichtung ſei auch nach 
deutſchem Recht dadurch nicht berührt worden, daß das Urteil des 
deutſchen Gerichts dieſe Obligatio ex lege „confirmed and the 
amounts payable fixed“. 

Demgemäß iſt die Klage abgewieſen worden. 

(Dtſch.⸗Engl. GemSchchH., v. 2. Nov. 1926, Case 3047.) 
* 

3. Art. 299 VV. Erlangt eine Vertragspartei durch 
die Auflöſung des Vertrages gem. Art 299 einen Vorteil 
auf Koften der anderen, jo findet die Ausnahmebeſtim⸗ 
mung in Art. 299 Anwendung. ) 

Die Parteien, welche in ſtändiger Geſchäftsbeziehung zueinander 
ſtanden, hatten miteinander vereinbart, daß bie Kl. auf die von der 
Bekl. zu machenden Warenlieferungen außer einem 100 igen Geld⸗ 
rabatt einen ſog. Warenbonus in Geſtalt einer am Ende jedes Ge⸗ 
ſchäftsjahres zu machenden zuſätzlichen Warenlieferung in Höhe von 
10% der zu liefernden Jahresmenge erhalten ſollte. Für das Jahr 
1914 hatte die Bekl. der Kl. 14080 Unzen Urotropin geliefert, welche 
von der Kl. bezahlt worden war, den Warenbonus aber nicht ge⸗ 
währt. Die Kl. verlangt mit der Klage Zahlung des Wertes von 
1408 Unzen Urotropin = 100% der für das Jahr 1914 gelieferten ge⸗ 
ſamten Menge, indem ſie ſich auf den Standpunkt ſtellt, daß ſie in 
dem von ihr für das Jahr 1914 gezahlten Geſamtpreis die nicht⸗ 
gelieferte Zuſatzlieferung von 1408 Unzen mitbezahlt habe und daß 
fie den Wert zurückverlangen könne, weil die Bekl. die Gegenleiſtung 
inſofern nicht erbracht habe. 

Der GemSchcGgH. hat daher die Wirkung eines derartigen Ver⸗ 
trages gemäß Art. 299 VV. zu beſtimmen. Die Auflöſung eines Ver⸗ 
trages durch Art. 299 mirkt von dem Zeitpunkt an, wo die Parteien 
Feinde wurden. Die Auflöſung betrifft alſo ſolche Anſprüche nicht, 
die vor dem Zeitpunkt des Feindwerdens fällig geworden oder ent⸗ 
ſtanden find. Wenn der Klaganſpruch, der zu jenem Zeitpunkt noch 
nicht entſtanden war, begründet ſein ſoll, ſo müßte er durch die Be⸗ 
ſtimmungen des VV. von der Auflöſung des Vertrages ausgenom⸗ 
men ſein. N 

Wenn ein Vertrag zwiſchen Parteien, die Feinde wurden, nach 
engliſchem oder deutſchem Recht aufgelöſt worden iſt, ſo iſt die Wir⸗ 
kung der Auflöſung hinſichtlich der vorher entſtandenen Anſprüche die⸗ 
ſelbe wie im Falle der Vertragsauflöſung durch den VVB. In einem 
ſolchen Falle beſteht alſo kein Unterſchied zwiſchen den Beſtimmungen 
der nationalen Rechte und des VV. Im vorliegenden Fall beſtand 
jedoch keine Schuld aus dem Vertrage vor dem Feindwerden der Par⸗ 
teien, und die einzig in Betracht kommende Frage iſt daher, ob eine 
Geldverpflichtung der Schuldner an die Gläubiger auf Grund der Auf⸗ 
löſung des Vertrages beſteht. 

Das deutſche Recht enthält Beſtimmungen, nach denen eine Partei 
das zurückzuzahlen hat, was ſie auf Koſten der anderen Partei auf 
Grund eines Vertrages, deſſen Ausführung aus geſetzlichen Gründen 
unterblieben iſt, erlangt hat. Die Beſtimmungen des engliſchen 
Rechts bezüglich der Verpflichtung der Parteien unterſcheiden nach den 
Umſtänden, aus denen die weitere Erfüllung des Vertrages unmöglich 
wurde, und im Falle einer Vertragsauflöſung durch Krieg zwiſchen 


Zu 2. Der in Ark. 296 gebrauchte Ausdruck „debts“ — 
„dettes“ umfaßt alle Geldverbindlichkeiten, auch ſolche, die aus 
einer Obligatio ex lege entſtehen. Unter Abſ. 1 Ziff. 1 des Art. 296 
(vor dem Kriege fällig gewordene Geldverbindlichkeiten) fallen 
alſo auch Unterhaltsanſprüche des Familienrechts. Dagegen bezieht 
ſich Abſ. 1 Ziff. 2 (während des Krieges fällig gewordene Geld⸗ 
verbindlichkeiten) zufolge der in dieſer Ziffer enthaltenen Einſchrän⸗ 
kung nur auf Anſprüche, die entſtanden ſind aus „transactions or 
contracts“. Daß dazu die auf das Geſetz gegründeten Unterhalts⸗ 
anſprüche des Familienrechts nicht gehoren, erſcheint mir zweifel⸗ 
los. Ich ſtimme der Entſcheidung auch darin bei, daß es gleichgültig 
iſt, ob in ſolchem Falle ein rechtskräftiges Urteil vorliegt oder nicht. 
Zweifelhaft könnte die Anwendbarkeit der Ziff. 2 nur dann ſein, 
wenn ein Rechtsſtreit über ſolche Anſprüche durch Vergleich beendigt 
wäre. Ich möchte annehmen, daß auch dann die Anſprüche nicht als 
„arising out of transactions or contracts“ zu gelten hätten. 

RA. Weck, Berlin. 
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den betreffenden Staaten nimmt man an, daß keine Verpflichtung für 
eine Partei beſteht, die eine Zahlung auf Grund eines Vertrages er⸗ 
halten hat, ſie zurückzugewähren. Nach dem Urteil des House of 
Lords in der Sache Cantiare San Rocco, S. A. v. Clyde Shipbuild- 
ing and Engineering Company Limited (1924, A. C. 226) iſt es 
Klar, daß das ſchottiſche Recht in dieſer Beziehung dem deutſchen ähn⸗ 
lich iſt und daß auch beträchtliche Zweifel hinſichtlich des engliſchen 
Rechts beſtehen. 

Es wäre ſehr überraſchend, wenn es die Abſicht der Verfaſſer 
des VV. geweſen wäre, im Falle der Vertragsauflöſung auf Grund 
deutſcher oder ſchottiſcher Verträge den Grundſatz anzuwenden, nach 
dem eine Verpflichtung zur Rückzahlung beſteht, und im Falle eng⸗ 
liſcher Verträge den Grundſatz, daß bei Auflöſung durch Krieg keine 
Verpflichtung zur Rückzahlung gegeben iſt. 

Der GemSchc§ H. iſt der Anſicht, daß, gleichgültig, ob der Ver⸗ 
trag nach deutſchem oder engliſchem Recht zu beurteilen iſt, es die 
Abſicht des VV. iſt, daß eine Vertragspartei, die auf Koſten der 
anderen einen Nutzen erlangt hat, da ſie ihrerſeits von der weiteren 
Vertragserfüllung befreit wurde, aus dieſem Grunde der Geldverpflich⸗ 
tung auf Grund der Ausnahmebeſtimmungen in Art. 299 à unterliegt. 

Dies bedeutet nicht, daß eine Partei, die eine Zahlung auf 
Grund eines Vertrages erlangt hat, ſie unter allen Umſtänden zurück⸗ 
zuzahlen hat, wenn der Vertrag ihrerſeits nicht voll erfüllt iſt, oder 
daß eine Partei, die einen Vertrag teilweiſe erfüllt hat, ſtets ein 
Recht auf Rückzahlung des erfüllten Teiles hat. Die Parteien können 
ſo übereingekommen ſein, daß klar erhellt, daß die Vertragserfüllung 
auf die Gefahr der erfüllenden Partei hin erfolge. 

Aber im vorliegenden Fall haben die Parteien keine beſondere 
Beſtimmung für den Fall getroffen, daß die weitere Erfüllung des 
Vertrages unmöglich wurde, und durch die Auflöſung des Vertrages 
erlangten die Schuldner einen Nutzen auf Koſten der Gläubiger in 
Höhe der von ihnen verlangten Summe; es liegt daher in der Abſicht 
des VV., daß ſie dieſe zurückfordern können. 

(Dtſch⸗Engl. GemSchGGH., Urt. v. 19. Jan. 1926, III S Case 3958.) 
* 


4. A. Art. 296 VV. Auch bei einer partnership- 
ähnlichen Geſellſchaftsform können die Gläubiger, die 
dem Clearing⸗Verfahren unterſtehen, den auf ſie ent⸗ 
fallenden Anteil der Geſellſchaftsforderung im Clearing⸗ 
Verfahren geltend machen. B. Die Proviſion, die bei der 
Hingabe von Darlehen außer den Zinſen verſprochen wird, 
ſtellt im allgemeinen keine Bezahlung für zu leiſtende 


Zu 3. Die erſte zu entſcheidende Frage war die, ob in einem 
Fall der vorliegenden Art eine Geldſchuld (debt) i. S. d. engliſchen 
Rechts und damit des Art. 296 VV. vorliegt. Die 3. Sektion des 
SchchH. hat dieſe Frage bejaht. Im Gegenſatz zu ihr hat die 
1. Sektion im Urt. Huth & Co. w. Belmonte v. 20. Mai 1926, 
Cases 1551 und 2129, Rec. V, 291 den gegenteiligen Stand⸗ 
punkt eingenommen, während der Engl.⸗Ungar. Gemech . unter 
Leitung des Vorſitzenden der 2. Sektion des Diſch.⸗Engl. GemSchch h. 
die Rechtsauffaſſung der 3. Sektion teilt. (Victoria Steam⸗Mills w. 
Procter Garrat Marſton, Rec. III, 791 ff.) In dem von der 
1. Sektion entſchiedenen Fall war freilich ausſchließlich engliſches 
Recht anzuwenden, da der Käufer die Waren auf einer Auktion 
in England erworben hatte und für den Vertrag die Auktions⸗ 
bedingungen maßgebend blieben. Nach engl. Recht bildet die Un⸗ 
möglichkeit der Vertragserfüllung an ſich keinen Grund, einer 
Vertragspartei ſchon erworbene Rechte wieder zu nehmen. Un⸗ 
verkennbar iſt aber der SHGH. im vorliegenden Falle beſtrebt, 
die Verſchiedenheiten des engl. und des dtſch. Rechts möglichſt 
einander anzugleichen und zu verhüten, daß aus der Verſchieden⸗ 
heit der nationalen Rechte die Möglichkeit entgegengeſetzter Entſch. 
von Tatbeſtänden folge, die inhaltlich übereinſtimmend gelagert 
ſind. Auch die 1. Sektion war ſich dieſer unerwünſchten Fol⸗ 
gen durchaus bewußt, wie die Begründung des Urt. Huth w. Bel⸗ 
monte ergibt (Rec. V, 295). Grundſätzlich war die 1. Sektion 
wiederholt beſtrebt, die Verſchiedenheiten der nationalen Rechte zu 
überwinden und mit Rückſicht auf die ſtets gegenſeitige Wirkung 
des Ausgleichsverfahrens tunlichſt zu einheitlichen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen für dieſelben Rechtsfragen zu kommen. Dieſes Beſtreben 
findet feinen klarſten Ausdruck in der bekannten Entſch. über die 
Mixed Partnerships, Hardt w. Stern (Rec. III, 12 ff.). 

Im Ergebnis gelangt die 3. Sektion im vorliegenden Fall 
dazu, die Grundſätze der ungerechtfertigten Bereicherung anzu⸗ 
wenden und danach einen Anſvruch auf Geldausgleich an Stelle 
des Warenrabatts anzuerkennen. Dabei folgt der SchH. den 
Grundſätzen, die der Engl.⸗Dtſch., der Dtſch.⸗Franz. und der Dtſch.⸗Belg. 
SHEH. wiederholt ausgeſprochen haben. Vom Engl.⸗Dtſch. SHEL. 
kommen in Betracht: die Urt. Spencer w. Schlotterhoſe, Arch. 
der Friedensverträge I, 234 und Loewenfeld⸗Magnus⸗ 
Wolff: Entſch. d. GemSchccH. II, 320, Gerhardt w. Wolf 
(case 639), Russian Mining Corporation w. Maſchinenfabrik Hum⸗ 
boldt (case 807). Dtſch.⸗Franz. SchcGH.: Deutſche Maſchinenfabril 
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Dienſte, ſondern eine Entſchädigung für die Gefahren der 
Darlehnshingabe dar und iſt infolgedeſſen auch dann zu 
zahlen, wenn während des Krieges die Geſchäftsverbin⸗ 
dung zwiſchen den Parteien unterbrochen wurde. }) 

A. Im Jahre 1911 ſchloß die klagende Bank mit zwet fran⸗ 
zöſiſchen Geſellſchaften mit dem Sitz in Paris einen Konſortialvertrag, 
wonach ſich die drei Geſellſchaften verpflichteten, der beklagten Geſell⸗ 
ſchaft ein Darkehen von 4 100 000 Franken zu gewähren. Das Dar⸗ 
lehen ſollte ſpäteſtens bis zum 31. Dez. 1915 zurückgezahlt werden. 
Die Zahlung ſollte ebenſo wie die Zurückzahlung in Paris erfolgen. 
Der Zinsfuß betrug 6%; ferner hatte die beklagte Geſellſchaft eine 
Proviſion von 1% auf den Darlehensbetrag bis zur Zurückzahlung 
des Darlehens zu zahlen. 

Die Kl. hat den auf ſie entfallenden Anteil an dem Darlehen 
vor Kriegsausbruch bezahlt. Das Konſortium hat der beklagten Ge⸗ 
ſellſchaft vor Kriegsausbruch noch ein weiteres Darlehen in Höhe von 
& 25 000 gewährt. Die Kl. hat auch inſoweit den auf fie entfallenden 
Anteil bezahlt. Bei Kriegsausbruch hatte die Kl. auf dieſe Weiſe von 
der Bekl. einen Betrag von 1030 637,50 Franken und & 6305/9/7 
1 fordern. Dieſer Saldo iſt in Pfunden umgerechnet zur Anmeldung 
gelangt. 

Nach Anſicht des GemSchccH. iſt der Konſortialvertrag nicht 
als eine engliſche partnership anzuſehen. Die drei Geſellſchaften des 
Konſortialverträges hatten jedoch eine gemeinſame Haftung übernommen, 
und die ſich aus dem Vertrag ergebenden Außenſtände ſtanden ihnen 
gemeinſam zu. In der Sache Hardt w. Stern (Rec. III, 12) handelte 
es ſich um eine bei Kriegsausbruch beſtehende Schuld einer partner- 
ship, von der zwei Geſellſchafter Engländer und zwei Amerikaner 
waren. Damals entſchied der GemSchcGH., daß nur ein Teil einer 
ſolchen Schuld durch die Ausgleichsämter zu regeln ſei; der betreffende 
Teil ſollte in der Weiſe feſtgeſtellt werden, daß der Anteil der unter 
das Ausgleichsverfahren fallenden Geſellſchafter errechnet würde, der 
im Falle einer Liquidation der Firma am 4. Aug. 1914 auf ſie ent⸗ 
fallen wäre. 0 

Wenn eine Schuld von einer mixed partnership geſchuldet wird, 
ſo fällt alſo der Anteil der Geſellſchafter, deren Staaten nicht dem 
Clearing⸗Verfahren unterſtehen, aus und nur der Anteil der anderen 
Geſellſchafter wird im Clearing geregelt. 

Nach Anſicht des GemSchchH. iſt ebenſo zu verfahren, wenn einer 
mixed partnership etwas geſchuldet wird. Weiter ſteht das GemSchch. 
auf dem Standpunkt, daß entſprechende Grundſätze anzuwenden ſind, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, die Schuldner gemeinſam verpflichtet 
und die Gläubiger gemeinſam berechtigt ſind und nicht alle dem 


w. Société de Commentry-Fourchambault (Rec. IV, 387). Dtſch.⸗ 
Belg. SchH. : Delcroix w. Fritzſche (Rec. III, 291). 
Das vorliegende Urt. iſt ſorgfältig begründet und im Er⸗ 
gebnis als richtig anzuerkennen. 
RA. Dr. Benkard, Frankfurt a. M. 


Zu 4. A. Nach dem Urteil in Sachen Hardt w. Stern ſind die 
Mitglieder einer mixed partnership ungeachtet ihrer geſamtſchuld⸗ 
neriſchen Haftung nach den Normen des nationalen Rechts im Aus⸗ 
gleichsverfahren nur in Höhe ihrer Kapitalbeteiligung für die Schul⸗ 
den der Geſellſchaft verhaftet. Das genannte Urteil hält dieſe Ab⸗ 
weichung von den Landesgeſetzen für eine notwendige Folgerung aus 
der geſamten Natur des Ausgleichsverfahrens. Das vorliegende Urteil 
zieht die gleiche Konſequenz, wenn eine mixed partnership als Gläu⸗ 
biger auftritt. Das Gericht iſt ſich deſſen bewußt, daß nach den in 
Frage kommenden nationalen Rechten die Teilnehmer der mixed 
partnership Geſamtgläubiger und daher nur gemeinſchaftlich zu kla⸗ 
gen berechtigt ſind. Das Gericht hält aber dieſe Regelung mit den 
Zwecken des Ausgleichsverfahrens für unvereinbar und gibt daher 
dem einzelnen Geſellſchafter, der kraft ſeiner Nationalität als Aus⸗ 
gleichsgläubiger auftreten kann, das Recht, ſeinen Anteil an der 
Forderung im Ausgleichsverfahren geltend zu machen. Mit dem vor⸗ 
liegenden Urteil iſt die Behandlung der mixed partnership im Aus⸗ 
gleichsverfahren endgültig geregelt. 

B. Die Zinsentſcheidung des GemSchGH. halte ich für unzu⸗ 
treffend. § 22 der Anlage zu Art. 296 VV. ordnet eine Verzinſung 
von 50% an, „es ſei denn, daß der Gläubiger auf Grund Vertrages 
. . . Zinfen zu einem anderen Zinsſuß zu beanſpruchen hatte“ (except 
in cases where by contract the creditor is entitled to pay- 
ment of interest at a different rate). Es iſt zweifellos die Abſicht 
der Parteien geweſen, daß der vertragliche (höhere) Zinsſatz bis zur 
tatſächlichen Rückzahlung, alſo gegebenenfalls über den Fälligkeits⸗ 
tag hinaus gezahlt werden ſollte. Es beſtand alſo ein vertraglich ver⸗ 
einbarter Zinsſatz fur die ganze Kriegszeit, der den Zinsſatz des VV. 
ausſchließt. Folgt man der Auffaſſung des GemSchcgH., fo muß der 
vertraglich vereinbarte Zinsſatz in der Mehrzahl der Fälle außer 
acht gelaſſen werden, da ja die Vorkriegsverträge grundſätzlich gemäß 
Art. 299 VV. als aufgelöſt gelten. Die Beſtimmung des $ 22 a. a. O. 
würde damit ihre praktiſche Bedeutung faſt ganzlich verlieren. Die 
Entſch. des GemSchGGH. ſteht aber auch mit einer Reihe anderer Ur⸗ 
teile desſelben Gerichts in Widerſpruch (vgl. die Urteile in Sachen 
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Clearing⸗Verfahren gemäß Art. 296 VV. unterſtehen. Im vorliegen⸗ 
den Falle unterſtehen zwei der gemeinſamen Darlehensgeber als Fran⸗ 
zoſen nicht dem Clearing⸗Verfahren. Der dritte, der Gläubiger im 
vorliegenden Falle, hat nach dem VV. als Deutſcher die Rechte aus 
dem Clearing⸗Verfahren gegen die engliſchen Schuldner. 

Nach engliſchem Recht ſollten die gemeinſamen Glaubiger eigent⸗ 
lich gemeinſam klagen. Dies iſt vor dem GemSchG. jedoch nicht mög⸗ 
lich, da zwei von ihnen dem Ausgleichsverfahren nicht unterſtehen. 
Aber die Tatſache, daß zwei der gemeinſamen Gläubiger den Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 296 nicht unterſtehen, kann den anderen Gläu⸗ 
bigern nicht ihre Rechte aus dieſem Artikel nehmen. 

Andererſeits würde nach deutſchem Recht ähnliches bei einer Ge⸗ 
legenheitsgeſellſchaft gelten. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es notwendig, das engliſche und 
deutſche Recht auf die Sätze des VV. anzuwenden. Hiernach iſt der 
Anteil der gemeinſamen Gläubiger, die dem Clearing⸗Verfahren zwi⸗ 
ſchen England und Deutſchland nicht unterſtehen, auszunehmen, wäh⸗ 
rend die aus dem Clearing⸗Verfahren berechtigten Gläubiger ihren 
Anteil an der Schuld einklagen können. 

(Dtſch⸗Engl. Gem Sch., Zwiſchenurt. (Interim Decision) v. 
2. Juli 1926, Case 2763.) 


B. Bezüglich der Zinſen folgt das GemSchcz. den bereits von 
der 2. Sektion in Lloyds Bank Ltd. w. Bank für Handel und In⸗ 
duſtrie (Rec. IV, 223) und von der 3. Sektion in Crowe w. Heidel⸗ 
berg und Boie (Case 1207) ausgeſprochenen Grundſätzen; für die 
Zeit nach dem 31. Dez. 1915 (an dieſem Tage ſollte das Darlehen ſpä⸗ 
teſtens zurückgezahlt werden) iſt kein Vertragszinsſatz zwiſchen den 
Parteien vereinbart und infolgedeſſen haben die Gläubiger nur An⸗ 
ſpruch auf den Zinsſatz von 5% gemäß dem VV. 

Was die Proviſion anlangt, die die Schuldner mit 1% jährlich 
vom Geſamtbetrag der Anleihe zu zahlen ſich verpflichteten, „bis die 
Anleihe zurückgezahlt oder anderweitig getilgt worden iſt“, ſo machen 
die Schuldner geltend, daß dies eine jährliche Bezahlung für geleiſtete 
Dienſte ſei. Dieſe Anſicht wurde vom Vertreter der britiſchen Re⸗ 
gierung nicht unterſtützt, und das Gericht iſt der Anſicht, daß, wie in 
Case 2717 Kleinwort Sons & Co. w. Weber & Schaer die Proviſion 
mit der Sicherheit des Darlehens in Zuſammenhang ſteht und daß 
mit der Hingabe des Darlehens die Verpflichtung zur Bahlung der 
Proviſion entſtanden ift, und zwar ſo lange, bis die Anleihe zurück⸗ 
gezahlt iſt; die während des Krieges zu zahlende Proviſion ſtellt daher 
eine Schuld gemäß Art. 296 (2) VV. dar und kann im Clearing⸗ 
Verfahren geltend gemacht werden. 

(Dtſch⸗Engl. Gem SchGGH., Interlocutory Decision v. 23. Juli 1926, 
Case 2763). 


Ansbacher w. Weingart, Case 1071, Jaffe w. Twulpſtedt, Case 
1912 und Schwerdt w. Frankfurter Bank, Case 847). Die Berufung 
auf das Urteil in Sachen Lloyds Bank w. Bank für Handel und 
Induſtrie iſt nicht ganz überzeugend. In dieſem Falle handelte es ſich 
um Depotgeld, das über die urſprüngliche Vertragsdauer hinaus pro⸗ 
longiert worden war, und das für die einzelnen Prolongationsperioden 
zu wechſelnden Sätzen verzinſt wurde. Hier lag eben ein einheitlicher, 
feſt vertraglich vereinbarter Zinsſatz nicht vor. 

Die Auslegung, die der GemSchc hh. dem Charakter der Pro⸗ 
viſion gibt, iſt nicht zu beanſtanden. Es iſt richtig, die Proviſion als 
bereits mit der Hingabe des Darlehns verdient auzuſehen. 

RA. Dr. Reinhold Lachs, Berlin. 


Zu 1. Dem Urt. iſt beizutreten. Die Kl. haben ſich offenbar 
von den Gedankengängen des zweiten ſog. Virement⸗Urteils leiten 
laſſen, Entſch. des Dtſch⸗Franz. GemSchcchH. v. 25. Okt. 1924 in 
Sachen elſaß⸗lothring. Ausgleichsamt gegen Reichsausgleichsamt, Rec. 
IV, 757. Dort iſt auch mit Bezug auf die Elſäſſiſche Bankgeſell⸗ 
ſchaft entſchieden, daß die bei Abſchluß des Waffenſtillſtandes vorhan⸗ 
denen Markguthaben zum Genfer Kurs in Franken umzuwandeln 
find, und weiterhin hat das Sh®. in jener Sache feſtgeſtellt, daß 
die in der Zwiſchenzeit geleiſteten Markzahlungen zurückzuvergüten 
ſeien (vgl. a. o. S. 776 ff.). 

Die Grundſätze dieſes Urteils können aber nach dem Klage⸗ 
vortrag nicht in Betracht kommen, denn Luxemburg gehört nicht zu 
den all. und aſſoz. Staaten, und ebenſowenig iſt die behauptete Um⸗ 
wandlung des Frank⸗Guthabens in Mark auf eine Maßnahme der 
dtſch. Regierung zurückzuführen. Die ganzen Vorſchriften des Art. 297 
und der Anlage dazu betreffen aber nur außerordentliche Kriegsmaß⸗ 
nahmen einer der kriegführenden Parteien, alſo entweder Deutſch⸗ 
lands und ſeiner Verbündeten auf der einen Seite oder eines der all. 
und aſſoz. Staaten auf der anderen Seite. Ebenſo iſt Vorausſetzung, 
daß der Schaden eines Angehörigen eines der all. und aſſoz. Staaten 
im Gebiete eines der kriegführenden Staaten oder im beſetzten Gebiet 
eingetreten iſt. Alle dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht vorhanden. 
Beſonders fehlt es auch daran, daß die behauptete ſchädigende Maß⸗ 
nahme durch Vermittlung eines der kriegführenden und im VV. 
vertretenen Staaten erfolgt iſt, das aber iſt Vorausſetzung für die 
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Deutſch-Frauzöſiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Art. 297 VV. Anordnungen der luxemburgiſchen 
Regierung find keine außerordentlichen Kriegsmaß⸗ 
nahmen. f) 

Die Kl. Erben Dervaux fordern die Verurteilung des Reiches 
zur Zahlung von 428 153,40 Fr. Zug um Zug gegen Gutſchrift von 
342 522,72 %, beides nebſt Zinſen. Sie ſtützen ſich auf Art. 297 
Buchſt. e und k und Anl. dazu, §88 1 und 3 VV. und behaupten, 
daß durch einen Erlaß der großherzoglich luxemburgiſchen Behörden 
v. 11. Dez. 1918 das Guthaben der Kl. bei der Allgemeinen Elſäſ⸗ 
ſiſchen Bankgeſellſchaft in Luxemburg in Mark umgewandelt wurde. 
Das Reich beſtreitet ſeine Haftung für Maßnahmen der luxemburgi⸗ 
ſchen Behörden und weiterhin, daß überhaupt eine Anordnung der ge⸗ 
dachten Art von luxemburgiſcher Seite ergangen ſei. Der SchGH. 
hat die Klage abgewieſen mit der einzigen Begründung, daß die Kl. 
keinerlei außerordentliche Kriegsmaßnahme der dtſch. Behörden im 
Hinblick auf ihre Güter, Rechte und Intereſſen nachgewieſen haben. 


(Dtſch⸗Franz. GemSchcGH., Urt. v. 25. Aug. 1926, S III 855/26.) 


Deutſch-Italieniſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Art. 296, 8 25 der Anlage zu VV. Fehlen der Vor⸗ 
ausſetzung einer Vorkriegsſchuld bei einem Kontokorrent⸗ 
ſaldo. Eine Anfechtung der Entſcheidung, durch welche 
ein Ausgleichsamt die weitere Verfolgung einer Anmel⸗ 
dung ablehnt, iſt nicht möglich. Es gibt keine Gutſchrift 
ohne Anmeldung und Prüfung der Forderung im Aus⸗ 
gleichs verfahren. f) 

Die durch Heirat ital. Staatsangehörige gewordene Kl. hatte 
bei der bekl. deutſchen Bank 2 Konten, auf welche die Einkünfte aus 
einer ihr anteilig zuſtehenden Erbſchaftsmaſſe floſſen, und zwar auf 
das Konto A die Einkünfte aus Wertpapieren, auf das Konto B 
die aus zwei Häuſern. Das Konto A wies bei Kriegsbeginn mit Ita⸗ 
lien (28. Aug. 1916) einen Aktivſaldo von 20 541% auf, am 15. Juli 
1918 einen Paſſivſaldo von 17 476,75 %, am 23. Juni 1920 nach 
einem an dieſem Tage erteilten Kontoauszug einen Paſſivſaldo von 
14 465,65 4. Dieſer Paſſivſaldo war dadurch eutſtanden, daß die 
Bank während des Krieges auf ſchriftliche, im Namen der Kl. von 
deren Schweſter erteilte Anweiſungen mehrfach deutſche Kriegsanleihe, 
insgeſ. zu nom. 42 000 6, erworben und das Konto mit den gezeich⸗ 
neten Summen belaſtet hatte. Das Konto B hatte am 23. Juni 1920 
einen Aktivſaldo von 27 800 . 


Anwendbarkeit der Beſtimmungen des VV. (Vgl. Dtſch.⸗Engl. Sch. 
National Bank of Egypt w. Darmſtädter Bank, Rec. V, 18/27, bei. 
S. 26). Rel. Dr. Benkard, Frankfurt a. M. 


Zu 1. Das Urt. iſt in mehr als einer Hinſicht intereſſant, wenn 
es auch in erſter Linie über formelle Fragen entſcheidet. Der Be⸗ 
ſcheinigung eines Ausgleichsamts aus § 25 der Anl. zu Art. 296 
VV. wird richtig die Bedeutung beigemeſſen, daß damit die Forderung 
endgültig aus dem Ausgleichsverfahren ausſcheidet. Ein Einſpruch 
gegen dieſe Entſch. bei dem GemSchchH. findet nicht ſtatt; einer der 
Fälle der SS 16 oder 20 der Anl. liegt nicht vor. Mag das Gericht die 
Forderung als ausgleichsfähig anſehen, ſo beſteht doch keine Hand⸗ 
habe, dieſer Anſicht zu praktiſcher Geſtaltung zu verhelfen. Das Aus⸗ 
gleichsamt des Gläubigerſtaats iſt allein der Herr der Entſch., und es 
gilt auch hier der Grundſatz: Volenti non fit injuria. 

Wenn das Gericht weiter die Anordnung der Gutſchrift einer 
Summe verweigert, die nicht Gegenſtand der Prüfung der Ausgleichs⸗ 
ämter geweſen iſt, fo folgt es damit den anderen Gerichtshöfen (dtſch.⸗ 
belg. Urt. Lenoir w. Waſſermann, Rec. II, 18; De Braekeleer w. 
Heußner v. 31. März 1925 u. a.). Beachtlich aber iſt hierbei, daß dieſe 
Verweigerung mit beſonderer Betonung erfolgt, und daß das Gericht 
die Kl. nicht an die Ausgleichsämter verweiſt und dieſe etwa zur nach⸗ 
träglichen Annahme der Anmeldung beſtimmt, obwohl ihm von ital. 
Seite Schritte zur Korrektur der bisherigen Entſch. des ital. Amts 
ſehr nahe gelegt waren. Eine ſolche Anordnung, wie ſie von einzelnen 
Gerichtshöfen in unbefugter Ausdehnung der ihnen verliehenen Be⸗ 
fugniſſe getroffen iſt, würde in der Tat unzuläſſig fein. Der Dtſch.⸗ 
Belg. GemSchGGH. hat in der 2. Entſch. De Braekeleer w. Heußner 
v. 19. Juni 1925, Rec. V, 699, einen entſprechenden Antrag zurück⸗ 
gewieſen, ohne die Frage der Zuläſſigkeit an ſich zu prüfen (vgl. auch 
den Aufſatz des Verf. IW. 1926, 2408 bei Anm. 3). 

Zu der materiell intereſſanten Frage der Behandlung der Konto⸗ 
korrentſalden im Ausgleichsverfahren hat das Gericht nur in einem 
kurzen Satz Stellung genommen. Ein während des Krieges gezogener 
Saldo (erſt recht natürlich ein Nachkriegsſaldo, den das Gericht wohl 
an dieſer Stelle im Auge hat, da es den Kontoauszug v. 23. Juni 
1920 behandelt) kann nicht Gegenſtand des Ausgleichsverfahrens ſein, 
weil es ſich dabei um keine Vorkriegsforderung handelt. Der wech⸗ 
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Nach einem Generalauszug ihrer Konten ſtanden der Kl. bei 
Friedensſchluß, 10. Jan. 1920, 9280 % zu. Dieſen Betrag meldete 
ſie zunächſt zur Abrechnung im Ausgleichsverfahren an und erhielt 
auch Gutſchrift durch das Reichsausgleichsamt. Später meldete ſie 
bei dem ital. Ausgleichsamt eine Forderung von 42 000 % für die 
ihrer Anſicht nach nicht rechtmäßige Zeichnung der Kriegsanleihe an. 
Dieſe Anmeldung gab das ital. Amt aber nicht weiter, ſondern er⸗ 
Rlärte feine Unzuſtändigkeit und ſtellte der Kl. die Beſcheinigung gem. 
825 der Anl. zu Art. 296 VV. aus. 

Mit der unter Berufung ſowohl auf Art. 296 wie 297 erhobenen 
Klage bekämpft die Kl. die Zeichnung der Kriegsanleihe als nichtig 
und verlangt den von ihr nach dem Kontoſtande vom 23. Juni 1920 
uſammengerechneten Betrag beider Konten (42 265,65 %) als den 
dh aktiv zukommenden Forderungsbetrag „in guter Valuta“. Das 
Gericht erklärt die Klage aus Art. 297 mangels Paſſivplegitimation 
der bekl. Bank für unzuläſſig und erkennt im übrigen auf Ab⸗ 
weiſung. 

Die Klage zielt ſachlich darauf ab, die Gutſchrift und Valori⸗ 
ſation der bezeichneten Summe durch Vermittlung der Ausgleichs⸗ 
ämter auf Grund des Art. 296 VV. zu erlangen. Dieſes Klagebegehren 
iſt offenſichtlich unbegründet, ſoweit es ſich auf den am 23. Juni 1920 
abgeſchloſſenen Auszug der Konti A und B ſtützt. Der Auszug des 
Konto A ſchließt, ſtatt an dieſem Tage einen Aktivſaldo von 
14 465,65 % zugunſten der Kl. aufzuweiſen, mit einem Paſſivſaldo 
in dieſer Höhe zu ihren Laſten ab. Nur der Auszug des Konto B weiſt 
einen Aktivſaldo von 27 800 % auf, und nach Abzug des Paſſiv⸗ 
ſaldos des Konto A bleibt für beide Konti ein Aktivſaldo von nur 
13 334,65 %, wie aus der Zuſammenſtellung hervorgeht, die ſich am 
unteren Rande des als Klageunterlage überreichten Kontoauszuges 
befindet. Bei dieſem Saldo handelt es ſich aber um eine während des 
Krieges entſtandene Forderung, die alſo nicht dem Ausgleichsverfahren 
unterworfen ſein kann. 

Die Klage würde auch zurückzuweiſen ſein, wenn man an Hand 
der Begründung der Klagſchrift und entgegen der ausdrücklichen Er⸗ 
klärung der Kl. annehmen wollte, daß ſie nicht auf die Erlangung der 
Gutſchrift der nach unrichtiger Berechnung den Geſamtbetrag der 
Kontoſalden A und B am 23. Juni 1920 darſtellenden 42 265,65 % 
abzielt, ſondern auf Gutſchrift von 42 000 46, welche den nach Be⸗ 
hauptung der Kl. willkürlich und ohne ihre Ermächtigung gezeich⸗ 
neten Kriegsanleihebetrag ausmachen. Wie die tatſächlichen Unter⸗ 
lagen ergeben, iſt dieſe Forderung dem ital. Ausgleichsamt angemeldet 
worden, das ſich mit Verfügung vom 1. April 1924 geweigert hat, 
der Anmeldung Folge zu geben und der Kl. die Erklärung gemäß 
825 der Anl. zu Art. 296 VV. ausſtellte. Dieſe Erklärung hat zur 
Folge, die ſtreitige Forderung vom Ausgleichsverfahren auszuſchließen, 
und behält dem Gläubiger nur das Recht vor, ſie vor den ordentlichen 
Gerichten oder auf jedem anderen Wege Rechtens geltend zu machen. 
Der Friedensvertrag geht davon aus, daß dann, wenn das Aus⸗ 
gleichsamt des Gläubigerſtaates ſelbſt der Anſicht iſt, daß eine ihm 
bekanntgegebene Forderung aus irgendeinem Grund dem Ausgleichs⸗ 
verfahren nicht unterworfen iſt und ſich weigert, dem Antrage Folge 
zu geben, dieſe Weigerung endgültig die Anwendbarkeit des Art. 296 
auf die fragliche Forderung ausſchließt, ohne daß gegen die Entſchei⸗ 
dung des Amtes ein Einſpruch an das Gericht möglich wäre. 

Die Klage kann auch nicht für den Teil der Summe, der dem 
Aktivſaldo des Konto A im Augenblick der Kriegserklärung ent⸗ 
ſpricht und ſich auf 20541 % beläuft, zugelaſſen werden. Abgeſehen 


ſelnde Stand der Salden des Konto A bei Kriegsbeginn, während des 
Krieges und bei Abſchluß desſelben würde weitere intereſſante Fragen 
aufgeworfen haben. Welche Summen einer laufenden Rechnung fallen 
ins Ausgleichsverfahren? Die Löſung iſt einmal dadurch kompliziert, 
daß Einzahlungen auf das Konto während des Krieges verſchieden zu 
behandeln ſind, je nachdem, ob man ſagen kann, daß ſie auf den vor 
dem Kriege geſchloſſenen Kontokorrentvertrag zurückgehen, daß ſie 
dann alſo als aus dieſem Vertrage fällig gewordene Schuldſummen an⸗ 
zuſehen find (Beiſp. etwa die regelmäßigen Kuponeinzüge und ⸗gut⸗ 
ſchriften der Bank), oder daß ſie ſelbſtändige, der Verpflichtung der 
Bank fernſtehende Einſchüſſe darſtellen (z. B. Zahlungen von dritten 
Schuldnern auf das Konto). So ſieht das dtſch.⸗belg. Urt. Overpelt⸗ 
Lommel w. Mitteldeutſche Kreditbank, Rec. V, 83 eine Forderung 
nicht als ausgleichsfähig an, wenn ſie ihren Urſprung in Zahlungen 
auf ein Konto während des Krieges hat, für welche keine Verpflichtung 
zur Ausführung aus dem früheren Kontokorrentvertrage beſtand; 
das Urt. des gleichen GH. De Maret w. Dresdner Bank v. 23. Juni 
1925 entſcheidet entſprechend mit der Begründung, daß der Konto⸗ 
korrentvertrag „en lui-m&me n’engendrait aucune obligation p&cu- 
niaire à la charge de la banque“. Dieſe Schwierigkeit ift weſent⸗ 
lich tatſächlicher Natur; es läßt ſich nicht umgehen, die einzelnen 
Poſten des Kontokorrents auf ihre Herkunft zu prüfen. Weiterhin 
erleidet die Löſung eine Komplikation dadurch, daß Auszahlungen von 
dem Konto während des Krieges, ſoweit ſie nicht nach allgemeinen 
bürgerlich- rechtlichen Grundſätzen nichtig ſein follten, als rechtsgültig 
zu behandeln ſind (Art. 296 a BV., dtſch.⸗ital. Urt. Biſo Roſſi w. 
Schwintzer & Graff, JW. 1926, 2022 2). Hier entſteht eine ähnliche 
Lage wie bei der Aufwertung von Sparkonten nach dem deutſchen 


Rechtſprechung 


Quriſtiſche Wochenſchrift 


von der Prüfung in formeller Hinſicht, ob dieſes Begehren nicht eine 
ſachliche Klageänderung in ſich ſchließt, und in materieller Hinſicht, 
ob die Vorkriegsforderung noch beſteht und von der Kl. geltend ge⸗ 
macht werden kann, nachdem fie die Gutſchrift der 9280 % als Saldo 
des generellen Kontoauszuges am 10. Jan. 1920 beanſprucht und er⸗ 
halten hat, ſteht durch die Erklärung der Kl. ſelbſt feſt, daß die 
Summe von 20541 % Teilbetrag der von ihr angemeldeten Summe 
von 42 000 % war, welche das ital. Amt in Betracht zu ziehen ſich 
geweigert hat, ſo daß aus den vorher angeführten Gründen auch bei 
dieſer Summe die Anwendbarkeit des Art. 296 endgültig ausge⸗ 
ſchloſſen ſein würde. 

Mag die Kl. ſelbſt den wiederholten Verſuch machen wollen, die 
Anwendung des Art. 296 zugebilligt zu erhalten, ſo würde das doch 
nur durch eine erneute Anmeldung der Summe von 20 541 %, dem 
als ſelbſtändige Forderung betrachteten Saldo des Konto A am 
28. Aug. 1916, bei dem ital. Ausgleichsamt, durch eine Zulaſſung 
der Forderung von ſeiten dieſes Amts und durch Verweigerung ihrer 
Zulaſſung ſeitens des Reichsausgleichsamts geſchehen können; nach 
dem augenblicklichen Stande der Sache kann das Gericht jedoch nicht 
ohne eine offenſichtliche Verletzung des Friedensvertrages die Gut⸗ 
ſchrift einer Summe anordnen, die bisher nicht angemeldet und nicht 
Gegenſtand einer Prüfung der zuſtändigen Ausgleichsämter ge⸗ 
weſen iſt. 

(Dtſch⸗Ital. GemSchGGH., Urt. v. 14. April 1926, KI Nr. 686.) 


* 


2. Art. 296 VV. Nach dem 10. Jan. 1920 ergriffene 
Maßnahmen der all. Staaten gegenüber deutſchen Forde⸗ 
rungen ſind unwirkſam, ſoweit deren Regulierung gem. 
Art. 296 VV. im Ausgleichs verfahren zu erfolgen hat. f) 

Da die Höhe der Forderungen nicht beſtritten iſt, legt die Kl. 
gemäß 8 20 der Anlage zu Art. 296 gegen die gemeinſchaftliche Ent⸗ 
ſcheidung des italieniſchen Ausgleichsamts und des Reichsausgleichs⸗ 
amts Einſpruch nur inſoweit ein, als die Amter die Forderungen 
nach den Beſtimmungen des angeführten Artikels geregelt haben. Dieſe 
Vorſchrift unterſtellt dem Ausgleichsverfahren die vor dem Kriege fällig 
gewordenen Schulden, deren Zahlung von Staatsangehörigen einer 
der vertragſchließenden Mächte, die im Gebiet dieſer Macht wohnen, 
an die Staatsangehörigen einer gegneriſchen Macht, die in deren Ge⸗ 
biet wohnen, zu leiſten iſt (Ziff. 1), und ſchreibt in Buchſt. d vor, daß 
obige Schulden, gleichviel in welcher Währung ſie urſprünglich aus⸗ 
gedrückt waren, in der Währung der beteiligten alliierten oder aſſo⸗ 
ziierten Macht zu zahlen ſind und daß die Umrechnung zu dem vor 
dem Kriege geltenden Umrechnungskurs zu erfolgen hat. 

Da im vorliegenden Falle feſtſteht, daß die Schulden vor dem 
Kriege fällig geworden ſind und da die beteiligte Macht Italien iſt, 
haben die Ausgleichsämter zu Recht Art. 296 VV. zur Anwendung 
gebracht unter Umrechnung der geſchuldeten Beträge in italieniſche Lire 
zum Vorkriegskurs von 114,73 Lit je 100 . 

Vergebens beruft man ſich zur Stütze der Unanwendbarkeit des 
genannten Artikels darauf, daß die Forderungen nach dem Inkraft⸗ 
treten des VV. ſeitens des Präfekten von Venedig beſchlagnahmt wor⸗ 
den ſind. Die Beſtimmungen des Art. 296 laſſen — nach der Recht⸗ 
ſprechung der Gem SchH. — keinerlei Ausnahmen und Abweichungen 
zu. Die Hohen vertragſchließenden Teile, zwiſchen denen das in 
Art. 296 und Anlage feſtgelegte Zahlungsſyſtem zur Durchführung ge⸗ 
langt, haben gegenſeitig die Haftung für Zahlung der Schulden ihrer 


AufwG. und der dabei im Regelfall nach dem Grundſatz Mark = 
Mark bewerteten Auszahlung von Kontobeträgen: die Auszahlung 
tilgt das Konto bis zur Höhe des abgehobenen Betrages, während 
eine Einzahlung nur dem Goldwert nach berückſichtigt wird, alſo 
nicht ein entſprechendes Anſchwellen des Aufwertungskontos herbei⸗ 
zuführen vermag (8 57 AufwG.). Auch im Ausgleichs verfahren haben 
Belaſtungen des Kontos während des Krieges die Wirkung, daß ſie 
das Konto mehr und mehr herabbrütken; eine Gutſchrift kann das 
Ausgleichskonto dagegen nur inſoweit erhöhen, als ſie aus dem 
Kontokorrentvertrag ſelbſt geſchuldet und fällig iſt. Würden der 
fremde Gläubiger oder ſein Vertreter z. B., wie in dem hier behan⸗ 
delten Fall, die Anweiſung zur Zeichnung von Kriegsanleihe gegeben 
haben und das Konto durch die entſprechende Belaſtung auf unter den 
Nullpunkt geſunken ſein, und würde dann der Gläubiger auch durch 
Nachſchüſſe den Paſſivſaldo wieder in einen Aktivfaldo verwandelt 
haben, jo bliebe doch die Schuld der Bank als Ausgleichs⸗ 
ſchuld erſchöpft; denn die Belaſtung iſt nach Art. 296 a gültig und 
tilgt die Kontoſchuld, die Neueinzahlung aber kann keine Vorkriegs⸗ 
ſchuld mehr begründen und kann deshalb im Ausgleichsverfahren nicht 
abgerechnet werden. 

Da diefe Fragen in den Entſch. der GemSh6H. bisher nur 
ſpärlich behandelt worden ſind, würde eine materielle Entſcheidung 
des vorliegenden Streitfalls weſentlich zu einer Klärung der wich⸗ 
tigen und nicht unſchwierigen Materie beigetragen haben. 

Wenge. Dr. Bunge, Berlin. 


Zu 2. Die gleiche Begründung enthält das Urteil vom gleichen 
Tage (Genfteg. 3105 — Kifeg. 696). 


= 
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Staatsangehörigen übernommen und damit zwiſchen Staat und Staat 
einer vertraglichen Beziehung Leben gegeben, deren Wirkſamkeit 
weder der freien Vereinbarung der Parteien noch dem einſeitigen 
Willen der einzelnen Mächte überlaſſen bleiben kann, wie es der Fall 
wäre, wenn irgendeine Maßnahme der Behörden eines der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten die Anwendung dieſes Zahlungsverfahrens aus⸗ 
ſchalten könnte. Infolgedeſſen iſt im Verhältnis zwiſchen den betei⸗ 
ligten Regierungen und zwiſchen den betreffenden Ausgleichsämtern die 
mit Verfügung des Präfekten von Venedig v. 26. Mai 1920 angeord⸗ 
nete Beſchlagnahme rechtsunwirkſam und kann keinerlei Hindernis 
für die Regelung der in Frage ſtehenden Forderungen nach Art. 296 
bilden. Wollte man übrigens annehmen, daß eine Beſchlagnahme⸗ 
verfügung einer italieniſchen oder deutſchen Behörde genügte, um eine 
Forderung dieſem Verfahren zu entziehen, ſo würde ſich daraus die 
Möglichkeit ergeben, daß für die Forderungen von Staatsangehörigen 
der alliierten oder aſſoziierten Mächte gegen deutſche Staatsangehörige 
der von den Hohen vertragſchließenden Teilen bei Feſtſezung der Um⸗ 
rechnung zum Vorkriegskurſe verfolgte Zweck, daß nämlich die alli⸗ 
ierten und aſſoziierten Staatsangehörigen durch die Entwertung der 
Mark nicht geſchädigt werden ſollten, hinfällig würde. 
(Deulſch⸗Ital. GemSh®H., Urt. v. 20. Nov. 1925, Gen Reg 3061.) 
* 


3. Art. 29638, 88 der Anlage VV. Eine nach Inkraft⸗ 
treten des VV. zwiſchen den privaten Parteien ohne Mit⸗ 
wirkung der Ausgleichsämter zur Tilgung der Vorkriegs⸗ 
ſchulden der italieniſchen Schuldnerin vereinbarte Ge⸗ 
ſamtregelung iſt unwirkſam. f) 


Die Vertreter der Schuldnerin berufen ſich zu Unrecht darauf, 
daß jegliche Schuld durch die Gutſchrift gemäß der zwiſchen den 
Parteien zwecks Abgeltung aller Forderungen der Gläubigerfirma 
geſchloſſenen Vereinbarung als erloſchen anzuſehen ſei. Die Aus⸗ 
gleichsümter find dieſer durch die Annahmeerklärung der Glau⸗ 
bigerin v. 24. Mai 1922 zum Abſchluß gelangten Vereinbarung 
völlig ferngeblieben. Das Ital. Ausgleichsamt hat erſt durch die 
Mitteilung des Herrn Ch. v. 25. Juli 1922, das Reichsausgleichsamt 
exit durch die Mitteilung des Ital. Ausgleichsamts v. 7. Aug. desſelben 
Jahres Kenntnis davon erhalten. Im übrigen geht die Abſicht der 
Parteien, die beiden Forderungen nebſt den entſprechenden Zin⸗ 
ſen durch direkte Zahlung von Lit. 18000 unter ſich zu regeln — 
in der irrigen Überzeugung, von dem gleichzeitigen Eingreifen, wenn 
auch nicht von der nachträglichen Genehmigung, der beteiligten Aus⸗ 
gleichsämter abſehen zu können — aus dem Inhalt der Schreiben 
vom 27. März, 6. April und 19. Mai 1922 ſowie aus einem wei⸗ 
teren, ſich ebenfalls bei den Akten des Reichsausgleichsamts be⸗ 
findlichen Schreiben v. 18. Mai 1923 hervor, in welchem die B. 
Herrn Ch. um den Grund befragt, weshalb er die Erklärung, die 
ſie ermöglichen ſollte, die Angelegenheit „unter Umgehung der 
bürokratiſchen Langſamkeit“ zu erledigen, noch nicht zur Unter⸗ 
ſchrift eingefaubt habe, und ſich vorbehielt, die volle Forderungs⸗ 
anmeldung aufrechtzuerhalten, „falls das Ausgleichsamt in Rom 
dieſe Art einer freundſchaftlichen Regelung nicht zulaſſen wolle“. 
Dies genügt, um die Annahme auszuſchließen, daß die fragliche 
Vereinbarung vorſchriftsmäßig auf Veranlaſſung und unter Ein⸗ 
greifen der Ausgleichsämter i. S. d. 8 8 der Anl. zu, Art. 296 
geſchloſſen iſt, wonach „dans le cas oü la dette ne serait pas re- 
connue, en tout ou partie, les deux Offices examineront L'affaire 
de commun accord et tenteront de concilier les parties“. 

Vergebens wird dagegen vorgebracht, daß die Ausgleichsämter, 
wenn ſie auch dem Abſchluß der Vereinbarung fernſtanden, 
ihr nachträglich ihre Zuſtimmung gegeben hätten. Erfolgte dieſe 
Zuſtimmung auch ſeitens des Ikal. Ausgleichsamts, ſo liegt doch 
keine ſolche des Reichsausgleichsamts vor. Die Genehmigung 
des Reichsausgleichsamts kann nicht ohne weiteres aus der Tatſache 
entnommen werden, daß es, nachdem es von der Vereinbarung 


Zu 3. Zur Erklärung des Tatbeſtandes ſei kurz darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die deutſche Gläubigerin B. zwei Forderungen aus 
Wechſeln gegen die ital. Schuldnerin, deren Vertreter Herr Ch. war, 
angemeldet hatte. Nach Zuſtellung der erſten Forderungsanmeldung 
über Lit. 1777438 nebſt Zinſen verglichen ſich die Parteien auf 
eine direkte Zahlung von Lit. 18000. Das ital. Amt. dem die Schuld⸗ 
nerin von dieſer Vereinbarung Mitteilung gemacht hatte, glaubte es 
mit einem Vergleiche gemäß 8 8 Anl. nach Art. 296 VV. zu tun zu 
haben, veranlaßte daher Gutſchrift der Lit. 18000 und forderte das 
Ra Amt auf, die betreffenden Wechſel einzufordern. Inzwiſchen war 
jedoch der Schuldnerin die zweite Forderungsanmeldung über 
Lit. 10 069,90 nebſt Zinſen zugegangen, die fie mit Hinweis auf den 
angeblichen Globalvergleich beſtritt. Mit dieſer Beſtreitung kam dem 
RA Amt die Sachlage zur Kenntnis. 

Während es ſich in der bisherigen Rechtſprechung der Gem⸗ 
Sh®. über den obligatoriſchen Charakter der Mitwirkung der Amter 
meiſt um Fälle handelte, in denen die Parteien uneins waren und 
ſich daher berechtigt glaubten, unmittelbar das GemSh%. anzurufen 
(vgl. Gem Sch. II, 102 Anm. 1), liegt hier der umgekehrte Fall vor. 
Die Vereinbarung einer direkten Zahlung iſt ſelbſtverſtändlich ſchon 
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im Aug. 1922 Kenntnis erhielt, nicht ſofort dagegen Einſpruch 
erhob, er im Gegenteil der Aufforderung des Ital. Ausgleichs⸗ 
amts, die Zahlung einzuſtellen und von der B. die auf die 
Forderung von Lit. 10 069,90 bezüglichen Wechſel einzufordern, 
nachkam. Jegliche Annahme des Einverſtändniſſes wird durch das 
am 4. Dez. 1922 an die B. gerichtete Erſuchen um Aufklärung und 
durch die gegen ſie gerichtete Anzeige auf Einleitung eines Straf⸗ 
verfahrens widerlegt, das nur deshalb nicht zur Durchführung ge⸗ 
langte, weil ſich ergab, daß nach der Abſicht der Parteien die Ver⸗ 
einbarung von der Genehmigung der Ausgleichsämter abhängig ge⸗ 
macht war. Wie insbeſ. aus den bei den Akten des Ital. Aus⸗ 
gleichsamts be indlichen Schreiben des Reichsausgleichsamts v. 
21. Febr. und 24. Sept. 1923 hervorgeht, iſt dem erwähnten An⸗ 
trag des Ital. Ausgleichsamts v. 23. Nov. 1922 nur deshalb 
entſprochen worden, weil er eine Bedingung für die Durchführung 
der bereits zu der Forderung von Lit. 17 774,38 erfolgten Gut⸗ 
ſchrift bildete, jo daß daraus nicht die Abſicht gefolgert werden 
kann, auf die Beſtreitung der Gültigkeit der Vereinbarung über 
jene Grenzen hinaus und in jeder anderen Beziehung zu verzichten. 
Die Vereinbarung iſt daher, da die Ausgleichsämter ihr weder 
vorher zugeſtimmt, noch ſie nachträglich genehmigt haben, als wir⸗ 
kungslos anzuſehen, weil ſie nicht dem in Art. 296 und Anlage 
feſtgeſetzten obligatoriſchen Verfahren zur Sicherung der gegen⸗ 
ſeitigen Intereſſen der einzelnen Staaten entſpricht. 
(Diſch.⸗Jtal. GemSchchH., Urt. v. 28. Mai 1926, Kl. Nr. J 822.) 


Deutſch Polniſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Art. 296 VV.; 865 Aufm®. Auf Grund des VV. 
iſt eine Aufwertung von Kontokorrentforderungen zwiſchen 
Deutſchen und Polen in der Regel nicht möglich. 

Die polniſche Kl. ſtand vor und während des Krieges mit der 
deutſchen Bekl. in Geſchäftsverbindung. Über die einzelnen Schulden 
und Forderungen wurden zwei Konten geführt. Ein Rubel⸗ und ein 
Markkonto. 

Die Kl. rechnet den Aktivſaldo aus einem vor dem Kriege be⸗ 
gründeten und während des Krieges fortgeführten Rubelkonto zu 
2,16 46 für den Rubel um, zieht davon ihren Paſſivſaldo aus einem 
mit der Bekl. geführten Markkonto ab und klagt den danach zu 
ihren Gunſten beſtehenden Endſaldo, die Mark als Goldmark ges 
rechnet, ein. 

Die im VV. enthaltenen Aufwertungsbeſtimmungen (Art. 296 e) 
beziehen ſich nur auf die Staatsangehörigen der Staaten, zwiſchen 
denen Ausgleichsämter beſtehen; das iſt zwiſchen Deutſchland und 
Polen nicht der Fall. Da es ſich um Mark- und Rubelſchulden zwi⸗ 
ſchen Deutſchen und Polen handelt, iſt zu prüfen, wie die deutſche und 
polnische Geſetzgebung die Aufwertung geregelt hat (dtſch. Gel. vom 
15. Juli 1925 und poln. VO. v. 14. Mai 1924). Beide Geſetze ſtim⸗ 
men dahin überein, daß Kontokorrentforderungen von der Aufwer⸗ 
tung ausgeſchloſſen ſind — die Umwertung in heute geltende Wäh⸗ 
rung muß daher auf folgender Grundlage ſtattfinden: Eine Billion 
PM. 1 RM., ein Rubel 2,16 polu. M. und 1,800 000 poln. M. 
—1 Zloty (865 deutſches AufmG., 8 41 poln. V.). Die Anwen⸗ 
dung dieſer Umrechnungsſätze führt praktiſch zur Vernichtung der 
gegenſeitigen Forderungen und Schulden der Parteien. Der Gem⸗ 
Ch6H. hat keine Veranlaſſung eine andere Regelung vorzunehmen, 
als die der Geſetzgebung beider intereſſierter Länder. 

Trotz des Grundſatzes der Nichtaufwertung von Kontokorrent⸗ 
forderungen geſtatten 88 41 b, 29 d poln. VO. dem Richter, hier⸗ 
von eine Ausnahme zu machen, wenn die Nichtzahlung bei Fälligkeit 
auf Verſchulden des Schuldners beruht und beſonders wenn biejer 
à la baisse ſpekuliert hat. (Es wird ausgeführt, daß dies hier nicht 
der Fall iſt.) 

(Diſch.⸗Poln. Gem&h6H., Urt. v. 23. Juli 1926, cause 60.) 


aus dem Grunde nichtig, weil ſie dem Clearingcharakter des im 
Art. 296 VV. vorgeſehenen Verfahrens widerſpricht. Aber auch ein 
Vergleich, der auf Gutſchrift abzielt und dadurch den vorgeſchriebe⸗ 
nen Zahlungsmodus wahrt, iſt ungültig, wenn er ohne Mitwirkung 
der Ausgleichsämter zuſtande gekommen iſt, es ſei denn, daß dieſer 
Mangel durch deren nachträgliche Genehmigung geheilt iſt. Es könnte 
zwar ſcheinen, als ob dieſe Mitwirkung der Amter, denen 38 Anl. 
nach Art. 296 VV. den Verſuch zur Pflicht macht, eine gütliche Einigung 
unter den Parteien herbeizuführen, dann überflüſſig ſei, wenn jener 
Zweck ſchon ohnehin erreicht iſt. Mit Recht weiſt jedoch das Urteil 
auf die Stellung der Staaten im Rahmen des Ausgleichsverfahrens 
hin. Dieſe haben durch die Garantieverpflichtung untereinander Be⸗ 
ziehungen geſchaffen, die dem Einfluß privater Abmachungen zwi⸗ 
ſchen den Parteien entzogen ſind. Für das Deutſche Reich iſt dieſe 
Konſequenz deshalb beſonders wichtig, weil es im Ausgleichsver⸗ 
fahren infolge der internen Vorſchriften geradezu Hauptbeteiligter iſt. 

Damit kam es auf die Tatfrage an, ob eine Genehmigung des 
RA Amts erfolgt war oder nicht. 

RA. Dr. Walther v. Simſon, Berlin. 
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E. Gerichte ehemals deutſcher Gebiete. 
Memelgebiet. 
1. 88 883, 891 BGB. Jede Einrede, die gegen den 


durch die Vormerkung geſicherten Anſpruch beſteht, kann auch 
gegen die Vormerkung erhoben werden. Der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs kommt der Vormerkung nur in⸗ 
ſoweit zuſtatten, als die Abhängigkeit von dem geſicherten 
Anſpruch dem nicht widerſpricht. f) 

Nach 8 883 BGB. kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Ein⸗ 
räumung eines Rechts an einem Grundſtück eine Vormerkung in das 
Grundbuch eingetragen werden. Hierbei iſt zu unterſcheiden: 1. Der 
Anſpruch, der durch die Vormerkung geſichert werden ſoll, 2. das 
Sicherungsmittel, die Vormerkung ſelbſt, die in das Grundſtück 
eingetragen werden ſoll. Der Anſpruch iſt ein perſönlicher und 
gehört dem Obligationenrecht an, das Sicherungsmittel iſt dagegen ein 
dingliches Rechtsgebilde, 3. Anſpruch und Sicherungsmittel beeinfluſſen 
ſich nun aber gegenſeitig. a) Die Modifikationen des Anſpruchs 
ergeben ſich aus § 883 Abſ. 2 und 3, 8884 BGB., 524 KonkD. und 
89 Nr. 1, 8 48 ZwVerſtG. b) Das Sicherungsmittel iſt und 
bleibt, weil es eben den perſönlichen Anſpruch lediglich ſichern 
ſoll, dauernd von ihm abhängig, ſo daß jede Einrede, die gegen den 
Anſpruch beſteht, auch gegen die Vormerkung vorgebracht werden 
kann, wobei dahingeſtellt bleiben mag, ob die Einrede gegen den An⸗ 
ſpruch das Sicherungsmittel unmittelbar ergreift, ſo daß beiſpielsweiſe 
bei völliger Vernichtung des Anſpruchs auch das Stcherungsmittel 
ipso jure jede Rechtswirkung verliert, mithin das Grundbuch un⸗ 
richtig wird, oder ob die Einrede gegen den Anſpruch auf die Vor⸗ 
merkung ſelbſt nur mittelbar im Wege einer condictio (d. h. eines 
Anſpruchs aus ungerechtfertigter Bereicherung) einwirkt, fo daß in 
dem obigen Beiſpiel die Vormerkung als dingliches Rechtsgebilde ſo 
lange beſtehen bliebe, bis fie im Wege der condictio beſeitigt wurde. 

Aus der an ſich dinglichen Natur des Sicherungsmittels einer⸗ 
ſeits, aus ihrer Abhängigkeit von einem obligatoriſchen Anſpruch 
andererſeits ergibt ſich, daß der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
dem Sicherungsmittel letzten Endes nur inſoweit zuſtatten kommen 
kann, als dem in concreto die Abhängigkeit von dem obligatoriſchen 
Anſpruch nicht widerſpricht. So kann § 891 BGB. inſofern ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf die Vormerkung finden, als der Vor⸗ 
merkungsberechtigte die materiell⸗rechtlichen Vorausſetzungen der 
Eintragung der Vormerkung nicht zu erweiſen braucht. Wer ferner 
von dem als Grundſtückseigentümer Eingetragenen in dem Glauben, 
daß dieſer auch wirklich der Grundſtückseigentümer ſei, ſich eine Vor⸗ 
merkung hat bewilligen laſſen, erwirbt die Vormerkung auch dann, 
wenn der als Eigentümer Eingetragene Nichteigentümer, das Grund⸗ 
buch mithin unrichtig war. Hat dagegen der Erwerber der Vor⸗ 
merkung gewußt, daß der als Grundſtückseigentümer Eingetragene in 
Wahrheit nicht Eigentümer war, ſo erwirbt er ſelbſt zwar die Vor⸗ 
merkung nicht, wohl aber derjenige, der von ihm die Vormerkung 
in gutem Glauben rechtsgeſchäftlich erwirbt (vorausgeſetzt, daß er den 
durch die Vormerkung geſicherten obligatoriſchen Anſpruch ebenfalls 
abgetreten erhält, denn ohne dieſen kann die Vormerkung nicht 
abgetreten werden). Inſoweit wird man den § 892 BGB., auch wenn 
man die Vormerkung nicht als dingliches Recht i. S. dieſes Ge⸗ 
fees anfieht, doch analog anwenden dürfen (vgl. auch 8 893 
a. a. O.). Dieſer öffentliche Glaube des Grundbuchs, der an ſich 
auch dem Inhaber der Vormerkung zugute kommt, nützt ihm 
aber letzten Endes nur dann, wenn aus dem obligatoriſchen 
Anſpruch keine die Vormerkung vernichtenden Einwendungen her⸗ 
geleitet werden können. Der durch die Vormerkung geſicherte obliga⸗ 
toriſche Anſpruch hat an dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buches keinen Anteil. 

In dem vorliegenden Prozeß handelt es ſich nun um folgende 

ragen: 
5 1 Steht der Poſt Abt. III Nr. 16 (Hypothek der Kl.) der Vor⸗ 
rang vor der Poſt Abt. II Nr. 7 (Vormerkung der Bekl.) zu und 
wenn dieſes nicht der Fall ſein ſollte, ſind 


Zu 1. Der Senat hat ſich in der vorſtehenden Entſch. auf den 
Standpunkt des KG. JW. 1925, 1415 Dot. 1925, 142/143 ge⸗ 
ſtellt und den 8893 BGB. für anwendbar auf die bewilligte Vor⸗ 
merkung erachtet. Der Tatbeſtand in der vorliegenden Entſch. gibt 
kein klares Bild, wie die klägeriſchen Anträge lauten. Aus der zu 1 
aufgeworfenen Frage muß entnommen werden, daß auch eine Lei⸗ 
ſtungsklage auf Einwilligung in die Vorrangseinräumung geltend 
gemacht war, möglicherweiſe der dingliche Anſpruch auf Beſeitigung 
der Vormerkung verlangt wurde. Eine ſolche Klage mußte abgewie⸗ 
fen werden, weil eine peremtoriſche Einrede i. S. des § 888 BGB. 
gegen den in der Vormerkung bewilligten Anſpruch nicht vorlag. 
Das KG. a. a. O. S. 143 äußert ſich über die Vormerkung wie folgt: 

„Die entſprechende Anwendung des 8 893 BGB. äußerte ſich 
dahin, daß zugunſten des aus der Verfügung Berechtigten der Ein⸗ 
getragene als Inhaber des von der Verfügung betroffenen Rechts gilt, 
und weiter dahin, daß das Recht des Verfügenden nur nach Maßgabe 
des Grundbuchinhalts als belaſtet und beſchränkt gilt, daß alſo aus 
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II. die Kl. auf Grund der zwiſchen ihnen und den Bekl. oder M. 
beſtehenden obligatoriſchen Rechtsbeziehungen berechtigt, von den Bell. 
zu verlangen, daß fie den Vorrang der Poſt Abt. II Nr. 7 vor der Poſt 
Abt. III Nr. 16 in dem Zwangsverſteigerungsverfahren K. 7/24 ihnen 
(den Kl.) gegenüber nicht geltend machen? 

Die Frage zu 1 iſt zu verneinen, denn nach 8879 BGB., der, 
auch wenn man Vormerkungen nicht als dingliche Rechte gelten läßt, 
doch analog anwendbar ift, hat die Poſt Abt. II Nr. 7 wegen des 
früheren Tages ihrer Eintragung den Vorrang vor der Poſt Abt. III 
Nr. 16 und hätte eine abweichende Beſtimmung des Rangverhält⸗ 
niſſes zu ihrer Rechtsgültigkeit der Eintragung ins 
Grundbuch bedurft (vgl. Abf. 3 a. a. O. und auch 3880 BGB.). 
Eine ſolche Eintragung iſt nicht erfolgt. 

Zu II. Der Eintragungsbewilligung hat nicht nur der als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragene Sch. die Eintragung der Hypothek 
Abt. ıli Nr. 16 bewilligt und beantragt, ſondern auch der damalige 
Vormerkungsberechtigte der Poſt Abt. II Nr. 7 M., und zwar wegen 
Schulden, die er ſelbſt bei D. H. und Sch. hatte. Wenn die Zu⸗ 
ziehung des M. überhaupt einen Sinn haben ſollte, ſo konnte der 
Sinn nur der fein, daß M. die Hypothek troß feines Anſpruchs 
auf Auflaſſung und folgeweiſe auch trotz ſeiner Vormerkung 
auch gegen ſich gelten laſſen wollte, und er hat damit zwar nicht 
ausdrücklich, wohl aber dem Sinne nach anerkannt, daß die 
Verpfändung des Grundſtücks zugunſten ſeiner Gläubiger auch dann 
in Kraft bleiben ſollte, wenn er Eigentümer des Grundſtücks würde. 
Hieraus ergibt ſich, daß M. ſeinen Gläubigern gegenüber auf den 
Vorrang, den ſeine Vormerkung infolge der zeitlich früheren Ein⸗ 
tragung vor der Hypothek hatte, verzichtet hat. Wenn hiermit nun 
auch wegen der Beſtimmung des § 879 Abſ. 3 BGB. eine ding⸗ 
liche Anderung des Vorrangs noch nicht bewirkt wurde, ſo war M. 
doch obligatoriſch verpflichtet: a) auf Verlangen der Gläubiger 
die Vorrangsänderung im Grundbuche gemäß 8 880 a. a. O. zu be⸗ 
willigen, b) folgeweiſe auch den dinglichen Vorrang ſeiner Vor⸗ 
merkung den Gläubigern gegenüber wider deren Willen nicht geltend 
zu machen; deun dolo facit, qui id petit, quod redditurus est. 
Hiernach ſtand den Hypothekengläubigern gemäß b) M. gegenüber, 
wenn dieſer feinen obligatoriſchen Auflaſſungsanſpruch mit dem 
Vorrang vor der Hypothek gegen ſie geltend machen wollte, die 
exceptio doli zu. Der obligatoriſche Auflaſſungsanſpruch des M. 
war alſo mit dieſer Einrede behaftet. Dasſelbe gilt aber nach obigem 
auch für die dingliche Vormerkung, weil ſie eben nur ein 
Sicherungsmittel des obligatoriſchen Anſpruchs iſt, und deshalb 
von den gegen ihn beſtehenden Einreden mitbetroffen wird. Als nun 
M. feinen Auflaſſungsanſpruch nebſt der Vormerkung an die Bekl. 
abtrat, ging nach dem Rechtsſatze „nemo plus juris transferre 
potest, quam ipse habet“ ſowohl der obligatoriſche Auflaſſungs⸗ 
anſpruch als auch die Vormerkung mit jener Einrede behaftet 
auf die Bekl. über. Und daraus folgt, daß auch die Bekl. den 
dinglichen Vorrang der Poſt Abt. II Nr. 7 vor der Poſt Abt. III 
Nr. 16 den Gläubigern der Hypothek gegenüber nicht geltend machen 
dürfen, gleichviel ob ſie von dem Beſtehen der Einrede beim Er⸗ 
werbe des Auflaſſungsanſpruchs und der Vormerkung Kenntnis ge⸗ 
habt haben oder nicht. Trifft dieſes aber für die Einrede zu (vgl. 
8404 BGB.), jo wird man doch hinſichtlich des zu 2 a gedachten 
Anſpruchs der Gläubiger gegen M. auf Bewilligung der Vorrangs⸗ 
änderung im Grundbuche nicht ſagen können, daß die dieſem An⸗ 
ſpruche entſprechende Verpflichtung des M. ebenfalls mit auf 
die Bekl. übergegangen ſei, denn daß die Bekl. dieſe Schuld 
des M. übernommen hätten, iſt aus dem Sachverhalt nicht erſichtlich. 
Hieraus ergibt ſich, daß den Kl. eine Leiſtungs klage gegen die 
Bekl. auf Herbeiführung der Rangänderung im Grundbuche nicht 
zuſteht, daß fie vielmehr auf die Feſtſtellungs klage auf Grund 
der ihnen gegen die Bekl. zuſtehenden Einrede beſchränkt ſind, 
daß die Bekl. den dinglichen Vorrang der Poſt Abt. II Nr. 7 vor der 
Poſt Abt. III Nr. 16 ihnen — den Kl. — gegenüber nicht geltend 
machen dürfen. Dieſe Feſtſtellungs klage würde im übrigen auch 
dann nicht unzuläſſig ſein, wenn man abweichend von den obigen 
Ausführungen den Kl. die Leiſtungs klage gegen die Bekl. auf 


dem Grundbuche nicht erſichtliche Belaſtungen und Beſchränkungen 
des Verfügenden der Rechtsſtellung des Berechtigten bis zum Nach⸗ 
weiſe ſeiner Kenntnis von ihrem Beſtehen nicht ſchaden, daß dieſe 
mithin im Falle ihrer berichtigenden Grundbucheintragung einer für 
jenen vorher eingetragenen Vormerkung im Range nachſtehen.“ 

Bei dieſen Ausführungen fragt es ſich, ob im vorliegenden Falle 
der aus der Auflaſſungsvormerkung Berechtigte M. den 8893 für 
ſich in Anſpruch nehmen kann? Dieſe Frage iſt aber um deswillen 
zu verneinen, weil er ſelbſt durch die Bewilligung der Eintragung der 
Hypothek der Kl. die Belaſtung mit herbeigeführt hat und ſich nicht 
auf die Nichtkenntnis derſelben berufen kann. Steht aber dem M. der 
Schutz des § 193 nicht zur Seite und war der zu feinen Gunſten 
vorgemerkte Anſpruch durch die von ihm mitbewilligte Eintragung 
der Hypothek der Gläubiger beſchränkt, ſo konnte er nur dieſes be⸗ 
ſchränkte Recht abtreten. In dieſer Beziehung iſt den Ausführungen 
des Senats durchaus beizutreten. 

Geh. IR. Dr. Oberneck, Berlin. 
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Herbeiführung der Rangänderung im Grundbuche doch zubilligen 
wollte. Denn auch in dieſem Falle hätten die Kl. deshalo ein recht⸗ 
liches Intereſſe an der gedachten alsbaldigen Feſtſtellung, weil dieſe für 
das Zwangsverſteigerungsverfahren genügt, die oben erwähnte 
Leiſtungsklage aber bei der Vollſtreckung eines ihr entſprechenden Ur⸗ 
teils durch die Eintragung der Rangordnung im Grundbuche erheb⸗ 
liche Koſten im Gefolge haben würde, die bei lediglicher Erhebung 
und Durchführung der F.ſtſtellungsklage vermieden werden. 

(Overgericht Kaunas, Sen. f. memellandiſche Angelegenheiten, Urt. 
v. 25. Febr. 1926, U 51/25.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz J. Meier, Memel. 


F. Ausländiſche Gerichte. 
Tſchechoſlowakei. 


1. Forderungen für gelieferte Waren oder für Arbeiten, 
welche durchgeführt wurden vor dem 22. Okt. 1918 auf 
Grund von vereinbarten Verträgen mit der ehemaligen 
öſterreichiſchen Regierung und welche dem öſterreichiſchen 
Aerar geliefert wurden und gegen das tſchechoſlowakiſche 
Aerar als Erwerber von Gütern und Eigentum der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung gem. Art. 208 FV. v. St. Germain, 
evtl. als Erwerber aller Güter und jedes Eigentumes, 
welches im g 1 des Gef. Nr. 354 ex 21 angeführt iſt, geltend 
gemacht werden, fallen unter das Geſetz v. 23. Juli 1919 
Nr 440, und es iſt im Hinblick darauf gem. $ 2 dieſes 
Geſetzes vorzugehen, ſoweit es ſich nicht um den Fall des 
8 8 Abſ. 2 des Geſetzes 236/24 handel. f) 

(Ob Gerd. Brünn, PlenEntſch. v. 10. März 1925, Nr. pres. 944/24.) 
Mitgeteilt von Aovokat Dr. Joſef Stark, Prag. 
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Zu 1. A. IR. Dr. Loewenfeld, Berlin. 


B. Gellner, Prag, macht darauf aufmerkſam, daß die 
in der Plenarentſch. d. tſchechoſlow. Ob Ger. v. 10. März 1925 (JW. 
1926, 2029) behandelte Rechtslage inzwiſchen durch Geſ. v. 14. Aug. 
1926 (Geſ.Slg. Nr. 156) eine Anderung erfahren hat. Das Geſetz 
betrifft die Forderungen aus Verbindlichkeiten, die dem ehemaligen 
Oſterreich, dem ehemaligen Ungarn, der ehemaligen öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie, dem Deutſchen Reihe und den deutſchen 
Staaten erwachſen ſind, und beſtimmt: 

1. Der tſchechoſlowakiſche Staat iſt aus den durch Verein⸗ 
barungen der Regierungen des ehemaligen Oſterreichs, des ehemaligen 
Ungarns und der ehemaligen öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie oder 
ihrer Organe erwachſenen Verbindlichkeiten zu nichts verpflichtet, 
ſofern es ſich nicht um Verbindlichkeiten handelt, die in den Friedens⸗ 
verträgen ausdrücklich erwähnt werden, wie die Verbindlichkeiten aus 
Rententitres, Gutſcheinen, Obligationen, Valuten und Banknoten. 

2. Ebenſowenig iſt der tſchechoflowakiſche Staat aus den Ver⸗ 
bindlichkeiten, die den im Abſ. 1 genannten Staaten aus anderen 
Tatſachen erwachſen ſind, zu irgend etwas verpflichtet. 

3. Die Beſtimmungen der Abſ. 1 u. 2 gelten ſinngemäß für die 
dem Deutſchen Reiche und den deutſchen Staaten erwachſenen Ver⸗ 
bindlichkeiten. 

Egon Weiß, Prag, bemerkt dazu: 

In dem aufgehobenen Gef. 440/1919 war Moratorium und 
Prozeßunterbrechung für alle Prozeſſe gegen das k. k. öſterreichiſche, 
das Kal. ungariſche und das k. u. k. gemeinſame Arar verfügt wor⸗ 
den. Materiell hat ſich dennoch nichts geändert, denn in dem ge⸗ 
nannten Geſetz wird von dem tſchechoſlowakiſchen Staate die Haf⸗ 
tung für Verbindlichkeiten der genannten Arare ausdrücklich abge⸗ 
lehnt, ſofern nicht die Beſtimmungen der JV., alſo St. Germain 
Art. 203, 205 und Trianon 186, 188 entgegenſtehen oder ſofern nicht 
„Geſetze und Akte“ vorliegen, „durch welche der tſchechoſlowakiſche 
Staat ausdrücklich die Erfüllung der im Si dieſes Geſetzes ange⸗ 
führten Verbindlichkeiten“ (d. h. Verbindlichkeiten der alten Arare) 
„auf ſich genommen hat“. Von der Staatsverwaltung wird die An⸗ 
ſicht vertreten, auch vor Gericht, daß ſelbſt eine Anzahlung auf den 
Kaufpreis durch den tſchechoſlowakiſchen Staat noch nicht die Verbind⸗ 
lichkeit für die Bezahlung des Reſtes in ſich ſchließt, wenn die Liefe⸗ 
rung gegenüber einem der alten Arare übernommen wurde. Der 
Streit vermag ſich daher nur darum zu drehen, was unter dem aus⸗ 
drücklichen Anerkenntnis (Gef. 8 4) zu verſtehen iſt. 

Soweit Prof. Weiß. 

Zur Zeit, als meine Bemerkung zu der zit. Plenarentſch. in 
der IW. erſchien, war die Rechtslage noch fo, wie fie in der Plenar⸗ 
entſch. und in meiner Bemerkung dazu dargelegt wurde. Durch das 
neue Geſetz iſt der von mir hervorgehobene Widerſtreit zwiſchen 
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2. Der Zwangsvollſtreckung auf Grund reichs deutſcher 
Verſäumnisurteile geht feine Vollſtreckungsklage voraus. 
Der Nachweis, daß die den P ozeß einleitende Verfügung 
zu eigenen Händen zugeſtellt ſei, iſt in ſchriftlicher Aus⸗ 
fertigung vorzulegen. Es genügt nicht die Beſcheinigung 
im Kontext des Schuldtitels, daß alſo geſch hen iſt. Die 
Beſcheinigung auf dem Urteil, daß es rechtskräftig iſt, iſt 
nicht genügend zur Erfüllung der Vorſchrift des 8 80 
Ziff 3 der Exekutions ordnung. f) 

Die Anſicht, daß zur Durchführung der Zwangsvollſtreckung auf 
Grund eines deutſchen Urteils erſt eine Vollſtreckungsklage geführt 
werden müſſe, genau wie dieſes in Deutſchland geſchieht, iſt irrig. 
Der Grundſatz der Gegenſeitigkeit erfordert nicht, daß eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Grund eines reichsdeutſchen Titels auch nur auf 
Grund eines gleichen oder ähnlichen Verfahrens, wie es in Deutſch⸗ 
land vorgeſchrieben iſt, bewilligt werden könne. 

Es ſind aber im vorl. Fall nicht nachgewieſen die Vorausſetzungen 
der Zwangsvollſtreckung nach 8 80 Ziff. 2 u. 3 der öſterr. Exekutions O. 
im Zuſammenhang mit der Kundmachung der tſchechoſlow. Regierung 
vom 25. Juni 1924, Ziff. 131 der Geſetzſamml., welche den deutſch⸗ 
tſchechoſlow. Rechtsſchutz und Rechtshilfevertrag Ziff. 130 für 1924 
ergängt. 

Hiernach kann in entſprechender Anwendung des 8 328 der 
reichsdeutſchen ZPO. eine Zwangsvollſtreckung auf Grund eines 
Verſäumnisurteils, wenn ſich der inländiſche Bekl. in den Rechts⸗ 
ſtreit nicht eingelaſſen hat, nur dann bewilligt werden, wenn ihm 
die Klage oder die prozeßeinleitende Verfügung zu eigenen Händen 
zugeſtellt wurde, und wenn der Schuldtitel nach deutſchem Recht kei⸗ 
nem weiteren Rechtsmittel mehr unterliegt. 

Der Nachweis über die Zuſtellung zu eigenen Händen muß be⸗ 
reits dem Antrage beiliegen. Im Kontexte des deutſchen Schuldtitels 
iſt zwar angeführt, daß die Klage dem Schuldner behändigt wurde, 
aber dieſe Angabe im Urteil kann den amtlichen Nachweis der Be⸗ 
händigung nicht erſetzen (wird ausgeführt, ohne weitere Bezug⸗ 
nahme auf die Rechtsquellen, beſonders das neue Vertragsrecht). 

Weiter enthält das deutſche Urteil kein amtliches Zeugnis i. S. 
des 8 80 Ziff. 3 der öſterr. Exekutionsordnung, daß es keiner Ab⸗ 


Völkerrecht und Privatrecht i. S. der ausſchließlichen Anwendbarkeit 
der Beſt. d. Friedensverträge entſchieden. Moratorium und Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges (zit. Geſ. 440/1919) können vom tſchecho⸗ 
flowakiſchen Staat nicht mehr eingewendet werden; die Rechtslage 
iſt klar, aber ſie iſt zum Nachteil der beteiligten Kriegslieferanten ge⸗ 
regelt. IR. Dr. W. Loewenſeld, Berlin. 


Zu 2. Beide Beſchlüſſe des Ob. Brünn find in der amt⸗ 
lichen Spruchſammlung nicht veröffentlicht. Daher iſt ihr Einfluß 
auf die großzügigere Praxis der niederen Inſtanzen ein recht ge⸗ 
ringer. So erging am 27. Aug. 1926 eine wohlbegründete Ent⸗ 
ſcheidung des OSG. Brünn als Beſchwerdeinſtanz, in der gejagt 
wird: 

„Hiernach iſt auf die Beſtimmung des 8 80 Ziff. 2 Erd. nur 
dann Rückſicht zu nehmen, wenn Schuldner ſie geltend macht mit der 
Anführung, daß die den Prozeß einleitende Verfügung ihm nicht zu⸗ 
geſtellt (behändigt) ſei.“ 

Es muß noch gejagt werden, daß die Entſcheidungen des Ob. 
Brünn dem neuen Vertragsrecht widerſprechen. Der darin zitierte 
Staatsvertrag und die ihn ergänzende Regierungskundmachung iſt 
zitiert im deutſchen NGBL. 1924, II, 143 u. 144. Beſonders letztere 
hatte den Zweck, den Rechtsverkehr zu vereinfachen. Sie iſt von 
Anfang an in der deutſchen und tſchechoſlow. Praxis dahin aus⸗ 
gelegt worden, daß Schuldtitel aller Art im Gebiet der Vertrags⸗ 
ſtaaten freizügig ſind, ſobald fie rechtskräftig wurden. Beſonders der 
tſchechoſlow. Praxis iſt darin ein großes Gewicht beizulegen, da dort 
die Zwangsvollſtreckung aus ausländiſchen Schuldtiteln an den Kol⸗ 
legialgerichten konzentriert iſt, wo ſich ſomit ein großer Schatz 
von Erfahrungen ſammeln mußte. Die Rechte des Schuldners ſind 
durch zwei Beſchwerdeinſtanzen und das Recht einer Widerſpruchsklage 
hinreichend gewahrt. 

Beſagte Regierungskundmachung iſt allerdings ein Muſter, wie 
Geſetze nicht abgefaßt ſein ſollen. Aus ihr laſſen ſich beide Anſichten 
begründen. Im Rahmen des Syſtems der Exd. betrachtet, läßt ſie 
aber nur die großzügige, hier vertretene Auffaſſung zu. Nach ihr 
war es ſchon im vertragsloſen Rechtszuſtand den Gerichten anheim⸗ 
gegeben, über die Strenge der Vorſchriften hinwegzuſehen und es 
dem Schuldner zu überlaſſen, Fehler in der Zuſtellung zu rügen. Sie 
iſt auch aus ihrem Zweck auszulegen, die Härten des bisherigen 
Syſtems zu beſeitigen. 

Im Sinne des Ob. ausgelegt, wäre der bisherige Rechts⸗ 
zuſtand verſchlimmert und der einzige Vorteil des deutſchen Gläu⸗ 
bigers der, daß er die Gerichtsgebühren nach dem niedrigeren Satze 
für Inländer, nicht nach dem ganz bedeutend höheren für Ausländer 
vorſchußweiſe zu entrichten hat, ein zwar unbeſtreitbarer Vorteil, der 
aber mehr als ausgeglichen wird dadurch, daß der Schuldtitel nun⸗ 
mehr mit einer tſchechiſchen Überſetzung verſehen fein muß, und wenn 
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änderung im Zuge eines Rechtsmittelverfahrens mehr unterliege. 
Denn das Atteſt „Dieſes Urteil iſt rechtskräftig“ eutſpricht nicht den 
ſtreng formalen Vorſchriften des 8 80 Ziff. 3 Ex O. 

(ObGerü. Brünn, 14. Okt. 1924, RI 836/24 und 23. Sept. 1926 
RI 219/26.) 


Griechiſch-Bulgariſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Art. 183 b u. o des Vertrages von Neuilly. Die 
unterlaſſene Anbringung der durch die bulgariſchen Tabak⸗ 
ſteuergeſetze vorgeſchriebenen Banderole iſt als non-ac- 
complissement d'un aote im Sinne von Art. 183 bu. c 
des Vertrages von Neuilly anzuſehen und hat zur Folge, 
daß die deswegen gegen einen griechiſchen Staatsange⸗ 
hörigen durch die bulgariſchen Gerichte verhängten Ver⸗ 
mögensnachteile wiedergutzumachen, insbeſondere gezahlte 
doppelte Steuern und ſonſtige Steuerſtrafen wieder zurück⸗ 
zuerſtatten ſind. f) 

Die griechiſchen Staatsangehörigen Gebr. P. hatten als Be⸗ 
ſitzer einer größeren Tabakmenge entſprechend dem bulgariſchen Geſetz 
v. 12. Nov. 1918 ſowie der Ordonnanz v. 12. Nov. 1918 durch Schrei⸗ 
ben v. 14. Nov. 1918 der zuſtändigen bulgariſchen Steuerbehörde die 
vorgeſchriebene Steuerdeklaration überſandt. Dieſes Schreiben war 
bei der Steuerbehörde am 25. Nov. 1918 eingegangen und wurde am 
27. Nov. 1918 einregiſtriert. Inzwiſchen wurde gegen die Gebr. P. 
gelegentlich eines Tabaktrausports am 26. Nov. 1918 wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen die Tabakſteucrvorſchriften ein Strafverfahren ein⸗ 
geleitet, der bereits beſchlagnahmte Tabak jedoch auf Antrag der 
bulgariſchen Staatsanwaltſchaft mit der Auflage freigegeben, die Tabak⸗ 


die Anſicht des O6GH. durchgeht, auch der Nachweis der Zuſtellung, 
der wohl meiſt aus einer begl. Abſchrift der Klage und der Zuſtel⸗ 
lungsurkunde wird beſtehen müſſen. 

Daß vollends das deutſche Rechtskraftatteſt nicht mehr ge⸗ 
nügen fol, ift um fo intereſſanter, als das tſchechoſlow. Rechtskraft⸗ 
atteſt genau denſelben Worklaut hat. Dieſes wäre dann in Deutſch⸗ 
land auch nicht mehr zur Vollſtreckung tſchechoſlow. Urteile genügend, 
da ja die Gegenſeitigkeit gewahrt werden muß. 

Alſo im großen ganzen war der vor 1924 herrſchende vertrags⸗ 
loſe Zuſtand bei weitem vorzuziehen. 

RA. Friedrich Wilhelm Weyrauch, Hultſchin. 


Zu 1. Schon der obigem Bericht als Quinteſſenz des Urteils 
vorangeſtellte kurze Rechtssatz läßt klar und deutlich die Ungereimt⸗ 
heit der Entf. erkennen. Eine ſtrafbare Handlung als „non-accom- 
plissement d'un acte“ mit der Folge, daß die vollkommen zu Recht 
erkannten Strafen wieder rückgängig gemacht werden! 

Vergeblich ſucht man in der Begründung der beiden Urteile nach 
einer Rechtfertigung dieſes mehr als außergewöhnlichen Verfahrens. 
Schon der Sachverhalt ſelbſt iſt höchſt unvollkommen und lückenhaft 
wiedergegeben. Soviel iſt jedenfalls außer Zweifel, daß die Gebr. P. 
der ihnen von der Steuerbehörde bei der Freigabe des Tabaks im 
November 1918 gemachten Auflage nicht nachgekommen ſind. Es iſt 
daher gar nicht weiter außergewöhnlich, daß i. J. 1919 ein weiteres 
Strafverfahren eingeleitet wurde, welches durch alle Inſtanzen mit 
der Verurteilung der Gebr. P. endigte. Gleichgültig iſt dabei — offen⸗ 
bar hat es auch im Strafverfahren vor den bürgerlichen Gerichten keine 
Rolle geſpielt —, ob die Steuerdeklaration vom November 1918 bei 
der Steuerbehörde verſpätet eingegangen iſt. Die in dem Zwiſchen⸗ 
urteil angeordnete Aufklärung war demnach zum mindeſten inſoweit 
unerheblich, wie auch im Endurteil von der Verzögerung des Ein⸗ 
gangs der Steuerdeklaration gar keine Rede mehr iſt. 

Noch weit bedenklicher ſind die Rechtsausführungen. Offenbar 
war ſich der SSH. nicht recht darüber klar, wie er den Eingriff in 
die bulgariſche Strafgerichtsbarkeit rechtfertigen konnte. Das Zwiſchen⸗ 
urteil führt die drei Vorſchriften des Vertrages von Neuilly an, die 
allein überhaupt in Frage kommen können: Art. 189, 185 II und 
183 b, ohne ſich jedoch klar für die eine oder andere Vorſchrift zu 
entſcheiden. Einige durchaus zu billigende Grundſätze werden ent⸗ 
wickelt, von denen letzten Endes keiner beachtet wird. Im Gegenteil! 
Ohne Rückſicht auf das allgemeine und ausnahmsloſe Prinzip der 
Rechtskraft, ohne Rückſicht auf den ausdrücklich betonten zivilen Cha⸗ 
rakter der GemSh&H., deren begrenzte Zuſtändigkeit ebenfalls her⸗ 
vorgehoben wird, ſetzt ſich der SchH. in kühnem Schwunge über alles 
dies hinweg und beſeitigt die bulgariſchen Strafurteile, deren Un⸗ 
antaſtbarkeit noch kurz vorher ausdrücklich feſtgeſtellt wird, dadurch, 
daß der bulgariſche Staat zur Rückzahlung aller Strafen und zur 
Wiedergutmachung der ſonſtigen Rechtsnachteile verurteilt wird. Un⸗ 
beachtet bleibt, daß die Gebr. P. den ganzen Inſtanzenzug der bul⸗ 
gariſchen Strafgerichtsbarkeit erſchöpft, ſomit Gelegenheit zur Geltend⸗ 
machung ihrer Einreden, zu ausreichender Verteidigung gehabt hatten 
und trotzdem zu Recht verurteilt worden ſind, weil ſie ſich, dazu noch 
im Ungehorſam gegen die ihnen von der bulgariſchen Steuerbehörde 
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ſteuer durch Anbringen der vorgeſchriebenen Banderole zu entrichten. 
Am 21. Nop. 1919 wurden die Gebr. P. durch die Steuerbehörde 
Philippopoli wegen Tabakſteuerkontravention verurteilt; die hiergegen 
von den Gebr. P. ergriffenen Rechtsmittel waren ohne Erfolg, der 
bulgariſche Kaſſationshof hat am 24. Okt. 1921 das letzte Rechtsmittel 
verworfen. 

Die Gebr. P. haben den Griechiſch⸗Bulgariſchen GemSchchH. an⸗ 
gerufen und verlangen die Rückerſtattung der gezahlten Strafen und 
des Wertes des eingezogenen Tabaks. Der GemSchchH. erwägt, daß 
Art. 189 des Vertrages von Neuilly (Art. 305 VV.) den Grundſatz der 
Autorität des rechtskräftigen Urteils abändert und dem Gem SchH. 
zwecks Sicherung der genauen Anwendung der Friedensverträge in 
allen Signatarſtaaten eine umfaſſende Kontrolle über die Entſchei⸗ 
dungen der nationalen Gerichte überträgt. Trotz des rein zivilrecht⸗ 
lichen Charakters der Gem SchH. erſtreckt ſich dieſe Kontrolle ſowohl 
auf die Urteile der Zivilgerichte wie auch der Strafgerichte, da ein 
Strafurteil auch Wirkungen für die Güter, Rechte und Intereſſen der 
beteiligten Perſonen haben kann. Jedoch iſt Art. 189 des Vertrages 
von Neuilly immer mit Rückſicht auf den allgemeinen und abſoluten 
Charakter des Grundſatzes der Autorität der Rechtskraft und die be⸗ 
ſchrankte Zuſtändigkeit der GemSchcöH., mit der äußerſten Vorſicht 
nur dann anzuwenden, wenn eine Verletzung des Vertrages von 
Neuilly offenſichtlich feſtſteht. 

Weiter gibt Art. 185 des Vertrages von Neuilly (Art. 302 VV.) 
dem Alltierten ein Recht auf Abhilfe, falls ein Urteil, gleichviel in 
welcher Sache, gegen ihn ergangen iſt. Schließlich geſtattet die all⸗ 
gemeine Faſſung von Art. 183 b des Vertrages von Neuilly (Art. 300 b 
VV.) dem GemSchchH. über die vorliegende Klage, innerhalb der 
Grenzen der gemachten Vorbehalte zu entſcheiden. Der SHSH. hat 
demgemäß durch Zwiſchenurteil v. 10. April 1924 Aufklärungen über 
die Verzögerung des Eingangs der Steuerdeklaration der Gebr. P. 


gemachten Auflage, ſtrafbar gemacht hatten. Der SchchH. durfte daher 
die bulgariſchen Strafurteile nicht antaſten, da den Gebr. P. die Mög⸗ 
lichkeit der Verteidigung offen geſtanden hat, ſomit abgeſehen von 
ſonſtigen Bedenken weder Art. 185 II noch Art. 183 b des Vertrages 
von Neuilly in Frage kommen können. Die Möglichkeit der Ver⸗ 
teidigung muß genügen, um die Anwendung von Art. 18511 und 
Art. 183 b auszuſchließen. Der SchH. hat kein Recht der Nach⸗ 
prüfung, weshalb die mögliche Verteidigung zu keinem Erfolg geführt 
hat, weshalb der alliierte Staatsangehörige trotz ſeiner Einwendungen 
unterlegen iſt. Dies bedarf der nachdrücklichen Feſtſtellung, da der 
Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſche GemSchch H. in feinem Urteil v. 16. Mai 
1924 (Rec. IV, 537) die gegenteilige Anſicht anſcheinend für diskutier⸗ 
bar hält, er erwähnt dieſe wenigſtens ohne eine ſachliche Stellung⸗ 
nahme. Und Art. 1897 Seine Anwendung entfällt, da die bulgariſchen 
Strafurteile keine der in ihm genannten Vorſchriften des Vertrages 
von Neuilly verletzt haben. 

Eine Verletzung dieſer Vorſchriften durch ein Strafurteil iſt an⸗ 
geſichts ihres in der Hauptſache rein zivilrechtlichen Charakters völlig 
ausgeſchloſſen. Dies führt zur Erörterung der Frage, ob ein Gem⸗ 
SchH. auf Grund der Verträge von Verſailles, St. Germain, Trianon 
und Neuilly überhaupt in die Strafgerichtsbarkeit der beſiegten Staaten 
eingreifen kann. Dieſe Frage muß unbedingt verneint werden. Die 
Stellung der Gem SchH. und das Gebiet ihrer Tätigkeit find in 
allen vier Verträgen vollkommen gleich geartet. In der Hauptſache 
ſind ſie zur Schlichtung von Streitigkeiten über Anſprüche aus vor 
dem Kriegsende geſchloſſenen Verträgen, im weſentlichen alſo über An⸗ 
ſprüche ziwilrechtlichen, insbeſondere obligationenrechtlichen Charakters 
berufen, worunter Ausgleichsprozeſſe, falls ein Ausgleichsverfahren 
eingerichtet iſt, mit einbegriffen ſind. Inſoweit treten ſie lediglich an 
Stelle der betreffenden zuſtändigen nationalen Gerichte. Außerdem ſind 
ihnen beſtimmte, genau bezeichnete Aufgaben zugewieſen, welche die 
den beſiegten Staaten durch die Friedensverträge beſonders auferlegten 
Laſten betreffen, namentlich den Erſatz für Maßnahmen des Wirk⸗ 
ſchaftskrieges, auch einzelne Entſcheidungen auf dem Gebiet der Liqui⸗ 
dation des feindlichen Eigentums. Schließlich iſt ihnen der Schutz der 
Ententeangehörigen gegen gerichtliche und ſonſtige behördliche Maß⸗ 
nahmen in den beſiegten Staaten während des Krieges (Verſailles 
Art. 300 b, 302 II; St. Germain Art. 252 b, 254 II; Trianon 
Art. 235 b, 237 II; Neuilly Art. 183 b, 185 II) übertragen, zugleich 
ſind ſie Reviſionsinſtanz wegen Verletzung beſtimmter Vorſchriften der 
Friedensverträge durch Urteile der zuſtändigen Gerichte ſamtlicher 
Signatarſtaaten, nicht nur der beſiegten Staaten (Verſailles Art. 305; 
St. Germain Art. 257; Trianon Art. 240; Nenuilly Art. 189). Die 
nach den letztgenannten Vorſchriften reviſiblen Beſtimmungen der Frie⸗ 
densverträge liegen, wie bereits ausgeführt, in der Hauptſache auf rein 
zivilrechtlichem Gebiet, betreffen außerdem die durch die Friedens⸗ 
verträge den beſiegten Staaten auferlegten wirtſchaftlichen Laſten, eine 
Reviſion von Strafurteilen auf dieſem Wege iſt ſomit vollkommen 
ausgeſchloſſen. Daß ein Strafurteil auch Wirkungen für die Güter, 
Rechte und Intereſſen der beteiligten Perſonen hat, iſt wohl kaum zu 
beſtreiten, wird aber von dem Zwiſchenurteil P. zu Unrecht angeführt, 
um eine Kontrolle der Gem SchchH. auch über Strafurteile zu recht⸗ 
fertigen. Nicht jede Einwirkung auf die Güter, Rechte und Intereſſen 
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v. 14. Nov. 1918 bei den bulgariſchen Steuerbehörden, ſowie darüber 
angeordnet, ob gegen die Gebr. P. ein oder zwei Strafverfahren an⸗ 
hängig gemacht worden waren. 

Das Endurteil des GemSchcg . v. 3. Dez. 1925 ſtellt feſt, daß 
die Steuerbehörde von Philippopoli im November 1918 den Gebr. P. 
den beſchlagnahmten Tabak mit der Auflage zurückgegeben hatte, die 


Steuer durch Anbringung der Banderolen zu entrichten, daß das im 
November 1919 eingeleitete Strafverfahren mit der rechtskräftigen Ver⸗ 


urteilung der Gebr. P. wegen Tabakſteuerkontravention geendet hat. 

Der GemSh&H. achtet ſtets die Rechtskraft gerichtlicher Ent⸗ 
ſcheidungen, deren Nachprüfung nur in den durch die Friedensverträge 
ausdrücklich vorgeſehenen Fällen möglich iſt. Er iſt nicht in der Lage, 
die ſich manchmal widerſprechenden Entſcheidungen der bulgariſchen 
Gerichte über denſelben Tatbeſtand auf ihre Berechtigung hin zu 
prüfen. Es genügt die Feſtſlellung, daß die von den Kl. angegriffenen 
Entſcheidungen eine Tabakfieuerhinterziehung betreffen, daß die Tabak⸗ 
ſteuerhinterziehung in der Unterlaſſung einer durch das bulgariſche 
Steuergeſetz vorgeſchriebenen Formalität beſteht, nämlich der An⸗ 
bringung von Banderolen auf dem Tabak, daß die wegen Nicht⸗ 
erfüllung dieſer Formalität erlaſſenen Strafurteile gegen die Gebr. P. 


von Ententeangehörigen hat einen Anſpruch auf Abhilfe nach den Frie⸗ 
densverträgen zur Folge, ſondern nur dann, wenn beſtimmte, genau 
bezeichnete Tatbeſtände vorliegen. Art. 189 des Vertrages von Neuilly 
(Verſailles Art. 305; St. Germain Art. 257; Trianon Act. 240) 
knüpft die Reviſion überhaupt nicht an eine Einwirkung auf Güter, 
Rechte und Intereſſen der Beteiligten, ſondern in erſter Linie an die 
Verletzung beſtimmter Rechtsvorſchriften. Ebenſowenig wie durch Art. 189 
des Vertrages von Neuilly ſich ein Eingriff in die Strafgerichtsbar⸗ 
Reit der beſiegten Staaten rechtfertigen läßt, ebenſowenig iſt dies durch 
Art. 185 II des Vertrages von Neuilly möglich. Wenn das Zwiſchen⸗ 
urteil P. fi auf die weitgeſpannte Faſſung der Worte „Si un juge- 
ment, en quelque matiére qu'il soit intervenu, a été rendu“ be⸗ 
ruft, ſo iſt damit gar nichts gewonnen, als eine reine Wortauslegung, 
außerdem beſchränkt auf Art. 185 II, ohne auf den Zuſammenhang 
mit den anderen Vorſchriften zu achten. Ein derartiges Verfahren 
führt bei jedem Geſetz zu unſtimmigen Ergebniſſen, insbeſondere bei 
ſo auf wirtſchaftliche und politiſche Wirkungen eingeſtellten Vertrags⸗ 
werken, wie es die vier Friedensverträge von Verſailles, St. Germain, 
Trianon und Neuilly find. Die oben angeführte Stelle will nun 
keineswegs Strafurteile mit begreifen, fie will lediglich betonen, im 
Gegenſatz zu Art. 189 des Vertrages von Neuilly, daß es ſich nicht 
nur um Angelegenheiten handelt, die im Vertrage von Neuilly geregelt 
ſind, ſondern auch um Streitigkeiten, die außer Zuſammenhang mit 
dem Vertrage von Neuilly ftehen, ſofern die beteiligte Ententepartei 
nicht in der Lage war, ſich zu verteidigen. Die Rechtſprechung aller 
SH&H. iſt ſich einig darüber, daß, falls die Parteien nicht in die Lage 
vor dem Urteil zurückverſetzt werden können, eine etwa dem beteiligten 
Ententeangehörigen zuzubilligenden Schadloshaltung der Gegenpartei, 
nicht dem Staat zur Laſt fällt. Danach wird ein Rechtsſtreit zwiſchen 
zwei feindlichen „ressortissants“, zwei gleichgeſtellten Parteien, vor⸗ 
ausgeſetzt. Der Staat als Inhaber der öffentlichen Gewalt i. S. der 
Friedensverträge niemals ein „ressortissant“, die Ausübung der 
öffentlichen Strafgewalt kann hier nicht in Frage kommen; im Straf⸗ 
prozeß ſtehen ſich der Staat und der Beſchuldigte nicht als gleich⸗ 
geordnete Parteien gegenüber, welche über Privatrechte im Streit ſind. 
Es muß daher beſtritten werden, daß Strafurteile dem Art. 185 II 
des Vertrages von Neuilly unterfallen. Ein derartig einſchneidender 
und außergewöhnlicher Eingriff in die Strafgerichtsbarkeit der be⸗ 
ſiegten Staaten hätte in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe an⸗ 
geordnet werden müſſen. Diejelbe Erwägung trifft bei Art. 183 b des 
Vertrages von Neuilly zu. Auch hier ſchließt der Sch., wie bereits 
ausgeführt, höchſt oberflächlich aus der allgemeinen Faſſung des Aus⸗ 
drucks „non-accomplissement d'un acte ou d'une formalité“ auf 
die Einbeziehung von Strafurteilen. Dieſe Stelle bedeutet jedoch nichts 
weiter, als daß ein Ententeangehöriger gegen irgendeine auf dem Ge⸗ 
biet des öffentlichen Rechts ihn belaſtende Verfügung oder Entſcheidung 
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vollſtreckt worden ſind. Die Vorausſetzungen des Art. 183 b des Ver⸗ 
trages von Neuilly find daher gegeben, die angegriffenen Entſchei⸗ 
dungen der bulgariſchen Strafgerichte waren in Verletzung dieſer Vor⸗ 
ſchrift ergangen. Aus dieſen Gründen wird der Klage in vollem Um⸗ 
fang ſtattgegeben, und der bulgariſche Staat zur Rückzahlung der 
Geldſtrafen, der doppelten Steuer und des Wertes des eingezogenen 
Tabaks verurteilt. 

(Griech.⸗Bulg. GemSchch p., Urt. v. 10. April 1924 u. 3. Dez. 1925.) 


Die Zeilerſchen Amwertungszahlen. 


Monats⸗ Wohlſtands⸗ umwertungs⸗ 
durchſchnitte @elbwertzahten aalen Wahlen 
Auguſt 1926 1,425 Bill. 63,5% 905 Milld. 

September 1,420 „ 64,0% 909 En 
Oktober 1422 „ 64,5% 917 
November 1,436 „ 65,0 % 932 „ 

— 


infolge der Kriegsverhältniſſe nicht die nötigen Schritte tun kann, um 
ſeine Einwendungen geltend zu machen. Im Gegenſatz zu Art. 189 
und 185 JIT des Vertrages von Neuilly handelt es ſich hier nicht um 
Angelegenheiten des bürgerlichen Rechts, ſondern um vermögensrecht⸗ 
liche Verpflichtungen gegenüber dem Staat oder einer ſonſtigen öfſent⸗ 
lichen Perſon. Falls eine Wiederherſtellung des beeinträchtigten Rechts⸗ 
zuſtandes unmöglich iſt, haftet der bulgariſche Staat. Es bedarf Raum 
einer Ausführung, daß Strafurteile hier völlig außerhalb ſtehen. Im 
vorliegenden Falle kann doch unmöglich die ſtrafbare Unterlaſſung der 
Gebr. P. in der Erfüllung ihrer Steuerpflichten als „non-accomplisse- 
ment d'un acte“ angeſehen werden. Die ultimative Note der Entente 
v. 16. Juni 1919 bemerkt zu Art. 300 b VV. (entſpr. Art. 183 b des 
Vertrages von Neuilly), daß dieſe Beſtimmung ſich auf „mesures 
d'exécution légales judieiaires ou administratives“ beziehe, ohne 
weiteres können Strafurteile darunter nicht verſtanden werden. Dies 
würde dem auch in dem Zwiſchenurteil P. betonten zivilen Charakter 
der GemSchc geh. widerſprechen, die nach der ultimativen Note der 
Entente v. 16. Juni 1919 (zu Art. 304 1 VV.) nicht allein „über die 
neuen Rechte zu entſcheiden haben, die aus dem FV. entſtehen, ſondern 
auch ein neues Forum find, dem gewiſſe Streitigkeiten, die ſich auf 
bereits beſtehende Privatrechte beziehen, überwieſen werden“. Nir⸗ 
gends iſt demnach die Rede von Strafurteilen. Die Entſch. P. iſt die 
einzige, welche ein Strafurteil beſeitigt, und zwar, wie ausgeführt, 
ohne die Zuläſſigkeit dieſes Vorgehens grundſätzlich zu rechtfertigen. 
Das Urteil des Deutſch⸗Tſchechoſlowakiſchen GemSchchH. v. 16. Mai 
1924 (Rec. IV, 537 ff.) geht ebenfalls der Crörterung der grundſätz⸗ 
lichen Frage aus dem Wege und weiſt die Klage aus dem formellen 
Grunde ab, weil zur Zeit des deutſchen Strafurteils v. 19. Juni 1915 
wegen Spionage noch kein Kriegszuſtand zwiſchen Deutſchland und der 
Tſchechoſlowakei beſtanden hat. Ebenſo enthalten ſich einer Entſchei⸗ 
dung der grundſätzlichen Frage die drei Urteile der Sektion Aſſer vom 
8. Juni 1925 (Rec. V, 785 ff., Kriegsverrat), v. 8. Juni 1925 (Rec. V, 
788 ff., Spionage) und v. 7. Juli 1925 (Rec. V, 794 ff., Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die Kriegs O. über Getreideverſorgung). Die Klagen wer⸗ 
den zurückgewieſen, weil die Strafurteile ſachlich gerechtfertigt ſind. 
Die Zuläſſigkeit der Klage an ſich wird gar nicht erörtert. Dieſe 
Kriegsverrats⸗ und Spionagefälle zeigen deutlich das Unſinnige und 
Unerhörte, die GemSh®H. auf Grund der Friedensverträge auch in 
die Strafrechtspflege der beſiegten Staaten eingreifen zu laſſen. Die 
Möglichkeit, daß das Deutſche Reich wegen eines gegen das Reich ſelbſt 
begangenen Kriegsverrats oder einer Spionage, noch außerdem zu 
Schadenserſatz an die Übeltäter verurteilt wird, iſt geradezu ungeheuer⸗ 
lich. Es war daher unbedingt erforderlich, die Entſch. des Griechiſch⸗ 
Bulgariſchen GemSchcßH. im Fall P., trotzdem dieſer an ſich nicht 
von großer Bedeutung iſt, als grundſätzlich abwegig entſchieden zu be⸗ 
Kämpfen. RegR. Dr. Caſpers, Berlin. 


Dem Reichstage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Der dem RT. am 27. Nov. zugegangene Entw. eines Geſ. 
über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfs⸗ 
gegenſtänden (Lebensmittelgefeg) umſaßt 23 Paragraphen, von 
denen etwa die Hälfte ſtrafrechtlichen Inhalts ift. Das neue Geſetz ſoll 
an die Stelle des jog. Nahrungsmittelgeſ. v. 14. Mai 1879 (RG Bl. 
145) treten, das ſich im allgemeinen zwar gut bewährt, aber doch 
auch gewiſſe Mängel gezeigt hat. Als fein weſentlichſter Mangel 
wird von den Gewerbe⸗ und Handelskreiſen die Unſicherheit darüber 
empfunden, was im Einzelfalle erlaubt oder verboten iſt. Eine zweite 
Lücke zeigt das Geſetz darin, daß es ein Verbot irreführender Be⸗ 


zeichnung von Lebensmitteln nur für das Feilhalten verdorbener, 
nachgemachter oder verfälſchter Lebensmittel, nicht aber allgemein 
ausspricht. Der Entw. faßt dem Sprachgebrauch der neueren Zeit 
entſprechend die Begriffe „Nahrungsmittel“ und „Genußmittel“ unter 
dem Begriff Lebensmittel zuſammen und legt den Umfang dieſes Be⸗ 
griffs im Geſetz ſelbſt möglichſt genau feſt. Danach gehören zu den 
Lebensmitteln nicht nur die eigentlichen Speiſen und Getränke, ſon⸗ 
dern auch deren Rohſtoffe und Vorerzeugniſſe, die von Menſchen 
erſt genoſſen werden, nachdem ſie zubereitet oder verarbeitet worden 
ſind, wie z. B. lebendes Schlachtvieh, Getreide, Hefe, Backpulver, 
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Gewürze. Nicht zu den Lebensmitteln gehören jedoch die Arzneimittel. 
Den Lebensmitteln ſtehen gleich Tabak und tabakähnliche Erzeugniſſe, 
die zum Rauchen, Kauen und Schnupfen beſtimmt find ($ 1). Neben 
den Lebensmitteln wird eine Reihe von Bedarfsgegenſtän⸗ 
den, wie z. B. ſolche, die bei ungeeigneter Beſchaffenheit Speiſen 
Getränke verunreinigen und dadurch geſundheitsſchädlich machen kön⸗ 
nen, von den Beſtimmungen des Geſetzes getroffen. Es ſind dies im 
weſentlichen die Gebrauchsgegenſtände des Nahrungsmittel. von 
1879, doch iſt ihr Kreis in mehrfacher Hinſicht erweitert worden. 
Der 8 2 des Entw. führt fie unter 6 Ziffern auf; es ſeien hier neben 
den Er, Trink⸗ und Kochgeſchirren die kosmetiſchen Mittel, Be- 
kleidungsgegenſtände, Spielwaren, Tapeten, künſtliche Pflanzen, Pe⸗ 
troleum und Farben genannt. Dieſe Gegenſtände unterliegen be⸗ 
ſtimmten hygieniſchen Verboten (83) oder Verboten zum Schutze 
gegen Täuſchung (§ 4). Der 8 5 enthält diejenigen Verbote und Vor⸗ 
ſchriften, die zur leichteren Anpaſſung an die wechſelnden wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe und an die Fortſchritte von Wiſſenſchaft und 
Technik dem Verordnungswege vorbehalten ſind. Vor dem Erlaß von 
Verordnungen iſt der Reichsgeſundheitsrat, verſtärkt durch Sachver⸗ 
ſtändige aus den Kreiſen der Erzeuger, der Händler, der Verbraucher 
und der Fachwiſſenſchaft, zu hören (8 6). Die folgenden Paragraphen 
behandeln die Beaufſichtigung des Verkehrs mit Lebens⸗ 
mitteln und Bedarfsgegenſtänden, die zur Durchführung der Verbote, 
namentlich aber als vorbeugende Maßnahme erforderlich iſt; der 
Entw. ſieht in dieſer Beziehung eine Erweiterung der Be⸗ 
ſichtigungsbefugnis auf Herſtellungs⸗, Verarbeitungs⸗ und 
Lagerräume vor. Dieſe Beſichtigungen erfordern häufig eine beſon⸗ 
dere Sachkenntnis; ſie ſollen deshalb nicht von jedem beliebigen Be⸗ 
amten der Polizei, ſondern nur von den mit der Überwachung des 
Lebensmittelverkehrs beauftragten Beamten vorgenommen werden, die 
für dieſe Aufgabe ausgebildet worden ſind und einen entſprechenden 
Ausweis mit ſich führen. Bei Gefahr im Verzuge ſind auch die ſon⸗ 
ſtigen Beamten der Polizei einzugreifen befugt; alſo z. B. Räume, in 
denen Lebensmittel hergeſtellt werden, während der Arbeitszeit zu be⸗ 
treten und Proben zum Zwecke der Unterſuchung zu entnehmen. Un⸗ 
berührt durch dieſe Sonderbeſtimmungen (88 7, 8 ff.) bleiben die Vor⸗ 
ſchriften der StPO. über Durchſuchung und Beſchlagnahme in Ver⸗ 
dachtsfällen. Für die Inhaber und Angeſtellten der zu beſichtigenden 
Betriebe und Geſchäfte iſt eine nicht nur duldende, ſondern tätige 
Mitwirkung bei der Beſichtigung und Probenentnahme vorgeſchrie⸗ 
ben, um der Erſchwerung und Hintertreibung der Beſichtigung vor⸗ 
zubeugen. Durch eine beſondere Vorſchrift werden die Betriebs⸗ und 
Geſchäftsgeheimniſſe der beſichtigten Unternehmungen geſichert. Bei 
den Strafbeſtimmungen (88 12—21) werden die Handlungen, 
die unmittelbar die menſchliche Geſundheit bedrohen, von ſolchen ge⸗ 
trennt, die zunächſt nur wirtſchaftliche Schädigungen zur Folge haben. 
Die Einziehung oder Vernichtung im objektiven Ver⸗ 
fahren iſt nicht mehr wie bisher auf geſundheitsſchädigende Gegen⸗ 
ſtände beſchränkt, ſondern auf verdorbene, verfälſchte, nachgemachte 
oder irreführend bezeichnete Lebensmittel ausgedehnt, um den Schutz 
der Verbraucher wirkſamer zu geſtalten. Als Nebenſtrafe iſt die ge⸗ 
richtliche Unterſagung des Herſtellungs⸗ oder Han⸗ 
delsbetriebs vorgeſehen. Zur Sicherung der Betriebs- und Ge⸗ 
ſchäftsgeheimniſſe, die bei der weſentlich erweiterten Beſichtigungs⸗ 
befugnis der beſichtigenden Beamten und Sachverſtändigen zur 
Kenntnis kommen, ſieht der Entw. beſondere Strafbeſtimmungen 
vor. Durch das neue Geſetz werden nicht nur das Nahrungsmittelgeſetz 
von 1879, ſondern auch der 8367 Nr. 7 StGB., die VO. gegen irre⸗ 
führende Bezeichnung von Nahrungs⸗ und Genußmitteln v. 26. Juni 
1916 (RGBl. 588) und der III. Abſchnitt der VO. über Handelsbe⸗ 
5 v. 13. Juli 1923 (RGBl. I, 699 u. 706) außer Kraft 
geſetzt. 

2. Zugegangen iſt dem RT. am 23. Nov. der 106 Paragraphen 
umfaſſende Entw. eines Spiritus monopolgeſetzes. (Über 
die zuſtimmende Stellungnahme des Reichswirtſchaftsrats vgl. be⸗ 
reits IW. 1926, 2033 12.) Der Entw. beabſichtigt nach der Begrün⸗ 
dung nicht etwa eine grundlegende Umgeſtaltung des Monopols und 
der Branntweinwirtſchaft; er hält vielmehr an dem Grundgedanken 
der bisherigen Branntweinſteuer⸗ und Monopolgeſetzgebung feſt und 
ſucht die z. Z. beſtehenden Schwierigkeiten auf einem Mittelweg, und 
zwar durch eine Fülle von Einzelmaßnahmen zu beheben, die, jede 
für ſich genommen, wohl nicht von allzu einſchneidender Wirkung 
für die beteiligten Gewerbekreiſe ſind, alle zuſammengenommen aber 
doch ſo nachhaltig ſein dürften, daß durch ſie eine Geſundung des 
Monopols und der Branntweinwirtſchaft erreicht werden kann. Die 
Opfer, die von den Beteiligten gebracht werden müßten, ſeien nicht 
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einſeitig auf die Schulter einzelner gelegt, ſondern möglichſt ſo ver⸗ 
teilt, daß alle Gewerbezweige etwas zu tragen haben. Der Entw. zer⸗ 
fällt in zwei Teile, von denen der erſte das Spiritus monopol, 
der zweite die ſog. Ausgleichsſteuern behandelt. Hier ſei be⸗ 
ſonders auf die 88 76—83 verwieſen, die das Strafrecht behan⸗ 
deln. Das Monopolſtrafrecht gliedert ſich, entſprechend dem 
Steuerſtrafrecht, in die Monopolhinterziehungen, die Monopolgefähr⸗ 
dung, die Monopolhehlerei und die Monopolordnungswidrigkeit; 
hierzu treten als beſondere Strafvorſchriften die Verletzung der 
Schweigepflicht und die Verletzung des Reinigungsmonopols. Zu den 
Ausgleichsſteuern, die Verbrauchsſteuern i. S. der RAbgO. find, ge⸗ 
hören: die Branntweinherſtellſteuer, die Branntweineinfuhrſteuer, die 
Branntweinvertriebsſteuer und die Eſſigſäureſteuer. 


3. Der Entw. eines Geſ. zur Anderung des Reichsge⸗ 
ſetzes über die Preſſe v. 7. Mai 1874 fügt dem 88 des Ge⸗ 
ſetzes folgenden Abſ. 2 zu: „Wer nach geſetzlicher Vorſchrift nicht 
oder nur mit beſonderer Zuſtimmung oder Genehmigung ſtrafrecht⸗ 
lich verfolgt werden kann, darf nicht verantwortlicher Redakteur 
einer periodiſchen Druckſchrift ſein.“ Es war nämlich wiederholt vor⸗ 
gekommen, daß periodiſche Druckſchriften ſich der ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortung dadurch entziehen, daß als verantwortliche Redakteure 
Perſönlichkeiten beſtellt werden, die parlamentariſche Immunität ge⸗ 
nießen. Durch die neue Faſſung des Geſetzes werden nicht nur Mit⸗ 
glieder geſetzlicher Körperſchaften, ſondern alle auf Grund ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchriften nicht oder nur mit beſonderer 
Zuſtimmung oder Genehmigung ſtrafrechtlich ver⸗ 
folgbare Perſonen während der Dauer ihrer Unver⸗ 
folgbarkeit als verantwortliche Redakteure i. S. des 
Preßgeſetzes ausgeſchloſſen. Es wird jedoch durch die neue 
Vorſchrift kein Abgeordneter vom Nedakteurberuf ausgeſchloſſen, auch 
nicht daran gehindert, Chefredakteur ſeines Blattes zu ſein. 


4. Der Entw. eines Geſ. über die Abtretung von Be⸗ 
amtenbezügen zum Heimſtättenbau ſchlägt einen neuen 
Weg ein, um die zahlreichen wohnungsloſen Beamten ſobald als 
möglich in geordnete Wohnungsverhältniſſe zu überführen. Der Be⸗ 
amte tritt für eine Reihe von Jahren einen Teil feines 
Dienſteinkommens an eine Sparorganiſation ab, 
die die Beleihung der Beamtenheimſtätten vornimmt. Er beſtimmt 
ſelbſt die Anzahl der Jahre und die Höhe der jährlichen Sparſummen. 
Der Sparbetrag ſoll bei der Gehaltszahlung einbehalten und von der 
Zahlſtelle unmittelbar der Organiſalion zugeführt werden. Die Spar⸗ 
gelder nebſt Zinſen ſollen ausſchließlich dem Heimſtättenbau der 
Sparer dienen. Eine bevorzugte Stellung wird den beteiligten Be⸗ 
amten bei der Bewerbung um Hauszinsſteuerhypotheken oder Arbeit⸗ 
geberdarlehn andern Bewerbern gegenüber durch den Entw. nicht 
eingeräumt. Der Entw. beſeitigt lediglich geſetzliche Schranken, 
indem er den Kreis der Bezüge, die unter die Beſchränkung der Ab⸗ 
tretungsbefugnis fallen, gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtand ver⸗ 
ändert. Es können nach 81 zwei Drittel des Betrags, um den das 
Dienſteinkommen, Ruhegehalt und die ſonſtigen Bezüge des Beamten 
die Summe von insgeſamt 1560 % für das Jahr überſteigen, zum 
Zwecke des Heimſtättenbaues abgetreten werden. Die Abtretung iſt 
nur zuläſſig zur Beſchaffung, Verzinſung und Tilgung von Darlehn, 
die zum Zwecke des Erwerbes oder der Errichtung einer Wohnheim⸗ 
ftätte nach Maßgabe des Reichsheimſtättengeſ. v. 10. Mai 1920 
(RGBl. 962) oder einer anderweitig gegen ſpekulative Verwertung 
geſchützten Wohnheimſtätte oder zum Erwerbe eines hierzu beſtimm⸗ 
ten Grundſtücks zugeſagt oder gewährt find. 

5. Der Entw. eines Gel. zur Abänderung der Gew. 
macht die Ausübung des Wach- und Schließgewerbes von 
einer Erlaubniserteilung abhängig. Die Einſührung der Er⸗ 
laubnispflicht wird damit gerechtfertigt, daß es ſich um Unterneh⸗ 
mungen handelt, die auf privatrechtlicher Grundlage ſicherheitspoli⸗ 
zeiliche Aufgaben erfüllen und die nur unter der Vorausſetzung ihrer 
Zuverläſſigkeit der öffentlichen Sicherheitspolizei die erwünſchte Unter⸗ 
ſtützung bieten können. 

6. Bei dem dem RT. vorliegenden Zuſatzabkommen zu 
Art. 20 des Deutſch-⸗Litauiſchen Handelsvertrags v. 
1. Juni 1923 handelt es ſich um ein Abkommen zur Erleichte⸗ 
rung des Verkehrs an der deutſch⸗litauiſchen Grenze. 
Die erſten 10 Artikel regeln die für die geſamte Grenze gemeinſamen 
Grenzangelegenheiten, während die durch die Grenze gegen das 
Memeigebiet notwendig gewordene Sonderregelung in den 88 1—13 
des Art. 11 enthalten iſt. Eingehende Vorſchriften tragen den beſon⸗ 
deren Verhältniſſen der Stadt Tilſit Rechnung. 


— ͤ———— Me a ————ę—ę—ñ — — ——— — ——— — el 


Achtung! 


Der Antrag nach § 26 Abſ. 2 des Rufwertungsgeſetzes auf verlängerung der 


hypothekenrückzahlungsfriſt vom 1. Januar 1932 auf längſtens J. Januar 1938 kann nur bis 
zum J. Januar 1927 geſtellt werden. 


* 
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II. Aberſicht der Rechtfprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 116, 781 B88. Eine Urkunde ift ungeachtet ihres Wortlautes 
als ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis nur zu betrachten, wenn der 
Schuldner ein ſolches begründen wollte. Das ein früheres beſtätigende 
Schuldanerkenntnis begründet kein neues Schuldverhältnis. RG. 28383 

8 134, 244 BGB.; 53 Ziff. 2 Ausf Beſt. v. 8. Mai 1923 ;. 
ValutaſpekV O. v. gl. Tage. Die Abrede: Zahl ng „in effektiven De- 
viſen“ iſt gleichbedeutend mit der „ausdrücklichen“ Bedingung der 
Zahlung in ausländiſcher Währung. Eine ſolche Abrede macht, wenn 
ſie gegen geſ. Beſtimmungen verſtößt, in der Regel nur die Zahlungs⸗ 
beſtimmung, nicht das ganze Geſchäft nichtig. Geſchäfte mit ober⸗ 
ſchleſiſchen Hütten in den jetzt polniſchen Gebieten ſind Einfuhrge⸗ 
tale, e 8 . 28381 

8 138 BGB. Nichtigkeit eines Lieferungsvertrages wegen ber. 
einbarter Irreführung der für die Erteilung der Einfuhrbewilligung 
und Deviſengenehmigung zuſtändigen deutſchen Behörden über die 
Höhe des Kaufpreiſes. RG... - - - ... 2838? 

88 242, 399, 404 BGB. „Schweizeriſche Goldhypotheken“ ſind 
auch ſolche, die urſprünglich für einen deutſchen Gläubiger entſtanden, 
dann durch Abtretung vor dem 31. Juli 1914 auf einen Schweizer 
übergegangen find. RG. 28415 

5 242 BGB. Gegenüber einer Freizeichnungsklauſel ſtellt Unter⸗ 
laſſung von Eindeckung zu billigeren Zeiten noch kein vertretbares 
Verſchulden dar. RG 28394 

85 244, 134 BGB.; 8 3 Ziff. 2 Ausf Beſt. v. 8. Mai 1923 z. 
ValutaſpekV O. v. gl. Tage. Die Abrede: Zahlung „in effektiven De⸗ 
viſen“ iſt gleichbedeutend mit der „ausdrücklichen“ Bedingung der 
Zahlung in ausländiſcher Währung. Eine ſolche Abrede macht, wenn ſie 
gegen geſ. Beſtimmungen verſtößt, in der Regel nur die Zahlungs⸗ 
beſtimmung, nicht das ganze Geſchäft nichtig. Geſchäfte mit ober⸗ 
ſchleſiſchen Hütten in den jetzt polniſchen Gebieten ſind Einfuhrge⸗ 
ches N ee F 28381 

88 399, 404, 242 BGB. „Schweizeriſche Goldhypotheken“ find 
auch ſolche, die urſprünglich für einen deutſchen Gläubiger entſtanden, 
dann durch Abtretung vor dem 31. Juli 1914 auf einen Schweizer 
übergegangen ſind. RG. 28415 

8434 BGB. Beſchlagnahme durch die Beſatzungsbehörde im 
Feindesland kann das Eigentum des Vorbeſitzers beſeitigen. Der 
Käufer erlangt dann den Gegenſtand frei von Mängeln im Rechte. — 
Der Inhaber eines Warenzeichens darf dieſes auch zur Kennzeichnung 
nicht eigener Erzeugniſſe, mit denen er Handel treibt, benutzen. RG. 

28426 

8457 BGB. Weſen und Umfang der Haftung beim Verkauf von 
FCC 2, Di ar 28427 

88 781, 116 BGB. Eine Urkunde iſt ungeachtet ihres Wortlautes 
als ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis nur zu betrachten, wenn der 
Schuldner ein ſolches begründen wollte. Das ein früheres beſtätigende 
Schuldanerkenntnis begründet kein neues Schuldverhältnis. RG. 28385 


8812 BGB. Zur Begründung des Bereicherungsanſpruchs it 
neben der Behauptung der Vermögensverſchiebung ohne Rechtsgrund 
der Beweisantritt dahin erforderlich und genügend, daß der vom Gegner 
behauptete Rechtsgrund nicht gegeben jei. w. 284358 

88 883, 891 BGB. Jede Einrede, die gegen den durch die Vor⸗ 
merkung geſicherten Anſpruch beſteht, kann auch gegen die Vormerkung 
erhoben werden. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs kommt der 
Vormerkung nur inſoweit zuſtatten, als die Abhängigkeit von dem ge⸗ 
ſicherten Anſpruch dem nicht widerſpricht. Obertrib. Kaunas / nowno 28701 

88 1090, 1018, 1019 BGB. Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
des Inhalts, daß die mit Staatszuſchuß errichteten Landarbeiter⸗ 
wohnungen nur von „deutſchſtämmigen“ Landarbeitern bewohnt 
werden dürfen. Für den Rechtsinhalt einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit iſt zwar das Vorhandenſein eines ſchutzwürdigen Vorteils, 
nicht aber eines gerade wirtſchaftlichen Vorteils oder eines privatrecht⸗ 
lichen Intereſſes erforderlich. Rm. 2844 

8 1234 868.; 5 368 HGB. Der Pfandverkauf durch Veräußerung 
ausländiſcher Noten erfolgt regelrecht nach den Vorſchriften der $ 1234 
Abſ. 2 BGB., 5368 HGB.; regelwidriger Verkauf erzeugt Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, die Zug um Zug gegen Zahlung der aufgewerteten 
Pfandſchuld berichtigt werden müſſen. gm. 284710 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

8 11 ESB. Ein im Ausland unter Beobachtung der Formvor⸗ 
ſchriften des Ortes des Vertragsſchluſſes geſchloſſener Veräußerungs⸗ 
vertrag über ein deutſches Grundſtück iſt gültig. LG. Freiburg 28603 

Art. 21,30 C68. Die Anwendung der Vorſchriften des 
Sowjetrechts über die Ermittelung der tatſächlichen Abſtammung mit 
rückwirkender Kraft bei einem im Jahre 1910 von einer verehelichten 
Frau Geborenen verſtößt gegen Art. 30 EGBGB. Os. Frank⸗ 
furt a. M b 28582 

Art. 29 EGBGB. Perſonenrecht der in Deutſchland wohnenden, 
jetzt ſtaatenlos gewordenen Ruſſen: Teutſches Recht iſt anwendbar, 
nicht Sowjetrecht, auch nicht früheres ruſſiſches Recht.) LG. III 
Berlin „ y mme 28591 


Handelsgeſetzbuch. 


8 368 HGB.; 51234 BGG. Der Pfandverkauf durch Veräußerung 
ausländiſcher Noten erfolgt regelrecht nach den Vorſchriften der § 1234 
Abſ. 2 BGB., 8368 HGB.; regelwidriger Verkauf erzeugt Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, die Zug um Zug gegen Zahlung der aufgewerteten 
Pfandſchuld berichtigt werden müſſen. .. 284719 

8 611 HB. Ausländiſche Währung als Wertmeſſer. RG. 28471 


Patentgeſ tz. 

88 5, 6 Pat.; Bek. v. 6. Juli 1921. Nolan Act. 8 6 Bek. der 
Reichsregierung betr. die Begründung, Erhaltung oder Wiederher⸗ 
ſtellung von gewerblichen Schutzrechten der Angehörigen der Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika v. 6. Juli 1921 ift rechtsgültig. Der Be⸗ 
griff der „Benutzung“ i. S. 5 6 deckt ſich mit 85 PatG. Und umfaßt 
nicht nur das Herſtellen, ſondern auch das Inverkehrbringen, Feil⸗ 
halten und Gebrauchen. Zum Begriff des „guten F 

25 Ric 


EL ae, 1ci Durtacı SEHE Er 


2876 


2. verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 

§ 23 3PO. 1. Wird in Deutſchland eine Klage aus einem Lebens⸗ 
verſicherungsvertrag, der in Rußland mit einer amerikaniſchen Geſell⸗ 
ſchaft geſchloſſen wurde, erhoben, ſo muß die Klage nicht dem Haupt⸗ 
bevollmächtigten der deutſchen Zweigniederlaſſung, ſondern der 
Hauptniederlaſſung der Geſellſchaft zugeſtellt werden. 2. Das Dekret 
der Sowjetregierung vom 18. November 1919 über die Annullierung 
der Lebensverſicherungsverträge hat nur territoriale Bedeutung. Dem 
Verſicherungsanſpruch wird keineswegs die Einklagbarkeit endgültig 
genommen. 3. Der Kläger iſt aber nicht berechtigt, überall da, wo ſich 
Vermögen der Geſellſchaft befindet, ſeinen Anſpruch gerichtlich geltend 
zu machen. Der Sachlage entſpricht lediglich, daß die Hauptnieder⸗ 
laſſung der Geſellſchaft verklagt werden kann. K. 28561 

§ 606 Ab}. 4 3 PO. ſetzt eine nach dem maßgebenden ausländiſchen 
Rech züge ett O2 ee 285215 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Amneſtieverordnung. 


Begriff der „öffentlichen Kundgebung“ i. S. des § 4 Nr. 2 Amn VO. 
aug ne „ nn e 


2. verfahren. 
Auslieferung. 

Die Überſchreitung des Umfangs der Auslieferungsbewilligung 
ſtellt ſich als die Verletzung einer rev ſiblen Rechtsnorm dar. Die 
angebliche Irrigkeit des Motivs der Auslieferung iſt prozeßrechtlich 
ehh , 8 28532 


C. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Neichsverfaſſung. 
Art. 109 Abf. 3 RVerf. Nur derjenige, der nach früherem Rechte 
im Zeitpunkte des Inkrafttretens der RVerf. berechtigt war, ein 
Adelsprädikat zu führen, darf es in Zukunft als Namensbeſtandteil 
fortführen. Inſoweit hat Art. 109 Abſ. 3 RVerf. keine rückwirkende 
alt, Bh sbs, 8 2855 


Staatsangehörigkeitsgeſetz. 

818 altes Reichs⸗ und Staats Ang. Forderungen ehemals 
feindlicher Gläubiger können dann nicht am Ausgleichsverfahren teil⸗ 
nehmen, wenn der angeblich deutſche Schuldner am 10. Jan. 1920 
ſtaatenlos war. Dt.⸗Belg. Gem che.. 28641 

Gef. v. 1. Juni 1870. Berluft der deutſchen Staatsangehörigkeit 
durch 10jährigen ununterbrochenen Aufenthalt im Ausland. 
rr ae a Be 2862? 


Kolonialſchädengeſetz. 
Neben der Anwendung des KolSchGG. vom 28. Juli 1921 wegen 
Kriegsſchädenerſatzanſprüche iſt — im Gegenſatz zu ſonſtigen Kriegs⸗ 
ſchädenerſatzanſprüchen — die Anwendung des Reichsbeamtenpflicht⸗ 


geſetzes v. 22. Mai 1910 ausgeſchloſſen. R. 28511? 
Neihamilhperordnung, 
Die „Reichsmilchverordnung“ iſt rechtsungültig. PrO VG. 2861! 
D 


Recht der Friedensverträge und ausländiſches Recht. 


Verſailler Vertrag. 

Art. 296 VV. A. Auch bei einer partnership-ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaftsform können die Gläubiger, die dem Clearing⸗Verfahren unter⸗ 
ſtehen, den auf ſie entfallenden Anteil der Geſellſchaftsforderung im 
Clearing⸗Verfahren geltend machen. B. Die Proviſion, die bei der 
Hingabe von Darlehen außer den Zinſen verſprochen wird, ſtellt im 
allgemeinen keine Bezahlung für zu leiſtende Dienſte, ſondern eine Ent⸗ 
ſchädigung für die Gefahren der Darlehnshingabe dar und iſt infolge⸗ 
deſſen auch dann zu zahlen, wenn während des Krieges die Geſchäfts⸗ 
verbindung zwiſchen den Parteien unterbrochen wurde. Di.-engl. 
GemSch 28664 

Art. 296 VV. findet auf Rechtsverhältniſſe in Deutſchland lebender 
Nichtdeutſcher keine Anwendung. Zahlungsverbote (VO. v. 30. Sept. 
1914) gegen feindliche Staatsangehörige ſind mit rückwirkender Kraft 
aufgehoben, VV. Art. 297 Ausf. zum VV. 327 VO. vom 11. Jan. 
1920 RS N es te 285114 


u; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 


Art. 296, 297 b BV. Wenn Schulden deutſcher Staatsangehöriger 
von dem belgiſchen Sequeſter ihres in Belgien befindlichen Vermögens 
bezahlt worden ſind, ſo ſind die Forderungen nicht auf den Sequeſter 
übergegangen, ſondern mit der Zahlung iſt die Verpflichtung des 
Schuldners erloſchen; ſie können alſo nicht mehr im Ausgleichsverfahren 
geltend gemacht werden. Di.-Belg. GemSchG . 28642 

Art. 296 VV.; 565 AufmG. Auf Grund des VV. iſt eine Auf⸗ 
wertung von Kontokorrentforderungen zwiſchen Deutſchen und Polen 
in der Regel nicht möglich. Dt.⸗Poln. Gem Sch.. . . 28691 

Art. 296 VV. Fehlen der Vorausſetzung einer Vorkriegsſchuld 
bei einem Kontokorrentſaldo. Eine Anfechtung der Entſcheidung, 
durch welche ein Ausgleichsamt die weitere Verfolgung einer Anmel⸗ 
dung ablehnt, iſt nicht möglich. Es gibt keine Gutſchrift ohne Anmel⸗ 
dung und Prüfung der Forderung im Ausgleichsverfahren. Dt.⸗Ital. 
/ ER 28671 

Art. 296 VV. Obligatio ex lege (z. B. 88 1601 ff. BGB.) iſt keine 
„debt“ im Sinne von Art. 296 Abſ. 1 Ziff. 2 VV. Di.-Engl. GemSchchH. 

28655 


Art. 296 VV. Nach dem 10. Jan. 1920 ergriffene Maßnahmen 
der all. Staaten gegenüber deutſchen Forderungen ſind unwirkſam, 
ſoweit deren Regulierung gem. Art. 296 VV. im Ausgleichsverfahren 
zu erfolgen hat. Dt.⸗Ital. GemSchchũ 28682 

Art. 29642 BB. Eine nach Inkrafttreten des VV. zwiſchen den 
privaten Parteien ohne Mitwirkung der Ausgleichsämter zur Tilgung 
der Vorkriegsſchulden der italieniſchen Schuldnerin vereinbarte Ge⸗ 
ſamtregelung iſt unwirkſam. Dt.⸗Ital. Gem SchGhc . . - - 28693 

Art. 297 VVB. Anordnungen der luxemburgiſchen Regierung find 
keine außerordentlichen Kriegsmaßnahmen. Dt.⸗Franz. GemSchcöH. 

28671 


Art. 297 VV. Anſprüche Deutſcher gegen ſolche Perſonen, die bei 
Kriegsausbruch und Abſchluß des Friedensvertrages ihren Wohnſitz 
in England hatten, können nur im Ausgleichsverfahren geltend gemacht 
Werden Lc Fran e 8 28592 

Art. 2970 BV.; § 4 der Anl. zu Art. 298 VV. Die durch 9 4 a. a. O. 
vorgeſchriebene Zuſtändigkeit eines beſonderen Richters für Vor⸗ 
kriegsſchäden gilt nur für Staaten, die nicht von Anfang an am Kriege 
teilgenommen haben. Dt.⸗Belg. GemSchGH. 28655 

§ 4 der Anl. zu Art. 298 BV.; Art. 2972 VV. Die durch § 4 a. a. O. 
vorgeſchriebene Zuſtändigkeit eines beſonderen Richters für Vor⸗ 
kriegsſchäden gilt nur für Staaten, die nicht von Anfang an am Kriege 
teilgenommen haben. Dt.⸗Bolg. GemSch GH. 28655 

Art. 299 B. Erlangt eine Vertragspartei durch die Auflöſung 
des Vertrages gem. Art. 299 einen Vorteil auf Koſten der anderen, 
fo findet die Ausnahmebeſtimmung in Art. 299 Anwendung. Dt. ⸗ 
Engl. GemSh6H. 28655 


Vertrag von Neuilly. 

Art. 182 b u. © des Vertrages von Nenilly. Die unterlaſſene 
Anbringung der durch die bulgariſchen Tabakſteuergeſetze vorgeſchrie⸗ 
benen Banderole iſt als non accomplissement d'un acte im Sinne 
von Art. 183 b und e des Vertrages von Neuilly anzuſehen und hat 
zur Folge, daß die deswegen gegen einen griechischen Staatsange⸗ 
hörigen durch die bulgariſchen Gerichte verhängten Vermögensnach⸗ 
teile wieder gut zu machen, insbeſondere gezahlte doppelte Steuern 
und ſonſtige Steuerſtrafen wieder zurückzuerſtatten ſind. Griech.⸗ 
Bulg. GemSchc hh 2825 


Genfer Abkommen. 

Art. 4, 545, 588 Genfer Abkommen. Schutz wohlerworbener 
Rechte nach dem Genfer Abkommen. Zur Rechtſtellung des Bahn⸗ 
Feier e hr a 2862! 

Recht der Tſchechoſlowakei. 

Forderungen für gelieferte Waren oder für Arbeiten, welche 
durchgeführt wurden vor dem 22. Okt. 1918 auf Grund von verein⸗ 
barten Verträgen mit der ehemaligen öſterreichiſchen Regierung und 
welche dem öſterreichiſchen Aerar geliefert wurden und gegen das 
tſchechoſlowakiſche Aerar als Erwerber von Gütern und Eigentum der 
öſterreichiſchen Regierung gem. Art. 208 FR. v. St. Germain, evtl. 
als Erwerber aller Güter und jedes Eigentumes, welches im 9 1 des 
Geſ. Nr. 354 ex 21 angeführt iſt, geltend gemacht werden, fallen unter 
das Geſetz v. 23. Juli 1919 Nr. 440, und es iſt im Hinblick darauf gem. 
§ 2 dieſes Geſetzes vorzugehen, ſoweit es ſich nicht um den Fall des 
§8 Abſ. 2 des Geſetzes 236/24 handelt. ObGer. Brünn . . 28711 


Zwangsvollſtreckung auf Grund reichsdeutſcher Verſäumnisurteile 
geht keine Vollſtreckungsklage voraus. Der Nachweis, daß die den 
Prozeß einleitende Verfügung zu eigenen Händen zugeſtellt ſei, iſt 
in ſchriftlicher Ausfertigung vorzulegen. Es genügt nicht die Beſchei⸗ 
nigung im Kontext des Schuldtitels, daß alſo geſchehen iſt. Die Be⸗ 
ſcheinigung auf dem Urteil, daß es rechtskräftig iſt, iſt nicht genügend 
zur Erfüllung der Vorſchrift des § 80 Ziff. 3 der Exekutionsordnung. 
ObGer. Brünn 2871? 


... 
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